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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Mag. Gratz, 
Zweiter Präsident Dr. Marga Hubinek, Drit­
ter Präsident Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Winsauer, Wimmersberger, Molte­
rer, Steinbauer, Leithenmayr, Dkfm. Löffler. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Herbert Fux, Dr. Lanner und Verzet­
nitsch. 

Bevor wir zur Fragestunde gelangen, 
gestatten Sie mir eine Mitteilung. Die über 
einen Vorgang in der gestrigen Fragestunde 
bestehenden unterschiedlichen Auffassungen 
wurden, wie dies in solchen Fällen Tradition 
ist, in der Präsidialkonferenz beraten. 

Nach diesem Meinungsaustausch in der 
Präsidialkonferenz möchte ich, ohne auf den 
konkreten Fall einzugehen und ohne inhaltli­
che Wertungen vorzunehmen, zwei Dinge 
außer Streit stellen: Unbestritten ist, daß die 
Feststellung, ob eine Zusatzfrage in inhaltli­
chem Zusammenhang mit der Hauptfrage 
steht, dem den Vorsitz führenden und gemäß 
§ 13 der Geschäftsordnung die parlamentari­
schen Verfahrensregeln handhabenden Präsi­
denten obliegt. 

Ebenso unbestritten ist aber, da auch dies 
ganz klar im § 92 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
zum Ausdruck gebracht ist, daß ein Regie­
rungsmitglied in der Fragestunde, wenn ihm 
die Beantwortung einer Anfrage nicht mög­
lich ist, davon unter Angabe des Grundes 
Abstand nehmen kann. 

Fragestunde 

Präsident: Ich beginne jetzt um 9 Uhr 02 
Minuten mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Dr. 
Pilz (Grüne) an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung. 

153/M 
In welcher Höhe sind im Budget 1988 Mittel für die 

Beschaffung von Lenkwaffen vorgesehen? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Lichal: Herr Abgeordneter! Im Budget 1988 ist 
kein eigener Ansatz für die sogenannten 
Gefechtsfeldlenkwaffen vorgesehen. Unter 
dem Ansatz 4680/103, Waffeninvestitionsauf­
wand, der 156,7 Millionen umfaßt, könnte 
aber diese Finanzierung vorgenommen wer­
den. 

Präsident: Wünscht der Herr Abgeordnete 
eine Zusatzfrage? - Ja, bitte. 

Abgeordneter Dr. Pilz: Herr Minister! Bei 
Ihnen braucht man relativ viele Zusatzfragen, 
weil Sie auch heute wieder offensichtlich 
nicht bereit sind, die Ihnen gestellte Frage zu 
beantworten. 

Ich habe Sie überhaupt nicht gefragt, ob Sie 
Mittel für Lenkwaffen in diesem Budget vor­
sehen, sondern ich habe Sie gefragt, in wel­
cher Höhe. Darf ich Ihnen erklären, was das 
heißt, "in welcher Höhe"? "In welcher Höhe" 
bezieht sich auf eine Summe Geldes, und Sie 
sollen versuchen ... (Abg. Dr. Sc h w im -
m er: Oberlehrer! Eine Frage!) 

Vielleicht lesen wir einmal gemeinsam die 
Frage - vielleicht kann man beide Mikro­
phone einschalten -: Anfrage des Abgeordne­
ten ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! Die Anfrage 
liegt schriftlich vor und ist nach der 
Geschäftsordnung niCht mündlich vorzutra­
gen. 

Abgeordneter Dr. Pilz (fortsetzend): Was 
soll ich machen, wenn der Minister Lesepro­
bleme hat? 

Also noch einmal - ich wiederhole meine 
Frage und vergeude damit eine Zusatzfrage; 
wahrscheinlich ist das Ihre Intention -: In 
welcher Höhe - Höhe! - sind Mittel für 
Lenkwaffen in diesem Budget vorgesehen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Lichal: Da ich mich der 
allgemeinen ,deutschen Umgangssprache 
befleißige, darf ich annehmen, daß Sie meine 
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Bundesminister Dr. Lichal 

Antwort auch richtig verstehen und mitbe­
kommen können, Herr Abgeordneter. 

Ich beantworte Ihre Frage und auch Ihre 
Zusatzfrage dahin gehend, daß es keinen eige­
nen Ansatz dafür und keine bestimmte 
Summe gibt, die für den Ankauf vorgesehen 
ist, weil im Jahre 1988 Erprobungen vorge­
nommen werden und kein exakter Betrag vor­
gesehen werden kann. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Pilz: Das heißt, Sie haben 
ein Budget erstellt, ohne eine gewisse Summe 
für einen darin enthaltenen Posten zu budge­
tieren. Das mag Ihnen glauben, wer will. 

Meine Frage möchte ich deswegen in eine 
andere Richtung lenken, wo Sie vielleicht 
bereit sind, eine Antwort zu geben. 

Ich möchte Sie dabei sehr genau auf das 
hinweisen, was Herr Präsident Gratz vorhin 
gesagt hat: daß Ihnen das Recht zur Verwei­
gerung der Antwort nur zusteht, wenn Ihnen 
die Antwort nicht möglich ist, und nicht, wenn 
Sie nicht antworten wollen. Insofern - das ist 
zum Glück heute klargestellt worden -
haben Sie gestern in denkwürdiger Art und 
Weise die Geschäftsordnung verletzt. (Abg. 
Dr. Er mac 0 r a: Frage! Er 5011 ja etwas fra­
gen!) Ich frage Sie in diesem Zusammenhang: 
Warum führen Sie im österreichischen Bun­
desheer Lenkwaffen ein angesichts der Situa­
tion, daß es zumindest auf informellem Weg 
Proteste einer Signatarmacht, nämlich der 
Sowjetunion, gegen die Einführung dieser 
Lenkwaffen gibt? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Lichal: Zuerst möchte 
ich die Unterstellung zurückweisen, daß ich 
die Geschäftsordnung des Nationalrates ver­
letze. Der Herr Präsident hat - das dürfte 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein - das 
Recht eines Regierungsmitgliedes, eine Ant­
wort zu verweigern, ausdrücklich bestätigt. 
Das ist auch in der Geschäftsordnung enthal­
ten. Zu Ihrer Zusatzfrage gebe ich die Ant­
wort: 1988. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Roppert. 

Abgeordneter Roppert (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Nachdem sich in der Öffentlichkeit 
nun auch langsam der Nebel lichtet, der über 
den beiden Begriffen "Raketen" und "Lenk­
waffen" liegt, wird immer deutlicher, daß die-

ses neue Waffensystem, das für das öster­
reichische Bundesheer in Form der Gefechts­
feldlenkwaffen vorgesehen ist, adäquat, so 
wie es im Landesverteidigungsplan steht, für 
unsere Raumverteidigung ist. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie aber: Ist 
von Ihrer Seite sichergestellt, vorgesorgt, daß 
diese Lenkwaffen der Landwehr zugeteilt 
werden können und daß sie in der Handha­
bung voll miliztauglich sind? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Der zweite Teil 
Ihrer Frage kann mit einem schlichten Ja 
beantwortet werden. Es müssen diese 
Gefechtsfeldlenkwaffen, bei denen es sich um 
ausgesprochene Defensivwaffen für die Pan­
zerabwehr und für die Fliegerabwehr handelt, 
miliztaugliche Geräte sein. Das muß sicherge­
stellt sein, und es kommen überhaupt nur sol­
che Waffentechnologien in Frage. 

Wir haben also nicht die Absicht, große 
mechanisierte Verbände damit auszurüsten 
und aufzubauen. Daß sie dort als Begleitwaf­
fen mitgeführt werden, liegt auf der Hand, 
aber es ist vornehmlich die Verteidigungs­
waffe für unsere Landwehr, die Verteidi­
gungswaffe für unser miliz artig strukturier­
tes Bundesheer im Notfall, im Verteidigungs­
fall. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Errnacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Ich finde es 
unerträglich, daß Dr. Pilz immer wieder die­
ses Mikrophon benützt, um seinen Wehrun­
willen in dieses Haus zu tragen und um das 
Feindbild Lichal in der Öffentlichkeit aufzu­
bauen. Ich persönlich als Verteidigungsspre­
cher der ÖVP lehne diese Interventionen ab. 

Ich möchte, Herr Bundesminister, die 
Frage stellen, ob Sie meinen, daß diese 
Gefechtsfeldlenkwaffen nach wie vor als Spe­
zialwaffen im Sinne des Staatsvertrages 
angesehen werden können. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Keineswegs. 
Ich glaube, es ist heute unbestritten, daß mit 
dem Staatsvertrag in diesem Zusammenhang 
überhaupt keine Probleme gegeben sind. Es 
handelt sich wirklich nur um miliztaugliche 
Waffensysteme mit einer maximalen Reich­
weite von 4 Kilometern. Sie können also für 

34. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 160

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 34. Sitzung - 5. November 1987 3931 

Bundesminister Dr. Lichal 

einen Angriff überhaupt nicht verwendet wer­
den. Das heißt, alle unsere Nachbarn, ein­
schließlich Liechtenstein, brauchen sich also, 
wenn wir mit solchen Waffen ausgerüstet 
sind, vor einem allfälligen Angriff nicht zu 
fürchten. Es handelt sich wirklich nur um 
eine Defensivwaffe, die es uns überhaupt erst 
ermöglicht, unsere völkerrechtliche Verpflich­
tung zu erfüllen, die uns aus dem Bekenntnis 
zur bewaffneten immerwährenden Neutrali­
tät erwächst. 

Ich glaube, das ist auch unbestritten, denn 
es gibt sogar Artikel beziehungsweise Zei­
tungsinterviews, in denen auch der dem mili­
tärischen Wehrgedanken abgeneigte Dr. Pilz 
diese Lenkwaffen als für unsere Miliz geeig­
net bezeichnet. Es gibt also keine rechtlichen 
und keine sachlichen Probleme, es gibt nur 
das Problem, daß wir so bald wie möglich 
unseren eigenen Soldaten Waffengleichheit 
und damit eine Überlebenschance einräumen 
müssen. 

Präsident: Dritte weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Mir ist schon klar, daß 
jemand, wenn er kein Interesse an einer wirk­
lichen militärischen Widerstandskraft Öster­
reichs hat, sich gegen die überall selbstver­
ständlichen Lenkwaffen ausspricht und bei 
seiner Aktion dagegen sogar das Ausland zu 
Hilfe rufen möchte. 

Meine Frage, die ich in dem Zusammen­
hang stellen möchte, weil ich weiß, daß das 
Lenkwaffenproblem in Österreich vielfach 
auf Mißverständnisse stößt: Ist Ihre Ankündi­
gung, daß 1988 mit der Beschaffung der Lenk­
waffen begonnen wird, eine mit der gesamten 
Bundesregierung akkordierte Maßnahme, ein 
akkordiertes Vorhaben, und haben Sie sicher­
gestellt, daß die Bundesregierung in ihrer 
Gesamtheit hinter dieser Ihrer Absicht steht? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Lichal: Der Landesver­
teidigungsrat hat einstimmig, also auch mit 
den Stimmen der Vertreter der grünen Orga­
nisationen, die Heeresgliederung 1987 
beschlossen. Diese Heeresgliederung 1987 
wurde einstimmig vom Ministerrat gutgehei­
ßen. In diese Heeresgliederung 1987 ist die 
Notwendigkeit der Anschaffung von Gefechts­
feldlenkwaffen, insbesondere Fliegerabwehr­
waffen, expressis verbis aufgenommen. Die 
Anschaffung selbst ist schon im Landesvertei­
digungsplan festgehalten, der wiederholt von 

den Regierungen zur Kenntnis genommen 
und gutgeheißen wurde. Damit ist Ihre Frage 
mit Ja zu beantworten, eben weil diese 
Beschlüsse vorliegen. 

Die Beschaffung für das Jahr 1988 bedeutet 
nicht eine großräumige Ausstattung, sondern 
einen Beginn mit Erprobungslosen, um über­
haupt feststellen zu können, welche Produkte 
für unser Bundesheer am besten geeignet 
sind. Es handelt sich also im Jahr 1988 um 
den grundsätzlichen Beginn der Ausstattung 
unseres Bundesheeres, aber nicht großräumig 
und großflächig, weil wir zuerst einige Vorbe­
dingungen abklären müssen. Dazu gehört 
ganz einfach, welches von den Produkten, 
deren es viele auf dem Weltmarkt gibt, für 
Österreich am besten geeignet ist. 

Präsident: Ich komme zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Kraft (ÖVP) an den Bundesmi­
nister für Landesverteidigung. 

131/M 
Welche Verbesserungen beabsichtigen Sie für die 

Stellung der Zeitsoldaten? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Lichal: Herr Abgeord­
neter Kraft! Zu Ihrer Anfrage bezüglich der 
Verbesserung der Stellung der Zeitsoldaten 
darf ich nochmals zusammenfassend feststel­
len: Es wurde schon gestern in verschiedenen 
anderen Anfragen dieses Thema behandelt. 
Ich darf noch einmal festhalten, welche Maß­
nahmen von mir vorgesehen sind beziehungs­
weise was auf diesem Gebiet schon realisiert 
werden konnte. 

Für die Zeitsoldaten soll es mit der 
44. ASVG-Novelle, die vorgestern im Minister­
rat verabschiedet und danach dem Hohen 
Hause zugeleitet wurde, die immer 
gewünschte freie Arztwahl für denjenigen 
Zeitsoldaten geben, der bereits länger als ein 
Jahr verpflichtet und im Bundesheer tätig ist. 
Das heißt also, daß er eigentlich aus dem Sta­
tus des außerordentlichen Präsenzdieners 
heraustritt und dann ebenfalls mit dem ASVG 
in die Sozialversicherung, in die Krankenver­
sicherung hineinfällt. Damit wird einem lang 
gehegten Wunsch dieser Personengruppe 
Rechnung getragen. 

Die 44. ASVG-Novelle sieht vor, daß nach 
ihrer Behandlung im Hohen Haus auch ein 
Inkrafttreten dieser Bestimmung am 1. Jän­
ner 1988 Platz greifen soll. Das wurde im Ein­
vernehmen mit dem Herrn Sozialminister 
Dallinger nun zum Abschluß gebracht. 
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Die Kosten wird allerdings das Landesver­
teidigungsressort zu tragen haben. Das 
möchte ich nur hinzufügen. Aber dazu erklä­
ren wir uns bereit, weil damit doch eine 
Selbstverständlichkeit in bezug auf den sozia­
len Status von Menschen hergestellt werden 
soll. 

Der zweite Punkt ist die Erweiterung der 
Soldatenvertretung zu einer der Personalver­
tretung oder den Betriebsräten adäquaten 
Vertretung für die Zeitsoldaten. Diese Vertre­
tungskörper werden angesiedelt werden bei 
den Behörden selbst, also bei den Divisions­
kommanden, beim. Militärkommando, bei der 
Zentrale, wie der Beirat, der bereits geschaf­
fen wurde. 

Es wird dann ein Ausschuß gewählt werden 
können, der aus sieben Personen besteht und 
der für das gesamte Bundesgebiet und für alle 
Probleme der Zeitsoldaten zuständig ist. Die­
ser Ausschuß soll der Gesprächspartner des 
Bundesministers sein. Damit wird eine Orga­
nisationsform geschaffen, die praktisch dem 
Zentralausschuß bei der Personalvertretung 
oder, wenn man will, auch der Bundessektion 
im gewerkschaftlichen Bereich, die aber 
natürlich beide davon unberührt bleiben, ent­
spricht. Damit wird dem Wunsche der Zeitsol­
daten Rechnung getragen. 

Das Modell ist fertig. Ich habe es in zwei 
Tagungen - einmal im Westen in Salzburg 
und einmal in Wien für die östlichen Bundes­
länder und für die Steiermark - auch den 
Zeitsoldaten vorgestellt. Sie sind mit einer 
solchen Regelung höchst zufrieden. Ich 
glaube, daß es mit dieser Vertretung doch 
möglich sein wird, einige Probleme der Zeit­
soldaten zu lösen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß am 
1. Juli 1987 eine Erhöhung der Monatsprämie 
von 5,4 Prozent stattgefunden hat. Das liegt 
zugegebenermaßen über den sonstigen 
Abschlüssen, es ist aber ein gewisses Nach­
ziehverfahren notwendig gewesen. 

Ich möchte auch gerne, daß die Zeitordnung 
für den Zeitsoldaten neu überdacht wird, 
damit er nicht vielleicht in seiner zeitlichen 
Beanspruchung gegenüber jemand anderem 
ausgenützt wird, denn es gibt ja bei ihm keine 
Überstundenabgeltung, sondern es ist in sei­
ner Prämie alles enthalten. 

Ich möchte Überlegungen auch dahin 
gehend anstellen, ob man den Verpflichtungs­
zeitraum nicht von 10 auf 15 Jahre verlängern 

könnte, weil unsere Altersstruktur das doch 
erfordern würde. 

Ein wesentlicher Punkt ist, daß ich versu­
che - in meinem Ressort ist es schon gesche­
hen -, auch dem Zeitsoldaten bevorzugt die 
Möglichkeit einzuräumen, in den Bundes­
dienst aufgenommen zu werden. Das heißt, 
daß in unseren Kriterien für die Aufnahme 
eines Bewerbers im Bereiche der Landesver­
teidigung neben der Qualüikation, neben der 
Ausbildung, neben dem sozialen Status, den 
jemand hat, die Tatsache, daß jemand als 
Zeitsoldat verpflichtet gewesen ist, besonders 
zu berücksichtigen ist. 

Es handelt sich da um eine Personen­
gruppe, die zwischen dem 20. und 30. Lebens­
jahr angesiedelt ist. In dieser Zeit erfolgt die 
Planung der Familie und der beruflichen Kar­
riere. Daher haben wir die Verpflichtung, all 
jenen, die nicht in die Wirtschaft zurückge­
hen, beziehungsweise dort einen Posten fin­
den, die Möglichkeit einzuräumen, im öffentli­
chen Dienst Verwendung zu finden. 

Überdies handelt es sich bei diesen Perso­
nen um bestqualifizierte, ausgebildete Solda­
ten, die sich vielfach schon auf freien Plan­
stellen befinden, die dort die Tätigkeit, die mit 
der Planstelle verbunden ist, ausüben, und 
daher besteht bei den Kommandanten größ­
tes Interesse, daß qualifiziertes Personal auf­
genommen wird und uns auch verbleibt. 

Ich versuche, die derzeitige Entwicklung 
umzudrehen, wonach die qualifiziertesten 
Zeitsoldaten, die keine Chance haben, in den 
öffentlichen Dienst aufgenommen zu werden, 
ganz einfach gezwungen sind, in andere Wirt­
schaftszweige abzuwandern. 

Eine solche Tatsache ist vom Ausleseprin­
zip her sicher nicht wünschenswert. Es wäre 
vorteilhaft, wenn das Bundesheer sich die am 
besten qualifizierten Leute auf diesem Gebiet 
holen könnte. Sie sind ja hauptsächlich im 
Ausbildungssektor tätig. 

Nun habe ich gestern bereits erklärt, daß 
ich über meine Bestrebungen hinaus auch 
schon mit den Ländern Kontakt aufgenom­
men habe. In einer Art. 15 a-Vertrag mit den 
Ländern soll versucht werden, dieses Modell, 
den Zeitsoldaten bevorzugt aufzunehmen, im 
Landesdienst einzuführen. Es wird am 
27. November eine entsprechende Vereinba­
rung in Salzburg mit dem Salzburger Landes­
hauptmann erfolgen. Ich habe die Zusage von 
Niederösterreich, und auch Vorarlberg hat 
sich bereits positiv geäußert. 
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Einige Länder haben sicher Schwierigkei­
ten infolge der etwas unerfreulichen Lage auf 
dem verstaatlichten Sektor mit den vielen 
Bewerbern für den Landesdienst. Ich glaube, 
in Oberösterreich, in Ihrem Land, sind es an 
die 10000 Bewerber für den Landesdienst. Ich 
sehe ein, daß eine Bevorzugung einer weite­
ren Personengruppe schwer zu vertreten ist, 
wenn es dort einen solchen Ansturm auf den 
Landesdienst gibt. 

Weiters möchte ich das ausdehnen auf 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Ich habe 
mich gestern schon aufgrund der Anfragen 
von Herrn Abgeordneten Roppert bereit 
erklärt, auch mit den Partnern des Bundes­
heeres Kontakt aufzunehmen, damit auch sie 
die Möglichkeit schaffen, daß diese jungen 
Leute in Zukunft eine Existenz haben. 

Sie sehen also, Herr Abgeordneter, eine 
ganze Palette von Problemen konnte ich doch 
in diesen neun Monaten schon einer Erledi­
gung zuführen, beziehungsweise stehen sie 
vor der Erledigung, wenn man die ASVG­
Novelle dazuzählen darf. Ich hoffe, daß dann 
mit dem Jahr 1988 die drückendsten Anliegen 
der Zeitsoldaten gelöst sein werden. 

Präsident: Der Herr Abgeordnete wünscht 
eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kraft: Herr Bundesminister! 
Zunächst bewundere ich Ihre Gelassenheit, 
mit der Sie der bewußten Provokation des 
Wehrzersetzers und Bundesheerhassers Pilz 
begegnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu meiner Zusatzfrage: Als wir das Wehr­
rechtsänderungsgesetz beschlossen und 
damit den neuen Typus eines Soldaten, näm­
lich des Zeitsoldaten, geschaffen haben, wuß­
ten wir natürlich, daß damit Anfangsschwie­
rigkeiten verbunden sind, daß diese Entwick­
lung noch in den Kinderschuhen steckt und 
daß es hier sicherlich zu mancher Kritik kom­
men wird. Wie sehr wir auch damals schon 
bei der Debatte im Ausschuß und hier im 
Haus auf manche Punkte hingewiesen haben, 
die anderen Fraktionen waren damals nicht 
bereit, darauf einzugehen. 

Es ist erfreulich, daß Sie jetzt dabei sind, 
die Schwächen dieser an sich guten Einrich­
tung zu beseitigen und diese Einrichtung des 
Zeitsoldaten wirklich zu einem brauchbaren 
und für das Bundesheer guten Instrumenta-. 
rium zu machen. 

Ich darf Sie fragen, Herr Bundesminister: 
Wie war denn in den letzten Jahren oder 

zumindest in Ihrer Amtszeit die Entwicklung 
bei den Zeitsoldaten, ist ihre Zahl wesentlich 
höher geworden, ist sie gleich geblieben oder 
zurückgegangen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Das Ziel konnte 
nicht erreicht werden. Wir haben den Stand, 
der vorgesehen ist, nicht erreicht. Das ist 
insoferne nicht günstig, als ja gerade diese 
Personengruppe im Ausbildungsprozeß tätig 
sein soll und aufgrund der Schaffung des Zeit­
soldaten - das war schon vor meiner Zeit -
Planstellen zurückgegeben wurden oder auf 
Planstellen des Kaderpersonals verzichtet 
wurde, und zwar auf 1000 Planstellen. 

Als Äquivalent - so hat es geheißen - soll­
ten dann 10 000 Zeitsoldaten kommen. Wir 
haben aber den Stand von 10 000 nicht 
erreicht. Vielleicht werden diese Maßnahmen 
dazu beitragen, daß es in Zukunft doch für 
viele junge Menschen attraktiver sein wird, 
sich als Zeitsoldaten beim Bundesheer zu ver­
pflichten. 

Bisher war es so, daß viele das als Über­
gangslösung gewählt haben, weil sie in der 
Wirtschaft nicht untergekommen sind und 
keinen Posten gefunden haben. Sie betrachte­
ten das als Übergangszeit, um später dann 
wieder wegzugehen. 

Die Nachteile habe ich aufgezeigt: Die Zeit­
soldaten werden von uns ausgebildet und sind 
dann bestqualifiziert, haben auch auf dem 
Gebiete der Menschenführung wesentliche 
Erfahrungen, die ein anderer gar nicht 
besitzt, der in irgendeiner beruflichen Lauf­
bahn neu beginnt. Sie sind daher sehr begehrt 
und auch von der Wirtschaft anerkannt. Das 
heißt also, wir müssen danach trachten, das 
Kontingent zu erreichen, damit wir den 
Abfall, den wir durch die Planstellen erlitten 
haben, ausgleichen können. 

Präsident: Herr Abgeordneter Kraft, eine 
zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Kraft: Ein wesentliches 
Anliegen der Zeitsoldaten war und ist die 
sogenannte Anschlußversorgung, das heißt 
der Beruf nach dem Verpflichtungszeitraum. 
Ein Vorschlag von mir, den ich damals vorge­
tragen habe und auch heute immer wieder 
vortrage, ist das sogenannte Soldatenein­
oder -anstellungsgesetz. Herr Bundesmini­
ster! Darf ich Sie fragen: Was halten Sie von 
diesem Vorschlag betreffend ein Soldatenan­
stellungsgesetz? 
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Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Lichal: Herr Abgeord­
neter! Dieser Vorschlag ist sicher diskussions­
würdig und vielleicht sogar in Ansätzen jetzt 
schon in den Maßnahmen enthalten. Nur han­
delt es sich nicht um ein Gesetz, sondern es 
handelt sich um die Weisung des Ministers, 
daß bei dem Beirat, der ab 1. Juli zur Objekti­
vierung der Personalaufnahme im öffentli­
chen Dienst in meinem Bereich geschaffen 
wurde, besonders auf die Tatsache, daß 
jemand schon als Zeitsoldat verpflichtet war, 
Rücksicht genommen werden soll. 

Wenn man das ausdehnen kann - die 
Regierung hat ja im Koalitionsübereinkom­
men eine solche Objektivierung auch vorgese­
hen -, wenn man also diese Vorstellungen 
auch in andere Ressorts hineinbringen oder 
generalisieren kann, wenn man Länder mit 
einbeziehen kann, wenn es auch gelingt, 
Gemeindeverbände und Gemeinden mit ein­
zubeziehen, dann kommt das dem Geist nach 
einem Soldateneinstellungsgesetz, nicht mit 
Zwangsvorschrift, aber doch mit Erleichte­
rungen, eigentlich gleich, ohne selbst ein Sol­
dateneinstellungsgesetz zu sein. Aber das hat 
es auch schon einmal gegeben. 

Ein solcher Ausbau, eine solche Überlegung 
ist sicher diskussionswürdig, weil diese Leute 
eine exzellente Ausbildung erfahren haben, 
die man dann im öffentlichen Dienst in den 
verschiedensten Bereichen ja auch verwerten 
kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager . 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Ein Problem bei den 
Zeitsoldaten, das über die vom Kollegen Kraft 
zu Recht als Anfangsschwierigkeiten bezeich­
neten sozialen und beruflichen Probleme hin­
ausgeht, ist das Wohnungsproblem. 

Bei Kasernenbesuchen konnte ich und 
kann ich immer wieder feststellen, daß Quar­
tiere für Zeitsoldaten entweder überhaupt 
nicht vorhanden sind oder daß die Zeitsolda­
ten in sehr großer Zahl in einem Raum 
zusammengedrängt sind. Ein Problem, das an 
sich natürlich primär das Bautenressort des 
Ministers Graf angeht. 

Meine Frage: Wie stehen Sie zu der Initia­
tive, daß für die Zeitsoldaten Wohnquartiere 
geschaffen werden, die speziell auf die 
Bedürfnisse, was die Größe des Raums und 
vor allem was die Zeit der Wohnungsbenüt-

zung für einen Zeitsoldaten betrifft, abge­
stimmt sind? Wie stehen Sie zu der Initiative, 
ein spezielles Wohnbauprogramm für Zeitsol­
daten in der Nähe von Kasernen zu schaffen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Herr Abgeord­
neter Dr. Frischenschlager: Positiv! Ich wurde 
mit dem Problem konfrontiert. Es gibt aber 
hier das rechtliche Problem bei der Natural­
wohnung und bei den anderen Wohnraumbe­
schaffungsaktionen für das Kaderpersonal. 
Die Situation ist halt in Österreich so, daß 
man dann oft den Rechtsweg beschreiten 
muß und das auch nicht geht. Was ist mit dem 
Zeitsoldaten, wenn er nicht mehr beim Bun­
desheer ist, sondern in der Privatwirtschaft?" 

Ich glaube, daß man tatsächlich überlegen 
sollte, hier eine eigene Möglichkeit zu schaf­
fen, die dann aber wirklich an den Zeitraum 
der Diensttätigkeit beim Bundesheer gebun­
den sein müßte, denn sonst würde man sich 
das gleiche Problem schaffen wie bei anderen 
Wohnungen. 

Aber mir ist dieses Problem bewußt, und 
ich hoffe, daß ich das mit dem von mir bereits 
genannten Siebener-Ausschuß der Zeitsolda­
ten, der ab Jänner dann stehen wird, auch dis­
kutieren und im nächsten Jahr entsprechende 
Maßnahmen zumindest beginnen kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Hofmann. 

Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Mini­
ster! Sie haben heute schon eine Schwach­
stelle angesprochen, und zwar daß diese Zahl 
von 10 000 Zeitsoldaten nicht erreicht werden 
konnte, weil vor allem immer wieder qualifi­
zierte Zeitsoldaten die Tätigkeit im Heer als 
Übergangslösung ansehen und wieder in die 
Privatwirtschaft abwandern. Jetzt nimmt 
aber gerade, nachdem mit Ende des Jahres 
das vierte Jahr der Zeitsoldaten ausläuft, die 
Unsicherheit zu: Komme ich im öffentlichen 
Dienst, komme ich beim Heer unter oder 
nicht? Sie haben das heute schon kurz ange­
sprochen. 

Die Soldaten müssen sich aber in absehba­
rer Zeit darüber klar werden, ob sie eine 
berufliche Ausbildung im Rahmen des Heeres 
einschlagen oder ob sie Chancen haben, über­
nommen zu werden. Gibt es in diese Richtung 
bereits Überlegungen oder konkrete Vorstel­
lungen, wie viele Zeitsoldaten übernommen 
werden können und ob sie vor allem rechtzei­
tig in Kenntnis gesetzt werden, daß sie Chan­
cen haben? 
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Präsident 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Liehal: Die Zahl der 
Möglichkeiten kann ich Ihnen jetzt noch nicht 
definitiv sagen. Es kommt auch darauf an, 
wie viele Planstellen dann immer zur Beset­
zung gelangen. Das ist heute noch nicht für 
die kommenden Jahre festgelegt, sondern nur 
für das Jahr 1988. Im Jahr 1988 kann aber 
dem Zeitsoldaten noch kein Versprechen 
gegeben werden, weil es ja noch nicht zur 
Übernahme kommen kann im Hinblick auf 
die Tatsache, daß erst vier Jahre seit der Ver­
pflichtung vergangen sind, der Zeitsoldat sich 
aber auf zehn Jahre verpflichtet hat und das 
letzte Drittel für seine berufliche Ausbildung 
verwenden kann. 

Ich bin aber vollkommen Ihrer Meinung, 
wenn Sie zum Ausdruck bringen, daß gerade 
dieser junge Mensch eine Familienplanung; 
eine Karriereplanung, eine Berufsplanung 
vornehmen muß. Ich glaube, die Ansätze sind 
jetzt gegeben, wenn ein Zeitsoldat, der qualifi­
ziert ist, der schon auf der Planstelle sitzt, 
sich interessiert zeigt am Verbleib im Bundes­
heer und wenn auch sein Kommandant der 
Meinung ist, daß der Zeitsoldat für diese 
Tätigkeit bestens geeignet ist, daß dann doch 
schon eine gewisse Vorausschau möglich ist, 
ohne aber ein definitives Versprechen abzuge­
ben. 

Bis jetzt war gar nichts möglich. Daher ist 
das sicher ein Schritt zur Sicherheit des ein­
zelnen, ein Beitrag für seine Berufsplanung, 
den wir jetzt leisten können. 

Ich bin mir bewußt, daß das natürlich noch 
nicht ad hoc greift und alle voll befriedigt, 
aber im Laufe des Jahres 1988 wird sich das 
immer mehr verstärken, man wird schon 
einen Vorausblick auf das Jahr 1989 und viel­
leicht auf die. neunziger Jahre haben, und 
dann kommt der Zeitpunkt, zu dem die Über­
nahme überhaupt erst denkbar ist. So könnte 
ich mir vorstellen, daß doch einige, wenn sie 
sich entsprechend qualifizieren, dann auch 
die Chance haben und wissen, daß sie diese 
Chance haben, beim Bundesheer zu verblei­
ben. Das haben sie derzeit leider in keiner 
Weise, und das führt natürlich in diesem Per­
sonenkreis zu einer starken Verunsicherung. 

Präsident: Ich komme zur 3. Anfrage: Abge­
ordneter Dr. Ermacora (ÖVP) an den Bundes­
minister für Landesverteidigung. 

132/M 
Welche Reformen beabsichtigen Sie zur Verbesse­

rung der Ausbildung? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Liehal: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Professor Ermacora! Ich 
habe eine ganze Liste über Ausbildungsvorha­
ben im Hinblick auf die Verbesserung der 
Ausbildung. Darf ich das heute vielleicht 
etwas kursorischer gestalten. 

Ich glaube, die Ausbildung gehört ständig 
einem Nachdenkprozeß unterworfen. Man 
kann nie sagen: Jetzt ist die Ausbildung opti­
mal, und damit sind wir zufrieden. Daher lau­
fen auch jetzt schon wieder einige Pilotversu­
ehe, diese Ausbildung zu ändern, sie zu ver­
bessern. 

Denn was bedeutet Ausbildung - vielleicht 
darf ich das vorausschicken -? Ausbildung 
bedeutet ja nicht, daß der einzelne Grund­
wehrdiener , der Soldat, nur "karniefelt" und 
gedrillt wird, sondern Ausbildung bedeutet, 
daß er im Ernstfall eine Überlebenschance 
hat. Die Ausbildung erfolgt also nicht für den 
Ausbildner, so wie man in der Schule nicht 
für den Lehrer lernt, sondern die Ausbildung 
erfolgt schlicht und einfach für den Soldaten 
selbst. 

Jetzt ergibt sich daraus natürlich für uns 
die politische Verantwortung, die Ausbildung 
ständig zu überdenken. 

Herr Professor Dr. Ermacora! In der letzten 
Zeit hat sich herausgestellt, daß das 8-0-Prin­
zip zum Beispiel in einem milizartigen Heer 
uns den Soldaten dann gar nicht mehr zur 
Verfügung läßt und er überdies in einer 
8-Monate-Dienstverpflichtung natürlich mehr 
Leerläufe zu erleben hat. Das ist immer so, 
wenn er nicht in einer kürzeren Ausbildung 
steht und daher straffer ausgebildet wird. 

Ich habe auch versucht, mit jungen Leuten 
über diese Frage zu diskutieren, und habe 
wirklich eindeutig feststellen können, daß vor 
allem solche junge Leute, die schon in der 
Vergangenheit ihre acht Monate abgeleistet 
haben, objektiv erklären: Wenn sie gefordert 
sind, wenn es eine echte einsatzbezogene Aus­
bildung gibt, dann wird das anerkannt, auch 
wenn die Ausbildung in dem Moment, indem 
man sie durchmacht, nicht immer erfreulich 
bewertet wird, weil sich ja schon im Hinblick 
auf die Witterungsverhältnisse oft Unerfreuli­
ches ergibt. Natürlich entsteht dann aber 
doch der Eindruck: Ich habe etwas getan für 
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mich selbst, weil ich im Notfall entsprechend 
operieren kann. Daher müssen wir das über­
denken. 

Herr Abgeordneter! Es läuft ein Pilotpro­
jekt, wo das 8-0- und das 6-2-Prinzip als 
7-1-Prinzip angelegt wird, daß man also eine 
längere Ausbildungszeit als sechs Monate 
hat, aber zum Teil auch noch die Soldaten in 
der Übung zur Verfügung hat. 

Jetzt komme ich zum eigentlichen Kern die­
ser gesamten Präambel; ich werde es näch­
stes Jahr vielleicht vollständig vorlegen kön­
nen. Es besteht die Notwendigkeit einer Ent­
lastung der Truppenkörper, insbesondere der 
Landwehrstammregimenter. Ein ökonomi­
scher Ablauf und Einsparungen sollen statt­
finden, Ausbildungsabläufe und Ausbildungs­
organisationen sollen verbessert werden. 

Ich könnte mir sogar vorstellen - aber das 
ist noch nicht ausgereift, es wird noch disku­
tiert - eine Verkürzung der Grundausbil­
dung, eine Straffung, aber Verkürzung der 
Grundausbildung, sodaß der betreffende Sol­
dat vielleicht schon nach vier Wochen an der 
Waffe ausgebildet werden kann und daß er 
dann nach zehn Wochen schon im Verband 
ausgebildet werden kann. 

Ich könnte mir vorstellen, daß es hier keine 
so direkte Trennung gibt, sondern daß die 
Gruppe, die im Notfall zum Einsatz kommt, 
auch gemeinsam ausgebildet wird. Es würde 
auch das Zusammengehörigkeitsgefühl dieser 
Gruppe - nehmen wir jetzt die Artillerie her 
- natürlich wesentlich stärken, wenn diese 
Gruppe von der Grundausbildung bis zur Ver­
bandsübung immer mit ihrem Geschütz dabei 
ist und lernt, mit einem Geschütz umzugehen. 

Herr Abgeordneter! Ich möchte auch nicht 
verhehlen, daß auch die Ausbildung der Ein­
jährig Freiwilligen zu überdenken ist und daß 
wir auch Anstrengungen unternehmen müs­
sen, um einen besseren Übergang für die Offi­
ziersausbildung zum Beispiel in der Theresia­
nischen Militärakademie herzustellen. 

Das heißt also, die gesamte Ausbildung 
wird bis zum Jahre 1988 noch einmal nach 
einer besseren Effizienz untersucht, mit Pilot­
projekten untermauert, und ich hoffe, daß wir 
bis zum Frühjahr oder bis zum Sommer 1988 
vielleicht sogar schon Ausbildungsmodelle 
zur Diskussion vorlegen können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Herr Abgeord-
neter, bitte. . 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Ich danke dem 
Herrn Minister für diese sehr ausführliche 
Darstellung seiner Projekte. Ich möchte aber 
hinzufügen, daß natürlich die Ausbildung, die 
Güte der Ausbildung, ganz entscheidend von 
jenen abhängt, die auszubilden haben, das 
heißt vom Kaderpersonal. Hier haben Sie ein 
gewisses Erbe übernommen, das nicht immer 
als beglückend anzusehen ist. 

Ich möchte an Sie die Frage richten, wie Sie 
die Einjährig-Freiwilligen-Ausbildung neu 
ordnen wollen, und ich möchte Sie zweitens 
fragen, wie Sie die Ausbildung der Unteroffi­
ziere an das Konzept der Heeresgliederung 
1987 anpassen wollen. 

. Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Ich darf mit der 
Beantwortung der zweiten Frage beginnen, 
mit der Unteroffiziersausbildung: Anhebung 
des Niveaus durch eine qualitative Verbesse­
rung, aufgabenbezogene Zuordnung der Aus­
bildung an Waffenschulen, Entlastung der 
Landwehrstammregimenter , allgemeine UO­
Ausbildung an der dafür zuständigen Schule. 
Überdies wurde die UO-Ausbildung schon im 
Jahre 1983 einer Neuordnung zugeführt. 

Besonderes Augenmerk wird aber auf die 
Führungsmethodik-Ausbildung zu legen sein. 
Das wird einen großen Stellenwert in der 
Zukunft beinhalten. 

Zur Einjährig-Freiwilligen-Ausbildung: pra­
xisbezogene Tätigkeiten als praktische Aus­
bildner; das habe ich noch nicht gesagt. Das 
heißt, daß auch der EF eine Truppe führen 
sollte. Auch hier ist eine Arbeitsgruppe schon 
ins Leben gerufen worden, die den Ausbil­
dungsablauf, die Organisation und die prakti­
sche Führungsausbildung sowie noch einmal 
die Truppenverwendung zum Inhalt hat. Bei 
den EF sollte doch auch eine Truppenverwen­
dung Platz greifen, damit der junge Mensch, 
wenn er seine Offiziers ausbildung antritt, auf 
diesem Gebiet schon Erfahrungen hat. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
minister! Die miliz artige Struktur des Heeres 
steht und fällt in ihrer Effektivität mit der 
Ausbildung des sogenannten Milizoffiziers 
und des Unteroffiziers im Milizbereich, das 
heißt also mit der Ausbildung während einer 
Zeit, in der der Milizoffizier und der Milizun­
teroffizier der Grundausbildung sozusagen 
den Rücken gekehrt haben. 
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Was werden Sie vorsehen, um diese Ausbil­
dung zu verbessern? Wir mußten ja in den 
Großübungen erfahren, daß da und dort Miliz­
offiziere nicht so ausgebildet waren, daß sie 
imstande gewesen wären, größere Einheiten 
entsprechend ihrer Aufgabe zu führen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Ich glaube, wir 
werden danach trachten müssen, daß der 
Milizoffizier, der Milizunteroffizier, der Mili­
zionär uns auch bei Übungen zur Verfügung 
stehen. Das wird eines der größten Probleme, 
weil die Ausbildung selbst ja im luftleeren 
Raum ist. Die Übung soll in Zukunft nicht zu 
kurz gestaltet werden, weil ja ein Anlauf not­
wendig ist und eine Übung einen Sinn eigent­
lich erst ab drei Tagen hat. Alles andere wird 
j~ nur durch organisatorische Vorbereitungen 
oder Nachbereitungen aufgefressen. 

Daß also auch in der Zeit, in der der Soldat 
nicht zur Verfügung steht, eine Weiterbildung 
erfolgt, das wird in der Arbeitsgruppe erarbei­
tet. 

Wesentlich - noch einmal - ist aber, daß 
uns jeder dieser Personenkreise auch bei 
Übungen zur Verfügung steht, und das ist lei­
der Gottes heute doch nicht immer der Fall, 
weil jeder Mensch sich natürlich auch seinen 
Militärdienst und seine Übungen nach seinen 
persönlichen Überlegungen gestalten möchte. 

Es gibt auf diesem Gebiet ja auch von 
Ihnen, meine Damen und Herren Abgeordne­
ten, vielfache Wünsche und Interventionen. In 
Zukunft müssen wir da vielleicht sogar ein 
bißehen weniger großzügig sein, weil ja auch 
das Aufkommen an Wehrpflichtigen geringer 
wird. Es kann meines Erachtens die Übung 
straff und sinnvoll nur dann durchgeführt 
werden, wenn auch der Personenkreis zur 
Gänze zur Verfügung steht, der bei dieser 
Übung anwesend sein soll. 

Noch einmal abschließend zu Ihrer Frage: 
Die Arbeitsgruppe wird sich damit befassen 
und, ich hoffe, bis zum Frühjahr oder Som­
mer 1988 eine komplette Ausbildungsüberle­
gung vorlegen können. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Sie wissen so gut wie wir alle, daß 
die negativsten Kritiken am Bundesheer von 
den Abrüstenden kommen, und da hauptsäch­
lich von den Acht-Monate-Durchdienern mit 

dem Argument Leerlauf. Dieser Leerlauf 
rührt meist aus einer fehlenden Motivation 
beziehungsweise fehlenden geistigen Unter­
lage während des Wehrdienstes her, also 
einer fehlenden staatsbürgerlichen Aufklä­
rung und Erziehung. Der EF-Soldat, die Aus­
bildung der Einjährig Freiwilligen - das weiß 
ich aus dem eigenen Familienkreis - unter­
scheidet sich da schon wesentlich: Jene Absol­
venten, die das durchgemacht haben, fühlen 
sich nicht so geprellt um ihre Zeit, sie sehen 
mehr Sinn im Heer. 

Deswegen meine ich, daß eine durchge­
hende körperliche Ertüchtigung, begleitet von 
einer durchgehenden geistigen Unterrichtung 
beziehungsweise Information über Sinn und 
Zweck einer wirklich ausgezeichneten Ausbil­
dung, für jeden einzelnen österreichischen 
Soldaten sehr wichtig ist. 

Können Sie sich vorstellen, Herr Minister, 
daß Sie einen Teil des Programms der EF-Sol­
daten, vor allem was die durchgehende kör­
perliche Ertüchtigung anbelangt, überneh­
men können in den Bereich der Sechs­
Monate-Diener unter gleichzeitiger Zurück­
drängung der Zahl der Acht-Monate-Durch­
diener, die sich geprellt fühlen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Herr Abgeord­
neter Probst! In Ihrer Frage sind sehr viele 
Probleme verpackt gewesen, die kann man 
gar nicht so kurz beantworten. Dabei gibt es 
das Problem der Acht-Monate-Diener, wobei 
wir die unterscheiden müssen von den soge­
nannten Systemerhaltern. Ich habe Acht­
Monate-Diener zum Beispiel bei der Panzer­
grenadierdivision auch, bei denen handelt es 
sich nicht nur um Systemerhalter, die wir 
natürlich auch brauchen. 

Ich kann diese Frage, ob ich das anstrebe, 
mit ja beantworten. Nur dort, wo wir sie brau­
chen, können wir sie nicht ersetzen durch 
Planstellen, weil die ja aufgegeben wurden; 
daher müssen wir die Systemerhalter auch in 
Zukunft haben. 

Wir brauchen auch sicherlich die 7-1- oder 
8-0-Diener - ich weiß nicht, was dabei her­
auskommt -, ich habe das vorhin gesagt. 

Die gänzliche Übernahme der körperlichen 
Ausbildung für den Grundwehrdiener ist 
nicht nur eine Zeitfrage, sondern ich gebe 
schon zu bedenken; daß nicht alle mit glei­
chen körperlichen Voraussetzungen zum Bun-
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desheer kommen. Am Anfang ist es eben 
schwierig, eine körperliche Gruppenausbil­
dung vorzunehmen, die für jeden etwas 
bringt: Es kommen Supersportler, für die ist 
alles zu langsam und zuwenig. Die sind des­
halb frustriert, denn sie möchten ein ordentli­
ches Training miterleben. Und es gibt andere, 
die halt nach einem 500 Meter-Lauf bereits 
umfallen. Das alles auf einen Nenner zu brin­
gen, ist eine so schwierige Aufgabe, daß man 
Wochen braucht, um konditionell halbwegs 
eine Gleichheit herzustellen. Aber auch dies­
bezüglich werden Überlegungen angestellt. 
Ich persönlich meine: Soldat sein, heißt auch 
fit sein. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage: Herr Abge­
ordneter Fister. 

Abgeordneter Fister (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Sie haben in Ihrer 
ersten Antwort vom Modell 7-1 gesprochen. 
Sie wissen, daß ich diesem Modell sehr 
zuneige, weil es auf dem Arbeitsmarkt für die 
jungen Leute gewisse Erleichterungen brin­
gen kann. 

Es gibt auf dem Gebiet 7-1 Modellversuche. 
Wie man hört, laufen sie sehr gut. 

Darf man annehmen, daß mit dem Modell 
7-1 in der Ausbildung mehr Möglichkeit gebo­
ten wird, im Verband zu üben, und darf man 
annehmen, daß das Modell 7 -1 auch die 
Chance bietet, die Ausbildung zu verbessern? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Lichal: Die Zielsetzung 
der Pilotversuche ist es selbstverständlich, die 
Ausbildung zu verbessern, die Motivation 
anzuheben, für den einzelnen mehr zu schaf­
fen, ohne die Notwendigkeiten eines ständi­
gen Betriebes, zum Beispiel auch der Bereit­
schaftstruppe, aufzugeben. Das ist die einzige 
Schwierigkeit. Sonst könnte man ja vorbe­
haltslos allen diesen Modellen zustimmen, 
weil sie sich, wie Sie sagen, tatsächlich schon 
bewährt haben. 

Ich glaube, so etwas Ähnliches werden wir 
sicher realisieren. Ich möchte mich aber 
heute diesbezüglich noch nicht präjudizieren. 

Präsident: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und 
Familie 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage: 

Herr Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ) 
an die Frau Minister. 

143/M 
Wer oder was verhindert das Zustandekommen einer 

Regierungsvorlage zum Abfallvermeidungsgesetz, 
obwohl Sie dieses der Öffentlichkeit bereits vorgestellt 
haben? 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie Dr. Marilies Flemming: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Die Entsorgung der 
ständig anwachsenden Abfallmengen bela­
sten erheblich die Umwelt, da dieser Abfall 
entweder deponiert oder verbrannt werden 
muß. Den Anfall des Abfalls überhaupt zu ver­
meiden, muß daher ein Anliegen von höchster 
Priorität sein. 

Im Arbeitsübereinkommen zwischen der 
Sozialistischen Partei Österreichs und der 
Österreichischen Volkspartei über die Bil­
dung einer gemeinsamen Bundesregierung 
wurde daher die Schaffung eines Abfallver­
meidungsgesetzes auf der Basis der derzeiti­
gen Verfassungslage vereinbart. 

Ich habe auf der Basis der geltenden Ver­
fassungslage den Entwurf eines Abfallvermei­
dungsgesetzes Ende Mai dieses Jahres in das 
Begutachtungsverfahren ausgesendet. Bei 
der derzeitigen Verfassungslage konnte die­
ser Entwurf nur gewerbliche Nebenpflichten 
statuieren, die müllvermindernd sind und 
eine separate Einsammlung von gefährlichen 
Sonderabfällen, die normalerweise im Haus­
halt anfallen, ermöglichen. 

Das Begutachtungsverfahren hat schon 
sehr viele Ergebnisse gebracht, und es ist hie­
bei festzuhalten, daß die Idee der Schaffung 
von Abfallvermeidungsbestimmungen grund­
sätzlich von allen nachhaltig begrüßt wurde. 
Es wurde jedoch auch von fast allen, die Stel­
lungnahmen abgegeben haben, einhellig dar­
auf hingewiesen, daß die Schaffung eines 
umfassenden Abfallwirtschaftsgesetzes als 
der umfassendere und zielführendere Weg 
gewünscht wird. 

Dieses neue Abfallwirtschaftsgesetz soll 
erstens Vermeidungsbestimmungen, zweitens 
Verwertungsbestimmungen und letztlich Ent­
sorgungsbestimmungen enthalten. 

Ein derartiges Abfallwirtschaftsgesetz, wie 
es sich jetzt in etwa abzeichnet, soll eine 
Reihe von Verordnungsermächtigungen bein­
halten, um dann in gewissen Bereichen, in 
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denen keine Selbstbeschränkungen der Wirt­
schaft bestehen, die jedoch dringend erforder­
lich wären, auch Vermeidungsbestimmungen 
erlassen zu können. 

Sie wissen alle, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß die Schaffung eines 
derartigen umfassenden Abfallwirtschaftsge­
setzes jedoch eine Verfassungs änderung vor­
aussetzt. Das Bundeskanzleramt hat am 
8. Oktober dieses Jahres einen diesbezügli­
chenEntwurf einer Verfassungsnovelle in das 
Begutachtungsverfahren ausgesandt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage: Herr Abgeord­
neter Dr. Dillersberger. 

Abgeordneter Dr. Dillersberger: Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Ihren Ausfüh­
rungen entnehme ich, daß Ihr Anliegen, ein 
Abfallvermeidungsgesetz zu erlassen, 
gescheitert ist, daß die Verwirklichung dieses 
Versprechens in der Regierungserklärung 
beziehungsweise im Koalitionsübereinkom­
men in der von Ihnen beabsichtigten Form 
nicht möglich ist. 

Wir haben der "Presse" auch entnommen, 
daß Sie vom Bundesminister für wirtschaftli­
che Angelegenheiten eine vernichtende Kritik 
an Ihrem Gesetz einstecken mußten und daß 
jetzt eine sozialpartnerschaftliche Lösung 
gesucht wird. Das heißt also, daß dieses sehr 
wesentliche Problem, dieses gemeinsame 
Anliegen, das gestehe ich durchaus zu, auf die 
lange Bank geschoben wird. 

Ich frage Sie daher im Rahmen meiner 
ersten Zusatzfrage, ob Sie gleich mir der Auf­
fassung sind, daß der Herr Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten Robert 
Graf derzeit in Österreich der größte Verhin­
derer einer Verbesserung des Umweltschut­
zes ist. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Marilies Flemming: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Mit Kritik 
an meinen Gesetzen habe ich von allen Seiten 
zu rechnen, das war uns allen von vornherein 
klar, denn dem einen werde ich zuwenig tun 
und dem anderen zuviel. 

Das Leben eines Umweltministers - ich 
teile hier das Schicksal mit meinen Vorgän­
gern ~ wird immer darin bestehen, von allen 
Seiten kritisiert zu werden, mit Ausnahme 
der Bevölkerung, deren Interesse ich allein zu 
vertreten habe. Und das werde ich nach allen 
Seiten tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sehe keinesfalls den sehr geehrten 
Herrn Kollegen Minister Graf als den Verhin­
derer an, sondern er hat bestimmte Interes­
sen zu vertreten. Das ist sein gutes Recht und 
seine Pflicht. Wir sind in einem ständigen 
fruchtbaren Dialog miteinander, ebenso 
fruchtbar, wie ich hoffe, es mit Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
Opposition, sein zu können. - Danke schön. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Dillersberger: Sehr 
geehrte Frau Bundesminister, Ihre Partei­
treue in Ehren. Aber wenn Sie heute dem Par­
lament sagen, Sie stünden in einem fruchtba­
ren Dialog mit Ihrem Regierungskollegen 
Robert Graf, dann höre ich aus dem Audito­
rium schon, daß es eher ein furchtbarer Dia­
log ist. 

Ich darf Sie doch daran erinnern - und 
damit bei Graf bleiben -, daß Sie ein soge­
nanntes Umweltschutzgesetz präsentiert 
haben, das kein Umweltschutzgesetz ist, son­
dern nur ein Luftreinhaltegesetz, das aber 
Ihrer Auffassung nach und nach dem, was Sie 
der Öffentlichkeit präsentiert haben, bereits 
mit dem Minister Graf abgesprochen war. 

Da ich Ihnen größte Wahrhaftigkeit zuge­
stehe, darf ich Sie fragen, wie es zu erklären 
ist, daß unmittelbar nach Ihrer Pressekonfe­
renz der erwähnte Herr Bundesminister Graf, 
mit dem Sie in fruchtbarem Dialog stehen, 
sagte, daß Sie mit ihm nicht gesprochen hät­
ten. 

Ich möchte mich nun nicht jener Worte 
bedienen, deren sich die Regierungsbank 
gegenüber der Opposition zu bedienen 
beliebt, ich möchte Sie nur fragen: Wer sagt 
denn hier die Wahrheit, Frau Bundesmini­
ster? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Marilies Flemming: 
Werter Herr Abgeordneter! Furchtbare 
Gespräche können ja absolut auch zu frucht­
baren Gesprächen werden. 

Im übrigen möchte ich dieses eine Mißver­
ständnis gerne aufklären. Es waren bei mei­
ner Pressekonferenz auch Personen anwe­
send - ich möchte niemandem eine Schuld 
zuweisen -, die dem Herrn Minister Graf irr­
tümlich mißverständlich berichtet haben. 

Ich wurde gefragt, was Herr Minister Graf 
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denn dazu sagt, daß in meinem Umwelt­
schutzgesetz vorgesehen ist, daß er Kompe­
tenzen an den Umweltminister abzutreten 
hätte. Denn das wird der Fall sein müssen, 
wenn wir dieses Gesetz haben wollen, und wir 
wollen dieses Gesetz haben. 

Ich wurde gefragt, was er dazu meint. Ich 
habe gesagt, er weiß, daß ich dieses Gesetz 
heute präsentiere, er ist mit der Präsentation 
dieses Gesetzes einverstanden. 

Von den Damen und Herren, die ihn infor­
miert haben, wurde das mißverständlich 
dahin gehend interpretiert, daß ich gesagt 
hätte, er sei mit jeder einzelnen dieser vorge­
sehenen Bestimmungen einverstanden. Das 
war gewiß nicht der Fall. Aber es muß das 
Recht und die Pflicht eines Umweltministers 
sein, seine Vorstellungen zu präsentieren, in 
Begutachtung zu senden und dann eben die 
Reaktion zu sehen, wie immer sie ist. 

Erlauben Sie mir bitte noch eine letzte 
Bemerkung zu Ihrer "Frage" - unter Anfüh­
rungszeichen. 

Ich möchte ganz entschieden zurückweisen, 
daß ich hier als Parteimitglied agiere. Als 
Minister dieser Republik fühle ich mich für 
alle Bürger dieses Staates verantwortlich, 
ganz besonders für jene, denen Umweltschutz 
ein echtes Anliegen ist. - Danke schön. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Pilz. 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Ich stelle 
eine Frage, wie Kollege Dillersberger auch 
unter Anführungszeichen. Es scheint jetzt 
üblich zu werden, daß von der Ministerbank 
qualifiziert wird, was als Frage zu gelten hat 
und was nicht. (Beifall bei den Grünen und 
bei Abgeordneten der FPÖ. - Ruf bei der 
FPÖ: Das ist der neue Stil, der neue Stil die­
ser Regierung!) 

Frau Minister! Sie haben vor einigen Mona­
ten angekündigt, nach der Präsentation Ihres 
Abfallvermeidungsgesetzes werde die Wirt­
schaft unter einem schweren Schock stehen. 
Ich habe jetzt das Gefühl, daß Sie etwas· 
unter Schock stehen, daß Sie sich mit ein bis­
serl unfreiwilligem Humor aus einer wirklich 
betrüblichen Situation herauszumanövrieren 
versuchen, aus der Situation, daß dieses Ple­
num Sie immer mehr daran erinnert, daß Sie 
klare Versprechen abgegeben haben. 

Ich möchte Sie jetzt nach zwei dieser Ver­
sprechen fragen. 

Sie haben gesagt, Sie werden für das Ver­
schwinden von Aludosen und für das Ver­
schwinden von Einwegverpackungen sorgen. 
Das sind ganz wichtige Ecksteine einer ech­
ten Abfallvermeidung. 

Da Sie jetzt offensichtlich nicht mehr in der 
Lage sind, Ihr Abfallvermeidungsgesetz ein­
zubringen, frage ich Sie: Sehen Sie irgendwel­
ehe Möglichkeiten und irgendeinen Zeitrah­
men, in dem es Ihnen gelingen wird, in dieser 
Bundesregierung und in Ihrer tiefen Verbun­
denheit mit dem Herrn Wirtschaftsminister 
das Verbot von Aludosen und das Verbot von 
Einwegverpackungen durchzusetzen? 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Marilies Flemming: 
Sehr verehrter Herr Abgeordneter! Meiner 
tiefen Verbundenheit können auch Sie sicher 
sein, wenn Sie sich meinen Anliegen im Dien­
ste des Umweltschutzes anschließen. 

Im übrigen, zum Schock: Ich gebe zu, daß 
der Schock für die Industrie wirklich sehr 
groß war. Man hat auch mit keineswegs 
schmeichelhaften Bemerkungen meiner Per­
son gegenüber darauf reagiert: Diese Frau! 
Was fällt dieser Frau eigentlich ein!, das 
waren noch die freundlichsten Worte, die 
gefunden wurden. Sie werden ja sicher auch 
die einschlägige Presse und die Angriffe, 
denen ich dabei ausgesetzt war, verfolgt 
haben. 

Aludosen sind ein ganz, ganz großes Übel, 
wenn sie als Abfall in den Hausmüll kommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sollte eine Möglichkeit gefunden werden, und 
das gilt für jeden Abfall, irgendein Produkt im 
Wege eines Pfandsystems wieder einzusam­
meln und einer wirklichen Wiederverwertung 
zuzuführen, dann kann man darüber reden. 

Einwegverpackung, Mehrwegverpackung: 
Mein Ministerium wird in wenigen Wochen 
dazu eine Enquete abhalten, und ich lade Sie 
alle ein, aber ganz speziell Sie, sehr verehrter 
Herr Abgeordneter, an dieser Enquete teilzu­
nehmen und uns Ihre wertvolle Meinung dazu 
zu sagen. 

Selbstverständlich möchte ich mich dafür 
entschuldigen, daß ich als Minister es gewagt 
habe, freigewählte Abgeordnete zu kritisie­
ren, falls sie es als Kritik aufgefaßt haben 
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sollten. Es war von mir bitte nicht so gemeint. 
- Danke. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Seidinger. 

Abgeordneter Seidinger (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Der Verlauf 
der Fragestunde zeigt uns die Wehen dieser 
Gesetzwerdung. 

Wir sehen an der Terminologie, vom Abfall­
vermeidungsgesetz zum Abfallwirtschaftsge­
setz, wo es eigentlich langgeht. 

Ich frage mich nur: Wie wird das Gesetz 
dann letztlich zur Welt kommen können? Wel­
che Lobby wird sich bis dahin durchgesetzt 
haben: Derjenige, der den Abfall erzeugt und 
ihn zu vermeiden hat, oder derjenige, der als 
Konsument durch die Welt geht? 

Aber zwei konkrete Fragen dazu: Wie ist 
der konkrete Stand der Verhandlungen, kön­
nen Sie mir den zum ersten beantworten? 
Und zum zweiten: Wie setzt sich die Arbeits­
gruppe, von der Sie gesprochen haben, von 
der die Rede war, zusammen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Marilies Flemming: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wenn Sie 
von Wehen sprechen, dann hat das etwas mit 
Gebären zu tun. Das Kind, das dabei heraus­
kommen soll, soll schön sein, und Sie sind alle 
aufgerufen, als Geburtshelfer zu fungieren. 

Demnächst wird bei meinem Ministerium 
ein Abfallwirtschaftsbeirat eingerichtet. Er ist 
sozialpartnerschaftlich zusammengesetzt, 
auch mit den Betroffenen aus der Wirtschaft 
und selbstverständlich auch mit Vertretern 
des ÖBIG, des Österreichischen Bundesinsti­
tutes für Gesundheitswesen, ein Institut, das 
ja, glaube ich, gerade bei der Opposition 
bestens angeschrieben ist und außer Zweifel 
steht. 

Dieser Abfallwirtschaftsbeirat hat nicht die 
geringste Verschwiegenheitspflicht. Es kann 
alles, was dort gesprochen wird, an die Öffent­
lichkeit getragen werden, und ich werde die 
Damen und Herren, die diesem Beirat ange­
hören, auch ermuntern, das zu tun. 

Ich kann mir vorstellen, daß ich vielleicht in 
einer Zwischenrunde einmal auch Sie alle 
oder die Öffentlichkeit über den Stand der 
Beratungen informieren werde. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Arthold. 

Abgeordneter Arthold (ÖVP): Sehr geehrte 
Frau Minister! Ich sehe die Ungeduld der 
Opposition, die in einem Jahr erfüllt wissen 
möchte, was sich die Regierung für vier Jahre 
vorgenommen hat. Ich bin überzeugt davon 
. .. (Abg. Dr. D i 11 e r s b erg e r: Wir haben 
ja kein Gesetz ausgesendetf) 

Darum geht es ja nicht. Aber ein Gesetz 
auszusenden, bedeutet ja nicht, daß es in 
einem halben jahr beschlußfertig ist, noch 
dazu bei einer so umfangreichen Materie wie 
dem Abfallvermeidungsgesetz. Letzten Endes 
haben Sie, Herr Kollege Dillersberger, auch 
dreieinhalb Jahre mitgearbeitet, ohne es 
zustande zu bringen. (Heiterkeit des Abg. Dr. 
Dillersberger.) 

Ich möchte Sie, Frau Minister, fragen: In 
welchem Zeitraum und durch welche Maß­
nahmen gedenken Sie dieses große Problem 
der Abfallwirtschaft in der nächsten Zeit zu 
lösen? 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Marilies Flemming: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich darf 
vielleicht in diesem Zusammenhang auch auf 
ein ganz, ganz wichtiges Detailproblem des 
gesamten Abfallproblems eingehen, und zwar 
auf den Sonder abfall. 

Mein Ministerium hat auch eine Novelle 
zum Sonderabfallgesetz in Begutachtung 
gesandt. Hinsichtlich des Inhaltes der Novelle 
zu diesem Sonderabfallgesetz ist vor allem 
anzuführen, daß der Geltungsbereich erwei­
tert werden soll. 

Es sollen nunmehr beinahe sämtliche der 
Bundeskompetenz unterliegende Tätigkeiten, 
bei denen gefährliche Abfälle anfallen, erfaßt 
werden. Folgende Bereiche sollen insbeson­
dere einbezogen werden: Schulen, Post, Uni­
versitäten, sämtliche Arztpraxen, auch Tier­
arztpraxen, sämtliche Apotheken. 

Gleichsam als ein weiterer Schritt vor der 
Gesamtlösung des Abfallbereiches durch ein 
einheitliches Abfallwirtschaftsgesetz soll in 
dieser Novelle vorgesehen werden, daß Son­
derabfälle, deren Verwertung möglich und 
wirtschaftlich vertretbar ist, einer zweckent­
sprechenden Verwertung zugeführt werden 
müssen. 

Nach der derzeitigen Gesetzeslage ist auf 
272 
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Einwirkungen von Sonderabfällen auf Gewäs­
ser im Sinne des Wasserrechtsgesetzes 1959 
das Sonderabfallgesetz nicht anzuwenden. Da 
jedoch die Regelungen des Wasserrechtsge­
setzes 1959 nicht immer ausreichen, sollte das 
Sonderabfallgesetz nun auch diesbezüglich 
Anwendung finden. 

Weiters sollen die Kontrollmöglichkeiten 
für die Behörden verschärft werden. Bisher 
war nur grundsätzlich die Bezirksverwal­
tungsbehörde zur Vollziehung des Sonderab­
fallgesetzes zuständig, nunmehr sollen auch 
der Landeshauptmann und das Umweltbun­
desamt kontrollieren können. 

Aufgrund der Novelle zur Gewerbeordnung 
1973, die bereits vom Ministerrat beschlossen 
wurde, werden sich in Hinkunft sämtliche 
gewerbliche Sonderabfallsammler und Abfall­
beseitiger einer Konzessionsprüfung zu 
unterziehen haben. 

Die Einfuhr von Sonderabfällen wird in 
Hinkunft von einer Einfuhrbewilligung durch 
den Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie abhängig sein. Diese wird nach Anhö­
rung des Landeshauptmannes, in dessen Bun­
desland diese Sonderabfälle erstmals gelagert 
oder beseitigt werden, zu erteilen sein. 

Es wird eine Ausfuhrbewilligung geben, es 
wird eine Liste aller Sonderabfallsammler 
und -beseitiger geben. Es werden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, in dieser 
Novelle erstmalig auch Enteignungsbestim­
mungen für die Errichtung von Sonderabfall­
anlagen vorgesehen sein. Ein Datenverbund 
zwischen dem Ministerium und den Ländern 
soll errichtet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich hoffe, daß das, was jetzt im Begutach­
tungsverfahren hereingekommen ist, gemein­
sam mit dem Entwurf dieser Novelle im Früh­
jahr zu einem großen neuen Begutachtungs­
verfahren ausgesandt werden kann. 

Eine Bemerkung noch zum Herrn Abgeord­
neten Dillersberger. Ich glaube, es tut einem 
Gesetz nicht gut, wenn man es unter dem 
Druck der Opposition, nur um rasch einen 
Erfolg zu haben, überhastet vorlegt. Wenn wir 
an die Gesetzwerdung .des Allgemeinen Bür­
gerlichen Gesetzbuches denken, mit dem wir 
heute noch leben, dann, muß ich sagen, war es 
sehr sinnvoll, etwas zu warten. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Präsident: Nach der 4. Anfrage und 63 
Minuten Dauer ist damit die Fragestunde 

beendet. (Abg. Dr. Fis ehe r: Das ist ja keine 
Vorlesungsstunde, sondern eine Frage­
stunde!) 

Ich möchte dem Hohen Haus folgendes 
sagen: Da bei der Fragestunde nie alle Abge­
ordneten und alle Minister anwesend sind, 
werde ich mir erlauben, persönlich den Mit­
gliedern des Hauses einen Brief zu schreiben 
und sie zu bitten, besonders bei den Zusatz­
fragen einige Regeln zu beachten, die nach 
sechs, sieben Monaten Praxis immer etwas in 
Vergessenheit geraten. 

Ich werde einen ähnlichen Brief auch den 
Mitgliedern der Bundesregierung schreiben, 
wobei ich allerdings als Vertreter der Abge­
ordneten in diesem Fall auch auf eines hin­
weisen möchte: Wenn man eine Frage nach 
dem Inhalt eines komplizierten Gesetzes oder 
eine Frage über die Vorhaben im Ressort 
während der nächsten vier Jahre stellt, dann 
kann man dem Minister nicht vorwerfen, daß 
er für die Antwort längere Zeit braucht. 

Also ein Zusammenwirken zwischen Frage­
stellern und Regierungsmitgliedern ist in die­
sem Fall schon auch notwendig. Ich werde 
mir also erlauben, einige Dinge schriftlich in 
Erinnerung zu rufen. . 

Zurückziehung von Anfragen 

Präsident: Ich gebe nunmehr die Zurückzie­
hung folgender Anfragen bekannt: 

1118/J und 1156/J der Abgeordneten Probst 
und Genossen an den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung betreffend Aus­
fuhr von Kunstschätzen durch den amerikani­
schen Botschafter, 

1132/J der Abgeordneten Mag. Karin Prax­
marer und Genossen an den Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Sport betreffend 
Klassenschülerhöchstzahlen, 

1135/J der Abgeordneten Mag. Karin Prax­
marer und Genossen an den Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Sport betreffend 
Schulversuche, 

1133/J der Abgeordneten Klara Motter und 
Genossen an den Bundesminister für Justiz 
betreffend rechtliche Problematik der künstli­
chen Fortpflanzung, 

1134/J der Abgeordneten Klara Motter und 
Genossen an den Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie betreffend Familienhär­
teausgleich, 
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1136/J der Abgeordneten Klara Motter und 
Genossen an den Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie betreffend Familienbera­
tungsstellen und 

1150/J der Abgeordneten Dr. Stix und 
Genossen an den Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung betreffend Fremdenver­
kehrslehrstuhl an der Universität Innsbruck. 

Einlauf und Zu~eisungen 

Präsident: Schließlich teile ich noch mit, 
daß ich die vom Abgeordneten Mag. Geyer 
überreichte Pet i t ion betreffend die Neu­
ordnung der Rechtsstellung von Fremden mit 
der Ordnungsnummer 13 

dem Ausschuß für innere Angelegenheiten 

zugewiesen habe. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich zu wie folgt: 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Antrag 121/ A der Abgeordneten Mag. 
Geyer und Genossen betreffend Erstes Aus­
ländergleichstellungsgesetz, 

Antrag 124/ A der Abgeordneten Srb und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Angestelltengesetz 1921 geändert 
wird, 

Antrag 125/ A der Abgeordneten Hesoun, 
lng. Dittrich und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter­
Urlaubsgesetz 1972, das Arbeiter-Abferti­
gungsgesetz, das Insolvenz-Entgeltsiche­
rungsgesetz sowie abgabenrechtliche Bestim­
mungen geändert werden; 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag' 122/ A der Abgeordneten Mag. 
Geyer und Genossen über ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert 
wird, betreffend Einführung des Gemeinde­
wahlrechtes für Ausländer, 

Antrag 126/A der Abgeordneten Dr. Kohl­
maier und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem 
die Bestimmungen über die Ausschreibung 
bestimmter leitender Funktionen getroffen 
werden (Ausschreibungsgesetz), geändert 
wird; 

dem Rechnungshofausschuß: 

Antrag 123/ A der Abgeordneten Wabl und 
Genossen betreffend Sonderprüfung des 
Rechnungshofes über die Sparsamkeit und 
Zweckmäßigkeit des Mitteleinsatzes bei der 
Überschußverwertung von Milch, Getreide 
und Vieh/Fleisch; 

dem Außenpolitischen Ausschuß: 

Antrag 127/ A (E) der Abgeordneten Freda 
Blau-Meissner und Genossen betreffend Men­
schenrechtsverletzungen in Tibet, dramati­
sche Zuspitzung und Unruhen im September 
und Oktober 1987. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Pfeifer, um die Verle­
sung des Einlaufes. 

Schriftführer Pfeifer: Von der Bundesregie­
rung sind folgende Regierungsvorlagen einge­
langt: 

Bundesgesetz, mit dem sozialrechtliche 
Bestimmungen geändert werden - Sozial­
rechts-Änderungsgesetz 1988 (44. Novelle zum 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
Änderung des Sonderunterstützungsgesetzes 
und des Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes) 
(324 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird (13. 
Novelle zum Gewerblichen Sozialversiche­
rungsgesetz) (325 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Sozial­
versicherungs gesetz geändert wird (11. 
Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsge­
setz) (326 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversicherungsgesetz geändert 
wird (16. Novelle zum Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetz) (327 der Beila-
gen), . 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Gewährung der Leistung der 
Betriebshilfe (des Wochengeldes) an Mütter, 
die in der gewerblichen Wirtschaft oder in der 
Land- und Forstwirtschaft selbständig 
erwerbstätig sind, geändert wird (2. Novelle 
zum Betriebshilfegesetz) (328 der Beilagen), 

Bundesgesetz mit dem versorgungsrechtli­
che Bestimmungen geändert werden - Ver­
sorgungsrechts-Änderungsgesetz 1988 (Ände­
rung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
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1957, 18. Novelle zum Heeresversorgungsge­
setz, Änderung des Opferfürsorgegesetzes, 
Änderung des Bundesgesetzes über die 
Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbrechen und Änderung des Invalidenein­
stellungsgesetzes 1969) (329 der Beilagen). 

Präsident: Ich danke dem Herrn Schriftfüh­
rer. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
ich folgenden Ausschüssen zu: 

dem Finanzausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Mineralölsteu­
ergesetz 1981, das Gasöl-Steuerbegünsti­
gungsgesetz, das Biersteuergesetz 1977, das 
Schaumweinsteuergesetz 1960, das Tabak­
steuergesetz 1962, das Tabakmonopolgesetz 
1968 und das Salzmonopolgesetz an das Zol1-
tarifgesetz 1988 angepaßt werden (260 der Bei­
lagen), 

Bundesgesetz über die Teilprivatisierung 
von Austrian Airlines Österreichische Luft­
verkehrs-Aktiengesellschaft (275 der Beila­
gen), 

Bundesgesetz betreffend die Durchführung 
des Übereinkommens über ein gemeinsames 
Versandverfahren (Versandverfahren-Durch­
führungsgesetz 1988) (297 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Durchführung von 
Zollbestimmungen im Zusammenhang mit 
der Europäischen Integration (Integrations­
Durchführungsgesetz 1988) (298 der Beila­
gen), 

Bundesgesetz, mit dem das Zuckergesetz 
geändert wird (Zuckergesetz-Novelle 1988) 
(299 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Stärkegesetz 
geändert wird (Stärkegesetz-Novelle 1988) 
(300 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stärke­
erzeugnisse geändert wird (301 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Ausgleichsabga­
begesetz geändert wird (Ausgleichsabgabege­
setz-Novelle 1988) (302 der Beilagen); 

dem Familienausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1967 und das Bundesfinanz-

gesetz 1987 geändert werden (278 der Beila­
gen); 

dem Unterrichts ausschuß: 

Bundesgesetz betreffend die Auflösung der 
Religionsfonds-Treuhandstelle (294 der Beila­
gen), 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihil­
fengesetz 1983 geändert wird (318 der Beila­
gen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeits- und 
Sozialgerichts-Anpassungsgesetz und das 
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz geändert 
werden (296 der Beilagen); 

dem Verfassungsausschuß: 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929 hinsichtlich der Zuständigkeit für 
das Volkswohnungswesen geändert wird (303 
der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979, das Richterdienstge­
setz , das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984, das Land- und forstwirtschaftliche Lan­
deslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, das Ver­
tragsbedienstetengesetz 1948 und die Bundes­
forste-Dienstordnung 1986 geändert werden 
(319 der Beilagen); 

dem Justizausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Gerichtsgebüh­
rengesetz, das Gerichtliche Einbringungsge­
setz 1962 und das Grundbuchsumstellungsge­
setz geändert werden (304 der Beilagen); 

dem Handelsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz 
und das Markenschutzgesetz geändert wer­
den (Patent- und Markengebühren-Novelle 
1987) (305 der Beilagen). 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

dem Finanzausschuß: 

Übereinkommen zwischen der Regierung 
der Republik Österreich und der Regierung 
der Republik Indonesien zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steu-
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ern vom Einkommen und vom Vermögen 
samt Protokoll (274 der Beilagen); 

dem Budgetausschuß: 

Bericht der Bundesregierung betreffend 
Budgetprognose und Investitionsprogramm 
des Bundes für die Jahre 1988 bis 1991 (IH-50 
der Beilagen). 

Fristsetzungsantrag 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesord­
nung teile ich mit, daß Herr Abgeordneter 
Wabl beantragt hat, dem Rechnungshofaus­
schuß zur Berichterstattung über den Antrag 
123/ A der Abgeordneten Wabl und Genossen 
betreffend Sonderprüfung des Rechnungsho­
fes über die Sparsamkeit und Zweckmäßig­
keit des Mitteleinsatzes bei der Überschuß­
verwertung von Milch, Getreide und Vieh/ 
Fleisch eine Frist bis 5. Dezember 1987 zu set­
zen. 

Gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
wird der gegenständliche Antrag nach Been­
digung der Verhandlungen in dieser Sitzung 
zur Abstimmung gebracht werden. 

Ferner ist beantragt, gemäß § 59 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung umgehend eine Debatte 
über diesen Fristsetzungsantrag durchzufüh­
ren. 

Ich lasse daher zunächst über den Antrag 
auf Debatte abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die für die Durchführung einer 
Debatte sind, um ein Zeichen der Zustim­
mung. - Das ist die Mi n der h e i t, ab g e-
1e h n t. 

Über die Fristsetzung wird nach Beendi­
gung der Verhandlungen abgestimmt werden. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist vorgeschlagen, die Debatte 
über die Punkte 5 bis 7 der heutigen Tages­
ordnung zusammenzufassen. 

Es werden daher zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben; sodann wird die Debatte 
über alle drei Punkte unter einem durchge­
führt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein­
wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über den 3. Sportbericht 1983 bis 1985 (111-22 
der Beilagen) des Bundesministers für Unter-

richt, Kunst und Sport (179 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: 3. Sportbe­
richt 1983 bis 1985 des Bundesministers für 
Unterricht, Kunst und Sport. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter lng. 
Kowald. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter lng. Kowald: Herr Präsi­
dent! Sehr geehrte Frau Bundesminister! 
Hohes Haus! Der Sportbericht 1983 bis 1985 
beleuchtet die vielfältigen Aspekte des Sport­
geschehens in Österreich: den schulischen 
Sportunterricht, die Entwicklung des Breiten­
und Hobbysports, die Arbeit der Verbände 
und Vereine, die Förderung von Spitzenlei­
stungen und die erhöhte Aufmerksamkeit für 
den Behinderten- und Versehrtensport. 

Besonders hervorgehoben wird im Bericht 
die gute Zusammenarbeit zwischen dem Mini­
sterium und der Bundes-Sportorganisation, 
der ein Vorschlagsrecht bei der Verteilung der 
Mittel an Dach- und Fachverbände zukommt. 

Die Anregung zu außer- und nachschuli­
scher Sportausübung und sportlicher Freizeit­
gestaltung bildet einen Schwerpunkt in den 
neuen Lehrplänen für das Fach "Leibesübun­
gen" und in den AufgabensteIlungen für 
sportliche Schulveranstaltungen. Unter die­
sen hebt der Bericht die Schulschikurse her­
vor, die mit mehr als 230 000 Teilnehmern 
jährlich die "größte Schischule der Welt" dar­
stellen. 

Besonderes Augenmerk schenkte das Res­
sort dem Sportstättenbau. Im Berichtszeit­
raum wurden 321 Millionen Schilling an Bun­
deszuschüssen und weitere 86 Millionen 
Schilling aus den Mitteln des Hallenbäder­
und Sporthallenzuschußprogramms den Ver­
bänden, Vereinen und Gemeinden für den 
Neubau von Sportstätten zur Verfügung 
gestellt. 

Der Unterrichts ausschuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung am 12. Juni 1987 in 
Verhandlung genommen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Mag. Dr. Höchtl, Grabner, 
Probst und Wabl sowie der Bundesminister 
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für Unterricht, Kunst und Sport Frau Dr. 
Hilde Hawlicek. 

Bei der Abstimmung wurde der gegen­
ständliche Bericht einstimmig zur Kenntnis 
genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle den 3. Sportbericht 1983 bis 
1985 des Bundesministers für Unterricht, 
Kunst und Sport (111-22 der Beilagen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Soweit Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
Herr Präsident, die Debatte zu eröffnen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

Als erste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Freda Blau-Meissner. Ich erteile es 
ihr. 

10.21 

Abgeordnete Freda Blau-Meissner (Grüne): 
Herr Präsident! Frau Minister! Meine Damen 
und Herren! Sport ist nicht nur wichtig, Sport 
ist auch schön. Sport hängt zusammen mit 
Lebensfreude, mit Gesundheit, mit Natur, mit 
Sich-selbst-Ausprobieren, -erproben, aber 
auch damit, daß man seine eigenen Grenzen 
findet, und seine eigenen Grenzen respektie­
ren lernt. 

Doch es wäre nicht Österreich, hätten nicht 
die Parteien ihre Hände auch tief drinnen im 
Bereich des Sports. Sie umarmen ihn. Wir 
haben hier die Union, dort haben wir die 
ASKÖ, wir haben einen schwarzen Rodelver­
band, dann haben wir natürlich einen roten 
Handballverband. (Zwischenrufe bei ÖVP und 
SPÖ.) Und altgediente Politiker und noch die­
nende Politiker, Herr Höchtl, haben wichtige 
Positionen, wichtige Funktionen, die Budget­
töpfe fließen hin und her, und der Einfluß 
fließt hin und her. So ist das. 

Dabei geht der echte Sinn des Sports ein 
gutes Stück verloren. (Abg. Dr. K h 0 1: Einen 
grünen Hampelmann haben wir!) Der Sport 
wird zum politischen Geschäft, wenn nicht 
der Sport zum Geschäft schlechthin geworden 
ist. Aber die Politisierung des Sports, meine 
Damen und Herren, kann nicht Sportpolitik 
heißen. 

Ein Zweites: Sport ist eine ideale Gesund­
heitsvorsorge, eine wichtige Gesundheitsvor­
sorge. Aber wir erleben zunehmend Klagen 
der Ärzte, wir vernehmen alarmierende Zah-

len über Kinder und Jugendliche, wo als 
Ergebnis von Reihenuntersuchungen festge­
stellt wird: Haltungsschäden, Skelettschäden, 
frühzeitige Dekalzifikation, Karies, Überer­
nährung ... (Abg. Pro b s t: Bitte, was ist 
das, dieses Fremdwort?) Dekalzifikation? -
Eine Entkalkung der Knochen. Die Knochen 
werden spröde und brechen deshalb leicht. 
Das ist eine echte Gefahr. (Abg. Pro b s t: 
Das ist genau das Gegenteil!) 

Das zeigen ärztliche Berichte aufgrund von 
Schuluntersuchungen - aber auch bei den 
Wehrdienstleistenden hat man sehr viele Hal­
tungsschäden festgestellt -: Übergewicht, 
Ernährungsschäden, der Mineralsalzhaushalt 
ist gestört, A-Vitaminosen nehmen zu, Aller­
gien nehmen zu. 

Das heißt denn das? In diesem Zusammen­
hang eine Anmerkung zum Schul sport, meine 
Damen und Herren. Es gibt ausgezeichnete 
Sportlehrer, und es gibt weniger ausgezeich­
nete Sportlehrer. 

Was macht ein weniger guter Sportlehrer? 
Der schaut, daß die Kinder schneller laufen, 
weiter springen und möglichst mehr Liege­
stütze machen - je mehr Liegestütze desto 
besser -, Höchstleistung ist das Wort. 

Ein wirklich guter Sportlehrer wird sich 
dafür interessieren, daß das Kind, der 
Jugendliche Kontakt mit seinem eigenen Kör­
per bekommt, ein Körperbewußtsein entwik­
kelt, wieder atmen lernt, Entspannung lernt, 
lernt, sich in seiner Haut wohl zu fühlen. Das 
muß doch eigentlich der Sinn des Sportes 
sein! 

Doch Sportförderung als Gesundheitsförde­
rung hat weitgehend versagt, meine Damen 
und Herren! Warum? Nicht, weil der Sport 
schlecht wäre, sondern weil die Lebenswirk­
lichkeit der Kinder und Jugendlichen ganz 
anders ist, als wir es uns wünschen. Da gibt es 
"fast food" von Me Donald's, da gibt es 
schlechte Luft in den Städten, da gibt es unge­
sunde Räume. Und in diesen ungesunden 
Räumen sitzen die Kinder stundenlang, sie 
hocken vor dem Fernseher, um was zu sehen? 
- Fernsehsport! Formel-1-Rennen. Wie sagte 
ein kluger und bekannter Österreicher? -
"Die dümmste Art der Rundumbewegung, die 
es überhaupt gibt." Wo PS-Protze als Ideale 
angehimmelt werden, als einzige Ideale, die 
den Kindern noch vorgesetzt werden. Wenn 
allerdings auch unsere Mächtigen wie die 
Heiligen Drei Könige hinter einem Stern ein­
herwandern - und diesmal ist es der Merce­
des-Stern -, haben die Kinder keine anderen 
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Vorbilder! (Abg. Pro b s t: Mercedes beteiligt 
sich nicht am Rennsport!) 

Die wirkliche Aufgabe von Sport ist es 
doch, junge Menschen zur Eigenaktivität 
anzuregen, und darum geht es. Aber der Sport 
degradiert zunehmend in eine Geld- und in 
eine Freizeitindustrie. (Abg. Hai ger m 0 -

se r: Das ist auch wieder schlecht!) Die Frei­
zeitindustriehat ihre Berechtigung und hat 
ihre Wichtigkeit. Aber wenn Sport als passi­
ver Fernsehkonsum angesehen wird, dann ist 
sicher das, was wir vom Sport erwarten und 
brauchen, nicht geleistet. Wir sollten Gegen­
trends ermutigen. Es gibt ja Gott sei Dank 
Gegentrends, und die sollten gestützt und 
gestärkt werden. 

Nun möchte ich eine Bemerkung zu unse­
rem ORF machen: Er tut herzlich wenig, um 
diese Gegentrends zu stärken. Kein Bereich 
im Fernsehen wird so wenig von Budgetkür­
zungen bedroht wie der Sportbereich, vor 
allem der Motorsport. Kein Bereich im Fern­
sehen bekommt so gute Zeiten wie der Sport­
bereich. Für Werbesendungen wie zum Bei­
spiel 1 - 2 - x - Sporttoto gibt es jede 
Menge Platz. Aber für eine tägliche, noch so 
kurze Umweltsendung - nein, dazu ist kein 
Platz. Das interessiert auch unseren Sportflie­
ger Teddy Podgorsky und sein Team herzlich 
wenig. 

Meine Damen und Herren! Wenn einmal 
ein Tennismatch ein bißehen länger als 
erwartet dauert, dann wird eine Sendung wie 
"Hohes Haus" abgesetzt, verschoben. Und da 
frage ich mich halt schon, welche Prioritäten 
wir in diesem Land haben. Ist die gesetzge­
bende Körperschaft des Landes wichtig, oder 
ist ein kleiner weißer Ball, der über ein Netz 
geschupft wird, interessanter? (Zwischenrufe 
bei ÖVP und FPÖ.) 

Mir fällt dabei gerade auch ein: Zunehmend 
werden in der "ZiB 2" an statt außenpoliti­
scher Berichte Eishockey- und sonstige Sport­
berichte Länge mal Breite gegeben. Auch das 
hilft nicht zur Aktivierung, die wir uns wün­
schen. 

Die Übertragungen von Autorallyes mit 
ihrem eingebauten Nervenkitzel, mit der 
Erwartung: Gibt es einen Unfall oder nicht?, 
bieten auch nicht die Sporterziehung, die wir 
für unsere Kinder brauchen. Aber da wird 
nicht eingeschritten, und über die N aturzer­
störung, die diese Rallyes mit sich bringen, 
wird auch nicht geredet. Das ist eine heilige 
Kuh, an der wird nicht gerührt, das ist eine 
profitträchtige Kuh. (Abg. F u c h s: Sie haben 

ein gestörtes Verhältnis zum Motorsport, 
möchte ich feststellen!) Ich habe kein gestör­
tes, ich habe ein sehr kritisches Verhältnis 
zum Motorsport. Das gebe ich zu, und das ist 
sehr wohl fundiert. 

Ich glaube, es gibt keinen umweltbewegten 
Menschen, der den Motorsport nicht sehr kri­
tisch sieht. Und an die Idee, daß die Autoindu­
strie den Motorsport braucht, um besser zu 
werden, sich zu modernisieren und immer auf 
der Höhe der Leistung zu bleiben, glaube ich 
nicht. Es gibt ja zum Beispiel auch keine 
Eisenbahnrallyes, und die Eisenbahnen wer­
den auch immer besser. Wir glauben ganz ein­
fach, daß Motorsport außerordentlich gefähr­
lich ist und eine schlechte Vorbildwirkung für 
Kinder hat. Wir würden gerne unsere Kinder 
im aktiven Sport sehen, anstatt als Zuschauer 
vor dem Fernsehapparat. 

Ich gestehe Ihnen jede andere Meinung zu, 
aber ich bin sehr tief von meiner überzeugt. 
(Abg. Dipl.-Vw. Killisch-Horn: Das 
hängt sehr viel von den Eltern ab!) Das hängt 
weitgehend von den Eltern ab. Da gebe ich 
Ihnen vollkommen recht. Meine Kinder sind 
nicht gehockt. Ich wünschte, alle Eltern 
wären aufgeklärt, aber dazu komme ich noch. 
Das wäre eine Aufklärungsarbeit, über die ich 
mich sehr freuen würde. Die Frau Minister 
sollte sie in Angriff nehmen. - Vollkommen 
einig. (Präsident Dr. S ti x übernimmt den 
Vorsitz.) 

Wir haben viele Versprechungen gehört, 
den Breitensport zu fördern, auch seitens der 
Sportmanager , aber es wird eigentlich herz­
lich wenig getan. 

So ähnlich wie der Muttertag der Tag ist, 
einmal im Jahr die Mutter zu ehren, kommt 
mir der Nationalfeiertag vor, an dem Brei­
tensport gefördert und als Mittelpunkt unse­
res Nationalfeiertages angeboten wird. Nichts 
dagegen, aber es reicht nicht! Einmal im Jahr 
ist halt nicht genug, weder für die Mutter 
noch für das Wandern! 

In allen Sonntagsreden bekommen wir 
ununterbrochen Bekenntnisse zu diesem 
Breitensport. In Wirklichkeit konzentriert 
sich die Förderung auf wenige Bereiche und 
auf wenige Sportarten. Das sind einerseits 
der Motorsport und andererseits das Schifah­
ren. Ich bin eine leidenschaftliche Schifahre­
rin, und es ist nichts gegen das Schifahren an 
sich zu sagen. Im Gegenteil, das ist eigentlich 
der österreichische Breitensport, den wir 
haben und den wir fördern wollen, auch wenn 
der ungehemmte Schisport natürlich eine 
Bedrohung für unsere Alpenlandschaft dar-
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stellt und auch da Grenzen gesetzt werden 
müssen. 

Es ist einfach nicht einzusehen, daß in 
einer Zeit, in der wirklich sozial bedenkliche 
Budgeteinsparungen notwendig sind, Millio­
nenbeträge für ein Schiteam ausgegeben wer­
den. Ich finde es in bester Ordnung, daß die 
Industrie ihre Schiteams erstellt, fördert und 
bezahlt, aber da sollte wirklich nicht mehr der 
Steuerzahler zur Kasse gebeten werden. 

Zum Thema Förderung. Frau Minister, ich 
möchte Sie hier in aller Öffentlichkeit auffor­
dern, die Förderungen für den Öster­
reichischen Turnerbund einzustellen. Ich 
glaube· nicht, daß die öffentliche Hand eine 
Organisation fördern sollte, von der in der 
"Bundesturnerzeitung" steht: 

"Ein Turnverein ist kein Sportverein. Tur­
ner sein heißt nicht nur körperliches Turnen 
zu üben, sondern ist eine Geisteshaltung. Der 
Zweck eines Turnvereins ist die Erhaltung 
und Hebung einer körperlichen, geistigen und 
sittlichen Volksgesundheit." 

Ich habe diese Worte, bitte, schon vor 
45 Jahren gehört (Zwischenruf des Abg. 
Pro b s t): 

"Da kann es kein Mißverständnis geben, 
und niemand kann hinterher sagen, er hätte 
nicht gewußt, daß ein Turnverein mehr als ein 
Sportverein ist." 

Die Zeitung weist überdies darauf hin, daß 
sich ein Mitglied durch seinen Beitritt zur 
deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft 
bekennt und zu den soldatischen Tugenden 
von Disziplin .und Pflichterfüllung. Und es ist 
dies genau die Zeitung, meine Damen und 
Herren, der seit einem Urteil des Landesge­
richts Wien im Oktober 1980 offen neonazisti­
sche Schreibweise nachgesagt werden kann. 
Ich bin dagegen - ich hoffe, ich finde hier 
auch Unterstützung -, daß einer derartigen 
Organisation öffentliche Gelder als Subven­
tion zukommen. Ich würde die Frau Minister 
sehr bitten, das zur Kenntnis zu nehmen. 
(Abg. Sm 011 e: Freda, erlaubst du einen Zwi­
schenruf zum Turnverein?) Ja, bitte. (Zwi­
schenruf des Abg. Sm 011 e.) 

In anderen Worten: Es ist Gott sei Dank 
Geld vorhanden für den Sport, und das ist 
richtig. Ich möchte dieses Geld, bitte, nicht 
reduziert sehen, aber es soll nicht nur einzel­
nen Gruppen zur Verfügung gestellt werden, 
es soll nicht nur vor allem den Gruppen, die 
von Parteien gefördert und unterstützt wer-

den, zugute kommen. Es kommen dadurch 
andere Bereiche zu kurz. 

Wie wäre es zum Beispiel, Frau Minister, 
wenn man zumindest einen Teil, ich würde 
mir wünschen, einen größeren Teil, dieser 
berühmten 320 Millionen, glaube ich; an Ein­
nahmen aus dem Sporttoto für echten Brei­
tensport ausgeben würde, etwa für Sportanla­
gen, die vielleicht nicht olympiareif sind, aber 
dafür kinderfreundlieh, oder für Information 
über gesunde Ernährung, über gesunde 
Lebensweise? Darüber würde ich mich 
freuen. Es braucht Aufklärung. 

Wir Österreicher müssen ein besseres Ver­
hältnis zu unserem eigenen Körper bekom­
men. Dann würden wir uns eine Menge Geld 
sparen in der Nachbehandlung, in der Sozial­
versicherung. Gesundheitsvorsorge: Dafür ist 
Sport gut. Und außerdem gäbe es auch ein 
Plus an Lebensqualität. 

Meine Kollegen und ich lehnen den Bericht 
ab (Ruf bei der ÖVP: Ihr lehnt ohnehin alles 
ab!), aber ganz bestimmt nicht, weil wir gegen 
den Sport sind, sondern weil wir diesen 
Bericht als phantasielose Fortschreibung des 
vorigen ansehen. Vielleicht wird der neue 
Sportchef Baldur Preimel, von dem wir wis­
sen, daß er sehr viele unserer Sorgen teilt, es 
fertigbringen, Änderungen zu bewirken, und 
dann werden wir den nächsten Sportbericht 
mit großer Freude akzeptieren und unter­
schreiben. - Ich danke. (Beifall bei den Grü­
nen.) 10.35 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Höchtl. 

10.35 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Frau Minister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Schon in der ersten Wort­
meldung zeigte sich, daß die Erörterung die­
ses Sportberichtes zu einer Erörterung der 
Stellung des Sportes in unserer öster­
reichischen Gesellschaft insgesamt wird. Ich 
möchte, weil meine Vorrednerin zum Verhält­
nis Sport und Politik einige Anmerkungen 
gemacht hat, zunächst grundsätzlich das Ver­
hältnis zwischen Sport und Politik aus meiner 
Sicht definieren. 

Ich glaube, der Sport muß an und für sich 
auch in Österreich größtes Interesse daran 
haben, daß seitens aller politischen Gruppie­
rungen, aller politischen Parteien und Organi­
sationen Verständnis für den Sport aufge­
bracht wird, das auch in eine Unterstützung 
finanziell und ideell zu münden hat. Anderer-
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seits muß die Politik, müssen die Parteien 
und alle anderen politischen Organisationen 
ein sehr starkes Interesse dar an haben, daß 
sich möglichst viele Menschen dem Gedanken 
der Aktivität, des persönlichen Engagements, 
der Erhaltung der Gesundheit, der Leistung 
des einzelnen zuwenden und dadurch zum 
Ausdruck bringen, daß sie durch ihr eigenes 
Tun körperlich und geistig fit bleiben wollen. 

Ich meine, wenn wir das Verhältnis Sport 
und Politik in diesem Zusammenhang sehen, 
dann können wir nur sagen: Gott sei Dank 
interessieren sich viele politische Gruppierun­
gen für den Sport, nicht um ihn parteipoli­
tisch zu mißbrauchen, sondern um politisch 
diese wesentliche Form gesellschaftlichen, 
sozialen und individuellen körperlichen Tuns 
zu unterstützen. Das, glaube ich, ist die rich­
tige Form, wie man das Verhältnis zwischen 
Sport und Politik sehen soll. 

Zum zweiten, meine sehr verehrten Damen 
und Herren: Das Phänomen Sport hat in 
Österreich eine enorme Ausbreitung erfah­
ren. Mir ist vor wenigen Tagen eine umfas­
sende österreichweite repräsentative Unter­
suchung gegeben worden, die folgende Ergeb­
nisse aufzeigt: Es sind derzeit 31 Prozent der 
gesamten österreichischen Bevölkerung, die 
zumindest einmal wöchentlich Sport betrei­
ben, zusätzlich sind es noch 27 Prozent der 
österreichischen Bevölkerung, die mehrmals 
monatlich oder im Jahr Sport betreiben. Das 
bedeutet, daß wir rund 58 Prozent Sportaus­
übende in Österreich haben. Und das ist auch 
etwas, was ich der Kollegin Meissner-Blau 
antworten möchte, nämlich wie stark eigent­
lich Sport in der österreichischen Gesellschaft 
verbreitet ist: 58 Prozent aller Österreicher 
betreiben zumindest manchmal Sport. Nur 
24 Prozent der gesamten österreichischen 
Bevölkerung sagen, sie machen nie Sport, und 
der Rest hat zumindest einmal Sport betrie­
ben. 

Ich glaube, diese neueste derartige Untersu­
chung ist notwendig, um auch die Verbreitung 
zu sehen, die in der gesamten öster­
reichischen Gesellschaft, quer durch alle 
sozialen Schichten und natürlich auch Alters­
gruppen, gegeben ist. Es hat diese Untersu­
chung geschlossen mit dem Resümee: Es 
scheint so zu sein, daß die überwiegende 
Mehrzahl der Österreicher Abschied genom­
men haben von Winston Churchills legendär 
gewordenem Ausspruch: "No sports." 

Ich glaube, das ist etwas, wo sich der ein­
zelne - auch den kritischen Anmerkungen 
von Frau Blau-Meissner folgend - zuneh-

mend bewußt wird, daß er selbst vieles dazu 
beitragen muß, um körperlich fit zu sein, 
gesund zu bleiben. Das ist ein positiver Trend, 
den wir feststellen müssen. 

Wir sind als Politiker, als politische Grup­
pierungen und als Parteien aufgerufen, die­
sen Trend zu fördern, weil wir ja selbst Inter­
esse daran haben können - auch aus volks­
wirtschaftlicher Sicht, nicht nur aus gesund­
heitspolitischer Sicht -, daß möglichst viele 
diesen Zusammenhang zwischen körperli­
chem Tun und Gesundbleiben registrieren. 

Ich glaube, es hat sich eine Art "neue Sport­
lichkeit", die wir auch aus dieser Untersu­
chung herauslesen können, in unserer moder­
nen Gesellschaft durchgesetzt. Auch eine 
zusätzliche Funktion ist immer stärker beim 
einzelnen Sporttreibenden herausgekommen, 
nämlich die, daß der Sport auch eine Art 
Funktion eines neuen Kommunikationsme­
diums einnimmt, weil vielfach Isolation ein­
zelner vorhanden ist und auf dem Fußball­
platz, auf dem Tennisplatz und bei verschie­
denen anderen Sportarten eben das Zueinan­
derfinden und das Miteinandertun im Vorder­
grund stehen. 

Deswegen bekennen wir von der Öster­
reichischen Volkspartei uns - als Sportspre­
cher dieser Partei darf ich das betonen - voll 
und ganz zur großen Breite des Sportes. Diese 
Breite ist in Österreich in den Dachverbän­
den, in den 46 in der Bundessportorganisation 
ve:J;'ankerten Fachverbänden und in den mehr 
als 14000 österreichischen Sportvereinen ver­
ankert. 2,2 Millionen Vereinsmitglieder gibt 
es in Österreich, die auch durch sehr großen 
persönlichen und finanziellen Einsatz versu­
chen, diesem Ideal durch mehr körperliche 
Betätigung Rechnung zu tragen und einen 
Beitrag zu ihrer Gesunderhaltung, aber auch 
zum fairen Wettstreit zu leisten. Deswegen ist 
es notwendig, daß wir die Chance haben -
und ich bin dankbar dafür, daß wir erstmals 
die Sportpolitik als ersten Tagesordnungs­
punkt erörtern dürfen -, aufzuzeigen, in wel­
chen Dimensionen Sport in Österreich geför­
dert wird. 

Da möchte ich grundsätzlich sagen: Was wir 
hier erörtern, nämlich die Bundesförderung, 
ist ja nur ein Betrag der gesamten Aufwen­
dungen, die für den Sport seitens der öffentli­
chen Hand, aber auch seitens anderer Organi­
sationen gemacht werden. Es ist nur dann 
möglich, diese große Bewegung des Sportes 
zu finanzieren, wenn in einer Form der part­
nerschaftlichen Zusammenarbeit aller 
Ge bietskörperschaften, also der Gemeinden, 
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der Länder und des Bundes, der Wirtschaft, 
der einzelnen Verbände, der 14000 Vereine 
und vieler interessierter Stellen, vor allem 
durch die Förderung seitens der Medien, aber 
auch - das, Frau Blau-Meissner, muß ich 
Ihnen sagen - durch das Sporttoto, denn das 
wird immer stärker zu einer Säule der Finan­
zierung des österreichischen Sportes, dazu 
beigetragen wird, die Basis für die Möglich­
keiten der Ausübung des Sportes zu schaffen. 

Es sind in den Jahren zwischen 1966 und 
1985 - um einen größeren Zeitraum herzu­
nehmen - allein aus Bundesmitteln 1789 
Millionen für den Sport aufgewendet worden, 
sodaß ein großes betragsmäßiges Zusammen­
finden der finanziellen Mittel festgestellt wer­
den muß. Die neun Bundesländer beispiels­
weise haben 1985 allein 654 Millionen Schil­
ling dafür aufgewendet. 

Wir haben gerade in den Jahren, die hier 
zur Debatte stehen, eine große Diskussion 
über die Reorganisation des Sporttotos 
gehabt. Ich bin froh, daß wir die enormen 
Rückgänge, die in den Jahren 1982 und 1983 
feststellbar waren, durch die Neuorganisation 
auffangen konnten und daß es im vorigen 
Jahr gelungen ist, mit der Gesetzgebung des 
Glückspielgesetzes eine Basisfinanzierung 
von 311 Millionen Schilling wertgesichert dem 
österreichischen Sport zukommen zu lassen. 

Ich glaube, das ist etwas, wo wir sagen müs­
sen, daß es auch dieser Organisation, nämlich 
der Lotto- und Toto-Organisation, gelungen 
ist, nicht jene enorme Reduktion zuzulassen, 
die in verschiedenen anderen Ländern einge­
treten ist, als nämlich das Große Lotto in 
anderen Ländern eingeführt worden ist. In 
Österreich ist Gott sei Dank diese Reduktion 
nicht so stark erfolgt, und wir können wenig­
stens ab vergangenem Jahr mit dieser Basis­
finanzierung des Sporttotos rechnen, was eine 
Grundlage für die Ausübung der sportlichen 
Tätigkeit von Hunderttausenden Österrei­
chern in den einzelnen Verbänden darstellt. 
(Beifall des Abg. Haigermoser.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Weil wir uns geeinigt haben, uns kurz zu hal­
ten, möchte ich nur noch einige Bemerkungen 
machen. Ich glaube, Sport hat in unserer 
Gesellschaft sehr stark an Prestige gewon­
nen, Sport ist nicht nur eine Beschäftigung 
für aktive Sportler und Funktionäre, sondern 
zunehmend eine Sache der Wirtschaft, der 
Wissenschaft, der Schulen, der Gesundheit, 
der Politik, der Medien, der Landesverteidi­
gung, der Kirchen: All diese Organisationsein­
heUen haben sich dem Sport zugewendet. Die 

Anerkennung des Sportes ist wichtig, weil 
diese Beziehung ganz einfach erkannt werden 
muß. 

Ich möchte auch hier all jenen danken, die 
in den 14000 Vereinen die Arbeit im Breiten­
sport machen. Das. sind über 100000 Österrei­
cher, die ehrenamtlich tätig sind. Ich glaube, 
wir sollten auch heute, anläßlich dieser Sport­
debatte, diesen mehr als 100000 Personen für 
ihr ehrenamtliches Wirken im Dienste unse­
rer Gesellschaft ein Danke aller Parteien aus­
sprechen. (Allgemeiner Beifal1.) 

Ich möchte es aber nicht verschweigen, 
Frau Minister, daß es mir notwendig 
erscheint, daß wir in Hinkunft alle Mechanis­
men der Kontrolle einsetzen, um zu gewähr­
leisten, daß jene Mittel, die für große Sportin­
vestitionen aufgewendet werden, so aufge": 
wendet werden, daß wir keine unvorhergese­
henen großen Defizite erlangen. 

Ich glaube, daß das, was bei der Renovie­
rung des Wiener Stadions passierte, nämlich 
daß in einem Vertrag zwischen Bund und 
Land die Kostenteilung vereinbart worden ist, 
diese 'Kosten sich aber dann um rund 200 Mil­
lionen Schilling, von 372 Millionen auf 
593 Millionen Schilling, erhöht haben, einer 
dringlichen Untersuchung durch das Wiener 
Kontrollamt bedarf. Wir sind wirklich daran 
interessiert, daß diese Dinge aufgeklärt wer­
den, denn die vielen Vereine verstünden sonst 
nicht, daß sie manchmal um einige tausend 
Schilling betteln müssen, aber in ein Projekt 
mehr als 200 Millionen Schilling an Mehrko­
sten hineinfließen. Ich bitte also, auch seitens 
des Bundes, weil wir ja diesen Vertrag mit der 
Gemeinde Wien abgeschlossen haben, darauf 
zu dringen, daß eine lückenlose Aufklärung 
dieser Mehrkosten erfolgen muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich komme zum Schluß. 40 Prozent aller Kin­
der und Jugendlichen haben derzeit Haltungs­
schäden; das wissen wir aus den neuesten 
Untersuchungen. Deswegen, glaube ich, ist es 
notwendig, in den Schulen, in den vielen Ver­
einen, aber auch seitens der Elternschaft mit 
Beispiel voranzugehen. Das einzelne Hinfüh­
ren zur sportlichen Betätigung ist eine Frage 
der Notwendigkeit, der körperlichen Fitneß 
und der Einheit zwischen körperlicher und 
geistiger Fitneß. 

Alles, was wir, das Parlament, die einzelnen 
Parteien, der Bund, die Länder und die 
Gemeinden dazu beitragen, sollen wir im Gei­
ste dessen tun, daß der Sport sicherlich die 
beste Form eines fairen Wettkampfes dar-
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stellt. Was wir an finanziellen und materiellen 
Leistungen dazu als Basis geben wollen, sol­
len wir hier im Parlament gerne tun. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
SPÖ.) 10.50 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Grabner. 

10.50 

Abgeordneter Grabner (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Frau Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin 
Blau-Meissner hat gemeint, daß die Politiker 
die Hände im Spiel haben. Ich rufe Sie auf: 
Vielleicht kann doch der Herr Dr. Pilz auch 
die Funktion eines Präsidenten eines Sport­
verbandes übernehmen, da doch viel zuwenig 
Funktionäre vorhanden sind. (Abg. Freda 
BI au -M eis s n er: Nein, nein! Er nicht!) Ich 
würde ihm vorschlagen, vielleicht den Auto­
mobilsportverband zu übernehmen. 

Wenn Sie gemeint haben, daß viel zuviel 
Geld für den Sport vorhanden ist, so muß ich 
Ihnen widersprechen. (Abg. Freda BI a u -
Me iss n er: Genau das Gegenteil ist der 
Fall!) 

Das gleiche gilt für den ORF. Ich bin einer 
Meinung mit Ihnen, daß es nur zwei, drei 
Sportarten gibt, die im ORF wirklich heraus­
kommen und genug Sendezeit erhalten, und 
die Verbände, die nicht in der Öffentlichkeit 
stehen, eigentlich sehr stiefmütterlich behan­
delt werden. (Beifall bei der FPÖ und bei den 
Grünen.) 

Das gleiche gilt selbstverständlich für uns. 
Auch wir müssen uns umstellen. Der Brei­
tensport soll in Zukunft nicht nur als Zuliefe­
rant für den Spitzensport vorhanden sein, 
sondern er hat spezielle Aufgaben: die Moti­
vation zum Sport, insbesondere im Bereich 
der Familie. 

Meine Damen und Herren! Der 3. Sportbe­
richt, 1983 bis 1985, beweist die konsequente 
Fortsetzung jener speziellen und allseitigen 
Sportförderung, wie sie seit 1970 systematisch 
durch die jeweiligen SPÖ-Bundesminister 
vorgezeichnet und praktiziert wurde. Die 
Grundmaxime war und ist das Bemühen der 
SPÖ, den Sport in all seinen gesellschaftli­
chen Varianten zu fördern, sowohl beste­
hende Sportdisziplinen als auch Neuerschei­
nungen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Unübersehbar sind heute die Wechselbezie­
hungen und Verbindungen zwischen Sport 
und Wirtschaft, Wissenschaft und Sport, zwi-

sehen Sport und Medizin sowie Schule und 
Sport. 

Meine Damen und Herren! In die Zeit ab 
1970 fielen die Erfolgsjahre des öster­
reichischen Sports. Die gemeinsam gesetzten 
Aktivitäten des Unterrichtsministeriums mit 
der Bundessportorganisation wie Trainerak­
tionen, Leistungszentren gemeinsam mit der 
Heeressport- und Nahkampfschule, Sport­
hilfe, Schülerligen, sportmedizinisches Pro­
jekt, Fitwelle, Bundesgesetze hinsichtlich ... 
(Zwischenruf des Abg. Dr. E t tm a ye r.) 
Herr Kollege! Von Sport haben Sie wenig 
Ahnung, daher würde ich da nicht mitreden. 
Überlassen Sie das Ihrem Kollegen Höchtl, 
der hat da mehr Ahnung! (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich erwähne die Bundesgesetze hinsichtlich 
der Bundesanstalten für Leibeserziehung und 
erfolgreich durchgeführte Sportgroßveran­
staltungen wie Olympische Spiele und viele 
Welt- und Europameisterschaften, die hin­
sichtlich der sportlichen Erfolge dem organi­
satorisch-wirtschaftlichen Ergebnis gleichzu­
stellen waren. Also ein Reigen von Aktivitä­
ten, die unter dem sportverständigen Unter­
richtsminister Dr. Sinowatz Platz gegriffen 
haben wie nie zuvor! Dieser Reigen wurde 
durch die Bundesminister Dr. Zilk, Dr. Moritz 
und Dr. Hilde Hawlicek fortgesetzt. (Ruf: 
Noch einmal! - Weitere Zwischenrufe.) 

Was haben sie alles gebracht? - Herr Dr. 
Pilz, außer Zündeln haben Sie noch nichts in 
diesem Parlament gezeigt. Wenn auch kein 
höherer Leistungsstandard im Spitzensport 
festzustellen wäre, da mit jedem Schritt vor­
wärts in Österreichs Sport sich die Weltspitze 
womöglich noch schneller fortentwickelt hat, 
ist aber immerhin der Stellenwert des Sportes 
in der Gesellschaft um einige Prozentpunkte 
in Österreich geklettert. Das Gesundheitsbe­
wußtsein der Bevölkerung ist größer gewor-. 
den, wobei der Sport, als bestmöglicher Weg 
zur Fitneß verstanden, eine Einheit zwischen 
Körper, Geist und sozialen Komponenten bil­
den soll. 

Meine Damen und Herren! Das Leben 
besteht in der Bewegung. Das ist keine 
Erkenntnis von heute, sondern diese Weisheit 
gab vor mehr als 2 000 Jahren der griechische 
Philosoph Aristoteles von sich. Aber an der 
Aktualität dieser Aussage hat sich bis heute 
nichts geändert. Ich möchte sogar behaupten, 
daß heute Bewegung - und damit sportliche 
Betätigung - wichtiger als je zuvor ist. Denn 
nur dort, wo Körper- und Geistestätigkeit in 
geordneter, lebendiger Wechselwirkung ste­
hen, ist wahres Leben. 
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In Anbetracht der Tatsache, daß die Verän­
derung in unserer Gesellschaftsordnung eine 
zunehmend passive Haltung der Menschen 
mit sich bringt, kommt sportlicher Betätigung 
heute ein ganz besonderer Stellenwert zu. Der 
Bedeutung des Sportes in unserem Land 
wurde auch in der Benennung des zuständi­
gen Bundesministeriums Rechnung getragen, 
das seit 1. Jänner 1985 Bundesministerium 
für Unterricht, Kunst und Sport heißt. 

Im Sportbericht für 1983 bis 1985 werden 
anschaulich die vielfältigen Förderungsmaß­
nahmen und Unterstützungsaktionen aufge­
zeigt. Frau Kollegin Blau-Meissner! Ohne 
diese Förderungen wäre es den Fachverbän­
den nicht möglich, ihre Arbeit durchzuführen. 
Im Einklang mit diesem Bericht möchte ich in 
gebotener Kürze diesen Schwerpunkt darle­
gen und in Erinnerung rufen. 

Nicht eingehen werde ich auf die Bereiche 
Schulsport und sportliche Erziehungsaufgabe, 
die gesondert von meiner Kollegin Messner 
behandelt werden. 

Der Sport hat im gesellschaftlichen Leben 
einen bedeutenden Stellenwert, wie wir heute 
bereits gehört haben. Das immer größer wer­
dende Freizeitangebot sowie die Erschließung 
vieler neuer Möglichkeiten der Sportausrü­
stung, vor allem im Bereich des Breiten-, 
Hobby- und auch Betriebssports spielen dabei 
eine wichtige Rolle. 

Meine Damen und Herren! Im Zuge der 
Ausweitung der Sportförderung wurde im 
Berichtszeitraum dem Behinderten- und Ver­
sehrtensport erhöhte Aufmerksamkeit zuge­
wendet. 

Weitere Kernpunkte im Bereich der Sport­
förderung sind auf die Dach- und Fachver­
bände ausgerichtet. Dabei hat sich die rei­
bungslose Zusammenarbeit zwischen dem 
höchsten Gremium des Sportes und dem Bun­
desministerium sehr positiv ausgewirkt. Zahl­
reiche - und das brauchen wir - Olympia­
sieger, Welt- und Europameister und viele 
hervorragende Pladerungen bei Großveran­
staltungen haben dafür ein deutliches Zeug­
nis abgelegt. 

Da eine erfolgreiche Sportausübung das 
Vorhandensein entsprechender Übungsstät­
ten voraussetzt, galt das Hauptaugenmerk 
des Bundesministeriums für Unterricht, 
Kunst und Sport der Schaffung neuer Sport­
anlagen. 

Meine Damen und Herren! Die Sicherheit 

des Praterstadions hat Anerkennung in ganz 
Europa gefunden. Viele internationale Veran­
staltungen werden in Zukunft in Wien bezie­
hungsweise in Österreich dadurch möglich 
sein. Wir haben bereits einige gehabt. 

Meine Damen und Herren! Es ist schon dar­
auf hingewiesem worden: Ohne die Reform -
die Arbeiten dafür sind bereits in diesen 
Berichtszeitraum gefallen - der Lotto-Toto­
Gesellschaft wäre es den Dach- und Fachver­
bänden heute fast nicht mehr möglich, ihre 
Arbeit im Interesse der Sportvereine und der 
Sportler in Österreich zu leisten. 

Ich darf die Bitte an die Frau Bundesmini­
ster weitergeben: Sie möge bei zukünftigen 
Budgetverhandlungen zu verhindern versu­
chen, daß Kürzungen im Sport- sowie im 
Kunstbereich durchgeführt werden, denn die 
Sportvereine haben auch die Jugendarbeit in 
Österreich zu leisten. Zu den Sportvereinen 
kommen auch die Jugendlichen. 

Meine Damen und Herren! In den letzten 
Jahren hat die Schaffung ganzjährig benütz­
barer Anlagen besondere Bedeutung erlangt. 
Darüber hinaus wurde der Errichtung von 
Sportanlagen nach geographischen Gesichts­
punkten größte Bedeutung zugemessen, das 
heißt, in ganz Österreich wurden große Sport­
anlagen errichtet. 

Mit Ende des Berichtszeitraumes konnten 
,,15 Jahre Bundessportförderungsgesetz" ge­
feiert werden. In übertriebener Bescheiden­
heit wurde diese so positive Zäsur für die Ent­
wicklung des Sportes in unserem Lande im 
3. Sportbericht nur mit einem Satz erwähnt. 

Im Rahmen des Bundessportförderungsge­
setzes wurden zweierlei Sportförderungen 
verankert: 

Erstens: Allgemeine Sportförderung, darin 
sind enthalten: Sportveranstaltungen von 
internationaler Bedeutung, Auslandsbezie­
hungen des Sportes von gesamtöster­
reichischer Bedeutung, Einrichtungen, die 
dem internationalen oder gesamtöster­
reichischen Sport dienen, sportärztliche und 
sportwissenschaftliche Forschungs-, Untersu­
chungs- und Behandlungsstellen. Ich 
glaube, wir werden in Zukunft sehr viel 
Arbeit haben in Anbetracht der Dopingfälle in 
Europa und auf der ganzen Welt. Gott sei 
Dank gibt es sie in Österreich noch nicht. -
Ferner: Tätigkeiten von Vereinigungen im 
Rahmen internationaler oder gesamtöster­
reichischer Sportanliegen. 
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Zweitens: Im Rahmen der Sportförderung 
besonderer Art werden folgende Projekte 
berücksichtigt: Errichtung und Erhaltung von 
Bundessportstätten. 

Meine Damen und Herren! Vor wenigen 
Wochen war die Weltelite der Radfahrer in 
Österreich und hat sich davon überzeugen 
können, welchen Stellenwert unsere Sport­
heime in Österreich haben. Ich habe auch vor 
wenigen Wochen in Belgien die Möglichkeit 
gehabt, mit dem Weltpräsidenten für Volley­
ball zu sprechen. Vielleicht bekommen wir in 
Österreich ein Zentrum für die ganze Welt, 
weil wir eben solche Sporteinrichtungen 
haben. 

Als Mittel der Beispielswirkung wurde auch 
die Förderung von Großveranstaltungen for­
ciert. Hier möchte ich insbesondere die Win­
terspiele der Körperbehinderten 1984 erwäh­
nen, aber auch die Nordische Schiweltmei­
sterschaft im Jahre 1985. (Präsident Dr. 
Marga Hub i n e k übernimmt den Vorsitz.) 

Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich der 
Sportförderung ist die Forcierung des Frei­
zeitsportes - und da bin ich der Meinung 
meiner Kolleginnen und Kollegen hier im 
Hohen Haus -, des Breiten- und in Zukunft 
auch viel mehr des Betriebssportes. 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine 
ganze Reihe von Vereinen, die diesem Trend 
Rechnung tragen. Voraussetzung dafür war 
und ist die Einstellung der Sportlehrer und 
Lehrwarte, die an den Bundesanstalten für 
Leibeserziehung ausgebildet werden. Immer­
hin werden jährlich etwa 200 hauptamtliche 
beziehungsweise nebenamtliche Trainer im 
Rahmen der Traineraktion ausgebildet. Wich­
tige Faktoren für die Erfolge oder Mißerfolge 
unserer Aktiven sind vielfach in der Arbeit 
unserer Bundesanstalten für Leibeserziehung 
zu sehen. 

Ich weiß, es gehört nicht in diesen Bericht 
herein, aber im Jahre 1986 wurden in den 4 
Bundesanstalten in 31 Sparten 24 Trainer-, 77 
Lehrwarte- und 28 andere Ausbildungen 
durchgeführt. 

Daneben verdienen die Ausbildungszentren 
besondere Beachtung, seien es das Nordische 
Ausbildungszentrum in Eisenerz, das Hand­
ball-Leistungszentrum in Krems, das Tisch­
tennis-Leistungszentrum in Stockerau, die 
Bundessportleistungszentren des öster­
reichischen Fußballs oder das Sportleistungs­
modell Südstadt. Ohne diese Leistungszen-

tren würde es in Österreich keine Spitzen­
sportler geben. 

Meine Damen und Herren! An dieser Stelle 
sollen Frau Bundesminister Dr. Hawlicek 
Dank und Anerkennung für die Tätigkeit im 
österreichischen Sport ausgesprochen wer­
den. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Ich möchte aber auch danken für die fast 
100prozentige Realisierung des Sportstätten­
baues und die ideelle und finanzielle Unter­
stützung der etwa 14000 Vereine unseres 
Landes mit ungefähr 2 200 000 Mitgliedern. 
Ich bin der gleichen Meinung wie mein Kol­
lege Höchtl: Etliche zehntausend Funktionäre 
sind tagtäglich in Sachen Sport in Österreich 
unterwegs, ehrenamtlich unterwegs, und ich 
möchte auch von dieser Stelle aus diesen 
Funktionären, die im Interesse des Sportes 
Österreichs arbeiten, herz liehst danken. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Mei­
nung, der Sport hat die beste Möglichkeit, die 
Anforderungen des nächsten Jahrzehnts bes­
ser gerüstet zu bewältigen. Sport ist durch 
nichts zu ersetzen. Wenn es auch im Sport 
selbst Problemstellungen gibt und noch nicht 
alle Probleme gelöst sind, ich könnte hier 
einige anführen, sie sind aber minimal gegen­
über jenen, die uns zum Beispiel der Jugend­
alkoholismus, die Vereinsamung alter Men­
schen, die Drogengefahr und die Verkehrsun­
fälle in fast unüberwindlicher Höhe bereiten. 

Ich ersuche alle Kollegen aller Fraktionen, 
den Schritt in das nächste Sport jahrzehnt zu 
tun, die Sportprobleme der Gegenwart zu 
erkennen, sie zu sichten und realitätsbezogen, 
sinnvoll gemeinsam zu bewältigen. 

Der 3. Sportbericht kann sich sehen lassen. 
Er zeigt wieder die Leistungen im Sport in 
Österreich auf. Ich habe vor wenigen Tagen 
die Möglichkeit gehabt, einen Sportbericht 
der Bundesrepublik Deutschland zu sehen, 
und ich darf sagen, wir brauchen unseren 
Sportbericht nicht zu verstecken. 

Ich möchte aber auch den Beamten des 
Bundesministeriums, Abteilung Sport, für die 
von ihnen im Interesse aller Sportler Öster­
reichs geleistete Arbeit herzlichst danken. " 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP und bei Abgeordne­
ten der FPÖ.) 11.05 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Probst. Ich erteile es ihm. 
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11.06 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Frau Präsi­
dent! Frau Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Wir haben bereits drei Redner 
gehört. Ich darf mit einem oder zwei Sätzen 
ein wenig auf meine Vorrednerin Blau-Meiss­
ner eingehen und sie fragen, wie ernst ihre 
Fraktion denn noch zu nehmen ist. 

Im Ausschuß hat Kollege Wabl für die Grü­
nen seine Zustimmung zum Sportbericht 
gegeben, heute hat die Frau Kollegin abge­
lehnt. Der Sport scheint hier darin zu liegen, 
jeweils erster auf der Rednerliste sein zu wol­
len. Aber es ist wirklich die Frage: Was soll 
man von dieser Fraktion halten, wenn Frau 
Meissner auf die Frage, warum man im Aus­
schuß mit Ja und hier mit Nein antwortet, 
sagt, das habe der Kollege Wabl für sich 
getan? Also gibt es jetzt acht Fraktionen, die 
sich grün-alternativ nennen, oder acht Klubs, 
gilt da nicht, was für andere demokratische 
Klubs selbstverständlich ist, daß einer als 
Bevollmächtigter des Klubs hingeht ... (Abg. 
Dr. P i1 z: Kein Klubzwang!) Na ja, schon, 
aber so ein wilder Haufen könnt ihr ja doch 
nicht sein, daß ihr euch nicht vorher einig 
seid, ob ihr einem Bericht zustimmt oder 
nicht, das hat mit Klubzwang nichts zu tun. 

Herr Kollege Pilz, ich stelle mit großer 
Genugtuung fest, daß selbst ein Sportbericht 
für Sie eine ernste Gewissensfrage ist (Zwi­
schenruf des Abg. Wa b 1), so wie die Todes­
strafe oder ähnliches. (Beifall des Abg. Dr. 
D i 11 e r s b erg er.) Bei Ihnen ist der Schritt 
zur Lächerlichkeit nicht ein vorliegender, son­
dern ein schon längst getaner. 

Dann hat Frau Kollegin Blau-Meissner völ­
lig neue Aspekte zum Motorsport klarge­
macht und dargetan. Ich darf Ihnen dazu 
beruhigend sagen: Ich habe zwei Söhne, kei­
ner dieser beiden Söhne fährt in der Formell, 
dadurch ist statistisch eindeutig erwiesen, 
daß annähernd 100 Prozent der jungen Öster­
reicher nicht in der Formel 1 fahren, und das 
mag uns alle beruhigen. (Beifall bei der FPÖ. 
- Heiterkeit bei der SPÖ.) Es sei denn, Frau 
Kollegin Meissner, es ist für Sie auch Auto­
mobilsport, eine dreistellige Wiener Kennzei­
chentafel am Auto zu haben. (Abg. Freda 
B 1 a u - Me iss n e r: Herr Probst, das ist 
sogar unter Ihrem Niveau!) Das zeigt ja doch 
eine sehr starke Affinität zum Fetisch Auto­
mobil. Und da unterscheiden Sie sich sehr 
wenig von den Kapitalisten, Frau Kollegin. 

Dann noch etwas. Mit einem Satz haben Sie 
mir einen ungeheuren Gefallen getan, denn 
aus Ihrem Mund kam eine sehr scharfe 

Ablehnung der Förderung des Öster­
reichischen Turnerbundes. Das ist für mich 
ein Grund für ein positives Argument. Frau 
Bundesminister, ich darf Sie wirklich in aller 
Dringlichkeit ersuchen, gerade aufgrund die­
ser Ablehnung jenen ÖTB zu fördern, der mit 
80 000 Mitgliedern in Österreich besten Sport, 
beste Arbeit betreibt, auch wenn ununterbro­
chen Uraltgerüchte aus der Sudelküche her­
ausgezogen werden und versucht wird, in 
Neidhammelmanier dieses Stück vom Geld­
kuchen zu behalten. 

Wir sind enttäuscht, daß Sie den"ÖTB nicht 
ausreichend und nicht gerecht gefördert 
haben, denn das ist eine eklatante Ungleich­
behandlung dieses wirklich ausgezeichneten 
Turn- und Sportverbandes in Österreich, der 
beste Arbeit leistet, und Sie wissen das in 
Wirklichkeit auch, der beste Arbeit leistet 
fern jener politischen Besudelung, die man 
ihm unterschiebt, und neben seiner sportli­
chen Aufgabe auch die erzieherische betont. 
Und wir säßen nicht hier und sprächen über 
Sport, wenn wir nicht alle wüßten, wie wichtig 
die erzieherische Begleiterscheinung im 
Sport zur Freizeitgestaltung und zur Erzie­
hung unserer Kinder und Jugendlichen ist. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, etwas Ernstes. 
Ich glaube, der Sport ist in Österreich erst 
dann lOOprozentig in Ordnung, erst dann 
100prozentig dort, wo er hingehört, wenn es 
an sich nicht mehr notwendig ist, hier im 
Hohen Haus über den Sport zu reden, wenn 
er nicht mehr zum Gegenstand politischer 
Erörterungen werden muß. 

Ich schließe mich dem Dank meines Kolle­
gen Höchtl natürlich an. Er bedankte sich bei 
allen Funktionären. Ich habe Ihnen auch app­
laudiert, Herr Kollege. Ich meine damit nicht 
nur den Rodelfunktionär Höchtl und den 
Schifunktionär Probst, sondern alle Funktio­
näre in psterreich, bei denen man sich zu 
bedanken hat für ihre unbezahlte idealisti­
sche Arbeit. 

Die Sportpolitik ist zwar allen demokrati­
schen, staatsbejahenden Parteien in diesem 
Haus ein ernstes Anliegen, und alle haben 
sich bemüht. Aber wie wir der Niederöster­
reich-Umfrage entnehmen müssen und einer 
Zeitung, die das glossiert hat, ist einiges 
davon - nicht so viel, wie in der Zeitung 
stand, aber einiges davon - anscheinend 
danebengegangen, gut gemeint danebenge­
gangen, und wir sollten uns darüber Gedan­
ken machen. 
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Es wird berichtet, daß 53 Prozent der Män­
ner in Österreich mehr oder minder regelmä­
ßig Sport betreiben - das unterscheidet sich 
ein bisserl von Ihren Zahlen, Herr Kollege 
Höchtl - und 39 Prozent der Frauen. Mit dem 
Alter sinkt leider - und das halte ich für sehr 
schlimm - diese Sportbetätigung, besonders 
bei den Frauen. Je höher der Sozial- und Bil­
dungs status ist, desto mehr Sport wird betrie­
ben. Das ist auch bedenklich, man sollte hier 
wirklich lernen, umzudenken. Von diesen 
Sporttreibenden geben 69 Prozent den Schi­
sport als ihre Nummer eins im Sport an, 
45 Prozent das Schwimmen. Das halte ich 
durchaus für den allgemeinen Vorstellungen 
entsprechend. 36 Prozent sagen Wandern 
beziehungsweise Bergwandern. 

Wichtig aber ist, daß für all diese Leute 
nicht so sehr die Gesundheit oder ähnliche 
Argumente, sondern die Lust an der Bewe­
gung das Motiv ist. Das ist meiner Ansicht 
nach auch etwas völlig Natürliches, das wir 
aber zu sehr vergessen haben. In zweiter 
Linie oder vielleicht auch gleichwertig dazu 
sollte das Naturerlebnis als Motiv gelten. 

Nun dazu, was mit "danebengegangen" 
gemeint wird. Vielleicht sind wir mit unserem 
Sportstättenbau ein wenig übereifrig gewe­
sen. Vielleicht haben wir diesen beiden Argu­
menten, dem lustbetonten Element, dem 
Naturerlebnis, beim Sportstättenbau zuwenig 
Beachtung geschenkt. Sie kennen die hohe 
Unfallzahl auf den Sportstätten, in den Turn­
hallen durch Geräte, die nicht richtig konstru­
iert wurden oder werden, vor allem durch die 
Fußböden, die Plastikböden, die, wenn man 
ausrutscht, enorme Verbrennungen auslösen, 
also Reibungsverletzungen verursachen. 

Aber eines ist ganz ernst: Von den Befrag­
ten haben nur 8 Prozent angegeben, ihre 
Motivation für den Sport aus dem Schulturn­
saal bezogen zu haben. Da sollte man anset­
zen. Ich glaube, ohne nähere Studien zu ken­
nen, daß wahrscheinlich das konservative Ele­
ment im Sport zu stark ist, daß modernen 
Strömungen wie Jazz-Gymnastik, Leistungs­
sport, Krafttraining zuwenig Raum gegeben 
wird. Das ist momentan in. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Pi 1 z.) Herr Kollege Pilz! Natürlich 
sind Sie der prädestinierte Zwischenrufer 
beim Sport; allein Ihre windschlüpfrige, aero­
dynamisch geformte Gestalt sagt eigentlich 
alles. (Heiterkeit und Beifall bei FPÖ, SPÖ 
und ÖVP. - Weiterer Zwischenruf des Abg. 
Dr. Pi 1 z.) War das jetzt eine gefährliche Dro­
hung, oder darf ich sowieso laut lachen? 

Wenn wir uns - und das sollten wir sicher 

tun - diesen modernen Tendenzen auch im 
Unterricht zuwenden, glaube ich, ist es wich­
tig, daß auch hier, wie im Normalunterricht, 
Frau Bundesminister, die Grundfertigkeiten 
nicht verlernt oder vergessen oder vernach­
lässigt werden. Zu den Grundfertigkeiten im 
Sport zählen der normale Umgang mit den 
Geräten, die normalen Turn- und Bodenübun­
gen, die natürlich auch gemacht werden müs­
sen. Vielleicht liegt es auch ein wenig an der 
Flexibilität der Lehrer, denn ich kann mir 
nicht vorstellen, daß die Hinwendung zu 
modernen Betätigungsarten irgendwo gesetz­
lich untersagt sein kann. 

Ich darf Ihnen hier ein Beispiel vorstellen, 
über das ich sicher schon mit Ihnen geredet 
habe: das ist der Schulsportverband Steier­
mark. In diesem Schulsportverband Steier­
mark - und das ist jetzt eine ganz besonders 
wichtige Anmerkung - ist der Herr Bundes­
minister für Landwirtschaft Riegler mein 
Vizepräsident genauso wie der Herr Schul­
stadtrat von Graz, Walter Gottschacher. Dort 
haben wir uns einige Maxime gesetzt, mit 
denen wir Erfolg hatten. 

Erstens: Alles, was wir mit unseren Kin­
dern und Jugendlichen tun, soll lustbetont 
sein. Sie sollen ihre Freude daran haben. 

Zweitens: Alles passiert in enger und eng­
ster Kooperation mit der Schule, mit der 
Behörde und mit dem Schulwesen an sich. 
Das heißt, wir gehen sogar so weit, daß 
unsere Trainer die Kinder nach ihrem Lern­
erfolg in der Schule abfragen, in den diversen 
Lerngegenständen, und daß diese, wenn sie 
Schwierigkeiten in einem Gegenstand haben, 
Trainingsverbot erhalten. Also nicht Trai­
ningsgebote werden ausgesprochen, sondern 
eher Trainingsverbote. Sie glauben nicht, wie 
motivierend das wirkt. 

Drittens: Unser erstes Ziel ist natürlich der 
Breitensport, vor allem im Wintersport. Unser 
Ziel - Endziel - ist der staatlich geprüfte 
Schilehrwart. Wir haben bereits etwa 100 
davon. 

Viertens: Logisch ist, daß 10 Prozent all die­
ser Jugendlichen von sich aus und von selbst 
an die Spitze drängen, in den Leistungssport, 
in den sogenannten A-Kader, und diese 
mischen, obwohl dieser Schulsportverband 
Steiermark seinen Hauptsitz in der wenig für 
alpines Schifahren geeigneten Stadt Graz hat, 
bereits bei den Landesmeisterschaften mit, 
und zwar in allen Altersklassen. Das ist für 
eine Großstadt wie Graz durchaus beachtlich. 
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Weiters haben wir auch eine Sommersek­
tion, in der das moderne Surfen, Segeln, Rei­
ten, Tennis et cetera betrieben werden, und 
der Erfolg gibt uns recht. Bei meiner Über­
nahme dieses Verbandes im Jahr 1978 hatten 
wir 30 bis 40 Mitglieder. Jetzt haben wir allein 
in der Wintersektion etwa 1 400 Mitglieder 
und in der Sommersektion etwa 600 weitere 
Mitglieder. Es hängt auch hier vom Idealis­
mus der Menschen, der Lehrer und der Trai­
ner ab, und dieser ist bei den jungen, selbst­
ausgebildeten Schilehrwarten großartig. 
Eines darf ich Ihnen sagen: Ich glaube kei­
nem Menschen, der mir irgendwann erzählen 
sollte, daß die heutige Jugend schlecht oder 
gar schlechter als die gestrige oder vorge­
strige Jugend sein soll. 

In jedem Fall ist ein derartiger Schulsport­
verband in seiner engen Kooperation mit der 
Schule und den Lehrern eine nachahmens­
werte Verbindung von Schule und wertvoller, 
erzieherisch genützter Freizeitgestaltung für 
die jungen Menschen. 

In der Aufzählung der beliebtesten Sportar­
ten Österreichs laut niederösterreichischer 
Studie fehlt auch der Tennissport. Das 
erstaunt mich, denn Österreich ist das Land 
mit der größten Dichte an Tennisplätzen in 
Europa. (Abg. Dr. D i 11 e r sb erg e r: Und 
mit den wenigsten Tennisübertragungen im 
Fernsehen!) Und mit den meisten Tennisüber­
tragungen im Fernsehen. Herr Kollege Dil­
lersberger, das ist jetzt eine Geschmacksache. 
(Rufe bei der FPÖ: Mit den wenigstenlj Ich 
will mich da nicht in einen ORF-Streit einlas­
sen, Herr Kollege; Sie müssen das verstehen. 
Zum Schluß werde ich dann nicht übertragen, 
wenn ich etwas Negatives sage, und das 
würde meiner Eitelkeit schaden. (Abg. Dr. 
Di 11 ers berger: Mit den wenigsten Über­
tragungen!) 

Ich glaube, daß das zuwenig Beachtung fin­
det, denn hier hat sich etwas Interessantes 
gezeigt. Tennis war einmal eindeutig ein 
Sport der Begüteteren, der Reicheren, der 
Snobs und ist heute ein echter Volkssport 
geworden. Das ist unglaublich, es gibt keine 
sozialen Unterschiede mehr im Tennis, 
zumindest ganz wenig. Ich glaube, daß wir 
Tennis nicht nur für den Fremdenverkehr 
nützen sollten, denn damit machen wir auch 
mit der großen Dichte nicht jene Attraktivität 
aus, die einen Fremden vielleicht bewegen 
könnte, nach Österreich statt in ein anderes 
Land zu kommen, und wir sollten uns einem 
neuen Sport zuwenden, einem Sport, der 
eigentlich noch immer der Sport der Reiche­
ren ist (Rufe: Golf!), der aber immer mehr in 

die Breite geht und von dem ich überzeugt 
bin, daß er bei uns genauso Massensport wird 
wie in anderen Ländern, nämlich dem Golf. 
(Beifall des Abg. Dipl.-Vw. Killisch-Horn.) 
Und dafür sind die Flächen noch vorhanden. 
- Herr Kollege, ich danke für den Applaus 
quer über die Fraktionen hinweg. (Abg. Hai­
ger m 0 s e r: Ich bin für Polo als VolkssportJ) 
Meinen Sie jetzt den Golf Polo von VW, nicht 
wahr? 

Weiters hat in Österreich - und das ist mir 
als umweltbewußter Mensch auch ein Anlie­
gen - im Winter neben dem alpinen Schi­
sport natürlich der Langlauf eine große 
Zukunft, und das sind zwei Dinge, die sich 
durchaus verbinden lassen, wie Experten 
bereits erkannt haben. Beides ist landschafts­
schonend, verglichen mit den Schäden, die 
wir bisher durch den Bau von Pisten ange­
richtet haben. 

Meine Damen und Herren! Die letzten 
Unwetter müßten sogar den letzten Fanatiker 
nachdenklich gemacht haben. Ich frage mich 
seit vielen Jahren, wenn ich im Sommer ein­
mal mit einer Gondel fahre und sehe, wie der 
Berg abrasiert wurde von irgendwelchen 
Caterpillern und anderen brutalen Geräten, 
ob das wirklich notwendig ist. Es ist ganz 
sicher nicht notwendig, bügelbrettartige 
Geländeformationen künstlich herzustellen. 
Das muß umweltschonender und landschafts­
schonender auch gehen. 

Auch glaube ich nicht jener Studie, die da 
besagt, daß wir noch rund 1 000 oder 1 300 
neue Pisten in Österreich brauchen, um den 
Ansprüchen des Fremdenverkehrs gerecht zu 
werden. Ich glaube, daß es Sache der öster­
reichischen Fremdenverkehrs- und Winter­
sportwerbung ist, die vorhandenen Pisten in 
der Werbung dem ausländischen Gast so 
anzubieten, daß jeder Gast weiß, welche Piste, 
welche Geländeform und welche Schwierig­
keitsgrade seinem Bedarf angemessen sind. 
Ich bin überzeugt davon, daß wir jetzt bereits 
genug Pisten haben, nur sind die einen davon 
kaum angenommen, obwohl es Tausende und 
Abertausende gäbe, für die dieser Schwierig­
keitsgrad gerade ausreichend wäre, während 
andere so sehr in Mode sind, daß sich die 
Leute dort gegenseitig zum Krüppel fahren. 

Wir könnten uns effektiv die Neuanlage von 
Pisten ersparen, wenn es uns gelänge, eine 
bessere Aufteilung zu erreichen. Auch ist ein 
verstärktes Augenmaß auf die Einhaltung der 
Pistenregeln zu legen, denn die Sportunfälle 
durch Bruchverletzungen aufgrund der Bin­
dungen sind radikal zurückgegangen, die 
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Sportunfälle durch Zusammenstöße jedoch 
radikal gestiegen; das ist eine Frage der 
Quantität. Dazu kommen auch immer mehr 
Tourenunfälle, die selbst ausgelöst sind bezie­
hungsweise durch Tourengeher ausgelöst 
werden; ich denke da vor allem an Lawinen­
unfälle. Das ist auch eine Frage, die sehr tief 
in den Umweltschutz hineingeht. 

Wir haben anläßlich der Verabschiedung 
der Forstgesetz-Novelle auch darüber gespro­
chen: Das Fahren abseits der Pisten war frü­
her sicher etwas Tolerables, also etwas, was 
man durchaus nicht ahnden mußte. Aber das 
ist natürlich jetzt bei diesen Unmengen von 
Wintersport treibenden Menschen in Öster­
reich zu einem ernsten Problem geworden. 
Sie wissen, daß die Baumwipfel durch die 
messerscharfen Stahlkanten abrasiert wer­
den, Sie wissen, daß Lawinen ausgelöst wer­
den. Diesbezüglich stellt das Forstgesetz eine 
lex imperfecta dar, da keine Kontrolle, keine 
Sanktion vorgesehen ist. Bei dieser Menge an 
Schifahrern muß es, das ist eine klare Sache, 
eine Grenze geben. Wir können nicht sagen, 
wie schön es ist, im jungfräulichen Schnee 
irgendwelche abwegige Pisten aufzusuchen, 
sondern es stellt sich die Frage der Schonung. 
Wenn das Hunderttausende machen, wird es 
gefährlich. 

Es ist das auch eine Frage des Naturschut­
zes: Das Wild wird aus seinen Einstandsgebie­
ten aufgescheucht, beginnt, Bäume zu schälen 
aufgrund der Beunruhigung, es hat keine Ein­
zugsgebiete mehr. Alles, was zuviel ist, ist 
eben schädlich; es muß seine Grenzen haben. 
Vor allem sollten jene Leute (Zwischenruf des 
Abg. Dr. H ö c h t 1), die das tun - Herr Kol­
lege Höchtl, Sie waren für mich immer schon 
ein sportliches Idol (Beifall bei Abgeordneten 
der C>VP) -, immer daran denken, daß es 
nicht ums eigene Risiko geht. Es geht nicht, 
daß der sich abputzt und sagt: Das ist meine 
Sache, wenn ich in eine Lawine gerate. Ich 
habe vorhin gesagt, was passiert: Meistens 
wird irgendwo oben eine Lawine abgetreten, 
und unten sind die Toten zu beklagen, bezie­
hungsweise jene, die dann in die Lawine gera­
ten, lösen eine gigantische Nachsuche aus, die 
wieder mit Risiko an Leib und Leben derer 
verbunden ist, die nach ihnen suchen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, 
begrüße ich jede Aktion, die geeignet ist, den 
wirklichen Geist von Fairneß und Kamerad­
schaft im Sport zu fördern, die das Verantwor­
tungsbewußtsein des einzelnen im Massenbe­
trieb des heutigen Sports hervorhebt und 
betont. Und deshalb habe ich auch außeror­
dentlich begrüßt, daß das neue steirische 

Sporthilfegesetz nicht nur jene zum "Sportler 
des Jahres" oder zum "Sportverein des J ah­
res" erklären kann, die durch außergewöhnli­
che sportliche Leistungen hervorstechen, son­
dern auch jene - und damit schließe ich 
meine Rede zum Sportbericht -, die sich aus­
gezeichnet haben durch außergewöhnliche 
Fairneß oder außergewöhnliche Kamerad­
schaft im Sportbetrieb anderen gegenüber. 
(Beifall bei der FPÖ.) 11.24 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort 
gemeldet hat sich die Frau Bundesminister. 
Ich erteile es ihr. 

11.25 

Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport Dr. Hilde Hawlicek: Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes 
Haus! Wir diskutieren heute den 3. Sportbe­
richt, der dem Parlament bisher vorgelegt 
wurde und der den Zeitraum 1983 bis 1985 
umfaßt. Ich darf schon jetzt ankündigen, daß 
in zirka einem halben Jahr der 4. Sportbericht 
dem Hohen Haus vorliegen wird, und zwar 
über den Zeitraum 1986/87. Wir werden dann 
in weiterer Folge jedes Jahr einen Sportbe­
richt vorlegen und diskutieren und damit 
auch zum Ausdruck bringen, daß das Parla­
ment und damit auch die Öffentlichkeit mehr 
über den Sport und über die diesbezügliche 
Tätigkeit des Bundesministeriums informiert 
werden. (Beifall bei SPC>, ÖVP und Abgeord­
neten der FPÖ.) 

Erwähnen möchte ich auf alle Fälle auch 
noch, daß im Berichtszeitraum des heute dis­
kutierten Sportberichts ebenfalls eine ein­
schneidende Veränderung vorgenommen wor­
den ist: Es wurde die bisherige Abteilung 
Sport in die Gruppe Sport ausgebaut; das 
Bundesministerium hat auch in seinem 
Namen die Bezeichnung "Sport" bekommen. 
Seit 1985 nennen wir uns also Bundesministe­
rium für Unterricht, Kunst und Sport, um 
damit zum Ausdruck zu bringen, daß - wie ja 
alle Redner bisher betont haben - der Sport 
eine wachsende Bedeutung in der Gesell­
schaft und im Leben des einzelnen bekom­
men hat. 

Einige Abgeordnete winken ab: In ihrem 
Leben hat der Sport noch nicht an entschei­
dender Bedeutung gewonnen. Aber die Stati­
stiken - und darüber freue ich mich -, die 
heute hier zitiert wurden, zeigen, daß im 
Bewußtsein der Österreicher und nicht nur im 
Bewußtsein, sondern auch in der aktiven 
Betätigung der Österreicher der Sport eine 
immer größere Bedeutung bekommt. Es geht 
vor allem darum, auf der einen Seite den Brei-
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tensport und auf der anderen Seite den Spit­
zensport zu fördern. Beim Spitzensport geht 
es um die Leistung und beim Breitensport -
wie auch schon ausgeführt wurde - immer 
mehr nicht nur um die körperliche Fitneß, 
sondern auch um die Gesundheit. 

. Ich kann den beiden Abgeordneten, die zum 
Unterricht in den Schulen, zu den Leibes­
übungen, zur Leibeserziehung Stellung 
genommen haben - Frau Blau-Meissner und 
Kollegen Probst -, versichern, daß es - übri­
gens im Bericht auf Seite 9 nachzulesen; viel­
leicht kann man das der Frau Abgeordneten 
Blau-Meissner ausrichten - erstmals seit 
dem Jahre 1985 in Österreich neue, einheitli­
che Lehrpläne für Leibeserziehungen mit 
einer einheitlichen Zielsetzung gibt, die sich 
auf vier Bereiche konzentriert, und zwar in 
der Reihenfolge: Bewegung, Spiel, Leistung 
und Gesundheit. Hierin kommt deutlich zum 
Ausdruck, daß das gerade im schulischen 
Bereich den Kindern Freude machen soll: die 
Freude an der Bewegung, am Spiel und 
selbstverständlich auch an der Leistung, und 
neu und besonders wichtig ist der Aspekt der 
Gesundheitserziehung. 

Wir haben erst vor kurzem eine Enquete 
über "Gesundheitserziehung in den Leibes­
übungen" abgehalten, die sich besonders mit 
dieser Problematik befaßt hat. Wir werden 
weitere Bestrebungen anstellen, um vermehrt 
den Gesundheitsaspekt sowohl in die Leibes­
erziehung als auch in all unsere sportlichen 
Förderungsmaßnahmen mit einzubauen. 

Ich möchte hier auch - Kollege Höchtl hat 
ja schon die Daten der Untersuchung zitiert 
- ein weiteres Zeichen dafür erwähnen, wie 
viele sich sportlich betätigen: Ich habe heuer 
die Freude gehabt, das 500000. ÖSTA zu über­
reichen, das Österreichische Sport- und Turn­
abzeichen - für die Nichtsportler erkläre ich 
nur die Abkürzung. Jährlich betätigen sich 
25 000 bis 30 000 Menschen an diesen Übun­
gen, unterziehen sich diesem Sport, um das 
ÖSTA zu erhalten. Erwähnen möchte ich 

- auch, daß an der erst seit fünf Jahren beste­
henden Schulolympiade bereits 60 000 Schüle­
rinnen und Schüler teilgenommen haben, um 
das ÖSTA zu erwerben. 

Ich möchte nicht verabsäumen, hier all 
jenen zu danken, die sich dafür einsetzen: den 
Lehrern, vor allem aber den Funktionären in 
den Vereinen, in den Sportverbänden, den 
wirklich über Zehntausenden, ja Hunderttau­
senden Funktionären und natürlich, bitte, 
allen Abgeordneten, vor allem den Sportspre-

ehern, die auch als Sportfunktionäre arbeiten. 
Herzlichen Dank! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Erwähnen möchte ich, daß es, glaube ich, 
sehr wichtig war, daß wir bezüglich der Sport­
totomittel eine gesetzliche Regelung gefunden 
haben, wobei jährlich 311 Millionen und noch 
dazu eine jährliche Indexierung vorgesehen 
sind, sodaß bereits heuer im Budget 1987 noch 
zusätzlich 5 Millionen Schilling dazukommen. 
Das heißt, daß damit eine weitere Förderung 
des Breitensports seitens der Verbände gesi­
chert ist. 

Ebenfalls Kollege Höchtl hat es schon 
erwähnt, ich kann darum in meinen Ausfüh­
rungen kürzer sein - gibt es eine neue Kon­
struktion der Sporthilfe. Durch die Zusam­
menarbeit von Lotto und Toto sind gesicherte 
Mittel vorhanden, die wir noch durch zusätzli­
che Aktivitäten der Sporthilfe ausweiten wol­
len. 

Im Sinne der Bestrebungen, Kunst und 
Sport mehr miteinander zu verknüpfen, 
haben wir zum Beispiel anläßlich der 
Rad-WM die wirklich wunderschönen und 
sehr begehrten Plakate und Postkarten von 
Maler Kumpf gehabt, und jetzt haben wir 
vom Professor Fuchs die Sportlermedaillen, 
die ebenfalls eine weitere Einnahme für die 
Sporthilfe bedeuten sollen. 

Zum Schluß möchte ich noch die besonde­
ren Schwerpunkte der künftigen Arbeit 
erwähnen. Wir wollen den Schwerpunkt auf 
Traineraus- und -fortbildung legen, was sich 
auch im Budget dokumentiert, um vor allem 
eine längere Ausbildung und damit natürlich 
eine Qualitätsverbesserung zu erreichen. 
Grundlagewissen, praktisch-methodische 
Ausbildung, Entspannung, Selbstbehandlung, 
gesunde Lebensführung, Sportmanagement, 
vor allem Menschenführung und Menschen­
behandlung sind beinhaltet, denn für uns 
steht der Sportler als Mensch im Mittelpunkt, 
und das soll auch in der Traineraus- und -fort­
bildung zum Ausdruck kommen. 

Erwähnen möchte ich noch die Förderung 
aller trainingsbegleitenden Maßnahmen, die 
Sportmedizin. Unser Verein für medizinisch­
sportwissenschaftliche Beratung, der schon 
seit 1982 besteht, der sehr wertvolle Dienste 
leistet und der sich auch mit der Problematik 
Doping befaßt, bleibt weiterhin ein Schwer­
punkt unserer Maßnahmen. Es wurde auch 
eine Broschüre herausgebracht, die allen ein­
schlägig Interessierten, sowohl Sportorgani­
sationen als auch sonstigen Interessierten, 
zugesandt wurde. 
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Flankierend zu diesen, wie wir hoffen, opti­
malen Trainingsbedingungen gibt es - und 
das hat vor allem Kollege Grabner betont -
die Leistungszentren, die Sportzentren, die 
einen wesentlichen Beitrag zur Sportleraus­
bildung leisten, und natürlich das Sportstät­
tenausbauprogramm. Gott sei Dank haben 
wir in Österreich eine sehr große Anzahl mo­
dernster Sportstätten zur Verfügung. 

Das trägt natürlich auch mit dazu bei, daß 
wir als Austragungsort von Wettspielen, aber 
auch von internationalen Großveranstaltun­
gen sehr oft herangezogen werden, und ich 
möchte besonders erwähnen, daß heuer die 
Eishockey-Weltmeisterschaft in Wien stattge­
funden hat und sehr erfolgreich war, daß die 
Rad-Weltmeisterschaft in Wien und in Villach 
stattgefunden hat und ebenfalls ein ganz 
großer Erfolg war und daß mir von allen betei­
ligten Nationen, sogar von jenen, deren 
Bewerbung nicht erfolgreich war, versichert 
wurde, wie hervorragend die Organisation 
und wie ideal Österreich als Austragungsort 
war. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Auch im kommenden Jahr werden weitere 
Bewerbe in Österreich stattfinden, so nun 
schon zum zweitenmal die Olympiade für 
Körperbehinderte, und im Jahre 1989 werden 
die Biathlon-Weltmeisterschaft und die Welt­
meisterschaft im Segelfliegen veranstaltet. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! 
Ich glaube, wir Österreicher können stolz dar­
auf sein, daß wir diese Anerkennung finden. 
- Danke schön. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und 
bei Abgeordneten der FPÖ.) 11.34 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dipl.­
Vw. Killisch-Horn. 

11.34 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Killisch-Horn 
(ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsident! Frau 
Bundesminister! Meine Damen und Herren 
Abgeordneten! Der vorliegende Sportbericht 
ist im Grunde genommen Schnee der letzten 
Jahre, der bereits geschmolzen ist. Wenn wir 
genau nachlesen, können wir feststellen, daß 
sich der Quell der Subventionen in mehr oder 
mind~rer Form wieder ergossen hat über die 
Sportvereine, daß Sportveranstaltungen und 
Sportstätten gefördert wurden. Bis 1985 
waren es jährlich zirka 105 Millionen, die als 
Sportförderung vom Bund ausgegeben wur­
den, dann kam ein gewaltiger Sprung, wegen 
der Sanierung des Wiener Stadions schnellte 
der Betrag auf 205 Millionen hinauf, jetzt ist 
er wieder zurückgegangen. 

Da schon in Kürze die Wettkampfsaison für 
unsere Brettlathleten beginnt und gerade die­
ser Bereich in den letzten Tagen wieder heftig 
diskutiert wurde, möchte ich mir einen Teilbe­
reich dieses Sportberichts herausnehmen, 
und zwar den Austria-Skipool. Seit 1971 arbei­
ten hier einträchtig der Bund, die Bundeswirt­
schaftskammer und der Österreichische Schi­
verband zusammen, und obwohl es hin und 
wieder kleinere Reibereien gibt, funktioniert 
die Sache sehr gut. 

Der Bund gibt 6,8 Millionen Schilling als 
Basisausstattung, die Kammer verdoppelt 
diesen Betrag, und - das wissen sehr wahr­
scheinlich die wenigsten; leider ist die· Frau 
Abgeordnete Blau-Meissner jetzt nicht da, sie 
hat darüber polemisiert der Öster­
reichische Schiverband entlockt den verschie­
densten Ausstatterfirmen durch Werbever­
träge 19 Millionen Schilling, die diesem 
Austria-Skipool zufließen. Wenn man weiß, 
daß die Wirtschaft neben dieser Barsubven­
tion in Form von Werbeverträgen auch noch 
das gesamte Material, von den Schiern und 
Schistöcken bis zur Zipfelhaube und Lippen­
pomade, bereitstellen muß, dann sieht man, 
wieviel Geld von der privaten Wirtschaft für 
unseren Schirennsport ausgegeben wird. Auf 
der anderen Seite bewirkt das auch, daß der 
Österreichische Schiverband seine Mitglieds­
beiträge, die er von den Tausenden Mitglie­
dern in ganz Österreich einkassiert, zur För­
derung des Breitensports einsetzen kann und 
nicht für den alpinen Schirennsport oder für 
die nordischen Disziplinen ausgeben muß. 

. Ich kann mich nicht mit dem Kollegen 
Probst solidarisieren, der infernale Zustände 
im Bereich des Pistenausbaus geschildert hat. 
Einleitend hat er nämlich berichtet, daß Schi­
fahren in Österreich die Nummer eins ist 
unter den Sportarten, die tatsächlich aktiv 
ausgeübt werden. Gott sei Dank wird die Zahl 
der Schifahrer auf der ganzen Welt immer 
größer, und diese brauchen natürlich Raum, 
um Schi zu fahren; daher müssen die Pisten 
ausgebaut werden. Ich möchte aber auch 
nicht verschweigen, daß dort und da Raubbau 
betrieben wurde. Es haben sich zwar, glaube 
ich, neue Erkenntnisse durchgesetzt, um beim 
Pistenbau schonender vorzugehen, aber ganz 
stoppen kann man das sicher nicht, weil eben 
der Schisport in Österreich der Sport Num­
mer eins ist. 

Ich möchte wieder zurückkommen zum 
Austria-Skipool. Im heurigen Jahr wurden 
34 Millionen Schilling ausgegeben. Wer aber 
nun glaubt, daß diese 34 Millionen Schilling 
ausschließlich für den alpinen Schirennsport, 
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für unsere Slalom- und Riesentorlaufasse aus­
gegeben werden, der irrt gewaltig, denn durch 
die guten Leistungen der Langläufer , der 
Schispringer, der Kombinierer und der Biath­
lonisten hat sich das Aufteilungsverhältnis 
bei zirka 2 : 1 eingependelt. Zwei Teile bekom­
men die Alpinen und einen Teil die Nordi­
schen. 

Innerhalb der einzelnen Sparten wird dann 
wieder' geteilt: 50 Prozent gehen in die N ach­
wuchsförderung, in die Selektionskader , in 
die Förderungskader , und nur der restliche 
Teil von 50 Prozent ist dann tatsächlich für 
den Spitzenrennsport. Das muß auch einmal 
gesagt werden, weil hier wirklich die irrige 
Meinung besteht, daß alles nur in die paar 
Siegläufer gesteckt wird. 

Ich glaube, daß diese 6,8 Millionen, die wir 
im Parlament immer beschließen, in den Schi­
rennsport gut investiert sind. 34 Millionen 
Schilling kommen insgesamt dann durch 
diese Initialzündung heraus, und neben den 
Erfolgen, über die wir uns freuen, und manch­
mal auch Mißerfolgen, über die wir uns 
ärgern, hat das ja auch eine Wirkung für 
unsere Wirtschaft, speziell auch für den Frem­
denverkehr, denn Sport, Wirtschaft und 
Fremdenverkehr sind heute einfach nicht 
mehr zu trennen. Jeder, der etwas anderes 
behauptet, geht an den Tatsachen vorbei. 

Im gleichen Atemzug muß angesichts die­
ses Sportberichtes aber auch darauf hinge­
wiesen werden, daß nicht nur diese 6,8 Millio­
nen zur Verfügung gestellt werden, sondern 
daß die Republik auch durch die Erhaltung 
und den Betrieb von schibezogenen Schulen, 
etwa des Schi-Gymnasiums Stams, der Schi­
Hauptschulen Neustift und Schladming oder, 
es wurde heute bereits angesprochen, des nor­
dischen Ausbildungszentrums Eisenerz, einen 
weiteren großen Beitrag zur Förderung des 
Schisports, des Leistungssports erbringt. 

Danken möchte ich in diesem Zusammen­
hang der Frau Bundesminister, daß sie so 
rasch ihre Zustimmung gegeben hat, daß 
Herr Mag. Werner Wörndle vom Schi-Gymna­
sium Stams jetzt als neuer Alpinchef sofort 
installiert werden konnte, daß er die Freistel­
lung erhielt. Ich glaube, daß dadurch in der 
österreichischen Schimannschaft wieder 
Ruhe eintreten wird. Herzlichen Dank, Frau 
Minister, daß Sie so schnell und relativ unbü­
rokratisch gehandelt und zu ÖSV-Präsident 
Koller gesagt haben: Wenn Sie den brauchen 
- Sie können ihn haben! - Bravo! 

Auch bei der Exekutive und beim Bundes-

heer besteht eine ausgesprochen sportfreund­
liehe Einstellung. Nicht nur, daß unsere jun­
gen Burschen da oft ihren Dienst verrichten 
und freigestellt werden, ich weiß auch aus 
eigener Erfahrung zum Beispiel vom Hahnen­
kammrennen in Kitzbühel: Ohne das öster­
reichische Bundesheer , ohne die braven Sol­
daten, die bei der Pistenpräparierung mitar­
beiten, und zwar auch bei den anderen Groß­
veranstaltungen, die wir in Österreich haben, 
ginge da nichts. Ich möchte daher auch hier 
einmal der Exekutive, dem Bundesheer und 
auch der Zollwache herzlichen Dank sagen 
für ihre Unterstützung. (Beifall bei der ÖVP 
und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Daß man mit Geld allein nicht glücklich 
wird, hat der letzte Winter bewiesen. Bei den 
Alpinen ist nichts gegangen, obwohl das Bud­
get beim Austria-Skipool gut dotiert war. 
Aber wir haben im Ministerium einen neuen 
Mann, Professor Baldur Preiml, der schon 
früher bewiesen hat, was in ihm steckt, als er 
unseren damals etwas flügellahmen Adlern 
wieder zu Weiten und eleganter Haltung ver­
holfen hat. 

Ich erwarte mir von Professor Preiml, daß 
er das, was die Frau Minister gerade in ihrer 
Wortmeldung angekündigt hat, konsequent 
verfolgt: daß wir bei der Trainerausbildung 
weiterkommen, speziell aber auch bei den 
wissenschaftlichen Methoden in der Motorik, 
bei den Bio-Mechanikern, auch bei den Sport­
medizinern. Da liegen wir in Österreich lei­
der, leider noch weit hinter dem Ausland 
zurück, und da muß der Hebel angesetzt wer­
den, wenn wir wieder Leistungen, Höchstlei­
stungen erbringen wollen. Ich erwarte mir 
von Professor Preiml viele neue Ideen und 
hoffe, daß er sich durchsetzen wird. 

Wenn hier jetzt die Bemerkung fällt - das 
erlaube ich mir auch noch anzufügen -: Das 
kostet ja wieder Geld, wenn man da womög­
lich neue Mediziner und Wissenschaftler ein­
stellt!, so sei mir, ohne daß Sie mich gleich als 
Kulturbanausen abstempeln, eine Bemer­
kung erlaubt. 

Für den Sport stellen wir zirka 200 Millio­
nen Schilling zur Verfügung, für den Abgang 
der Bundestheater, meine Damen und Her­
ren, 1 500 Millionen Schilling. Also siebenmal 
soviel Geld wie für den Sport wird für den 
Abgang unserer Theater zur Verfügung 
gestellt. (Abg. Elli Z i ps e r: Das ist nicht zu 
vergleichen!) Sie sagen, das ist nicht zu ver­
gleichen. Für mich als Normalbürger ist das 
schon eine Zahl, die man hier heranziehen 
kann, denn es gibt auch die Akademien der 
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Wissenschaft, den Kunstbetrieb und so wei­
ter, und dort gibt es die Schulen, was natür­
lich auch Geld kostet. 

Sportliche Erfolge sind auch Imagepflege 
für ein Land; das wissen andere Staaten sehr 
wohl. Sportliche Erfolge heben auch das 
Selbstwertgefühl, sportliche Erfolge steigern 
aber auch die Kraft und die Potenz der Wirt­
schaft und des Fremdenverkehrs. Deswegen 
sollten wir das auch nicht aus dem Auge las­
sen. Vielleicht ist es möglich, daß in Zukunft 
beim Sportbudget doch wieder ein bissel 
mehr zugelegt wird. Ich würde mir das jeden­
falls sehr wünschen. 

Hier wurde bereits den vielen funktionä­
ren, den Aktiven und den Trainern gedankt. 
Ich möchte mich diesem Dank anschließen 
und zum Abschluß sagen: Wir stehen vor 
einem Olympiajahr. Wünschen wir unseren 
Sportlern, Trainern und Funktionären für das 
bevorstehende Olympiajahr viel Glück und 
Erfolg! - Danke. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 11.45 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Mag. Messner. 

11.45 

Abgeordnete Mag. Evelyn Messner (SPÖ): 
Sehr geehrte Frau Präsident! Frau Bundesmi­
nister! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Der vorliegende Sportbericht betrifft 
sowohl den schulischen als auch den außer­
schulischen Sport. Da sich Herr Kollege Grab­
ner von der Warte meiner Fraktion aus 
bereits mit dem Bereich des außerschulischen 
Sports beschäftigt hat, möchte ich mich spe­
ziell mit dem schulischen Sport, also mit den 
Bereichen der Leibeserziehung, auseinander­
setzen. 

Da Sport für die Lebensqualität in unserer 
Freizeitgesellschaft zweifelsohne wichtig ist 
und einen hohen Stellenwert hat, ist für mich 
darin auch der wesentliche Ansatzpunkt für 
die schulische Leibeserziehung gelegen. Der 
junge Mensch soll im Rahmen des diesbezüg­
lichen Unterrichts befähigt werden, sein spä­
teres Leben nach Grundsätzen einer gesun­
den Lebensführung zu gestalten, und er soll 
wesentliche Impulse für die Gestaltung seiner 
Freizeit vermittelt bekommen. Optimales 
Ausbildungsziel der schulischen Arbeit in der 
Leibeserziehung muß daher die Vermittlung 
von Life-time-sports sein. 

Wenn Herr Abgeordneter Probst auf Moti­
vationsprobleme im Schulsport hingewiesen 

hat, so meine ich, daß dem sicherlich zum 
Großteil bereits durch die Einführung der 
Neigungsgruppen abgeholfen ist, daß aber 
gerade auch die sportlichen Schulveranstal­
tungen, die Schulschikurse und die Schul­
sportwochen dazu geeignet sind, den jungen 
Menschen anzusprechen. 

Gestatten Sie mir nun elmge speziellere 
Ausführungen. Gerade bei den Schulschikur­
sen werden trotz des Rückgangs der Schüler­
zahlen durch die geburtenschwachen J ahr­
gänge noch immer - der Herr Berichterstat­
ter hat es schon ausgeführt - mehr als 
230000 Teilnehmer, das sind 230000 öster­
reichische Schüler, in jedem Winter unter­
richtet. Wenn der Sportbericht in diesem 
Zusammenhang von der "größten Schischule 
der Welt" spricht, dann stimmt das sicher. 
Für mich ist besonders erfreulich, daß im 
Zusammenhang mit den Schulsportveranstal­
tungen auch eine große Zahl von Förderungs­
maßnahmen getroffen wurde. Ich erwähne 
hier nur beispielhaft die Schulveranstaltungs­
beihilfen und die Möglichkeit, Sportgeräte zu 
entlehnen, sodaß heute alle Schüler an diesen 
Veranstaltungen teilnehmen können. 

Das, meine Damen und Herren, ist etwas, 
was nicht immer selbstverständlich gewesen 
ist. Ich erinnere mich noch sehr genau an die 
Zeit vor wenigen Jahrzehnten, als es das Pri­
vileg der Begüteteren war, so manche freizeit­
wertige Sportart zu erlernen. Es ist zweifellos 
ein wesentlicher Fortschritt im Sinne von 
Chancengleichheit, die Möglichkeit zur Teil­
nahme an Schikursen und Sportwochen für 
alle Kinder einer Klasse Wirklichkeit werden 
zu lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Denn, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, seien Sie versichert, ich weiß das aus 
persönlicher Erfahrung: Die Bedeutung die­
ser Veranstaltungen im Schulleben geht weit 
über die körperliche Betätigung hinaus. Wie 
wichtig die sozialintegrative Bedeutung die­
ses Zusammenseins von Lehrern und Schü­
lern, aber auch der Schüler untereinander ist, 
kann man wahrscheinlich nur im vollen Aus­
maß ermessen, wenn man sich an die eigene 
Zeit bei solchen Schulveranstaltungen 
zurückerinnert. 

Meine Damen und Herren! Auch der 
Bericht zur Lage der Jugend, den wir derzeit 
in einem Unterausschuß hier im Haus behan­
deln, weist aus der Sicht der Jugendlichen auf 
die soziale Funktion und die wichtige Einrich­
tung der Schulsportveranstaltungen hin. Ich 
. möchte hier aber auch auf die Ausführungen 
der Frau Kollegin Blau-Meissner Bezug neh-
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men, denn die Bedeutung des Faktors der 
Sicherheits- und der Gesundheitserziehung 
erscheint mir im Bereich der Leibesübungen 
- Frau Blau-Meissner ist leider im Moment 
nicht im Saal -, vor allem auch im Bereich 
cer Schulschikurse positiv hervorhebbar. Es 
gibt derzeit ein Langzeitprojekt "Gesund­
heitserziehung in den Leibesübungen", und in 
diesem Projekt wird darauf hingewiesen, daß 
gerade Schikurse, noch weitaus eher als der 
Schulalltag, Gelegenheit bieten, sich mit The­
men der Gesundheitserziehung zu beschäfti­
gen. 

Es bietet sich im Rahmen dieses Projekts 
sicherlich nicht nur für mich das Thema 
"Alkoholismus auf der Piste" an. Wohl nie­
mand von Ihnen, der die Unfallberichte aus 
den Wintersportorten auch nur halbwegs auf­
merksam verfolgt, wird leugnen, daß hier 
noch sehr viel Aufklärungs- und Erziehungs­
arbeit unter all unseren Schifahrern notwen­
dig ist. (Abg. Dr. E t tm a y e r: Ein Schnap­
serl!) Na ja, bitte schön, eines. Aber dabei 
bleibt es ja nicht. Wenn Sie eines vertragen, 
konzediere ich Ihnen das sehr gerne. Ich bin 
nicht genau im Bilde über das Maß an 
Schnapserln, das Sie beim Schifahren schaf­
fen, Herr Kollege. (Abg. Dr. E t tm a y e r: 
Mehrere!) Mag sein, aber es sollte doch eine 
Grenze geben. Es ist, glaube ich, dieses Pro­
blem zu ernst, als daß wir es nur ins Lächerli­
che ziehen. Wir wissen wirklich, daß dasein 
Problem ist. (Abg. Dr. S ti p pe 1: 0,0 Pro­
mille!) 

Ich vertrete an und für sich auch die 0,0 
Promille beim Autofahren und daher für mich 
persönlich auch beim Schifahren. (Beifall bei 
der SPÖ.) Ich kann aber nicht allen anwesen­
den Damen und Herren hier Vorschriften 
über ihre persönliche Lebensführung 
machen. (Abg. Res c h: Da traut sich der 
Wendelin nirgends hinunter! - Abg. Dr. 
E t tm a ye r: Da fahre ich umso schneller!) 

Gestatten Sie mir bitte einen abschließen­
den Gedanken zum Bereich Schulschikurs. Es 
können diese Veranstaltungen noch weitrei­
chender genützt werden. Da möchte ich mich 
vor allem auf Professor Hoppichler beziehen, 
der ja wohl als anerkannter Schifachmann 
hier in diesem Haus ebenso unbestritten sein 
wird wie in ganz Österreich. Er hat mit dem 
Slogan "Nicht schwitzen und schnaufen, son­
dern auch schauen und denken" darauf hinge­
wiesen, daß es gerade die Erziehungsarbeit 
auf Schulschikursen möglich macht, dem jun­
gen Menschen auch Umweltbewußtsein zu 
vermitteln, ihn in die Schönheit der winterli­
chen Welt zu führen, ihm aber auch zu vermit-

teIn, daß es besser ist, eine Abfahrt weniger 
zu machen, dafür aber unfallfrei und ohne 
"Gipshaxn" wieder heimzukommen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir Österrei­
cher sind wohl noch immer ein Volk von Schi­
fahrern, aber in zunehmendem Maße werden 
wir auch eines von Sommersportlern. Deshalb 
glaube ich, daß auch die Schulsportwochen, in 
denen schwerpunktmäßig Sportarten wie 
Tennis, Reiten, Surfen und Segeln unterrich­
tet werden, immer mehr an Bedeutung zuneh­
men. Es sind gerade dies Sportarten, die 
besonders geeignet sind, echte Life-time­
sports zu werden und die Schüler auch in 
ihrem Erwachsenendasein zu begleiten. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß 
Schulsportveranstaltungen einen besonderen 
pädagogischen Stellenwert im Bereich der 
Lehrer-Schüler~Begegnung haben, und ich 
begrüße es daher besonders, wenn möglichst 
viele Lehrer - nicht nur Turnlehrer - die 
Möglichkeit des Erwerbs einer Zusatzqualifi­
kation erhalten, die sie dann befähigt, mit 
ihren Schülern, welche sie das ganze Jahr 
über im Unterricht, auch in anderen Gegen­
ständen, nicht nur in Leibesübungen, haben, 
an diesen Schulsportveranstaltungen teilzu­
nehmen. Daß das vorgesehen ist, entnehme 
ich dem vorliegenden Sportbericht, in dem 
auf Seite 9 ausdrücklich darauf hingewiesen 
wird, daß es eine wesentliche ,Aufgabe sein 
wird, Lehrer in speziellen Ausbildungsgän­
gen, die gemeinsam mit den Fachverbänden 
durchgeführt werden sollen, für die Funktion 
als Begleitlehrer für Schulsportwochen zu 
befähigen. Ich halte das im Sinne einer ganz­
heitlichen pädagogischen Tätigkeit der Leh­
rer für ganz besonders wichtig und danke der 
Frau Bundesminister dafür, daß das schwer­
punktmäßig auch im Sportbericht bei der 
schulischen Leibeserziehung aufscheint. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich möchte die Gelegenheit hier allerdings 
nicht vorübergehen lassen, die Ausführungen 
der Frau Abgeordneten Blau-Meissner in 
bezug auf gute und schlechte Sportlehrer ein 
bißchen zu relativieren. Ich bin ihrer Mei­
nung, daß die Gesundheitserziehung im 
Sportunterricht, im Unterricht für Leibes­
übungen - wir sagen ja bei uns in Österreich 
nicht Sportunterricht - einen besonderen 
Stellenwert hat. Ich gestatte mir aber schon 
festzustellen, daß auch die Leistungserzie­
hung im Unterricht ihren Platz hat, denn es 
ist nicht so, daß der, der darauf achtet, daß 
seine Schüler schneller laufen und weiter 
springen, deshalb ein schlechter Turnlehrer 
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ist. Gerade in der Altersstufe der 10- bis 14jäh­
rigen ist es ein ganz wesentliches Erfordernis, 
dem Kind auch die Möglichkeit persönlicher 
Höchstleistung zu eröffnen, und daher sind 
für diese Altersstufe der Wettbewerbs ge­
danke und auch das Leistungsstreben im 
Unterricht für Leibesübungen notwendig. 

Was die Ausführungen betreffend die Auf­
gabe des Turnunterrichts als Teil der Gesund­
heitserziehung anbelangt, widerspreche ich 
Frau Kollegin Blau-Meissner nicht. Da ich 
also diese Auffassung teile, möchte ich hier 
auf eine Initiative hinweisen, die bereits vor 
mehr als zehn Jahren bestanden hat, aber sie 
ist leider eingeschlafen. Es ist dies das Schul­
kurzturnen. Vielleicht könnte man dahin 
gehend tätig werden, daß man dieses Schul­
kurzturnen wieder ein bißehen aus dem Dorn­
röschenschlaf erweckt. 

Es hat die Forderung nach der täglichen 
Turnstunde schon seit der österreichischen 
Schulturnerneuerung, also seit den zwanziger 
Jahren, gegeben. Diese tägliche Turnstunde 
ist zwar ein Traumziel, wird aber wohl immer 
Utopie bleiben. Das Schulkurzturnen ermög­
licht es jedoch, ohne zusätzliche Kosten und 
mit einem minimalen Zeitaufwand von. zirka 
fünf bis acht Minuten pro Schulhalbtag -
nicht pro Unterrichtsstunde - regelmäßig 
Bewegungsreize vor allem für den Bewe­
gungsapparat zu setzen. Und daß das für 
unsere Kinder notwendig ist, haben wir ja 
heute schon von einer großen Anzahl von Vor­
rednern gehört. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber 
auch anregen, daß wir bei der Diskussion 
über die ganztägigen Schulformen, die wir in 
absehbarer Zeit in diesem Haus hier führen 
werden, auch dem Ausbau des Sonderturnens 
im Sinne der Forderungen von Professor Pro­
kop, die er auf der Enquete "Risikofaktoren 
im Schulsport" 1984 aufgestellt hat, verstärk­
tes Augenmerk schenken. 

Und noch eine Bitte habe ich, Frau Bundes­
minister: Es ist mir ein Bedürfnis, darauf hin­
zuweisen, daß unsere Lehrlinge im Bereich 
ihrer Ausbildung in der Berufsschule vom 
Gesichtspunkt der Leibeserziehung her noch 
immer benachteiligt sind. Ich bitte Sie, das 
Anliegen, daß auch in der Berufsschule Lei­
besübungen Pflichtgegenstand werden soll­
ten, im Auge zu behalten, wenn es zu einem 
positiven Abschluß der Verhandlungen über 
die Verlängerung der Berufsschulzeit kommt. 
(Beifall bei der SPÖ.) Wenn wir der körperli­
chen Betätigung, den Leibesübungen für 
unsere Schüler den Stellenwert einräumen, 

daß wir sogar hier in diesem Hohen Haus dar­
über referieren, dann, glaube ich, ist es sehr 
wichtig, nicht einen Teil unserer jungen Men­
schen, nämlich die Lehrlinge, die in Berufs­
ausbildung stehen, davon auszuklammern. 

Die Schulen, die als Sonderformen mit 
sportlichem Schwerpunkt geführt werden, 
sind nicht mehr aus unserem Schulwesen 
wegzudenken. Einerseits geben sie den jun­
gen Spitzensportlern die Möglichkeit, Trai­
ning und Schule optimal ZU vereinen, anderer­
seits - und da verweise ich vor allem auf die 
Hauptschulen mit allgemein sportlichem 
Schwerpunkt - wird hier wirklich vorbildli­
che Erziehungsarbeit geleistet. Ich konnte 
mich selbst bei Schulfesten von Sporthaupt­
schulen - in der Stadt, aus der ich komme, 
wird so eine Sporthauptschule geführt -
überzeugen, daß hier die Kinder eine beson­
ders gute Ausbildung erhalten, daß aber auch 
gerade die Schulpartnerschaft in Zusammen­
hang mit der Gestaltung von Sportfesten 
Bewährungsproben bestehen kann und daß 
sie besonders gut funktioniert. Auch können 
von diesen Schulen wesentliche sportliche 
Initiativen ausgehen. 

Bevor ich zum Schluß komme, möchte ich 
noch darauf hinweisen, daß einen nicht unwe­
sentlichen Raum im Sportbericht auch die 
Schulsportwettkämpfe einnehmen. Sie berei­
chern das Schulleben, sie stellen die Querver­
bindung zu den außerschulischen Sportein­
richtungen her. Die Begriffe Schülerliga Fuß­
ball und Schülerliga Volleyball, meine Damen 
und Herren, sind sicherlich allen von Ihnen, 
auch wenn Sie kein Naheverhältnis zum 
Schulsport oder zum Sport im allgemeinen 
haben, schon irgendwo und irgendwann 
begegnet. 

Eines aber noch - und diese Aktivität im 
Bereich der Schülerliga möchte ich Ihnen 
noch präsentieren, weil sie mir so. besonders 
wichtig erscheint -: die Aktion "Fair play". 
Wir haben erst vor ganz kurzer Zeit in diesem 
Haus ein Übereinkommen gegen Gewalttätig­
keiten bei Sportveranstaltungen behandeln 
müssen, und es ist daher die Bedeutung der 
Erziehung zu Fairneß vor allem im Bereich 
der Sporterziehung gar nicht hoch genug ein­
zuschätzen. 

Wenn sich nun alle Schüler Österreichs zwi­
schen zehn und achtzehn Jahren im Rahmen 
dieser Aktion "Fair play" mit dem Gedanken 
der Fairneß auseinandersetzen können, wenn 
sie die Möglichkeit haben, in Form eines 
Wettbewerbs den fairsten Nationalspieler im 
Bereich Fußball oder Volleyball auszuwählen, 
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wenn sie hier Slogans kreieren können, wenn 
sie dabei sogar noch Preise gewinnen können, 
dann, glaube ich, ist das eine ganz, ganz wich­
tige Initiative. Ich darf Frau Bundesminister 
Hawlicek und ihren dafür zuständigen Mitar­
beitern sehr, sehr herzlich dafür danken. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich glaube nämlich und bin im Sinne der 
Transfermöglichkeiten im pädagogischen 
Bereich wirklich überzeugt, daß es uns, wenn 
es uns gelingt, den jungen Menschen den 
Gedanken der Fairneß im sportlichen Bereich 
näherzubringen, vielleicht auch gelingen mag, 
einen kleinen Schritt vorwärts in Richtung 
Fairneß im Alltag, in unseren zwischen­
menschlichen Beziehungen zu tun. 

Nun möchte ich zusammenfassend feststel­
len, daß alle Aktivitäten im Berichtszeitraum, 
die für den Schulsport gesetzt worden sind, 
dem hohen Stellenwert dieses Bereiches für 
das Leben unserer jungen Menschen Rech­
nung tragen. Ich glaube, wenn es mit all den 
angeführten Initiativen gelingt, noch mehr 
junge Menschen für sportliche Betätigung zu 
begeistern, dann ist das Geld, das in diese 
Bereiche investiert worden ist und noch inve­
stiert wird, eine ausgezeichnete Investition. 
Denn diese Investition trägt dazu bei, daß 
junge Menschen mit ihrer Freizeit Sinnvolles 
anzufangen wissen, daß sie jenseits von Kon­
sumzwang für ein bewegungsreiches und 
gesundheitsorientiertes Leben begeistert wer­
den können und daß sie das Menschsein im 
besten Sinne des Wortes als "homo ludens", 
als spielender Mensch, erfahren können. 

In diesem Sinn, Frau Bundesminister, kann 
ich den vorliegenden Bericht nur vollinhalt­
lich begrüßen und darf Sie bitten, der öster­
reichischen Schuljugend die sportliche Betäti­
gung auch weiterhin so umfassend zu ermög­
lichen. Danke. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 12.02 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich Frau Abgeordnete Mag. 
Praxmarer. 

12.02 

Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 
Sehr geehrte Frau Präsident! Sehr geehrte 
Frau Minister! Meine Damen und Herren! Es 
ist bekannt, daß das persönliche Wohlbefin­
den vom körperlichen Zustand abhängt. Die 
körperliche Leistungsfähigkeit erhöht aber 
auch die Widerstandsfähigkeit gegenüber 
Krankheiten. Und gerade diese Leistungsfä­
higkeit nimmt in der letzten Zeit bei weiten 
Kreisen der Bevölkerung ab. 

Viele Jugendliche distanzieren sich teil­
weise oder zur Gänze vom Sport und widmen 
sich nur mehr der ,,Action" vor dem Fernse­
her. Dementsprechend schlecht ist auch der 
Gesundheitszustand unserer Schüler. Die 
Auswertung der Gesundheitsblätter unserer 
Schüler, von der schon Frau Blau-Meissner 
gesprochen hat, ergab, daß ein Viertel aller 
Schüler fußmarod ist. Das heißt, daß 28 Pro­
zent der Schüler Fehlformen der Beine oder 
der Füße haben. Jeder zehnte Erstklassler hat 
Haltungsschäden und zum Teil auch eine Ver­
krümmung der Wirbelsäule. In der 4. Schul­
stufe erhöht sich dieser Prozentanteil auf 
17 Prozent, in der 12. sinkt er wieder auf 
15 Prozent. Dieses Ergebnis ist wirklich 
besorgniserregend, weil diese jetzigen klei­
nen Schäden im späteren Leben sehr große 
Beschwerden mit sich bringen können. 

Trotz dieser Daten schleppen sich unsere 
armen Volksschulkinder weiter mit ihren 
Schultaschen krank. Tatsache ist, daß die 
Kinder täglich viele, viele Kilos Schulbücher 
von der Schule nach Hause und wieder in die 
Schule schleppen, ohne überhaupt hineinzu­
schauen. Ich glaube daher, daß nicht nur 
wegen der knappen Budgetmittel, sondern 
auch wegen der Gesundheit unserer Kinder 
endlich diese Schulbuchflut eingedämmt wer­
den soll. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zur Einführung des Kurzturnens, von dem 
meine Vorrednerin zuerst gesprochen hat: 
Dieses Kurzturnen wird von den Medizinern 
vehement gefordert. Und es gibt ja einen 
Erlaß zum Kurzturnen, zum Pausenturnen, 
ich glaube, aus dem Jahre 1974, der heuer von 
der Frau Minister wieder erneuert wurde. Es 
scheitert aber an den Lehrern, die sich wei­
gern, dieses Pausenturnen wirklich abzuhal­
ten. 

Ich bin der Meinung, daß man hier sehr 
wohl etwas machen kann, und glaube nicht, 
so wie die Frau Minister gesagt hat, daß bei 
mangelnder Motivation der Lehrer nur das 
Gegenteil herauskommen könne. Ja man soll 
sogar motivieren, und wir haben genug ausge­
bildete Turnprofessoren, die dies übernehmen 
könnten. Mein Vorschlag geht also in die 
Richtung, man sollte zumindest zweimal am 
Tag ein Kurzturnen einführen, und zwar 
geleitet von Leibeserziehern und als Pflicht 
für Schüler und Lehrer. Das könnte ein 
gemeinsames Tun verbessern und vor allem 
den Gesundheitsunterricht in der Schule als 
praktischen Bestandteil aufwerten. 

Aber nicht nur der Bericht über den 
Gesundheitszustand unserer Jugendlichen ist 
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besorgniserregend, sondern laut Pressemel­
dungen fühlt sich ja jeder zweite Österreicher 
bereits krank. Mehr als 50 Prozent aller 
Österreicher klagen über gesundheitliche 
Beschwerden. 40 Prozent sind mindestens 
einmal im Jahr krank, und jeder dritte nimmt 
häufig oder regelmäßig Medikamente ein. 
Nach Erkältung und Grippe, die die Spitzen­
reiter sipd, folgen dann gleich Herz- und 
Kreislaufschäden und Übergewicht. Ein Groß­
teil dieser Krankheiten ist auf mangelnde 
Bewegung zurückzuführen. 

Sportliche Betätigung kann körperlichen 
Gebrechen vorbeugen. Motorische Fertigkei­
ten sind aber auch ein wichtiges Mittel zur 
Lebensbewältigung. Durch sportliche Betäti­
gung werden nämlich biologische Entwick­
lungsreize gesetzt und psychische Eigenschaf­
ten, wie Ausdauer und Belastbarkeit, entwik­
kelt. Das Selbstbewußtsein wird gehoben. 
Auch die Grundformen des sozialen Lernens 
kann man im Sport erleben und erlernen, und 
zwar bei allen Spielen und Kampfspielen. 
Man lernt das partnerschaftliche Verhalten, 
Fairneß und Takt. 

Aber wo betreiben Herr und Frau Österrei­
cher Sport? - Immerhin 50 Prozent der 
Sporttreibenden besuchen einen Verein. Es 
gibt auch viele Nichtvereinsmitglieder, die 
aber sehr wohl die Angebote der Vereine in 
Anspruch nehmen. Auch sie brauchen eben 
die Infrastrukturen, sie brauchen die Hilfen, 
die von den Vereinen geboten werden. Ich 
nehme etwa das Beispiel Wandern her. 

Wandern ist zurzeit die populärste Sportart 
in Österreich. Bis zu 70 Prozent der Österrei­
cher wandern, und zwar außerhalb des Ver­
eins. Aber bitte, meine Damen und Herren, 
wo wandern sie? - Sie wandern auf markier­
ten Wanderwegen. Wo rasten, wo schlafen 
sie? - In 700 Schutzhütten mit 25000 Schlaf­
plätzen, die von den alpinen Vereinen zur Ver­
fügung gestellt werden. Und wer hilft ihnen, 
wenn sie in Bergnot geraten? - Es sind die 
Mitglieder der alpinen Vereine. 7 500 ausge­
bildete Bergretter und Wanderführer und 
1500 Unfallmeldestellen bieten den Nichtver­
einsangehörigen Schutz. 

Wer hat diese Voraussetzungen geschaffen? 
Wer hat die Wege markiert? - Das alles 
wurde und wird auch heute noch ehrenamt­
lich von Mitgliedern der alpinen Vereine 
gemacht. Und diese Leistungen sind für die 
Allgemeinheit von sehr großer Wichtigkeit. 
Sie könnten überhaupt nicht bezahlt werden; 
bei aller Wertschätzung der öffentlichen 
Zuschüsse. 

Ich möchte hier noch eine Lanze für den 
Verein brechen. Der Verein ist ein Ort der 
Begegnung. Er fördert auch die Integration 
verschiedener Bildungsschichten. Im Sport 
sprechen alle die gleiche Sprache. Die Ver­
eine haben die Trainer, die gut ausgebildet 
sind, die das nötige Know-how besitzen. Ver­
eine bilden auch den Aktivitätskern einer 
Gemeinde. Die Gemeinden wissen schon, 
warum sie die teure Verwaltung den Vereinen 
selbst überlassen. 

Aber die Vereine setzen auch Impulse zur 
Sportausbildung außerhalb der Vereine. So 
unterstützen Vereine zum Beispiel im Schul­
wesen die Neigungsgruppen. Vereine nehmen 
zum Beispiel die Lehrerfortbildung wahr und 
unterstützen auch die Schülerliga. Die ganze 
"Fit-mach-mit!"-Bewegung, die ja in den letz­
ten Jahren immer größer wurde, wird von 
Vereinen getragen, aber nicht um Talente zu 
suchen oder Mitglieder zu werben, sondern 
als Dienst an der Allgemeinheit. 

Werfen wir einen Blick zurück: Die ersten 
Vereine wurden 1861 mit dem Februarpatent 
ins Leben gerufen. Bei diesen Vereinen, ganz 
gleich, ob es Arbeiterbildungsvereine waren, 
katholische Vereine, allgemeine Turnvereine 
oder ob es der Christliche Turnerbund war, 
bei all diesen Vereinen stand nicht der Lei­
stungsgedanke im Vordergrund, sondern 
Geselligkeit, Gemeinschaft und sozialer 
Aspekt standen Pate bei der Gründung dieser 
Vereine. 

Der Freizeitsport ist heute wichtig zur 
Hebung der Lebensqualität und zur Verbesse­
rung der Gesundheit. Auf der anderen Seite 
haben wir den Spitzen sport, der mehr mit Lei­
stung und Arbeit zu vergleichen ist. Es 
scheint mir an der Zeit, da die richtige Rela­
tion zu finden. Beide haben ihren festen Platz, 
jedoch muß endlich von der Überbewertung 
des Leistungs- und Spitzensportes zugunsten 
eines höheren Stellenwertes des Freizeitspor­
tes abgerückt werden. 

Wir haben in Österreich eine glückhafte 
Situation, so hat sich Bundesminister Sino­
watz, als er noch Unterrichtsminister war, 
ausgedrückt: auf der einen Seite die Vereine 
und Verbände als Träger des Sportes, auf der 
anderen Seite die öffentliche Hand. 

Damit werden klar die Aufgabengebiete 
und die Stellung nebeneinander abgegrenzt, 
die in Österreich eigentlich immer ein Mitein­
ander waren. Dieses Miteinander ist ein sehr 
sensibler Bereich, der leicht durch politische 
und persönliche Interessen in Frage gestellt 
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werden kann. Und das droht zurzeit, denn die 
Kürzung der regulären Subventionen für den 
ÖTB um 77 Prozent erscheint überproportio­
nal hoch gegenüber anderen Sportvereinigun­
gen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin sicher, daß das Gemeinsame im 
Sport immer das Trennende überwinden 
wird, und hoffe, daß dies auch hier in Zukunft 
geschehen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 12.13 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Dr. Pilz. 

12.13 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Liebe Sport­
kameradinnen und Sportkameraden! Ich 
wollte mich eigentlich nicht zu Wort melden, 
aber es ist an meiner sportlichen Einstellung 
gezweifelt worden, und ich bin der Meinung, 
ich kann das nicht auf mir sitzen lassen. 

Es sind zwei Sachen passiert. Erstens: 
Gestern abend hat der Sportklub Rapid mit "2 
dividiert durch 0" verloren. Zweitens: Im 
Autosport hat sich herausgestellt, daß auch 
der Abgeordnete Probst mit seinem Werks­
Mercedes, den ihm ein österreichischer Waf­
fenhändler recht günstig zur Verfügung 
gestellt hat, auch nicht übermäßig erfolgreich 
ist. Das macht mich nachdenklich, und deswe­
gen möchte ich jetzt öffentlich über die Situa­
tion, über die mißliche Lage des öster­
reichischen Sports sprechen. 

Zunächst einmal zum Zusammenhang von 
Sport und Wirtschaft, der heute zwar bereits 
angesprochen, aber nicht wirklich kritisch 
hinterfragt worden ist. Es besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen Sport und Wirt­
schaft. Ich verweise nur auf den Sportverein 
Austria Memphis, wo wir wirklich einmal dar­
über diskutieren sollten, wie effektiv der 
österreichische Fußball in Form eines seiner 
wichtigsten Vereine zur Förderung des 
Rauchgedankens in Österreich beiträgt. Das 
ist offensichtlich der "Spitzensport", dem Sie 
anhängen. 

Zweitens: Sportfunktionäre. Sie sprechen 
hier viel zu wenig über Sportfunktionäre. Es 
hat keinen Sinn, über Sport zu reden und 
nach draußen zu schauen, wo doch in diesem 
Plenum wirklich jede Menge "begnadete" 
Sportler sitzen, begnadete Sportler, die an 
uns Grüne seit Monaten herantreten mit der 
Bitte, an einer Parlamentsfußballmannschaft 
teilzunehmen, die auf Parlamentskosten quer 
durch die Welt fährt. (Abg. G r ab ne r: 
Stimmt ja nichtJ) Begnadete Sportler der 

Sportfunktionäre fahren als Botschafter des 
österreichischen Sportes auf Steuerkosten 
überall herum. Und dann wundert man sich 
immer, wenn für die Sportler kein Geld da ist! 
(Widerspruch.) Ich sehe, ich treffe Sie tief ins 
Herz. Da sitzen die Sonderbotschafter in 
Sachen Sport, Sportfreunde, die auf Kosten 
der wirklichen Sportler in Österreich quer 
durch die Welt fahren. (Weitere Zwischen­
rufe.) 

Drittens: Sport und Politik. Ich stelle fest, 
daß der Sport längst Eingang in die Politik 
gefunden hat. Ich stelle fest, daß die Sportler 
in Österreich längst das Motto der Sozialisti­
schen Partei Österreichs "Mach mit in der 
Politik!" befolgt haben. 

Ich erinnere mich da an Sprüche - manche 
davon werden noch kommen -, die ungefähr 
so lauten: "Weil ich schon wieder eingefädelt 
habe,wähle ich diesmal Helmut Zilk" oder 
"Weil das neue Flugzeug so teuer ist, gehört 
meine Stimme Franz Vranitzky", ,,Autorenn­
fahrer für Franz Vranitzky" und so weiter. Es 
gibt einen Zusammenhang zwischen Sport 
und Politik. 

Letzter Punkt: Sie haben sich darüber 
beschwert, daß es in diesem Haus zu wenig 
Sportförderung für Sportarten gibt, die noch 
nicht richtig populär sind. (Abg. G ra b n er: 
Welche?) 

Führen Sie doch einmal Förderungen ein 
zum Beispiel für jetzt schon populäre Sportar­
ten wie die Graffsche Tatsachenverdrehung, 
die Capsche Kniebeuge, den regelmäßigen 
Flemming-Umfaller oder das Stimmzettel­
Wettzinken im Burgenland! Das wären doch 
alles Sportarten, die längst einer Förderung 
harren, und ich bin ganz sicher, meine Damen 
und Herren und speziell die anwesenden 
Sportfunktionäre und Sportreisenden, daß Sie 
großes Verständnis für diese Anliegen haben 
werden. - Danke. (Beifall bei den Grü­
nen.) 12.17 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Abgeordne­
ter Dr. Höchtl gemeldet. Ich darf ihn darauf 
aufmerksam machen, daß sie die Dauer von 5 
Minuten nicht überschreiten darf. - Bitte. 

12.17 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Frau Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Minister! Werte 
Kollegen! Wenn hier ein Herr Pilz herausgeht 
und in Unwissenheit dessen, was tatsächlich 
passiert, Unwahrheiten verzapft, dann ist 
eine tatsächliche Berichtigung die einzige 
Möglichkeit, fair zu reagieren. 
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Wenn Herr Pilz behauptet, daß jene, die die 
Parlamentsmannschaft darstellen und die mit 
dem Fe Nationalrat durchaus in einer sehr 
fairen sportlichen Form auch außenpolitische 
Kontakte pflegen, auf Parlamentskosten her­
umfahren würden (Beifall bei ÖVP und SPÖ), 
dann muß ich sagen: Das ist etwas, was ich 
wirklich entschieden zurückweisen muß! 
(Abg. G r a b n er: Aber in den anderen Län­
dern machen sie es!) 

Die tatsächliche Berichtigung besteht 
darin, daß die einzelnen Kollegen nicht nur 
große Beträge aus ihrer eigenen Tasche zah­
len, sondern daß sie durch ihre Aktivitäten 
außerhalb des Parlaments zusätzlich Mittel 
aufbringen, um derartige Möglichkeiten zu 
finanzieren. Das ist die Wahrheit, Herr Pilz! 
Gehen Sie nicht hier heraus und verbreiten 
Sie nicht Lügen! (Beifall bei ÖVP, SPÖ und 
FPÖ.) 12.18 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Haigermoser. Ich 
erteile es ihm. 

12.18 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Meine 
Damen und Herren! Ich berichtige tatsäch­
lich: Die Parlaments-Fußballmannschaft hat 
keinen Groschen aus öffentlichen Geldern für 
ihre Tätigkeit in Anspruch genommen. 

Wir waren mehrmals im Ausland, haben 
dort Österreich gut repräsentiert, jüngst in 
Italien. Interessanterweise haben bei den ita­
lienern unter anderen Kommunisten mitge­
spielt, und diese Kommunisten haben offen­
sichtlich in Italien mehr Staatsbewußtsein als 
die Rot-Alternativen in Österreich. (Beifall bei 
FPÖ und ÖVP.j 12.19 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Die Debatte 
ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 111-22 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. -
Das ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere 
Angelegenheiten über die Regierungsvorlage 
(243 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Fremdenpolizeigesetz geändert wird (336 

der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir gelan­
gen zum 2. Punkt der Tagesordnung: Bundes­
gesetz, mit dem das Fremdenpolizeigesetz 
geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hel­
mut Wolf. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Helmut Wolf: Frau Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Der Ausschuß für 
innere Angelegenheiten hat die gegenständli­
che Regierungsvorlage in Verhandlung 
genommen. Ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Helene Partik-Pable fand 
nicht die Mehrheit des Ausschusses. 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der 
Frage befaßt, ob die nunmehr im Entwurf vor­
geschlagene Neufassung des § 3 des Fremden­
polizeigesetzes den vom Verfassungsgerichts­
hof umschriebenen Voraussetzungen ent­
spricht. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für innere Angelegenheiten somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Frau Präsidentin! Für den Fall, daß Wort­
meldungen vorliegen, ersuche ich, in die 
Debatte einzugehen. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Mag. Geyer. Ich erteile es ihm. 

12.21 

Abgeordneter Mag. Geyer (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Die Reihenfolge der 
Tagesordnung ist auch gleichzeitig eine Wer­
tung. Und insofern ist es für mich interessant, 
daß das Fremdenpolizeigesetz nach dem 
Sportbericht im Plenum behandelt wird. Ich 
habe noch nie erlebt, daß eine Regierungser­
klärung als späterer Tagesordnungspunkt 
abgehandelt wird, obwohl sie oft nicht beson­
ders erstklassig ist. 
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Meine Damen und Herren! Österreich hat 
eine sehr traurige Beharrlichkeit beim Verlet­
zen oder Nichtbeachten oder Nicht-voll­
Beachten der Menschenrechtskonvention, 
und das betrifft viele Bereiche. 

Vor wenigen Wochen wurde im Parlament 
eine Novelle zum Verwaltungsstrafgesetz 
beschlossen, ein Bereich, wo Österreich auch 
einen Vorbehalt zur Menschenrechtskonven­
tion gemacht hat, weil wir den Verwaltungs­
behörden - vor allem auch den Poliieibehör­
den - Rechte einräumen, die nach der Men­
schenrechtskonvention unabhängigen Gerich­
ten vorbehalten sein sollen. 

Ähnlich gehen wir mit der Frage der 
Behandlung der Ausländer um. Behandlung 
der Ausländer ist gleich Behandlung von 
Menschen, die schwächer sind, die eine Min­
derheit sind, die fremd sind, die sich nicht so 
artikulieren können wie wir, die nicht so wie 
wir Zugang zu Informationen, Zugang zu 
Behörden haben. 

Wie stehen wir diesen Menschen gegen­
über? Sind sie für uns Menschen einer ande­
ren Klasse, einer zweiten Klasse? Sind wir die 
übermenschen und die anderen die Unter­
menschen? Sind sie für uns Produktionsmit­
tel, das wir benötigen, wenn gerade irgend­
eine Arbeit ansteht, die wir selbst nicht 
machen wollen, oder sind sie Menschen, die 
wir akzeptieren, so wie wir uns selbst akzep­
tieren, mit Fehlern, mit dem Umstand, daß 
jemand etwas falsch macht, daß jemand 
unrecht tut, daß sich jemand nicht so verhält, 
wie es die Allgemeinheit, die Gesellschaft 
will? 

Und hier, meine Damen und Herren, hat 
Österreich seit Jahren - seit Jahren - die 
Menschenrechte nicht beachtet in einem sehr 
umfassenden Sinn. Wir benützen Gastarbei­
ter in einer Weise, die der Menschenrechts­
konvention nicht entspricht. Das betrifft auch 
den Bereich, der durch das Fremdenpolizei­
gesetz geregelt wird, ein für die Fremdarbei­
ter sehr, sehr wesentlicher Bereich, vielleicht 
sogar der entscheidendste Bereich, nämlich 
die Frage: Unter welchen Voraussetzungen 
können sie ein Aufenthaltsverbot für Öster­
reich bekommen, unter welchen Vorausset­
zungen können sie daher auch aus Österreich 
abgeschoben werden, unter welchen Voraus­
setzungen ist ihr Leben und ihre Existenz in 
Österreich gesichert? 

Hier nicht klar Stellung zu nehmen, wäre 
eine große Unterlassung, und hier nur so Stel­
lung zu nehmen, daß es möglichst populär ist 

und möglichst viele Stimmen bringt, halte ich 
für einen ganz gefährlichen Fehler. 

Ich habe es für sehr falsch gehalten, daß im 
burgenländischen Wahlkampf gerade auch 
diese Frage ausgenützt worden ist, um Stim­
men zu bekommen, daß im Wahlkampf 
behauptet worden ist, man brauche ja eigent­
lich nur die Gastarbeiter nach Hause zu schik­
ken und dann gebe es in Österreich keine 
Arbeitslosigkeit, obwohl jeder, der sich ein 
bißchen mit der Materie beschäftigt, weiß, 
daß es nicht so ist, daß die Gastarbeiter nicht 
über Österreich herfallen, um uns unsere 
Arbeitsplätze wegzunehmen, sondern daß wir 
die Gastarbeiter ganz bewußt, ganz gezielt 
nach Österreich geholt haben, damit wir sie 
im Arbeitsprozeß - wie ich meine - verwen­
den, wobei wir ihnen viele Rechte vorenthal­
ten, die eigentlich selbstverständlich sein soll­
ten, ihnen aber alle Pflichten aufbürden. 

Mir ist nicht bekannt, daß jemand, der 
nicht die österreichische Staatsbürgerschaft 
hat, daß ein Gastarbeiter von irgendeiner Ver­
pflichtung in Österreich befreit wäre, sieht 
man vom Militärdienst ab. Mir ist nicht 
bekannt, daß ein Gastarbeiter eine Steuer 
nicht zu bezahlen hätte. Mir ist nicht bekannt, 
daß der Gastarbeiter weniger Steuern zu 
bezahlen hätte, weniger Umsatzsteuer, weni­
ger Einkommensteuer, weniger Vermögen­
steuer und so weiter. 

Mir ist aber bekannt, daß der Gastarbeiter 
viele Rechte nicht hat, die wir Österreicher 
als selbstverständlich in Anspruch nehmen. 
Ich möchte nur eines erwähnen in einem klei­
nen Bereich, zum Beispiel das Recht, in dem 
Betrieb, in dem er arbeitet, zum Betriebsrat 
gewählt zu werden. 

Es gibt Unternehmen, die praktisch nur 
Gastarbeiter beschäftigen, weil dort Arbeit 
anfällt, für die sich die Österreicher zu gut 
sind, für die Österreicher nicht zur Verfügung 
stehen. In diesen Unternehmen dürfen zwar 
die Gastarbeiter einen Betriebsrat wählen, 
aber nur einen Österreicher, sie dürfen sich 
nur durch einen Österreicher vertreten las­
sen. Die Parias wählen einen Arier als Vertre­
ter. 

Dieses für mich selbstverständliche Recht, 
daß ein Fremdarbeiter auch im Betrieb als 
Vertreter gegenüber dem Arbeitgeber mitbe­
stimmen kann und soll, ist meiner Meinung 
nach ein Grundrecht, das auch den Gastarbei­
tern zustehen soll. (Abg. Dr. Helene Par­
ti k - Pa b 1 e: Herr Abgeordneter, das stimmt 
überhaupt nicht! Ein Ausländer kann zum 
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Betriebsrat gewählt werden! Du bist falsch 
informiert! - Abg. Dr. 0 f n er: Schon wie­
der!) Nein, stimmt nicht. (Abg. Dr. Helene 
Par ti k - Pa b 1 e: Ich würde mir an deiner 
Stelle einmal die gesetzlichen Bestimmungen 
ansehen!) Li~be Helene! Er wird es dann kön­
nen, wenn du unseren Initiativantrag, den wir 
vor wenigen Wochen eingebracht haben, 
unterstützt und das Gesetz wird, dann wird es 
kein Problem sein. (Abg. Dr. 0 f n er: Das ist 
schon Gesetz, Kollege Geyer! - Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa b 1 e: Zuerst nach­
schauen, dann reden! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Meine Damen und Herren! Beim Fremden­
polizeigesetz geht es um die Aufenthaltser­
laubnis von Ausländern. Der Verfassungsge­
richtshof hat 1985 die maßgebliche Bestim­
mung des Fremdenpolizeigesetzes aufgeho­
ben, weil sie der Menschenrechtskonvention 
nicht entspricht. Daraufhin ist eine neue 
Bestimmung beschlossen worden, die vor 
wenigen Wochen wieder aufgehoben worden 
ist, weil sie neuerlich nicht der Menschen­
rechtskonvention entspricht. 

Worum geht es? Der Verfassungsgerichts­
hof verlangt nicht mehr und nicht weniger, 
als daß die Gastarbeiter aus dem Gesetz 
erfahren können, wissen können, unter wel­
chen Voraussetzungen gegen sie ein Aufent­
haltsverbot erlassen werden darf, daß hier der 
Ermessensspielraum der Verwaltungsbe­
hörde eingeengt wird. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Er mac 0 r a.) Aber auch die Gastarbei­
ter, Herr Professor Ermacora. (Weiterer Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Er mac 0 r a.) 

Ich spreche von den Gastarbeitern, richtig, 
und auf sie trifft das eben auch zu, daß Gast­
arbeiter auch aus dem Gesetz erfahren kön­
nen, unter welchen Voraussetzungen hier ein 
Aufenthaltsverbot gegen sie erlassen werden 
kann, und daß die Verwaltungsbehörde mit 
genauen Vorschriften, gesetzlichen Vorschrif­
ten versehen wird, die diesen Bereich regeln. 

Wie schaut die Regierungsvorlage aus, die 
Sie heute beschließen wollen? Es werden zwar 
einige Detailregelungen vorgenommen, aber 
es bleibt bei einer Generalklausel, die es der 
Verwaltungsbehörde ermöglicht, aus öffentli­
chen Interessen ein Aufenthaltsverbot auszu­
sprechen, ohne daß im Gesetz genau definiert 
ist, worin das öffentliche Interesse besteht. 

Diese Generalklausel wird praktisch von 
allen Ausländerorganisationen, aber auch von 
einer Organisation wie Amnesty Internatio­
nal abgelehnt, weil sie gerade dem Verlangen 

des Verfassungsgerichtshofes, die Bestim­
mungen so zu formulieren, daß der Ausländer 
weiß, wann er ausgeliefert werden kann und 
wann er nicht ausgeliefert werden kann, 
wann gegen ihn ein Aufenthaltsverbot erlas­
sen werden kann und wann nicht, nicht voll 
entspricht. 

Unter den Bestimmungen, die das Gesetz 
im Detail für die Erlassung eines Aufenthalts­
verbotes anführt, sind viele, über die man 
sprechen, diskutieren,· nachdenken kann, 
aber eine ist besonders auffallend. Ich würde 
meinen, daß das Aufenthaltsverbot gegen 
einen Ausländer eine so schwerwiegende 
Maßnahme ist, daß sie nur verhängt werden 
darf, wenn sich der Ausländer etwas zuschul­
den hat kommen lassen. 

Sie wollen im novellierten § 3 des Fremden­
polizeigesetzes vorsehen, daß ein Ausländer 
auch dann mit einem Aufenthaltsverbot 
belegt werden kann, wenn er offenbar eine 
"Todsünde" in Österreich begangen hat, näm­
lich wenn er arm ist und kein Geld hat. Der 
Arme kann, wenn er Ausländer ist, aus Öster­
reich ausgeliefert werden. 

Daß diese Bestimmung im Fremdenpolizei­
gesetz erhalten bleibt, hat mich vor allem des­
wegen gewundert, weil ich weiß, daß es 
gerade in der Sozialistischen Partei auch 
andere Meinungen gibt. Ich weiß, daß es 
gerade bei der Sozialistischen Partei doch 
Leute gibt, die unter sozial, sozialistisch, soli­
darisch verstehen, jemanden nicht dann im 
Stich zu lassen, wenn es ihm besonders 
schlecht geht und er kein Geld mehr hat, 
wenn er keine Arbeit mehr hat, sondern ihm 
auch dann zu helfen, so wie sie einem Inlän­
der, einem Österreicher, helfen würden, und 
nicht zu sagen: So, jetzt bist du arm, jetzt hast 
du kein Geld, jetzt wirst du rausgehaut, jetzt 
brauchen wir dich nicht mehr. 

Sie haben eine "Kompromißlösung " gefun­
den, die für mich sehr fragwürdig ist. Sie mei­
nen, jemand, der nicht nachweisen kann, daß 
er im Besitz der Mittel für seinen Unterhalt 
ist, kann ausgewiesen und mit einem Aufent­
haltsverbot belegt werden, es sei denn, er ist 
innerhalb der letzten fünf Jahre im Inland 
insgesamt drei Jahre einer erlaubten 
Erwerbstätigkeit nachgegangen. Das ist ein 
Komprorniß, der tausend Fragen offenläßt. 

Was ist mit dem·Ausländer, der fünf Jahre 
in Österreich gearbeitet hat und dann drei 
Jahre woanders gelebt hat und wieder zurück­
kehrt nach Österreich, zwei Jahre wieder 
arbeitet und dann keine Arbeit mehr hat? Für 
ihn trifft die Bestimmung nicht mehr zu. 

34. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 160

www.parlament.gv.at



3970 Nationalrat XVII. GP - 34. Sitzung - 5. November 1987 

Mag. Geyer 

Sollen wir jetzt die Fälle aufzählen, bei 
denen diese Bestimmung nicht greift? Warum 
sieht man nicht eine ganz klare Regelung vor, 
nach der jemand, der sich vier Jahre in Öster­
reich aufhält, nicht mehr ausgewiesen werden 
darf nur deswegen, weil er kein Geld hat und 
arm ist, nur deswegen, weil er bedürftig ist, 
nur deswegen, weil er kein Geld hat? 

Meine Damen und Herren! Der dritte gra­
vierende Mangel im Fremdenpolizeigesetz ist, 
daß einem Verlangen des Verfassungsge­
richtshofes in, wie ich meine, auch sehr unge­
nügender Weise nachgekommen worden ist. 
Ich meine das Verlangen, daß in jedem einzel­
nen Fall eine Interessenabwägung vorzuneh­
men ist, ob trotz Vorliegen eines Grundes für 
ein Aufenthaltsverbot ein solches nicht ausge­
sprochen werden darf, weil besondere persön­
liche, familiäre, berufliche Verhältnisse bei 
der Person des betroffenen Ausländers gege­
ben sind. 

Es macht eben einen großen Unterschied, 
ob jemand, der seine gesamte Familie hier in 
Österreich hat, etwas tut, was ein Grund für 
eine Ausweisung sein könnte, oder ob das von 
jemandem getan wird, der erst kurz in Öster­
reich ist, allein in Österreich ist, hier nicht 
integriert ist, hier seinen Beruf noch nicht so 
lange ausgeübt hat wie ein anderer, keine 
Beziehungen unterhält. 

Im Zusammenhang mit dieser Interessen­
abwägung, die sehr, sehr wichtig ist für die 
Ausländer, damit sie wissen: Wann droht mir 
jetzt das Aufenthaltsverbot?, haben Sie sich 
entschlossen, einen ganz allgemeinen Begriff 
in das Gesetz aufzunehmen. Sie sagen: " ... 
wenn nach dem Gewicht der maßgebenden 
öffentlichen Interessen die nachteiligen Fol­
gen der Abstandnahme von der Erlassung 
eines Aufenthaltsverbotes unverhältnismäßig 
schwerer wiegen als seine Auswirkungen auf 
die Lebenssituation des Fremden und seiner 
Familie." Das kann man in alle Richtungen 
auslegen. Das sagt gar nichts. 

Was sind die "maßgebenden öffentlichen 
Interessen"? Wo ist die Gewichtung dieser 
Interessen? Was ist "unverhältnismäßig 
schwerer"? 

Was Sie an konkreten Umständen anfüh­
ren, die zu berücksichtigen sind, ist für mich 
auch ganz ungenügend. Es ist nicht nur die 
Dauer des Aufenthaltes und das Ausmaß der 
Integration, es ist nicht nur die Intensität der 
familiären und sonstigen Bindungen, es ist 
nicht nur eine mögliche Beeinträchtigung des 
beruflichen und persönlichen Fortkommens 

des Ausländers zu berücksichtigen. Es ist -
auch eine Forderung von Amnesty Internatio­
nal, die jedem bekannt ist, der sich ein biß­
chen mit der Materie beschäftigt - auch die 
Frage zu berücksichtigen: Wohin kommt der 
Betreffende, der mit einem Aufenthaltsverbot 
belegt wird? In welches Land kann er ausge­
wiesen werden? Ist das ein Land, wo die Men­
schenrechte beachtet werden? Wie geht es 
ihm dort? Oder kommt er in ein Land, wo die 
Menschenrechte nicht beachtet werden? 
Macht es für uns keinen Unterschied, was mit 
dieser Person passiert? In welcher Weise 
berücksichtigen wir das? Und wieso nehmen 
wir diese Überlegungen nicht in das Gesetz 
mit auf? 

Im Ausschuß ist über die Vorlage doch eini­
germaßen intensiv beraten worden. Auch 
Herr Professor Ermacora hat - das habe ich 
sehr anerkennenswert gefunden - Bedenken 
geäußert. Er hat gemeint, es sei für ihn nicht 
selbstverständlich - ich hoffe, ich zitiere 
jetzt richtig -, daß die neue Regelung einer 
Prüfung durch den Verfassungsgerichtshof 
standhält. Er hat Bedenken gehabt, ob eine 
Determinierung der maßgeblichen Bestim­
mungen ausreichend vorgenommen wird, um 
vom Verfassungsgerichtshof als unbedenklich 
angesehen zu werden. 

Auch der Verfassungsjurist, der im Aus­
schuß war, hat nicht gesagt: Jetzt haben wir 
eine Formulierung, eine Regelung, die hun­
dertprozentig hält, die der Menschenrechts­
konvention sicher entspricht. Eigentlich hat 
jeder im Ausschuß großes Unbehagen gehabt. 
Offenbar versuchen Sie von der großen Koali- , 
tion, hier eine Regelung zu treffen, die ganz 
knapp am Rand ist und gerade noch der Men­
schenrechtskonvention entspricht, auch auf 
die Gefahr hin, daß sie wieder aufgehoben 
wird. Was soll's? Zweimal ist die Bestimmung 
des Fremdenpolizeigesetzes ohnedies schon 
aufgehoben worden, und auf ein drittes Mal 
kommt es ja dann wohl auch nicht mehr an! 

Es wird nicht versucht, eine Formulierung 
zu finden, bei der Österreich mit gutem 
Gewissen sagen kann: Wir sind auf diesem 
Gebiet den anderen voraus. Wir haben eine 
Prüfung sowohl des Verfassungsgerichtshofes 
als auch des Europäischen Gerichtshofes 
nicht zu befürchten. Wir machen nicht wieder 
das, was wir mit manchen anderen Überein­
kommen, die auch die Ausländerrechte betref­
fen, gemacht haben, indem wir sie einfach 
ignorieren, wie zum Beispiel das Übereinkom­
men über Förderungen der Chancengleichheit 
und der Gleichbehandlung der Wanderarbei­
ter, das Österreich nicht unterzeichnet hat, 
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weil es dem Ausländerbeschäftigungsgesetz 
widerspricht. Oder: das Europäische Überein­
kommen über die Stellung der Wanderarbei­
ter aus dem Jahre 1977, das von Österreich 
nicht ratifiziert wurde, weil wir den Fremdar­
beitern nicht die Rechte einräumen wollen, 
die europäischer Standard sind. 

Meine Damen und Herren! Ein sehr 
bekannter Jurist hat vor mehr als einem Jahr 
eine bemerkenswerte Rede gehalten und hat 
sich auch mit der Frage der Behandlung von 
Ausländern und Gastarbeitern beschäftigt. 
Ich möchte ihn zitieren. Er stellte die Forde­
rung nach einem rechtsstaatlichen Verfahren 
ohne Einschränkung für Asylwerber und bei 
der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis an 
Ausländer. Er forderte eine Entscheidung in 
jedem Fall durch unabhängige und weisungs­
freie Tribunale im Sinne der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Er forderte die 
Interessenabwägung bei der Ausweisung 
eines Ausländers, wobei in jedem Fall auf die 
allgemeine Menschenrechtssituation in dem 
Land, in das er ausgewiesen werden soll, 
Rücksicht zu nehmen ist. 

Er forderte einen Rechtsanspruch auf 
Familienzusammenführung im Gastland. Er 
forderte einen Rechtsanspruch auf Verlei­
hung der Staatsbürgerschaft nach vier Jahren 
ununterbrochenen Aufenthaltes. 

Er forderte ein aktives und passives Wahl­
recht für anerkannte Flüchtlinge und Auslän­
der nach vier Jahren ununterbrochenen Auf­
enthaltes im Gastland. Er forderte die Gleich­
stellung der Flüchtlinge und Ausländer in 
arbeits- und sozialrechtlicher Beziehung mit 
Inländern. Er forderte schließlich die Schaf­
fung eines Ombudsmannes zum Schutz vor 
Diskriminierung von Ausländern und zur 
Wahrung des Rechtes der Ausländer. 

Keine dieser Forderungen, die Christian 
Broda am 28. Jänner 1987 aufgestellt hat, ist 
bisher in Österreich erfüllt. (Beifall bei den 
Grünen.) 12.40 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Rieder. 

12.40 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Das Elend der 
Flüchtlingsströme aus aller Welt ist zum Pro­
blem Europas und zur Nagelprobe der Men­
schenrechte in den Industriestaaten gewor­
den. Das ist auch am Beginn einer Diskussion 

zu sagen, die sich vielleicht nur mit einem 
kleinen Schritt in einer notwendigen Gesamt­
reform beschäftigt. 

Ich möchte noch einen zweiten Hinweis auf 
die internationale Situation machen. Es ist 
nicht zu übersehen, daß in demselben Maß, in 
dem die Grenzen inner halb der Europäischen 
Gemeinschaft durchgängiger werden, die 
Grenzen der europäischen Gemeinschaft ins­
gesamt nach außen dichter werden, und -in 
demselben Maß, in dem sich die europäische 
Gemeinschaft innerhalb ihres Bereiches um 
den Ausgleich sozialer Spannungen bemüht, 
ihre Bereitschaft sinkt, sich auch des Flücht­
lingsproblems der Dritten Welt anzunehmen. 

Wir sollten uns daher, lieber Kollege Geyer, 
nicht der Illusion eines europäischen Stan­
dards hingeben, wenn wir lesen, weIche Maß­
nahmen beispielsweise in der Bundesrepublik 
Deutschland getroffen werden, und wir soll­
ten uns vor allem auch nicht der Illusion einer 
europaweiten Lösung hingeben. Der Hinweis 
auf Europa darf nicht zur Ausrede werden für 
innerstaatliche Resignation und darf nicht 
zur Ausrede werden, auf Kosten der Men­
schenrechte Rollbalkenpolitik zu betreiben. 

Das gilt gerade für Österreich, das in so vie­
len Jahren einen wirklichen Beitrag für die 
Humanität und für humane Lösungen des 
Flüchtlingsproblems geleistet hat, was auch 
internationale Anerkennung gefunden hat. Es 
sind seit Ende des Zweiten Weltkrieges ja 
2 Milliarden Menschen gewesen, die wir in 
Österreich als Erstaufnahmeland aufgenom­
men haben, und ein Drittel davon wurde in 
Österreich integriert, obwohl wir in Wirklich­
keit kein Einwanderungsland sind. 

Es ist für mich keine Frage, daß wir Öster­
reicher auch weiterhin uns dieser humanitä­
ren Aufgabe stellen werden, aber es ist für 
mich auch keine Frage, daß die Verwirkli­
chung dieser Aufgabe zunehmend schwieri­
ger geworden ist. 

Zu diesen ~roblemen gehört eben auch, daß 
von Jahr zu Jahr ein verstärkter Druck auch 
von seiten ausländischer Arbeitskräfte auf 
dem illegalen Arbeitsmarkt gegeben ist und 
hier das Problem der Konkurrenzierung 
österreichischer Arbeitskräfte gerade im 
Bereich der Bauwirtschaft zunehmend auf­
tritt. Ich glaube, daß wir nicht schlechthin an 
diesem Problem vorbeigehen können. 

Ich bin den Mitgliedern des Ausschusses 
dankbar, daß die von mir angeregte Ergän­
zung des Ausschußberichtes durch einen Hin-
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weis auf die Notwendigkeit einer gesetzgebe­
rischen Lösung dieses Problems, und zwar im 
Zusammenhang mit der Ausländerbeschäfti­
gungsgesetzgebung, mit einer notwendigen 
Gesamtreform, einhellige Zustimmung gefun­
den hat. Ich glaube, daß dieser Aspekt - das 
Problem des Arbeitsmarktes - weder in der 
emotionellen Bedeutung noch in der sozialen 
Dimension unterschätzt werden sollte und 
daß wir rasch in diesem Bereich Maßnahmen 
setzen sollen; wozu ich aber eines sagen 
möchte: Auch hier kann das probate Mittel 
nicht von vornherein darin bestehen, daß wir 
die Verantwortung der Polizei übertragen. 
(ßeifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Notwendig und überfällig ist eine Gesamtre­
form des gesamten Bereiches der Ausländer­
gesetzgebung auf dem Boden der Menschen­
rechtskonvention, der Sozialcharta und der 
Flüchtlingskonvention. An der Aktualität die­
ser Forderungen nach einer Gesamtreform 
hat sicherlich die heute von uns zu beschlie­
ßende Novelle keine Veränderung bewirkt. 

Die soziale Dimension - das möchte ich 
noch einmal unterstreichen - des Flücht­
lingsproblems und auch die arbeitsmarktpoli­
tischen Belange schließen es aus, daß man 
einfach den Weg einer Polizeigesetzgebung 
weitergeht. Unsere Aufgabe muß es sein, zu 
einer Gesamtschau zu kommen und zu erken­
nen, daß die Problematik des Flüchtlingswe­
sens nicht primär und sicher nicht ausschließ­
lich als Angelegenheit der Polizei behandelt 
werden kann. 

In diesem Sinne habe ich, und nicht nur ich, 
die Erklärung des Herrn Innenministers vor 
dem Ausschuß, daß noch in diesem Jahr mit 
den Beratungen über die Gesamtreform 
begonnen wird und daß diese Beratungen in 
der bisherigen Form des Dialogs stattfinden 
werden - also auch unter Einbeziehung der 
Interessenvertretungen der Betroffenen, von 
Amnesty, von CEDRI und anderen Organisa­
tionen und zu den Fragen des Arbeitsmarktes 
auch unter Einbeziehung der Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerorganisationen -, zustim­
mend zur Kenntnis genommen. Ich möchte 
mich bei ihm persönlich auch für diese Initia­
tive bedanken. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
So richtig die Erkenntnis der Gesamtreform 
ist, so teilen wir nicht die Auffassung des Ver­
treters der grün-alternativen Fraktion, daß 
deshalb schon eine Zustimmung zur vorlie­
genden Novelle nicht möglich ist. Die Gesamt-

reform schließt die aktuelle Novellierung, die 
ja notwendig ist, nicht aus. Im Zusammen­
hang zunächst einmal mit dem Verfassungs­
gerichtshoferkenntnis 1985, mit einer Proviso­
riallösung, die von vornherein bis zum Ende 
dieses Jahres befristet war, und mit einem 
neuerlichen Erkenntnis des Verfassungsge­
richtshofes in dieser Frage, hat diese Novel­
lierung gewissermaßen den Sinn, der verfas­
sungsrechtlichen Sanierung zu dienen. Diese 
Maßnahme bedeutet durchaus nicht, daß 
damit einer Gesamtreform die Absage erteilt 
wird. 

Ich glaube, daßunter diesem Gesichtspunkt 
auch nicht gesagt werden kann, daß die 
Gesamtreform zu lange dauert, denn jeder 
von uns versteht, daß der Weg einer Gesamt­
reform unter Einbeziehung all dieser Pro­
bleme, unter Einbeziehung aller Interessier­
ten, aller Betroffenen, natürlich viel länger 
dauert als ein von oben dekretierter Schritt 
im Polizeirecht. Daher meine ich, daß man 
respektieren muß, daß die Gesamtreform eine 
entsprechende Vorbereitungszeit braucht, 
und ich habe kein Verständnis für jene 
Schlußfolgerungen, die die grün-alternative 
Fraktion offensichtlich aus diesem Umstand 
gezogen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Im Ausschuß hat Frau Dr. Partik-Pable als 
Vertreterin der Freiheitlichen Partei gegen 
die Vorlage gestimmt, weil sie ihr offensicht­
lich zu liberal war, und Mag. Geyer als Vertre­
ter der grün-alternativen Fraktion hat dage­
gengestimmt, weil sie ihm offensichtlich 
zuwenig liberal war. Beides auf einen Nenner 
gebracht bedeutet wohl, daß damit die Novelle 
einen Mittelweg beschreitet, einen Mittelweg, 
der meiner Meinung nach durchaus akzepta­
bel ist und der getragen ist - ich glaube, das 
mit gutem Grund sagen zu können - von 
einem Prinzip, zu dem wir uns alle bekennen 
sollten, dem Prinzip, daß die Ausländergesetz­
gebung so liberal wie möglich, aber auch 
andererseits so effizient wie notwendig gestal­
tet werden soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Novelle betrifft an sich einen einzigen 
Paragraphen in einer Reihe von Gesetzen, die 
sich alle mit der Ausländergesetzgebung 
beschäftigen, und dennoch bedeutet diese 
Novellierung dieses Paragraphen das Kern­
stück der Ausländergesetzgebung. Sie ist 
ebenso von grundlegender Bedeutung wie von 
praktischer Breitenwirkung. Kennern, die mit 
diesen Problemen in der Praxis zu tun haben, 
brauche ich das nicht zu erläutern. Ich 
möchte daher nur eine kleine Anmerkung 
machen. 
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Unter welchen Voraussetzungen ein Auf­
enthaltsverbot zulässig ist oder nicht, betrifft, 
sehr geehrter Herr Professor Ermacora, nicht 
nur Ausländer, die sich kurzfristig in Öster­
reich aufhalten, beispielsweise als Touristen, 
sondern betrifft vor allem auch all jene, die 
längst Österreich, unser Land, zum Mittel­
punkt ihrer Lebensführung gemacht haben, 
die hier eine Familie haben, die hier aufge­
wachsen sind, die hier arbeiten, die hier Steu­
ern zahlen, Sozialversicherungsbeiträge lei­
sten, die nur eines nicht haben: sie haben 
nicht die österreichische Staatsbürgerschaft. 

Aus diesem Spannungsverhältnis ergeben 
sich in Wirklichkeit die Problematik und die 
Schwierigkeit, hier zu einer Lösung zu kom­
men. Für denjenigen, der sich nur kurze Zeit, 
gewissermaßen vorübergehend, in Österreich 
aufhält, hat ein Aufenthaltsverbot von der 
Auswirkung her kaum dieselbe soziale 
Dimension wie das existenzvernichtende Auf­
enthaltsverbot gegen denjenigen, der bei­
spielsweise in Österreich geboren und aufge­
wachsen ist, der alle Familienangehörigen in 
Österreich hat und der, wenn er des Landes 
verwiesen wird, in ein Heimatland kommt, 
das in Wirklichkeit die Fremde für ihn bedeu­
tet, weil er dort keine Angehörigen hat und 
manchmal auch gar nicht in der Lage ist, sich 
mit der Sprache zurechtzufinden. Das ist die 
Problematik, deshalb besteht die Notwendig­
keit, hier eine Reform durchzuführen. 

Ich möchte noch etwas Zweites sagen, weil 
das in den Ausschußberatungen angeklungen 
ist und immer wieder in der öffentlichen Dis­
kussion eine große Rolle spielt. Natürlich geht 
es bei der Frage des Aufenthaltsverbotes 
nicht nur um jene, die gewissermaßen als 
Repräsentanten der internationalen Krimina­
lität grenzüberschreitend in Österreich Straf­
taten begehen, sondern es geht, quantitativ 
viel häufiger, ja meistens um die sozial Inte­
grierten, die auch etwas Rechtswidriges getan 
haben, aber dazu komme ich später noch. 

Ich möchte wegen dieses Mißverständnis­
ses, das in der Öffentlichkeit immer wieder 
besteht, doch auf die Zahlen der Kriminalsta­
tistik hinweisen. Der Anteil der straffällig 
gewordenen Ausländer ist in Österreich 
unverhältnismäßig niedrig. Er beträgt nicht 
einmal 10 Prozent. Das heißt: In den letzten 
zehn Jahren ist dieser Anteil von 10 Prozent 
auf 8,5 Prozent zurückgegangen. Greift man, 
weil das auch in den Zeitungen immer wieder 
eine Rolle spielt, die besonderen dramati­
schen Sexualdelikte heraus, sieht man, daß 
auch hier der Anteil der straffällig geworde-

nen Ausländer in den letzten Jahren spekta­
kulär gesunken ist. 

Noch etwas Zweites möchte ich unter dem 
Eindruck öffentlicher Diskussionen gerade 
auch im Wahlkampf sagen: Die Vorstellung, 
daß man beispielsweise durch ein Aufent­
haltsverbot bei einem verurteilten Straffälli­
gen gewissermaßen Kosten einsparen kann, 
ist völlig falsch. Wenn jemand in Österreich 
wegen Straftaten verurteilt wird, hat er hier 
die Strafe zu verbüßen, und das Aufenthalts­
verbot tritt erst nach der Strafverbüßung ein. 
Also der Eindruck, der in politischen Beiträ­
gen der Bevölkerung vermittelt wird, daß man 
das zur Kosteneinsparung tun könnte, ist 
falsch. 

Es gibt eine Einrichtung auf wechselseiti­
ger Basis, ein Europäisches Übereinkommen 
über die Übernahme des Strafvollzuges, von 
dem wir gegenüber österreichischen Staats­
bürgern, die beispielsweise in Jugoslawien 
oder in der Türkei wegen eines Verkehrsun­
falles eingesperrt worden sind, sehr wesent­
lich Gebrauch machen. Umgekehrt ist die Tat­
sache, daß die Türkei oder Jugoslawien ihre 
in Österreich verurteilten Staatsbürger zum 
Strafvollzug in ihr Heimatland übernehmen, 
leider nur sehr gering gegeben. - Das nur am 
Rande dazu gesagt. 

Ich möchte die Frage, die der heutigen 
Novellierung zugrunde liegt, auf einen Nen­
ner bringen. Die Feststellung lautet: Je 
schwerwiegender und je einschneidender der 
Eingriff in die Privatsphäre, in die Familien­
verhältnisse durch das Aufenthaltsverbot ist, 
je existenzbedrohender es ist, desto mehr 
muß das Aufenthaltsverbot gewissermaßen 
letzter Ausweg, Ultima ratio, gegenüber ande­
ren gelinderen Maßnahmen sein, die dem 
Schutz der Durchsetzung der berechtigten 
Interessen dienen. Dieser eigentlich nahelie­
gende Grundsatz ist das, was wir heute in der 
Novelle beschließen. 

Aus diesem Grundsatz ergibt sich, daß poli­
zeiliche Aufenthaltsverbote eben nicht quasi 
eine Nebenstrafe, nicht quasi eine automati­
sche Rechtsfolge für Verurteilungen und Ver­
waltungsstraferkenntnisse sind, sondern daß 
sie getragen werden müssen vom Gedanken 
der Prävention. Wenn gegen einen Ausländer 
in Österreich ein Aufenthaltsverbot erlassen 
wird, dann nicht als Selbstzweck, nicht als 
zusätzliche Strafe, sondern als Schutzmaß­
nahme für berechtigte Interessen Öster­
reichs. Das ist der Konsens, auf dem die Aus­
ländergesetzgebung auch in Zukunft beruhen 
wird. 

274 
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Der Vertreter der Grünen hat jetzt und 
auch im. Ausschuß seine Ablehnung damit 
begründet, daß das, was wir heute beschlie­
ßen, zuwenig rechtsstaatlich, zuwenig auf 
dem Boden der Menschenrechtskonvention 
ist. Er hat da eine eher überraschende Assi­
stenz durch Professor Ermacora erhalten. Ich 
möchte dieser grün-konservativen Achse in 
dieser Frage doch vier Feststellungen entge­
genhalten. 

1. Das öffentliche Interesse Österreichs 
daran, dem Betroffenen den Aufenthalt im 
Inland nicht weiter zu gestatten, muß durch 
die Menschenrechtskonvention gedeckt sein. 
Das ist gegenüber der bisherigen Rechtslage 
eine Veränderung. 

2. Es genügt nicht die allgemeine Behaup­
tung irgendeines öffentlichen Interesses, son­
dern wir ändern das Gesetz dahin, daß auf 
konkrete Tatsachen abgestellt werden muß. 
Es ist also so, daß konkretes Verhalten des 
Betroffenen belegt sein muß, bewiesen sein 
muß, aus dem sich jetzt wiederum dieses 
berechtigte Interesse an Sicherheitsbedürf­
nis, das Interesse an nationaler Sicherheit 
und was hier noch in Betracht kommt, ergibt. 
Auch das ist ein wesentlicher Punkt zur Kon­
kretisierung. 

3. Ich komme dabei jetzt auf das Thema 
soziale Dimension. Nach der ,früheren Geset­
zeslage, und zwar einer Gesetzeslage, die es 
in vielen europäischen Ländern und auch in 
vielen Ländern außer halb Europas quasi 
selbstverständlich gibt, war es so, daß derje­
nige, der als Ausländer ins Land kommt, bele­
gen muß, daß er über die wirtschaftlichen Mit­
tel verfügt, um dort aus eigenem leben zu kön­
nen. Wir haben nun die soziale Problematik 
erkannt, die darin liegt, daß jemand, der 
lange Jahre in Österreich gearbeitet hat, 
seine Sozialversicherungsbeiträge geleistet, 
seine Steuern gezahlt hat, seine Arbeit ver­
liert und plötzlich vor dem Existenzverlust 
steht, in einen Notstand gerät, der auch nicht 
durch Notstandshilfe abgedeckt werden kann. 
In einem solchen Fall ist es zutiefst inhuman, 
ihn des Landes zu verweisen. 

Ich habe kein Verständnis dafür, daß diese 
grundlegendeVeränderung, diese Abkehr vom 
Prinzip "Bist selbst schuld, wenn du arm 
bist!" keine entsprechende Anerkennung fin­
det. Das ist eine grundlegende Veränderung 
der Haltung Österreichs in dieser Frage, 
gerade in einer Zeit, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, in der ein solcher Stand­
punkt überhaupt nicht selbstverständlich ist. 

Vierte Feststellung: Es ist sicherlich so, daß 
die Generalklausel, das räume ich jedem ein, 
problematisch ist. Aber wir fügen dieser 
Generalklausel im Absatz 2 einen beispiels­
weisen Katalog von Tatbeständen hinzu, die 
jetzt gen au beschreiben, in welchen Fällen 
dort die Voraussetzungen einer konkreten 
Tatsache gegeben sind. Das bedeutet aber, 
und zwar nicht nur hier, sondern auch in 
anderen Zusammenhängen, daß dieser Kata­
log auch zum Maßstab für die Auslegung der 
Generalklausel wird, und das bedeutet bei­
spielsweise, daß die Anwendung davon auszu­
gehen hat, daß es sich um ein rechtswidriges 
Verhalten des Betreffenden handeln muß, 
welches ein Aufenthaltsverbot nach sich zie­
hen kann. Dann aber, wenn man diesen 
Standpunkt vertritt, der eben auf dem Boden 
der Gesetzesreform steht, ist es auch klar, daß 
der Einwand, der Betreffende weiß gar nicht, 
wann es zum Aufenthaltsverbot kommen 
kann, nicht gilt, denn er weiß, wenn er rechts­
widrig handelt, daß das Folgen haben kann. 

Es mag schon sein, daß er die konkrete 
Folge nicht abschätzen kann, aber - an die 
Adresse des Kollegen Geyer gerichtet - das 
ist ja nicht etwas, was gerade nur in diesem 
Bereich auftritt. Wenn man beispielsweise 
daran denkt, wie überrascht manche im 
Weinskandal von der Höhe der ausgesproche­
nen Strafen waren, dann kann man sagen, 
auch im justizförmigen Verfahren kann es 
sein, daß das Ausmaß der Sanktion überra­
schend ist, aber das konkrete Verhalten, 
wodurch sich der Betreffende eben dem 
Risiko des Aufenthaltsverbotes entziehen 
kann, ist klargestellt. Wenn er nicht rechts­
widrig handelt, dann besteht das Risiko nicht. 

Es ist auf der anderen Seite noch vom Kol­
legen Geyer erwähnt worden - und er hat, 
glaube ich, da auch mich einmal zitiert -, daß 
die durchaus wichtige Frage: Wie ist denn das, 
kann ich jemanden x-beliebig abschieben, 
oder ist es nicht so, daß bereits heute die Ent­
scheidung über die Frage der Abschiebung 
aus dem Land - die mit dem Aufenthaltsver­
bot ja noch nicht verbunden ist - im Lichte 
des Artikels 3 der Menschenrechtskonvention 
zu treffen ist? Artikel 3 der Menschenrechts­
konvention verbietet es, jemanden einer Fol­
ter, einer inhumanen Behandlung auszuset­
zen. Wenn also jemand damit rechnen muß, 
daß er mit einem menschenrechtswidrigen 
Verhalten in seinem Heimatland konfrontiert 
wird, dann wird eine Abschiebung in dieses 
Land nicht möglich sein. 

Das zeigt wiederum die Notwendigkeit der 
Gesamtreform. Diese Entscheidung, dieses 

34. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 160

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 34. Sitzung - 5. November 1987 3975 

Dr. Rieder 

Kriterium ist bei der in vieler Hinsicht proble­
matischen Regelung der Abschiebung anzu­
ordnen, aber kann nicht als Argument gegen 
die Novelle hier gebracht werden. 

Ich möchte jetzt auch mit einigen Bemer­
kungen - vielleicht vorgreifend - auf das 
eingehen, was Frau Kollegin Partik-Pable im 
Ausschuß ins Treffen geführt hat, um zu 
begründen, warum die Freiheitliche Partei 
gegen diese Vorlage ist. Sie hat einen Abände­
rungsantrag vorgelegt, der sich in einigen 
Punkten aber eher marginal von der Regie­
rungsvorlage abhebt. Ich möchte auf diese 
Unterschiede eingehen. 

Es ist kein Unterschied rechtspolitischer 
Art, ob man, wie das im Antrag der Freiheitli­
chen der Fall ist, den Inhalt der Menschen­
rechtskonvention aufzählt oder ob man ein­
fach verweist. Daraus ergibt sich kein grund­
legender Unterschied. 

Zweitens: Frau Kollegin Partik-Pable hat in 
dem Antrag gemeint, man müßte ein Aufent­
haltsverbot gegen einen Ausländer schon bei 
der ersten Überschreitung, Übertretung des 
Fremdenpolizeigesetzes, des Meldegesetzes 
oder des Paßgesetzes greifen lassen. Das 
scheint mir vom Prinzip der Verhältnismäßig­
keit her äußerst problematisch zu sein. 

Im Zusammenhang mit dem Beispiel, das 
Frau Partik-Pable gebracht hat und das auf 
den ersten Blick vielleicht eindrucksvoll ist, 
nämlich zu fragen: Was machen denn die 
österreichischen Sicherheits behörden, wenn 
sie einen illegalen Grenzgänger erwischen, 
was geschieht denn jetzt mit dem, soll er jetzt 
also im Inland bleiben?, darf ich Kollegin Par­
tik-Pable auf den Inhalt des § 10 des Fremden­
polizeigesetzes verweisen. Dort steht nämlich 
ausdrücklich, daß für den Fall des illegalen 
Grenzgängers, der unmittelbar nach der 
Grenzüberschreitung erwischt wird, nicht ein 
Aufenthaltsverbot erlassen werden muß, was 
ja äußerst unpraktisch wäre, sondern dort ist 
die gesetzliche Handhabe vorge~ehen, daß er 
sofort zurückgestellt werden kann. Ich glaube 
daher, daß Ihr Beispiel für die Begründung, 
warum es hier auf die erste Übertretung 
ankommt, ins Leere geht und daß das daher 
nicht zieht. (Präsident Dr. S ti x übernimmt 
den Vorsitz.) 

Drittens: Sie sagen in Ihrem Antrag, 
"unverhältnismäßig" statt "verhältnismäßig" 
sei zu weitgehend. Auch das halte ich nur für 
eine Marginalfrage. Herr Kollege Geyer war 
da in der Gegenposition: das sei zuwenig weit-

gehend und unklar. Ich glaube, daß man dar­
aus eine Ablehnung nicht begründen kann. 

Bleibt als vierter Punkt Ihrer Begründung, 
warum Sie dagegen sind, daß Sie gemeint 
haben, Punkt 3 des § 3 Abs. 3, wo es nämlich 
heißt: "die mögliche Beeinträchtigung des 
beruflichen oder persönlichen Fortkommens 
des Fremden oder eines Familienangehöri­
gen", sei zu weitgehend. Sie haben gemeint, 
daraus ergebe sich, daß es in der Praxis in 
Zukunft überhaupt kein Aufenthaltsverbot 
geben kann. 

Ich sage Ihnen, Frau Dr. Partik-Pable, das 
ist ein Mißverständnis. Hier ist kein absoluter 
Ausschlußgrund, aus dem von vornherein 
kein Aufenthaltsverbot erlassen werden 
kann, sondern das ist ein Abwägungskrite­
rium, das von Fall zu Fall verschieden einzu­
stufen ist. Und wenn das halt im Vergleich zur 
Schwere der Gefährdung der nationalen 
Sicherheit bescheiden wiegt, dann wird man 
auch in diesem Fall selbstverständlich das 
Aufenthaltsverbot erlassen können. 

Letztlich bleibt, daß ich den Eindruck habe, 
daß Ihre Argumente eher ein juristisches Fei­
genblatt für ein Nein aus mehr populistischen 
Überlegungen heraus waren. 

Ich möchte jetzt gar nicht an Ihre Adresse, 
sondern allgemein zum Schluß folgendes 
sagen: In vielen Industrieländern wird zuneh­
mend eine tiefgreifende Ausländerfeindlich­
keit spürbar. Fremdarbeiter und Flüchtlinge 
sind mancherorts zu Feindbildern geworden. 
Und es ist uns allen bekannt, daß in vielen 
Ländern die rechtsextreme politische Grup­
pierung solche Stimmungen zu politischen 
Parolen nützt und damit Erfolg hat. In vielen 
Ländern ist die Ausländerfrage zum gesell­
schaftlichen Sprengstoff und auch die Auslän­
dergesetzgebung zum politischen Konflikt­
stoff geworden. 

Unserem Land sind solche extremen 
Enwicklungen erspart geblieben. Und wir soll­
ten uns rechtzeitig gegen den Geist der Intole­
ranz wappnen. Hüten wir uns - hüten wir 
uns! -, Öl ins Feuer der Emotionen einer 
Ausländerfeindlichkeit zu gießen. Hüten wir 
uns davor, soziale Spannungen nur deswegen 
aufzuschaukeln, um die Flut der Emotionen 
auf die eigenen politischen Mühlen lenken zu 
können! 

Halten wir Abstand von jenem rechtsextre­
men und braunen Rand unserer Gesellschaft, 
der mit seinen Pamphleten im gleichen Atem­
zug die Vernichtungslager der Nazis zu ver-

34. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 51 von 160

www.parlament.gv.at



3976 Nationalrat XVII. GP - 34. Sitzung - 5. November 1987 

Dr. Rieder 

harmlosen, zu rechtfertigen versucht und auf 
der anderen Seite zum Haß und zur Feindse­
ligkeit gegen Ausländer schürt. Wehren wir 
uns gegen eine solche Verhetzung und gehen 
wir auch nicht kommentarlos darüber hin­
weg, daß in einer Tageszeitung ein solch ver­
hetzendes Gedicht, das auch in rechtsradika­
len Zeitungen vorher abgedruckt wurde, wie 
ich hoffe, unbewußt wiedergegeben wird! 

Halten wir uns an die Worte des heute 
schon einmal zitierten großen Humanisten 
und Rechtsreformers in seiner letzten Rede 
vor der Versammlung des Europarates anläß­
lieh der Überreichung des Menschenrechts­
preises an ihn! Christian Broda sagte damals: 

"Und noch eines sollten wir nicht verges­
sen: In der Diskriminierung der Minderheiten 
lebt der Faschismus fort. Der Rassismus ist 
der Faschismus unserer Tage." 

Dem können wir nichts hinzufügen. (Beifall 
bei der SPÖ und bei den Grünen.) 13.05 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable. 

13.05 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Herr Vizekanzler Dr. Mock hat 
erst vor einigen Wochen in Amerika voll Stolz 
verkündet, daß seit 1945 2 Millionen Flücht­
linge nach Österreich gekommen sind und 
ungefähr eine halbe Million davon in Öster­
reich eine neue Heimat gefunden hat. Ich 
glaube, wenn Herr Kollege Rieder von ,,2 Mil­
liarden" gesprochen hat, dann war das sieher 
nur ein Sprechfehler. Ich wollte das nicht kor­
rigieren, sondern ich wollte darauf hinweisen, 
daß das in den USA von unserem Vizekanzler , 
wie gesagt, voll Stolz geäußert worden ist. 

Derzeit leben 150000 ausländische Arbeits­
kräfte in Österreich. Und wie der Herr Innen­
minister kürzlich im Ausschuß gesagt hat, 
werden mit Aufhebung der Visumspflicht für 
die Polen ungefähr 20 000 Polen gleich mit 
Beginn des Jahres erwartet. 

Das heißt, daß das Image der Fremden­
feindlichkeit, das man dem Österreicher so 
gerne umhängen möchte, ja überhaupt nicht 
stimmt, sondern diese Zahlen beweisen, daß 
trotz eigener wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
und trotz der räumlichen Beengtheit Öster­
reich immer seine Grenzen geöffnet hat, 
wenn Ausländer nach Österreich kommen 
wollten. 

Um eine ähnlich hohe Aufnahmequote an 
Flüchtlingen zu erreichen, wie Österreich sie 
hat, hätten die USA seit Kriegsende rund 
60 Millionen Menschen aufnehmen müssen. 

Österreich ist seiner traditionellen Aufgabe 
als Erstasylland für politisch Verfolgte immer 
nachgekommen, und daran wird sich sicher 
auch nie etwas ändern. Und es wurden jähr­
lich immer viele Budgetmittel für die Betreu­
ung der Flüchtlinge in Österreich aufgewen­
det. Allein im kommenden Jahr werden es 
300 Millionen Schilling sein, die für die anwe­
senden Ausländer beziehungsweise für die 
Flüchtlinge in Österreich ausgegeben werden. 

Als jemand, der persönlich an der Ungarn­
hilfe im Jahr 1956 teilgenommen hat, Herr 
Kollege Rieder, brauche ich in diesem Hause 
eigentlich niemandem darüber zu erzählen, 
wie freundlich Österreich politisch Verfolgte 
aufgenommen hat. Und daß Österreich ein 
traditionelles Aufnahmeland sein wird, daß 
sich Österreich immer bereit erklären wird, 
politisch Verfolgte aufzunehmen, das war 
immer so in der Vergangenheit, das ist auch 
jetzt so, und daran wird sich auch in der 
Zukunft nichts ändern. (Beifall bei. der FPÖ.) 

Aber trotz einer sehr liberal praktizierten 
Flüchtlingspolitik oder Fremdenpolitik muß 
das Bedürfnis eines Staates, muß doch auch 
das Bedürfnis Österreichs akzeptiert werden, 
Fremde abzuschieben, die sich gegen die 
Rechtsordnung Österreichs negativ verhalten 
haben, die die Interessen des Gastlandes 
nicht beachten. Daß es mitunter auch zum 
Schutz von hierher Geflüchteten notwendig 
und zweckdienlich ist, gesetzliche Handhaben 
zu haben, um Fremde abzuschieben, das wer­
den ja unsere Polizeibehörden immer wieder 
bestätigen. 

Daß Österreich in der Vergangenheit mit 
dem Aufenthaltsverbot sehr sparsam umging, 
geht ja schon daraus hervor, daß im Jahre 
1986 nur 386 Ausländer aus Österreich abge­
schoben worden sind, das heißt, mit einem 
Aufenthaltsverbot belegt wurden und die 
Sanktionen des Fremdenpolizeigesetzes zu 
spüren bekommen haben. Das ist nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen, daß bei der 
Verhängung eines Aufenthaltsverbotes anläß­
lieh der Prüfung immer soziale Maßstäbe 
angewendet worden sind, daß auf die Fami­
liensituation Rücksicht genommen worden 
ist. 

Herr Kollege Rieder - er ist jetzt leider 
nicht mehr da -, in der Vergangenheit wurde 
niemand abgeschoben, der schon lange Jahre 
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in Österreich war, der alle seine persönlichen 
und familiären Beziehungen in Österreich 
hatte, niemand von diesen Leuten ist jemals 
abgeschoben worden. 

In folgendem möchte ich auch noch Herrn 
Kollegen Rieder korrigieren: Er sagt, der 
Anteil der Straffälligen unter den Ausländern 
ist sehr gering und ist zurückgegangen. Herr 
Kollege Rieder! Da möchte ich Sie korrigie­
ren. Gerade die Ausländer der zweiten Gene­
ration sind wieder in einem verstärkten Maße 
straffällig; da kann man leider diese abneh­
mende Tendenz nicht mehr feststellen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß aus 
dem Sicherheitsbericht hervorgeht, daß 
gerade ein großer Anteil an den schweren 
Delikten die Ausländer trifft. Ich wollte das 
gar nicht erwähnen, sondern ich möchte Sie 
nur korrigieren. Gerade Sittlichkeitsdelikte 
werden häufig im Ausländermilieu begangen. 
Aber, wie gesagt, das nur am Rande, um das 
nicht im Raum stehen zu lassen. 

Wir haben im Ausschuß einen Abände­
rungsantrag eingebracht zu dem Entwurf, der 
vom Innenministerium vorgelegt worden ist, 
denn wir sind der Ansicht - darin werden 
wir bestätigt von einer Reihe von Sicherheits­
direktionen -, daß man mit der vorgelegten 
Novelle etwas zu weit geht und daß es in der 
Praxis zu einer Verhängung des Aufenthalts­
verbotes nicht mehr kommen wird. Und da 
glaube ich schon den Praktikern, Herr Kol­
lege Rieder, und nicht Ihren Ausführungen. 
Sie gestatten mir, auf einige Stellungnahmen 
hinzuweisen, die im Begutachtungsverfahren 
abgegeben worden sind. 

Da schreibt zum Beispiel die Sicherheitsdi­
rektion für das Bundesland Steiermark -
und die werden es ja wissen, ein Grenzland, 
die Polizeibehörden haben dort täglich mit 
Fremden zu tun - im Begutachtungsverfah­
ren: 

"Zum Fremdenpolizeigesetz" , das jetzt vor­
gelegt wird, "muß angemerkt werden, daß 
damit bei illegalen Grenzgängern die Erlas­
sung eines Aufenthaltsverbotes nicht mehr in 
Frage kommt." 

Oder es schreibt zum Beispiel die Sicher­
heitsdirektion Tirol: 

"Abschließend darf noch darauf hingewie­
sen werden, daß die Erlassung eines Aufent­
haltsverbotes im Lichte dieser Entwurfsvor­
lage gegen Fremde, die sich mit Familienan­
gehörigen im Bundesgebiet aufhalten, auch 

dann, wenn der Fremde relativ schwere 
Gesetzesverletzungen begeht, praktisch kaum 
mehr möglich sein wird." 

Die Bundespolizeidirektion Wien schreibt 
im Begutachtungsverfahren: 

"Wenn im nun vorgelegten Entwurf ver­
sucht wurde, die in der Praxis nicht bestehen­
den, abstrakt aber nicht zu leugnenden 
Punkte zu entschärfen, so gewinnt man den 
Eindruck, daß verschiedentlich nicht das rich­
tige Maß hiefür gefunden worden ist und daß 
wichtige Positionen ohne Not aufgegeben 
wurden. Es sollte noch einmal überlegt wer­
den, ob nicht die vom Entwurf gewählte Fas­
sung doch zu restriktiv, und zwar in dem 
Sinne geraten ist, daß Fälle, in denen die Ver­
hängung eines Aufenthaltsverbotes vom 
Ergebnis her wünschenswert wäre, vom 
Gesetz nicht erfaßt werden." 

Und wenn Herr Kollege Rieder meint, daß 
man einen Fremden, der unliebsam ist, ohne­
hin nach § 10 Fremdenpolizeigesetz an der 
Grenze abschieben kann, so möchte ich Ihnen 
auch aus der Praxis sagen, daß an Österreichs 
Grenzen nur derjenige abgeschoben werden 
kann, der von einem Nachbarland kommt, 
aber nicht jemand, der zum Beispiel von 
Syrien kommt, vom Irak oder etwa aus Per­
sien. Diese Leute müssen dann per Flug 
zurückgestellt werden, das ist nicht mit einem 
gewöhnlichen Abschieben möglich, sondern 
da braucht man eben ein Aufenthaltsverbot. 
Und da fürchten die Sicherheitsdirektionen, 
daß das nun nicht mehr möglich sein wird. 

Es schreibt auch das Amt der oberöster­
reichischen Landesregierung: 

"Generell muß befürchtet werden, daß die 
vorgesehene Liberalisierung des Fremden­
polizeigesetzes in finanzieller Hinsicht zu 
Lasten der Sozialhilfeträger gehen wird." 

Also es ist das durchaus nicht so, wie Sie 
uns verdächtigt haben, nämlich eine populisti­
sche Meinung zu haben, die wir hier vertre­
ten, sondern von den Behörden, die tagtäglich 
mit Fremden zu tun haben, wird das unter­
mauert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mit gleichem Grund, wie Sie diese Novellie­
rung hier vorlegen, Herr Minister, hätten Sie 
gleich einen Gesetzentwurf vorlegen können, 
der die Verhängung von Aufenthaltsverboten 
überhaupt nicht mehr vorsieht. 

Wie gesagt: Wir debattieren hier über eine 
Gesetzesbestimmung und beschließen hier 
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ein Gesetz, das für jene Fremde Sanktionen 
vorsieht, die das Gastrecht mißbraucht haben, 
die straffällig geworden sind oder die illegal 
nach Österreich einreisen wollen - entgegen 
den gesetzlichen Bestimmungen. 

Und wenn die Vertreter der Ausländerver­
eine, die in den Arbeitskreisen des Bundesmi­
nisteriums mitgewirkt haben, in ihrer Stel­
lungnahme mit dem Entwurf nicht zufrieden 
sind, weil er ihnen zuwenig weit geht und weil 
sie meinen, daß das Fremdenpolizeig2setz 
nicht von den Interessen eines Ausländers an 
einem Aufenthalt in Österreich ausgeht, son­
dern von den Interessen des österreichischen 
Staates und der österreichischen Bürger, so 
haben sie das richtig erfaßt. Ja: Es ist nämlich 
das legitime Recht jedes Staates, sein Ver­
hältnis zu den Fremden im Lande auch unter 
den Gesichtspunkten der Sicherheit und des 
Interesses der Staatsbürger im Lande zu 
betrachten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich fühle mich jedenfalls als Volksvertrete­
rin dazu berufen, die Interessen der Österrei­
cher zu vertreten. Und da gibt es selbstver­
ständlich Interessenkollisionen; darüber kann 
man ja reden. 

Aber genauso wie das liberale Freiheits­
recht des einzelnen Österreichers überall dort 
eingeschränkt wird, wo er die Freiheit eines 
anderen Individuums bedroht, genauso muß 
es derartige Einschränkungen auch im 
Zusammenleben mit den Bürgern anderer 
Staaten geben. Auf der Existenz gerade dieser 
Einschränkungen beruht ja die Souveränität 
eines Staates, und diese Souveränität sind wir 
verpflichtet für die Zukunft zu erhalten, zu 
bewahren und auch zu verteidigen. 

Wie andere Länder ihre Souveränität 
gebrauchen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, möchte ich Ihnen am Beispiel der 
berühmten Watch List beweisen. Die USA 
haben uns damals gezeigt, was sie unter Sou­
veränität verstehen, nämlich: Wer uns nicht 
paßt, der hat ganz einfach in unserem Lande 
nichts zu suchen! 

Aber ich gebe auch zu, daß es selbstver­
ständlich gutes Recht der Vertreter der Aus­
länder in Österreich ist, zu verlangen, daß es 
überhaupt keine Aufenthaltsverbote mehr 
geben soll, daß es für jeden Ausländer eine 
Daueraufenthaltsbewilligung geben soll und 
auch eine finanzielle Grundversorgung. 
Selbstverständlich ist es ihr Recht, das zu ver­
langen. 

Aber ich bitte auch diese Vertreter der Aus-

länder, sich einmal vor Augen zu halten, wel­
che Wege andere europäische Länder gehen. 
Die Aufforderung des Dr. Rieder: Wir sollten 
einmal voraus sein!, ist unnötig. - Wir sind 
bereits voraus in der Behandlung der Frem­
den, wenn man bedenkt, welche restriktiven 
Maßnahmen andere Länder ergreifen. 

Sämtliche Staaten kennen Aufenthaltsver­
bote, und in den meisten Staaten sind sowohl 
die Einreisebedingungen als auch die Aufent­
haltsbedingungen viel strenger als in Öster­
reich. Es gibt wenige Länder, die trotz akuter 
Sparmaßnahmen arbeitslose und mittellose 
Fremde sozial unterstützen und nicht wegen 
Mittellosigkeit aus dem Lande verweisen. Es 
gibt noch weniger Länder, in denen ange­
sichts rigoroser Sparmaßnahmen und Pen­
sionskürzungen der Sozialminister sogar ver­
kündet: er denke daran, die Notstandshilfe für 
Ausländer einzuführen. Da müssen Sie schon 
weit gehen in Europa, daß Sie so etwas fin­
den. 

Jeder weiß, was in anderen Ländern pas­
siert. Wenn Sie heute nach Frankreich reisen 
wollen, dann müssen Sie - außer einem 
Visum - nachweisen, ob Sie die Mittel für 
einen Aufenthalt haben, Sie müssen sogar 
das Hotel angeben und nachweisen, daß Sie 
dort wohnen, und auch nachweisen, daß Sie 
die Mittel haben, um aus diesem Lande wie­
der auszureisen. 

In dieser Zeit also, in der andere europäi­
sche Länder dazu übergehen, in Gesetzge­
bung und Vollzugspraxis - angesichts des 
verstärkten Zustroms von Fremden in die ent­
wickelten Industrieländer - ihre Grenzen 
dichtzumachen, geht die Bundesregierung 
den entgegengesetzten Weg. Und man sollte 
meinen, meine Damen und Herren, daß die­
ser Standpunkt eben noch einmal überlegt 
werden müßte angesichts der Sparmaßnah­
men, die allerorten notwendig sind. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Es ist eine traurige Tatsache - und auch 
ich bin erschüttert darüber -, daß wir derzeit 
in einer Zeit leben, in der eine neue Völker­
wanderung stattfindet, in der Millionen Men­
schen auf der Flucht, auf der Reise sind, um 
eine neue Heimat zu suchen. Schätzungen 
gehen davon aus, daß es 20 Millionen Men­
schen sind, andere wieder sagen, es sind 
sogar 80 Millionen Menschen, die versuchen, 
in die Industrieländer einzuwandern, um eine 
besser gesicherte wirtschaftliche Basis zu fin­
den. 

Ohne Zweifel wird Österreich auch seinen 
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Teil dazu beitragen müssen, diese tragische 
Situation zu mildern. Aber es kann nicht Auf­
gabe der österreichischen Fremdenpolizeige­
setzgebung sein, sich sämtlicher Möglichkei­
ten zu begeben, Ausländer, die gegen die 
Rechtsordnung verstoßen haben, nicht ab zu­
schie ben und unser Land zum Tummelplatz 
international zwielichtiger Elemente zu 
machen. 

Diese Novelle ist geeignet dazu, weil sie 
sich des Rechtes begibt, Ausländer abzuschie­
ben, und deshalb lehnen wir sie ab. (Beifall 
bei der FPÖ.) 13.20 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Ermacora. 

13.20 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es hat mir leid 
getan, daß Herr Dr. Rieder mich so sehr mit 
dem Geyer "dahinhüpfen" läßt, aber so eng 
bin ich mit seinen Thesen nicht verbunden. 
Ich meine, daß Herr Abgeordneter Mag. 
Geyer doch die Dinge so dargestellt hat, als 
würde das Fremdenpolizeigesetz ausschließ­
lich im Lichte der Gastarbeiterfrage zu sehen 
sein. Das ist sicherlich eine Verkürzung. 

Auf der anderen Seite meine ich, daß Herr 
Abgeordneter Dr. Rieder die Problematik nur 
vom Menschenrechtlichen her sieht. Weder 
das eine noch das andere scheint mir vollkom­
men richtig zu sein: Ich würde für die ÖVP 
dahingehend plädieren, daß man die Aus­
gleichsproblematik erkennt, die zwischen den 
Menschenrechten auf der einen Seite, aber 
doch wohl zwischen den Gemeinschaftsinter­
essen und den Staatsinteressen auf der ande­
ren Seite besteht. Ich meine, hier hat man, 
wenn man schon diese Regierungsvorlage 
behandeln und beschließen wird, doch diesen 
Mittelweg in der Argumentation zu finden. 

Ich möchte doch auf einiges Statistisches 
aufmerksam machen, was bis jetzt in der Dis­
kussion ja noch nicht zum Vorschein gekom­
men ist. Ich darf für die Interessenten auf 
eine ganz grundlegende Arbeit verweisen, die 
praktisch die ganze Problematik im Detail 
statistisch, literarisch und judikatmäßig 
behandelt, das ist die Schrift "Die Rechtsstel­
lung von Ausländern nach staatlichem Recht 
und Völkerrecht" aus diesem Jahre, von drei 
Österreichern geschrieben - Geistlinger, 
Lebitsch und Stolzlechner -, eine ganz aus­
gezeichnete Schrift von mehr als hundert Sei­
ten, die wirklich alles zum Problem darlegt. 

Ich möchte aus der Statistik hervorheben, 
daß nach der Volkszählung 1981 das Öster­
reichische Statistische Zentralamt 291000 
Ausländer in Österreich gezählt hat. Dann 
wird dargestellt, wie der Zuwachs und der 
Abgang waren. Den größten Teil der Auslän­
der bilden jugoslawische Staatsbürger, 
126000 oder 43 Prozent, gefolgt von 60000 
Türken, 21 Prozent, und 41 000 bundesdeut­
schen Staatsangehörigen, 14 Prozent. 

Ich möchte zweitens hervorheben, daß -
Herr Dr. Rieder hat das angesprochen -
nach dem Stand vom 1.1.1986 Österreich sich 
in der Mitte jener Staaten befindet, in denen 
eine besondere Flüchtlingsbewegung zu ver­
zeichnen ist. Man sagt, daß es am 
1.1.198620000 anerkannte Flüchtlinge gab, 
das sind 0,27 Prozent Anteil an der gesamten 
Bevölkerung. Dann finden sich sehr interes­
sante Entwicklungen: Wir konstatierten in 
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 
198574000 Asylbewerbungen, in Österreich 
6724. Ich glaube, diesen statistischen Hinter­
grund wird man beachten müssen, um 
genauer über die Fragen der vorliegenden 
Novelle sprechen zu können. 

Wir behandeln eine Novelle zum Fremden­
polizeigesetz, zu einem Gesetz, das aus einer 
Ära stammt, in der Österreich noch von den 
alliierten Mächten besetzt gewesen ist, aus 
1954. 

Hier möchte ich, sehr wohl im Gegensatz zu 
den verschiedenen Stellungnahmen, doch auf 
einen Grundsatz aufmerksam machen, der 
bei der Behandlung des § 3 völlig unbeachtet 
bleibt und der für das Jahr 1954 doch eine 
sehr bedeutende Liberalität zum Ausdruck 
bringt: "Fremde sind nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zum 
zeitlich unbeschränkten Aufenthalt im Bun­
desgebiet berechtigt." 

Bitte, davon muß man ausgehen, wenn § 3 
beachtet wird. Das ist eine bedeutende Aus­
sage, und ich meine, sie spricht, wenn man 
das Jahr 1954 heranzieht, für eine bedeutende 
Liberalität. 

Der § 3 ist nun die eigentliche Drehscheibe 
- das wurde anerkannt - für die Durchbre­
chung dieser grundsätzlichen Aufenthaltsbe­
rechtigung. § 3 hat seit 1954 schon die ver­
schiedensten Formen angenommen. Wir sind 
heute in diesem Rechtsbereich von der Judi­
katur des Verfassungsgerichtshofes ja irgend­
wie die Getriebenen. Der Anlaß der Aufhe­
bung war die Europäische Menschenrechts­
konvention. Und während wir noch diese 
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Regierungsvorlage beraten haben - am 
18.9.1987 ist die Regierungsvorlage ausge­
druckt -, kommt schon das nächste Judikat 
und hat uns diesen § 3 aufgehoben, den wir 
heute sozusagen wieder einmal renovieren. 

Eines wird aus dieser Judikatur ganz, ganz 
deutlich - das haben meine Vorredner in die­
ser Schärfe nicht herausgearbeitet -: Es geht 
hier um den Konflikt zwischen dem Gemein­
schaftsinteresse, dem Staatsinteresse auf der 
einen Seite, und dem Menschenrecht auf der 
anderen Seite. Und dieser Ausgleich ist zu fin­
den. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich meine, daß sich dieser § 3 um diesen 
Ausgleich bemüht, und ich meine, daß der § 3 
den Erfordernissen des Verfassungsgerichts­
hofes nahekommt. Aber - und deshalb hat 
mich Herr Dr. Rieder mit Herrn Abgeordne­
ten Geyer verschränkt - ich meine - und 
das muß hier auch gesagt werden -, daß 
diese Novelle die eigentliche Bürde nicht dem 
Minister gibt, sondern die Bürde liegt für all 
diese fremdenpolizeilichen Maßnahmen bei 
jenen Organen, die an der Basis dieses Gesetz 
anzuwenden haben, das heißt bei den Bezirks­
verwaltungsbehörden und deren Beamten, 
bei den Bundespolizeidirektionen und dann 
vielleicht in der zweiten Instanz, bei den 
Sicherheitsdirektionen, und allenfalls in der 
letzten Instanz beim Innenminister selbst. 

Hier, habe ich angemerkt, bleibt nach wie 
vor in dieser Konstruktion durch das Wort 
"insbesondere" ein Spielraum offen, der nicht 
bestimmt ist. Das war das, was Herr Mag. 
Geyer für mich lobend, wie mir schien -
durch die Wortmeldung des Herrn Abgeord­
neten Rieder mich in ein anderes Licht brin­
gend -, erwähnt hat. 

Wenn dieser Hinweis auf die bestimmten 
Tatsachen in bezug auf Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit mit dem Worte "insbesondere" ver­
knüpft ist, so gibt es noch andere Tatsachen, 
die die Verwaltungsbehörde zu beurteilen hat 
- in unterster Instanz. Wenn wir dann insbe­
sondere die Abwägung für die Beachtung des 
Privat- und Familienlebens anschauen, dann 
finden wir noch einmal ein "insbesondere". 
Das heißt, die untere Instanz hat die Abwä­
gungen vorzunehmen. 

Das, Herr Minister, ist das Problem, das 
sicherlich die anwendenden Behörden in 
einige Schwerigkeiten bringt. Sie hat sie 
schon immer gebracht, nur waren damals die 
Leute nicht so kritisch, sind nicht so ohnewei­
ters zum Verwaltungsgerichtshof gegangen, 
und der Verwaltungsgerichtshof hat nicht so 

ohneweiters diese Gesetzesprüfungen einge­
leitet. Aber diese Schwierigkeit bleibt in dem 
Entwurf bestehen, und ich bin überzeugt, 
Herr Minister, Ihre Unterbehörden werden 
nach wie vor Schwierigkeiten haben. Das war 
meine Erwähnung in dem entsprechenden 
Ausschuß. 

Ich möchte weiter hervorheben, man wolle 
nicht übersehen - und das wurde ja in der 
Diskussion angeführt -, daß dieser § 3 nur 
die Spitze eines Eisberges ist. Herr Abgeord­
neter Geyer hat von diesem Eisberg auch nur 
ein Stückchen herausgegriffen mit seinem 
Antrag, den ich heute in meinem Fach gefun­
den habe und der die Frage der Arbeitsverfas­
sung und die Ausländer als Arbeitnehmer 
betrifft. Das ist aber nur ein Stückehen der 
Gesamtproblematik. 

Wir haben das Asylproblem, das ganz ent­
scheidend vom vorliegenden § 3 betroffen 
wird, als ein Sonderproblem für den Fremden; 
wir haben das Ausländerbeschäftigungspro­
blem - Antrag Geyer; wir haben die Frage 
des anerkannten und des De-facto-Flücht­
lings~ wir haben die Problematik der Konfi­
nierung des Ausländers, in vom menschen­
rechtlichen Standpunkt gesehen fragwürdi­
gen Lagern; wir haben die Freizügigkeit in 
Österreich; wir haben die Freizügigkeit über 
die Grenzen hinweg, ein entscheidendes Pro­
blem, das die internationale Kooperation ver­
langt; wir haben die Frage der Bildung des 
Fremden, wir haben natürlich seine soziale 
Stellung, und nicht zuletzt stehen wir durch 
die Bemühungen um den europäischen Bin­
nenmarkt vor einer ganz entscheidenden Pro­
blematik, vor der heute auch die Bundesrepu­
blik Deutschland steht. 

Es wird in allerkürzester Zeit entschei­
dende Probleme geben, die die Neuregelung 
des Gesamtkomplexes schon im Hinblick auf 
die Europabereitschaft Österreichs notwendig 
machen werden. 

Ich danke auch dem Herrn Minister, daß er 
das erkannt hat. Das hat er aber nicht erst 
jetzt, sondern schon bei den Symposien aus­
gesprochen, das haben aber auch wir ausge­
sprochen, das war immer meine These! Ich 
versuchte von allem Anfang an, die Interes­
sierten davon zu überzeugen, daß wir eine 
Gesamtregelung des Problems brauchen, und 
zwar nicht nur des § 3 des Fremdenpolizeige­
setzes, sondern aller verwandten Gebiete. Eine 
Gesamtregelung des Problems! Das Parla­
ment ist allein unfähig, diese Problematik zu 
lösen, weil wir eine Fülle von Informationen 
brauchen. Diese Informationen haben nicht 
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wir, die haben der Innenminister und andere 
Minister. Ich glaube, daß man im nächsten 
Jahr, nach einer umfassenden Diskussion 
und Abwägung aller einschlägigen faktischen 
und rechtlichen Interessen, das Ausländer­
problem in Österreich angehen und irgendwie 
lösen muß, um diese Europareife zu erlangen. 

Ich möchte sagen - und ich bin überzeugt, 
daß auch meine Freunde in der Öster­
reichischen Volkspartei dieser Meinung sind 
-, daß der Fremde in Österreich an sich ein 
gern gesehener Gast ist. Er wird bei kontinu­
ierlichem Aufenthalt in Österreich die Mög­
lichkeit haben, auch die Staatsbürgerschaft 
zu erwerben. Der Fremde soll in Österreich 
vor Verfolgung sicher sein und Zuflucht neh­
men dürfen. Er soll sich wohlfühlen dürfen. 

Aber der Fremde - und das ist jetzt der 
Unterschied, der mich von meinen Vorred­
nern, vielleicht nicht von Frau Dr. Partik­
Pable, aber von den anderen unterscheidet -
soll sein Gastrecht nicht mißbrauchen. Das 
möchte ich deutlich herausstellen. Er miß­
braucht es, wenn er Tatsachen setzt, die § 3 
des Fremdenpolizeigesetzes weitgehend 
ansprechen. Ich meine, daß dabei einiges 
noch überlegbar ist. Ich meine aber, wenn er 
solche Tatsachen setzt, dann muß er sich mit 
einem Abschiebungsverfahren konfrontiert 
sehen. 

Der neue § 3 Abs. 3 nimmt aber nun im 
besonderen Maße auf die Menschenrechte 
Bedacht. Selbst wenn ein Fremder offensicht­
lich das Gastrecht mißbraucht, soll er trotz­
dem - und das ist die Besonderheit - aus 
bestimmten menschenrechtlichen Erwägun­
gen dennoch nicht abgeschoben werden. 

Hier nimmt also die menschenrechtliehe 
Regelung den Vorrang ein. Das ist zu begrü­
ßen. Eines ist aber in diesem Gesetz nicht 
ausgesprochen - Herr Abgeordneter Dr. Rie­
der hat das erwähnt -: In einem Abschie­
bungsverfahren ist natürlich auch die Men­
schenrechtskonvention mit dem Folterverbot, 
dem Verbot der menschenunwürdigen 
Behandlung und dem Verbot der Todesstrafe 
zu beachten. Aber hier bin ich nicht so 
bedrückt wie Dr. Rieder; es scheint mir selbst­
verständlich zu sein, daß diese Regeln der 
Menschenrechtskonvention zu beachten sind. 

Herr Minister! Ich meine, was unbedingt 
notwendig ist, ist die rasche Durchführung 
eines entsprechenden Verfahrens. Das kann 
nicht in die Monate und sollte nicht in die 
Jahre gehen. 

Ich meine abschließend: Ich habe heute den 
Brief von Amnesty International gelesen. Das 
ist natürlich ein schöner Brief, aber nur auf 
die menschenrechtliche Komponente des Pro­
blems abgestellt. Und hier, Herr Minister, bin 
ich wahrscheinlich mit Ihnen einer Meinung: 
Man kann das Problem nicht nur vom men­
schenrechtlichen Gesichtspunkt her sehen. 
Man muß eine Abwägung treffen zwischen 
dem Gemeinschaftsinteresse, das daran liegt, 
daß Personen, die derartige Handlungen, wie 
sie im § 3 Abs. 2 genannt sind, setzen, eben 
nicht notwendigerweise ewig in Österreich 
bleiben sollen, und der Frage der Menschen­
rechte. 

Ich glaube, Herr Bundesminister, daß die­
ses Fremdenpolizeigesetz in dieser Fassung 
nicht das Symbol für eine Ausländerfeindlich­
keit sein kann, und ich würde daher empfeh­
len, daß man diese Novelle annimmt. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 13.35 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Inneres, 
Blecha. 

13.35 

Bundesminister für Inneres Blecha: Hohes 
Haus! Ich möchte noch einmal darauf hinwei­
sen, daß diese Novelle zum Fremdenpolizei­
gesetz eine vom Verfassungsgerichtshof ange­
ordnete Reparatur ist. Der Verfassungsge­
richtshof hat mit seinem Erkenntnis vom 
12. Dezember 1985 den § 3 dieses Bundesge­
setzes als verfassungswidrig aufgehoben. Der 
Nationalrat hat dann am 2. Oktober des Vor­
jahres einstimmig diesen § 3 novelliert, aber 
diese Neuregelung mit 31. Dezember 1987 
befristet. 

Nun liegt dieser in Beratung gezogene 
Novellierungsvorschlag vor, der, wie wir alle 
hoffen - und das ist im Ausschuß zum Aus­
druck gebracht worden, Herr Abgeordneter 
Geyer - zukünftigen Anfechtungen standhal­
ten wird. Darüber hinaus ist er - und das 
möchte ich, Hohes Haus, auch erwähnen -
ein Dokument einer demokratischen Willens­
bildung und Entscheidungsfindung, ein Doku­
ment des Zusammenarbeitwillens aller an der 
Verbesserung und an der Weiterentwicklung 
des österreichischen Fremdenrechts Interes­
sierten. 

Ausgehend von einer Enquete des Innenmi­
nisteriums, die am 6. April des heurigen J ah­
res stattgefunden hat, habe ich einen Arbeits­
kreis eingesetzt, in dem alle bei dieser 
Enquete sich artikulierenden Richtungen ver­
treten sind, insbesondere auch die Betreu-
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ungs- und Hilfsorganisationen für Ausländer 
und von Ausländern. 

Dieser Arbeitskreis hat als erste Arbeit, 
aber nicht als seine alleinige Aufgabe diesen 
Novellierungsvorschlag für den § 3 beraten, 
und zwar sehr ausführlich in zwei Sitzungen 
beraten. 

Nun ist ein neues Erkenntnis des Verfas­
sungsgerichtshofes vom 29. September, wie­
derum den § 3 betreffend, erflossen, abermals 
wegen Bedenken hinsichtlich der Vereinbar­
keit dieses Paragraphen mit dem Artikel 8 der 
Menschenrechtskonvention und dem Artikel 
18 Bundes-Verfassungsgesetz. 

Diese Bedenken haben wir auszuräumen 
versucht und, wie ich glaube, wirklich ausge­
räumt. Ich darf noch einmal sagen: Es geht 
um Abschiebung, es geht um eine Regelung 
der Aufenthaltsverbote und damit um etwas, 
was auch diese Größenordnung soll 
genannt werden - viele hundert Menschen, 
2000 bis 3000 Fremde, Jahr für Jahr betrifft. 

Herr Abgeordneter Mag. Geyer! Was soll 
der Menschenrechtskonvention mehr ent­
sprechen als der ausdrückliche Hinweis auf 
sie, wie er jetzt in der neuen Fassung des § 3 
enhalten ist? Niemand von uns, glaube ich, 
kann vorhersehen, wie der Verfassungsge­
richtshof bei irgendwelchen Anfechtungen 
irgendwann einmal in naher oder fernerer 
Zukunft entscheiden wird. Aber auf eines 
möchte ich doch hinweisen: daß die fremden­
polizeilichen Bestimmungen in diesem Punkt 
in der Bundesrepublik Deutschland der jetzi­
gen Fassung fast aufs Haar gleichen. Nur die 
Judikatur ist in Deutschland eine andere. 

Und dann möchte ich dem Hohen Haus 
auch mitteilen, daß es sehr, sehr viele Staaten 
in Europa gibt, die genauso wie wir die Men­
schenrechtskonvention in Verfassungsrang 
gehoben haben, sie also voll anerkennen. 
Aber in diesen Staaten stehen Abschiebungen 
und Aufenthaltsverbote auf der Tagesord­
nung, die bei uns nicht einmal diskutiert wer­
den würden, und zwar Tag für Tag. 

Daher, Hohes Haus, würde ich doch mei­
nen, daß wir keine Ängste zu haben brauchen, 
daß jetzt wieder eine Regelung geschaffen 
wird, die der Verfassungsgerichtshof irgend­
wann einmal aufheben wird. 

Die Gründe für die Rüge betreffend die 
Generalklausel, den Absatz 1, haben wir aus­
geräumt, sie sind hinfällig, weil die neue Fas­
sung nicht mehr - und darauf hat ja in sei-

ner Rüge der Verfassungsgerichtshof abge­
stellt - weitmaschig ist und nun auch im 
Gesetz ausdrücklich der enge Zusammenhang 
mit dem Artikel 8 Abs. 2 der Menschenrechts­
konvention hergestellt wird. 

Der Abs. 3 des § 3, der besondere Diskussio­
nen ausgelöst hat, berücksichtigt bereits 
Rügen des Verfassungsgerichtshofs, die er 
erst jetzt, in seinem Erkenntnis vom 29. Sep­
tember, zum Ausdruck gebracht hat. 

Die neue Fassung entspricht den Forderun­
gen der Menschenrechtskonvention, die unter 
dem Etikett "Notwendigkeiten in einer demo­
kratischen Gesellschaft" zusammengefaßt 
sind. Es sind durch sie sowohl die Ziele für die 
Erlassung eines Aufenthaltsverbotes, das 
Gebot der Verhältnismäßigkeit und besonders 
die zu berücksichtigenden Tatbestände nor­
miert worden. 

In diesem Sinn ist diese Neufassung des 
Absatzes 3 des § 3 eine wesentliche Verbesse­
rung gegenüber der bisherigen Fassung, und 
ich danke dem Ausschuß besonders dafür, 
daß er darauf hingewiesen hat, daß die Ver­
wendung unbestimmter Rechtsbegriffe -
also etwa "dringend geboten", "unverhältnis­
mäßig schwer", die auch diese Fassung ent­
hält - durchaus mit der Meinung des Verfas­
sungsgerichtshofes, insbesondere mit jener, 
die im Erkenntnis vom 29. September zum 
Ausdruck kommt, vereinbar ist. Die Neufas­
sung verbindet einen unbestimmten Rechts­
begriff mit der demonstrativen Aufzählung 
einzelner Fälle. 

In dem Augenblick, wo ich einen solchen 
Begriff mit der demonstrativen Aufzählung 
der Fälle, die ich meine, verbinde, ist meiner 
Ansicht nach und auch nach Meinung des 
gesamten Ausschusses die erforderliche Wer­
tung gegeben, und zwar durch die beispiel­
hafte Aufzählung einzelner Fälle. 

Es hat daher auch der Ausschuß darauf hin­
gewiesen, daß die gesetzliche Verankerung 
der ausnahmlosen Verpflichtung zur Vor­
nahme eine Interessenabwägung und zur Ver­
hältnismäßigkeitsprüfung der zielführende 
Weg zu sein scheint. 

Hohes Haus! Die beiden Erkenntnisse des 
Verfassungsgerichtshofes haben allerdings 
auch die neue Frage aufgeworfen - und das 
soll in dieser Debatte ganz offen zugegeben 
werden -: ob nicht auch andere Bestimmun­
gen des österreichischen Fremdenrechtes 
Bedenken wegen der Vereinbarkeit mit der 
Menschenrechtskonvention auslösen müssen. 
Ich würde diese Frage bejahen. 
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Wir haben mehrere Bereiche, die zweifellos 
bedenklich sind, und deshalb ist die Gesamt­
reform nicht nur dieses Fremdenpolizeigeset­
zes, sondern des österreichischen Fremden­
rechtes insgesamt auf die Tagesordnung zu 
setzen. 

Es gibt auch andere Gründe für die Reform 
des Fremdenrechts, nicht nur solche, die sich 
auf Bedenken wegen der Menschenrechts­
konvention gründen. Zum Beispiel moralische 
Ansprüche eines besonderen Asyllandes, das 
seine besondere Stellung erhalten möchte, in 
einer Zeit der Restriktionen auf diesem 
Gebiet. 

Wir haben zum Beispiel Gründe durch die 
Überflutung mit Schwarzarbeitern. In einem 
Erlaß meines Ministeriums vom 3. August 
1987 heißt es: 

"In letzter Zeit mußte mehrfach beobachtet 
werden, daß Fremde, insbesondere polnische 
und ungarische Staatsangehörige, bei öster­
reichischen Firmen ohne die nach dem Aus­
länderbeschäftigungsgesetz erforderliche 
Beschäftigungsbewilligung tätig sind. Sie sind 
meist sichtvermerksfrei" - ich möchte hinzu­
fügen: polnische Staatsangehörige sehr häu­
fig mit Dienstpässen - "eingereist und beru­
fen sich ebenso wie die österreichischen Fir­
men darauf, daß sie nicht in einem unmittel­
baren Beschäftigungsverhältnis zu der öster­
reichischen Firma stünden, sondern zu jener 
Firma in ihrem Heimatland, die sie zu dieser 
Beschäftigung vermittelt hätte. Mitunter wird 
auch das Vorliegen einer Sammelbeschäfti­
gungsbewilligung behauptet", die - wie ich 
hinzufügen möchte - es nicht gibt. 

"Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales hat eindeutig festgestellt, daß in die­
sen Fällen zumindest ein der Beschäftigungs­
bewilligungspflicht unterliegendes arbeitneh­
merähnliches Verhältnis vorliegt, dem auch 
die Tatsache nicht entgegen steht, daß die 
Arbeitskräfte im Dienstverhältnis zu ihrem 
heimatlichen Arbeitgeber bleiben und nur an 
den österreichischen Beschäftiger verliehen 
werden. Die in Österreich geltenden Lohn­
und Arbeitsbedingungen werden dabei viel­
fach" - ich möchte sagen: die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen beträchtlich - "unter­
schritten, und die Lage auf dem öster­
reichischen Arbeitsmarkt, wie es sich heute 
schon klar erweist, nachteilig beeinflußt." 

Wir haben mit diesem Erlaß im August des 
heurigen Jahres die Sicherheitsbehörden auf­
merksam gemacht, daß sie jede ihnen zur 
Kenntnis kommende unerlaubte Beschäfti-

gung von Fremden, insbesondere von sicht­
vermerksfrei Eingereisten, zum Beispiel auch 
anläßlich der Beantragung von Sichtvermer­
ken oder bei der Verständigung durch 
Arbeitsämter über die Versagung der 
Beschäftigungsbewilligung, zur Anzeige zu 
bringen hätten, und zwar soll einerseits der 
österreichische Beschäftiger gemäß § 28 des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes angezeigt 
werden, andererseits soll die Sicherheitsbe­
hörde gegen den Beschäftigten vorgehen. 

Nun ist seit August genügend Zeit verstri­
chen, es zeigt sich auch hier, daß wir, wenn 
wir die gesetzlichen Bestimmungen, etwa des 
Fremdenpolizeigesetzes, wirklich ernst neh­
men, mit ihnen nichts ausrichten. 

Wir haben auch hier ein Problem, das sich 
im nächsten Jahr in aller Schärfe stellen wird 
und das ebenfalls einer besonderen Regelung 
bedarf. Die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Situation in manchen Ländern, vor allem die 
Einführung der Visafreiheit mit Polen, die ab 
1. Jänner 1988 Geltung erlangt, die Freizügig­
keit im Reiseverkehr, die die ungarische 
Staatsregierung jetzt neuerlich betont hat 
und die zu einer Freizügigkeit führt, wie es 
sie in keinem anderen kommunistischen 
Land gibt, das alles, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren des Hohen Hauses, wird 
einen verstärkten Zuzug Fremder auf den ille­
galen österreichischen Arbeitsmarkt bedeu­
ten. 

Aus der Sicht des Fremdenpolizeigesetzes 
gibt es meiner Ansicht nach keine Handha­
ben, steuernd einzugreifen. Fremde, die mit 
der Absicht, in Österreich die Arbeit aufzu­
nehmen, als Touristen einreisen, werden 
jedenfalls keiner österreichischen Behörde 
oder einem von dieser Behörde beauftragten 
Organ unwahre Angaben machen und damit 
einen Tatbestand setzen, der eine Befassung 
aufgrund des Fremdenpolizeigesetzes mög­
lich macht. 

Außerdem begehen sie nach der derzeit gel­
tenden Regelung bei der Aufnahme einer 
Schwarzarbeit - das sind jene vielen Arbei­
ten, die heute schon von polnischen oder 
ungarischen Staatsangehörigen um 50 oder 
60 S pro Stunde geleistet werden - keine 
Übertretung nach dem Ausländerbeschäfti­
gungsgesetz, weil ja bekanntlich nach diesem 
Gesetz der Normadressat der Unternehmer 
ist. Nicht der beschäftigte Fremde, sondern 
der Arbeitgeber ist Normadressat. 

Die Generalklausel des § 3 Abs. 1 - da bin 
ich also einmal einer Meinung mit Mag. 
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Geyer - ist jedenfalls hier nicht anwendbar 
- ich möchte das betonen -, weil die Auswir­
kung des einzelnen Schwarz arbeiters auf den 
Arbeitsmarkt meiner Ansicht nach nicht als 
bedeutend klassifiziert werden kann. 

Daher, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren: Wenn wir wissen, was 1988 auf uns 
zukommt, können wir uns nicht zufriedenge­
ben mit dem derzeitigen Zustand, sondern 
müssen wir die Reform zügig angehen und sie 
auch möglichst bald zum Abschluß bringen. 

Dazu möchte ich noch einmal sagen, Hohes 
Haus: Diese Reform steht auf der Tagesord­
nung, und sie soll jetzt nicht mit dem Flücht­
lingsproblem vermengt werden. Wir haben 
die Aufgabe, und wir sind es unserem Ruf 
schuldig, die Flüchtlinge noch besser zu 
schützen, als das derzeit viele unserer gesetz­
lichen Bestimmungen vorsehen. Wir haben zu 
reagieren auf die Veränderung bei den Flücht­
lingen. Wir können nicht alle nur nach der 
Genfer Konvention einstufen und überprüfen, 
denn diese Konvention ist ja in Wirklichkeit 
ein Instrument des kalten Krieges gewesen 
und hat auf den Ost-West Konflikt abgestellt. 
Heute haben wir ein Flüchtlingsproblem, das 
in Wirklichkeit auf den Nord-Süd-Konflikt 
zurückzuführen ist. Ein Bürgerkriegsflücht­
ling aus dem Libanon entspricht der Genfer 
Konvention nicht, ist aber unserer Auffas­
sung nach jemand, der ebenfalls der Verfol­
gung und Pressionen verschiedenster Art ent­
flieht und anders behandelt werden müßte als 
rein nach den Buchstaben der Konvention. 

Auf der anderen Seite aber können wir 
unmöglich zulassen, daß ein ganzes Schwarz­
arbeiterheer die österreichischen Arbeits­
märkte überflutet. Daher muß man Asylwer­
ber und Schwarzarbeiter trennen. Man kann 
nicht das eine mit dem anderen vermischen. 
Meiner Ansicht nach hat das eine mit dem 
anderen nichts zu tun. 

Auf der einen Seite haben wir es mit 
Flüchtlingen zu tun, die wirklich der Folter, 
der Verfolgung, womöglich auch der Bedro­
hung mit dem Tode entkommen sind, für die 
wir noch mehr tun müßten und dann auch tun 
könnten, auf der anderen Seite aber mit 
einem Schwarzarbeiterimport, der mit den 
derzeitigen Instrumenten in keiner Weise 
steuerbar ist. 

In diesem Sinn ist auch die Regierungser­
klärung zu verstehen, in der der Herr Bundes­
kanzler am 28. Jänner ausgeführt hat: 

"Im Interesse einer humanen Asylpolitik 

wird eine Gesamtreform des Fremdenpolizei­
rechtes ins Auge gefaßt. Österreich wird auch 
in Zukunft ein Land der Zuflucht für Ver­
folgte und Vertriebene bleiben." - Für Ver­
folgte und Vertriebene! 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
hier im Hohen Haus deponieren, daß das 
Asylrecht die älteste Erscheinungsform des 
Menschenrechtes ist. Wenn wir nicht in der 
Lage sind, und alle bisherigen Beratungen 
und Verhandlungen in Straßburg scheinen 
das zu beweisen, einen Zusatz zur Menschen­
rechtskonvention europaweit zustande zu 
bringen, der das Asylrecht als Menschenrecht 
festlegt, dann ist es, glaube ich, durchaus im 
Sinne eines Asyllandes wie Österreich, in sei­
nen Grundrechtskatalog dieses Menschen­
recht aufzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich betone noch einmal: Wir haben zu 
unterscheiden zwischen den Verfolgten, zwi­
schen jenen, denen wir mehr helfen müßten, 
als wir es oft tun, und auf der anderen Seite 
jenen, die eben nicht als Flüchtlinge bezeich­
net werden können, sondern die zur - oft 
kurzfristigen - Arbeitsaufnahme ins Land 
nunmehr aus großen Bereichen Europas als 
Touristen sichtvermerksfrei und ungehindert 
einreisen können. 

Der von mir schon erwähnte Arbeitskreis 
wird gerade auch die Fragen, die Christian 
Broda in seiner so bemerkenswerten Rede in 
Straßburg im heurigen Jänner aufgeworfen 
hat, in Verhandlung ziehen. Es ist doch klar, 
Herr Abgeordneter Geyer, daß wir nicht 
etwas heute schon verwirklicht haben kön­
nen, was wir zur Verwirklichung erst in Bera­
tung gezogen haben. So' einfach sind die 
Dinge nicht, daß das gleich morgen beschlos­
sen ist. 

Wir haben aber mit der Realisierung begon­
nen, und wir werden in diesem Arbeitskreis, 
in dem alle Richtungen, die es gibt, vertreten 
sind, am 30. November die Beratungen wieder 
fortsetzen. Sie selbst sind ja zur Mitarbeit in 
diesen Arbeitskreis eingeladen, und ich 
glaube, Hohes Haus, wir werden durch eine 
zeitgemäße Reform, womöglich im Jahr 1988, 
unsere Sonderstellung als ein der Humanität 
verbundenes Land auch weiterhin absichern. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 13.55 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Ofner. 
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Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Ich bin über die Rede des Herrn 
Ministers Blecha einigermaßen überrascht. 
Ich halte die Vorlage, um die es heute geht, 
für bedenklich in ihren Auswirkungen, für 
gefährlich in dem, was sie nach sich ziehen 
kann. Ich habe, ehrlich gesagt, angenommen, 
daß er in seiner Wortmeldung, um ein moder­
nes Wort zu gebrauchen, trachten würde, zu 
"relativieren". Das hat er aber nicht getan. Er 
hat noch ein Schäuferl nachgelegt, und ich 
bin neugierig, was seine eigenen Beamten, 
jene, die sich auskennen, nicht ihm ins 
Gesicht, aber wenn er nicht dabei ist, zu dem 
sagen werden, was er heute zum besten gege­
ben hat. Denn der Weg, den wir zu beschrei­
ten im Begriffe sind, das wiederhole ich, ist 
bedenklich, ist gefährlich und ist abzulehnen. 

Wir haben ein Fremdenpolizeigesetz, das 
praktikabel ist, das nicht humaner und nicht 
weniger human ist als vergleichbare Bestim­
mungen in allen anderen westlichen Ländern 
auch, und mit dem es Jahrzehnte hindurch 
möglich gewesen ist, einen ausgezeichneten 
Ruf Österreichs als Flüchtlingsaufnahme­
land, als Asylland zu zimmern, auszubauen 
und zu erhalten. Wir sind im Begriff, aus 
einer falsch verstandenen Humanität, die in 
Wahrheit Züge tiefer Inhumanität trägt, die­
sen Ruf aufs Spiel zu setzen, und dabei wer­
den wir Freiheitlichen, meine Damen und 
Herren, nicht mitspielen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ursache oder vielleicht nur Vorwand für 
diese Neuregelung ist, daß vom Verfassungs­
gerichtshof Menschenrechtsnichtkonformität 
in einem Erkenntnis festgestellt worden ist. 
Das ist aber - und da widerspreche ich dem 
Bundesminister - nicht der Grund für diese 
Regelung, sondern es ist der Vorwand dafür, 
daß man mit der Novellierung weit über das 
hinausgeht, was die Menschenrechtskonven­
tion auf der einen Seite und der Verfassungs­
gerichtshof auf der anderen verlangen. Es 
wird das Kind mit dem Bade ausgegossen! 

Wir haben einen großen Ruf zu verspielen. 
Österreich hat in einem interessanten Rhyth­
mus von jeweils zwölf Jahren bravourös gi­
gantische Flüchtlingsströme aufgenommen, 
versorgt, zum Teil längere Zeit hindurch im 
Lande behalten, bevor die Weiterreise mög­
lich gewesen ist. Österreich hat sich in der 
ganzen Welt den Ruf eines offenen, wirklich 
humanen Erstaufnahmelandes erworben. 

Aber Erstaufnahmeland, Erstasylland zu 

sein, kann man sich nicht aussuchen. Die geo­
graphische Lage muß stimmen, und sie 
stimmt bei Österreich an der Nahtstelle zwi­
schen Ost und West. Man kommt eben, wenn 
man diese imaginäre Trennungslinie über­
schreitet, zuerst zu uns. Das war, um noch 
einmal diesen Zwölfjahresrhythmus zu 
beschwören, 1944 bei den Volksdeutschen so, 
1956 bei den Ungarn, 1968, wieder zwölf Jahre 
später, bei den Tschechen und 1980 begin­
nend bei den Polen ebenso. 

Wir wollen hoffen, daß sich dieser Zwölfjah­
resrhythmus nicht wieder fortsetzt, sonst 
müßten wir uns fragen, was 1992 kommen 
wird. 

Aber in einer Zeit, in der die Tendenz über­
all in der freien Welt, insbesondere in Europa, 
in die gegenteilige Richtung geht, in der man 
überall erkennt, daß man die Zügel nicht 
schleifen lassen darf, wenn man nicht das 
gesamte System gefährden will, in der man 
erkennt, daß man die Zügel nicht schleifen 
lassen darf, wenn man nicht gefährden will, 
daß der echt Schutzsuchende, der direkt aus 
der eigenen Region kommt, der aus dem Land 
kommt, aus dem er flüchten muß, Aufnahme, 
Hilfe und Betreuung finden kann, in einer sol­
chen Zeit muß man die Grenzen beachten. 
Dann muß man vor allem bei Kleinstruktu­
ren, wie wir sie in Österreich haben, davon 
ausgehen, daß wir Erstasylland sein können, 
daß wir Flüchtlingsland bleiben können, daß 
wir aber nicht Einwanderungsland sein dür­
fen, meine Damen und Herren! (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Wir sind einfach zu klein. Wir haben ein­
fach zuwenig Einwohner. Wir sind einfach zu 
schwach in den Strukturen. Wir sind - das 
wiederhole ich, denn da sind wir unersetzbar 
für die freie Welt - durch unsere geographi­
sche Situation dazu da, und wir nehmen diese 
Funktion auch gerne wahr, diejenigen, die 
kommen, als erste aufzunehmen, sie zu 
betreuen. Aber das geht auf die Dauer nur 
dann, wenn sie weiterreisen können. 

In einer Zeit, in der man überall in Europa 
und darüber hinaus in der freien Welt 
beginnt, sich den Kopf darüber zu zerbrechen, 
wie man der immer stärker anschwellenden 
Ausländerscharen Herr werden kann, wie 
man den echten Flüchtling, den echt Bedroh­
ten von dem sieben kann, der nur woanders 
hinfährt, weil er glaubt, daß es ihm dort auf 
die Dauer besser gehen wird, in dieser Zeit 
gehen wir den umgekehrten Weg. In einer 
Zeit, in der man in ganz Europa bestrebt ist, 
zu praktikableren Lösungen zu kommen, las-
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sen wir die Zügel schleifen. Wir koppeln ab 
gegenüber der Schweiz. Lange Zeit hindurch 
hat es gewisse Parallelitäten mit der Schweiz 
gegeben. 

Die Schweiz ist derzeit dabei - die Schwei­
zer sind ein vorsichtiges Volk, das auf alte 
liberale Traditionen zurückblickt -, die 
Schweizer sind dabei, rigide in Sachen der 
Fremden vorzugehen. Ein Schweizer Reprä­
sentant hat das sehr offen und sehr ein­
drucksvoll im Rahmen der Fremdenenquete, 
die vom Innenministerium im vergangenen 
Jahr veranstaltet worden war, dargelegt. 

Ich habe mich gestern bemüht, aus dem 
Innenressort seine diesbezügliche Rede zu 
bekommen. Sie ist mir zunächst zugesagt 
worden, aber dann hat man widerrufen. 
Offenbar hat man sich gedacht, es sei doch 
besser, wenn der Ofner erst nach dem heuti­
gen Plenartag die Rede des Schweizers 
bekommt. Ich werde nicht darauf angewiesen 
sein. 

Es genügt mir schon, daß ich sie nicht 
gekriegt habe, Herr Bundesminister. Ich 
kann mir denken, daß es nicht angenehm 
gewesen wäre, wenn ich hier in diesem Gre­
mium hätte darlegen können, wie ernsthaft 
sich der alte, traditionsreich demokratische, 
neutrale Staat Schweiz bemüht, die Dinge in 
den Griff zu kriegen, und um wievielleichtfer­
tiger wir Österreicher vorgehen. Daß ich den 
Text des Schweizers nicht habe kriegen kön­
nen, obwohl er mir ursprünglich zugesagt 
gewesen war, das spricht eine deutliche Spra­
che, Herr Bundesminister! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Was wird passieren! In ganz Europa wird 
man in diesen Dingen strenger, in der 
Schweiz, die uns in diesen Dingen sehr nahe 
liegt ... (Zwischenruf des Abg. Sm 0 11 e.) 
Von Jugoslawien rede ich nicht, Herr Kollege, 
denn in Jugoslawien soll man das alles einmal 
probieren. Dort schauen die Dinge völlig 
anders aus. (Beifall bei der FPÖ.) Aber es ist 
viel leichter, weil dort niemand hinflüchtet, 
insofern ist es wesentlich angenehmer. 

Aber wenn ich mir die übrigen europäi­
schen Staaten anschaue, wenn ich mir die 
Schweiz vor Augen halte, dann weiß ich 
schon, was kommt. Überall wird man wegen 
Delikten, wegen denen bei uns überhaupt 
nichts passiert, abgeschoben. Und wo wird 
man dann am Schluß landen, wenn man nicht 
dorthin gehen möchte, wo man hergekommen 
ist? Man wird in Österreich landen. Öster­
reich wird eine Magnet- und Auffangfunktion 

haben. Nicht Fremde - ich weiß schon, daß 
das eine Terminologie ist, die man in diesem 
Zusammenhang gerne unterjubeln möchte -, 
nicht Ausländer, sondern die, die in anderen 
Staaten mit dem Gesetz in Konflikt gekom­
men sind, werden bei uns hängenbleiben! 
Nicht die Guten, nicht die Durchschnittlichen, 
nicht die Normalen, die Gesetzesbrecher wer­
den dableiben. Und dagegen wehren wir uns, 
Herr Kollege Smolle! (Abg. Sm 011 e: Wissen 
Sie, wie hoch die Bankkonten diverser Leute 
in der Schweiz sind?) 

Aber ich möchte noch etwas dazu sagen. Ich 
möchte dazu sagen, daß man sich einmal den 
Gesetzestext anschauen sollte. Ich möchte gar 
nicht wissen, wer das aller getan hat oder wer 
es nicht getan hat und trotzdem sich jetzt mit­
zureden herausnimmt. Schauen wir uns doch 
an, wer da praktisch nicht mehr abgeschoben 
werden kann, weil Gummiparagraphen, weil 
Kautschukbestimmungen es in Zukunft ver­
hindern werden! Abgeschoben werden kann 
nicht jemand, der von einem inländischen 
Gericht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten, zu einer bedingt nachgesehe­
nen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Mona­
ten oder mehr als einmal wegen auf der glei­
chen schädlichen Neigung beruhender straf­
barer Handlungen rechtskräftig verurteilt 
worden ist. Und es gibt eine Gleichstellungs­
bestimmung mit ausländischen Verurteilun­
gen. 

Wenn also jemand aus dem Ausland weg 
muß, weil er dort gegen das Gesetz verstoßen 
hat, weil er dort gerichtlich bestraft worden 
ist, dann wird er dort landen, wo die Abschie­
bung praktisch nicht mehr möglich sein wird, 
nämlich in Österreich! 

Ich frage mich, ob das für die Liberalität, 
die die Österreicher zum Glück den Fremden 
entgegenbringen, auf die Dauer förderlich 
sein wird. 

Ich lese weiter: ... wer im Ausland etwa 
wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt ist. 
Na, das ist ein gutes Beispiel! Der wird am 
Schluß bei uns landen. Bei uns kann er theo­
retisch abgeschoben werden, aber nach den 
Gummiparagraphen, die ich anschließend 
dazu lese, sehe ich, daß das nicht der Fall sein 
wird. 

Der im Ausland rechtskräftig verurteilte 
Zuhälter könnte sich in Österreich weiter auf­
halten und könnte nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen, die ich gleich zum Besten 
geben werde, weiter abgeschoben werden. 
Würde nämlich durch sein Aufenthaltsverbot 
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in das Privat- oder Familienleben des Frem­
den eingegriffen werden, so ist seine Erlas­
sung, nämlich des Aufenthaltsverbotes, nur 
unter bestimmten Voraussetzungen zulässig. 
In jedem Fall ist ein Aufenthaltsverbot nur 
zulässig, wenn nach dem Gewicht der maßge­
benden öffentlichen Interessen die nachteili­
gen Folgen der Abstandnahme von der Erlas­
sung eines Aufenthaltsverbotes unverhältnis­
mäßig schwerer wiegen als seine Auswirkun­
gen auf die Lebenssituation des Fremden und 
seiner Familie. Bei der Abwägung ist insbe­
sondere auf folgende Umstände Bedac4t zu 
nehmen: die Dauer des Aufenthaltes und das 
Ausmaß der Integration des Fremden oder 
seiner Familienangehörigen, die Intensität 
der familiären oder sonstigen Bindungen -
sonstige, das werden bei dem wegen Zuhälte­
rei Bestraften schon welche sein, die man sich 
vorstellen kann -, die mögliche Beeinträchti­
gung des beruflichen oder persönlichen Fort­
kommens des Fremden oder seiner Familien­
angehörigen. 

Ich überlasse es Ihrer Phantasie, sich vor­
zustellen, wie unter all diesen Bestimmungen 
jemand überhaupt noch abgeschoben werden 
soll. 

Wenn nun jemand im Ausland wegen 
Zuhälterei verurteilt worden ist und dort 
abgeschoben wird, dann kommt er da her. Er 
kann theoretisch weiter abgeschoben werden, 
aber nur mehr unter den von mir soeben vor­
gelesenen praktisch die Abschiebung aus­
schließenden Bestimmungen. 

Das ist nicht human, meine Damen und 
Herren, das ist inhuman, vielleicht nicht 
gegenüber dem Zuhälter, aber gegenüber 
allen anderen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich glaube, daß wir im Begriffe sind, unsere 
Qualität, unsere Funktion als Erstasylland in 
Frage zu stellen und vielleicht sogar zu ver­
spielen. 

Ein Erstasylland mit sieben Millionen oder 
etwas mehr Einwohnern wie Österreich, an 
der Nahtstelle - ich wiederhole es - der 
freien Welt gelegen, muß darauf achten, in 
allen diesen Dingen wirklich klar zu bleiben, 
in allen diesen Dingen offen, aber bestimmt 
zu sein und vor allem nicht auf die Dauer 
Fremde in größerer Zahl im Lande zu behal­
ten, denn sonst können die Erstasylanten ein­
fach nicht mehr kommen. 

Noch etwas: Wenn man die These vertritt, 
daß es tatsächlich human sei, auch bedenkli­
che Elemente, die mit dem Gesetz zum Teil 

mehrfach in Konflikt gekommen sind, prak­
tisch nicht mehr abschieben zu können, dann 
bezeichne ich das als nicht human, sondern 
als in Wahrheit quasihuman. Diese These 
geht von der Voraussetzung aus, daß die Welt 
schön sei und der Mensch gut. Das ist aber, 
wie wir alle wissen, leider nicht immer und 
überall der Fall. Und sie führt dazu, daß die 
sehr offenherzige, sehr weitherzige, sehr libe­
rale Einstellung der Österreicher gegenüber 
den Fremden, auf die wir stolz sind, gefährdet 
erscheint. Denn wenn mißbräuchliche Ver­
wendung der Bestimmungen - die dazu gera­
dezu einladen - in dieser Richtung Platz 
greift, dann sehe ich schwarz für die Qualität 
Österreichs als Erstaufnahmeland, dann sehe 
ich aber auch schwarz für die positive Stim­
mung, die wir in Österreich in diesem Zusam­
menhang zum Glück noch haben. Wir wollen 
sie erhalten! Wir lehnen daher so gefährliche 
Bestimmungen, wie sie hier geplant sind, ab, 
und wir werden gegen ihre Annahme stim­
men. (Beifall bei der FPÖ.) 14.09 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Reicht. 

14.09 

Abgeordneter Reicht (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Bevor ich zu mei­
nem Beitrag komme, möchte ich doch die 
Anmerkungen des Abgeordneten Dr. Ofner 
einer Betrachtung unterziehen. Er lehnt ab, 
die FPÖ lehnt ab, und er zitiert Stellen, denen 
die FPÖ im Vorjahr, als sie noch Koalitions­
partner war, ohneweiters zugestimmt 'hat. 
(Abg. Art hol d: Da schau her! Bundesmini- ' 
ster BI e c h a: Auch Dr. Gfner hat zuge­
stimmt!) Auch der Kollege Ofner! (Abg. Dr. 
G f n er: Damals ist uns gesagt worden, es ist 
eine Übergangsbestimmung, die bald wieder 
weg sein wird! Habe ich recht, Herr Minister? 
- Bundesminister BI e c h a: Der Verfas­
sungsgerichtshof war nicht einmal damit ein­
verstanden und hat es noch einmal aufgeho­
ben! - Abg. Dr. G f n er: Man hat es als Über­
gangsbestimmung bezeichnet! Jetzt baut man 
das aus! Das ist ein' gefährlicher Weg!) Herr 
Dr. Ofner! (Bundesminister BI e c h a: Der 
Verfassungsgerichtshol hat es aufgehoben!­
Abg. Dr. GIn er: Ich kann nur dem Redner 
oder dem Herrn Minister lauschen! Aber der 
Minister soll dem Redner einsagen, vielleicht 
geht es dann!) 

Herr Abgeordneter, ich habe es da, ich 
werde Ihnen vorlesen, wozu Sie im Vorjahr 
die Zustimmung gegeben haben. 

Unter Absatz 2 Punkt f - da haben Sie 
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zugestimmt - fallen Personen, die im Bun­
desgebiet verbotene Unzucht betrieben oder 
diese unterstützt haben. Diesmal ist es drin­
nen, daß auch das, was im Ausland ... (Abg. 
Dr. 0 f n er: Ausnahmen im Absatz 3!) Also 
haben Sie im Vorjahr einer Sache zuge­
stimmt, die heute bei dieser Vorlage wesent­
lich verschärft wurde. (Abg. Dr. 0 f n er: Aus­
nahmen im Absatz 3! Lesen Sie doch vor!) 
Nicht die Ausnahmebestimmungen sind ent­
scheidend, sondern die taxativ aufgezählten 
Bestimmungen. (Abg. Dr. 0 f n er: Die Aus­
nahmen, die man damals als Übergangsrege­
lung aufgenommen hat!) 

Herr Abgeordneter Dr. Ofner, Sie sind 
Jurist genug, um zu wissen, was es bedeutet, 
wenn im Gesetz steht: "In- und Ausland". 
(Abg. Dr. Ofn er: Ich weiß schon! Im Absatz 
3 stehen die Ausnahmen! Ich bin Jurist genug, 
um das sagen zu können!) Die Ausnahmen 
habe ich auch gelesen. Sie können sich darauf 
verlassen, daß ich mitgelesen habe. Ich zeige 
Ihnen das, wenn Sie sonst auch glauben, Sie 
sind der einzige, der sich mit einer Gesetzes­
vorlage beschäftigt. (Abg. Dr. 0 f n er: Lesen 
Sie einmal die Ausnahmen vor!) 

Die Ausnahmen braucht man nicht vorzule­
sen, uns genügt es, daß Sie, Herr Dr. Ofner, 
im Vorjahr einer Textierung zugestimmt 
haben, die Sie jetzt ablehnen, obwohl sie ver­
schärft wurde. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. 0 f n er: Jetzt hast du ein Geständnis 
abgelegt, denn wenn du jetzt gesagt hast, es 
ist verschärft worden, dann hast du damit 
zugegeben, daß das nicht die Bestimmung 
vom vorigen Jahr war!) Die Bestimmung vom 
Vorjahr ist jetzt verschärft worden. (Abg. Dr. 
o f n er: Gerade hast du noch behauptet, ich 
hätte der Bestimmung zugestimmt! Jetzt 
sagst du, es ist dieselbe! Es ist auch nicht die­
selbe!) Nein, nein, die Bestimmung des Vor­
jahres hat nur für das Inland gegolten, und 
jetzt gilt sie für In- und Ausland. (Bundesmi­
nister B 1 e eh a: Du warst früher für die wei­
tergehende! - Abg. Dr. 0 f n er: Die Über­
gangsbestimmung ist jetzt wesentlich weiter­
gegangen als im Vorjahr! - Bundesminister 
B 1 e c h a: Minister Ofner war liberaler als der 
FPÖ-Abgeordnete heute! - Zwischenruf des 
Abg. Dr. 0 f n er. - Weitere Zwischenrufe.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
(Weitere Zwischenrufe. - Präsident Dr. 
S ti x gibt das Glockenzeichen.) Wir nehmen 
schon zur Kenntnis, Herr Abgeordneter 
Ofner, daß die FPÖ nicht mitgehen kann. Wir 
nehmen auch zur Kenntnis, daß sich Abgeord­
nete der Freiheitlichen schwertun, wenn sie 
nach so kurzer Zeit von der Regierungsbeteili-

gung zur Opposition wechseln müssen. Das 
ist eine ganz natürliche Sache in Österreich. 
Das ist ein Spiel der Demokratie, und da tun 
sich halt die Abgeordneten der Freiheitlichen 
Partei zurzeit schwer. (Abg. Dr. 0 f ne r: Hin­
ter Ihnen, Herr Abgeordneter, sitzt der Innen­
minister! Er kann bestätigen, was Sie gerade 
gesagt haben, daß das eine andere Bestim­
mung als im vorigen Jahr ist! - Ruf bei der 
ÖVP: Das ist ja gar nicht wahr! - Bundesmi­
nister Bi e c h a: Sie ist enger jetztf) Enger als 
im Vorjahr. 

Präsident Dr. Stix: Am Wort ist der Herr 
Abgeordnete, bitte. 

Abgeordneter Reicht (fortsetzend): Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! (Zwischen­
ruf des Bundesministers B 1 e c h a. - Abg. 
Bur g s ta 11 e r: Da sollten Sie Platz tau­
schen mit dem Redner, Herr Minister!) Zur 
Regierungsvorlage, die dieses Fremdenpoli­
zeigesetz ändert, möchte ich doch noch einige 
Anmerkungen machen und vor allen Dingen 
auf den Punkt 5 des Absatzes 2 aus aktuellem 
Anlaß Bezug nehmen. 

Wir müssen leider auch in Österreich wie in 
anderen europäischen Ländern die Feststel­
lung machen, daß _ die Ausländerfreundlich­
keit nicht zugenommen hat, sondern eher das 
Gegenteil eingetreten ist. Die vorgesehene 
Novelle des Fremdenpolizeigesetzes unter 
Berücksichtigung der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten ist daher der richtige und ein wichtiger 
Schritt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Begrüßen möchte ich auch die bisherigen 
Vorarbeiten, die abgehaltene Enquete für eine 
Generalreform des Fremdenpolizeigesetzes. 

Nun zum eigentlichen Problem: Ich bin stei­
rischer Abgeordneter, und als solcher weiß 
ich natürlich, was sich auf diesem Gebiet tut. 

Meine Damen und Herren! In den letzten 
Jahren wurde verstärkt festgestellt, daß 
Fremde, insbesondere türkische Staatsange­
hörige aus Jugoslawien kommend unerlaubt 
nach Österreich einreisen, um sich ebenso 
unerlaubt in die Bundesrepublik Deutschland 
oder in die Schweiz zu begeben oder um in 
Österreich Arbeit zu suchen. 

Gelangen diese Personen rechtswidrig in 
die BRD oder in die Schweiz und werden dort 
aufgegriffen, ist Österreich verpflichtet, sie 
gemäß dem bestehenden Schubabkommen 
zurückzuübernehmen. Diese illegale Reisebe­
wegung findet häufig unter entgeltlicher 
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Unterstützung durch Einzelpersonen oder 
durch Organisationen, sogenannte Schlepper, 
statt, die sowohl den illegalen Grenzübertritt 
als auch die Weiterreise dieser Fremden 
betreiben. 

Im Jahre 1986 fanden von den bekanntge­
wordenen Fällen illegaler Grenzübertritte 
etwa 40 Prozent in unserem Bundesland statt. 
In der überwiegenden Anzahl der Fälle wur­
den hiebe i GrenzkontrollsteIlen im Nahbe­
reich umgangen und erfolgte die Weiterreise 
nach dem Grenzübertritt mit einem Kraft­
fahrzeug. - Also organisierte Übertritte. 

Seitens der österreichischen Sicherheits­
verwaltung wurde diesem Phänomen durch 
eine verstärkte Überwachung sowohl der 
Bereiche der Grenzkontrollstellen als auch 
der Bundesgrenze abseits der Grenzüber­
gänge, der sogenannten grünen Grenze, 
begegnet. Den überwiegenden Teil der illegal 
Einreisenden stellen nach wie vor türkische 
Staatsangehörige dar, ungefähr 50 Prozent, 
die in Österreich, in der Bundesrepublik 
Deutschland oder in der Schweiz eine 
Beschäftigung aufnehmen wollen. 

In der jüngeren Vergangenheit ist jedoch 
ein Anstieg der unerlaubten Einreise von ira­
nischen Staatsangehörigen erkennbar, die in 
einem westeuropäischen Land um Gewäh­
rung politischen Asyls ansuchen wollen. Da 
Jugoslawien Mitglied der Genfer Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 
Juli 1959 ist und dieser Personenkreis dort 
keinen solchen Verfolgungen ausgesetzt ist, 
hätte die Stellung von Asylanträgen bereits 
dort zu erfolgen. 

Den illegal Einreisenden werden ihre Rei­
sedokumente zumeist vor dem Grenzübertritt 
von den Schleppern abgenommen, daher ist 
eine Wiederausreise der Fremden nicht sofort 
möglich. Eine Abschiebung ist nur nach Aus­
stellung eines Ersatzreisedokuments durch 
die Botschaft des Heimatlandes möglich. 

In den auch über die Medien bekanntge­
wordenen Fällen der Verhängung der Schub­
haft über zwei iranische Frauen mit minder­
jährigen Kindern war die Tätigkeit einer 
Schlepperorganisation eindeutig feststellbar . 
Die Verhängung der Schubhaft auch über 
minderjährige Kinder wurde vom Bundesmi­
nisterium für Inneres nicht gebilligt. Diese 
beiden Fällen wurden zum Anlaß genommen, 
alle Sicherheitsbehörden anzuweisen, von der 
Verhängung der Schubhaft gegen Unmündige 
in Hinkunft Abstand zu nehmen und auch die 
Notwendigkeit der Schubhaft für die betroffe-

nen erwachsenen Fremden einer kritischen 
Prüfung zu unterziehen. 

Der Punkt 5 richtet sich daher nicht gegen 
die rechtswidrigen Grenzüberschreiter, son­
dern gegen die Mitwirkenden, die sogenann­
ten Schlepper. 

Meine Damen und Herren! Die Behandlung 
der illegalen Grenzüberschreiter muß daher 
in der Tradition der liberalen Ausländerpoli­
tik Österreichs und unter Beachtung der Kon­
vention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten erfolgen. Die sozialisti­
sche Fraktion wird daher dieser Novelle ihre 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 14.19 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Ofner. Ich mache auf die 
5-Minuten-Zeitbegrenzung aufmerksam und 
erteile ihm das Wort. 

14.19 

Abgeordneter Dr. Ofner: (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Herr Abgeordneter Rieder 
hat den Herrn Abgeordneten Reicht ins Feuer 
geschickt mit der Behauptung, es sei ohnehin 
dasselbe wie das, was in der vergangenen 
Legislaturperiode schon beschlossen worden 
sei. 

Ich will jetzt gar nicht auf die müßige Frage 
eingehen, warum man dann eine Novelle 
braucht, ich verweise nur darauf, daß man bei 
auch nur flüchtiger Lektüre der Regierungs­
vorlage in der Gegenüberstellung der beiden 
Texte sieht, daß die Bestimmungen völlig 
geändert worden sind und sich als wesentlich 
schwieriger praktikabel erweisen. 

Ich verweise insbesondere darauf, daß im 
Absatz 3, bei den Ausnahmen, nicht so wie 
bisher einfach eine Abwägung der Interessen 
vorgesehen ist, sondern daß das Interesse an 
der Erlassung des Aufenthaltsverbotes unver­
hältnismäßig - wie es wörtlich heißt -
schwerer wiegen muß, als sich die Auswirkun­
gen auf die Lebenssituation des Fremden dar­
stellen. 

Es ist befremdend, wenn man glaubt, einen 
Abgeordneten, der hier heraußen fundiert, 
aufbauend auf dem Text der Vorlage, kriti­
siert, damit lächerlich machen zu können, daß 
man behauptet, es habe sich gegenüber dem 
vergangenen Gesetz nichts geändert. Wenn 
sich wirklich nichts geändert hätte, bräuchten 
wir heute überhaupt nicht zu beraten und 
auch keinen Beschluß zu fassen. 
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Jeder, der der Ansicht ist, daß sich auch 
inhaltlich nichts geändert hat, der wird bei 
einem auch nur flüchtigen Blick auf die 
Gegenüberstellung erkennen, daß dem nicht 
so ist. Ich verweise nochmals darauf, daß es 
bisher eine einfache Interessenabwägung 
gegeben hat. Aber in Zukunft ist vorgeschrie­
ben, daß ein Verzicht auf das Aufenthaltsver­
bot für die Republik wesentlich schwerer wie­
gen muß als der Ausspruch dieses Verbotes 
für die betroffene Familie. 

Kollege Geyer! Ich hoffe, daß nicht Rieder 
Sie mit demselben Argument ins Feuer 
schickt, mit dem er Reicht ins Feuer geschickt 
hat. Wenn ich mir die Szenerie anschaue: 
Zuerst Rieder zu Reicht, dann Rieder zu 
Geyer. Ich werde wieder tatsächlich berichti­
gen, wenn noch einmal dasselbe kommen 
sollte. (Abg. Mag. Ge y er: Ist das eine tat­
sächliche Berichtigung, was Sie da 
machen?) 14.21 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Mag. Geyer. 

14.21 

Abgeordneter Mag. Geyer (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Ofner hat bei 
seiner Wortmeldung die Frage aufgeworfen, 
welcher Abgeordnete sich die Regierungsvor­
lage, über die heute abgestimmt wird, eigent­
lich durchgelesen hat. Nach seiner Rede frage 
ich mich das auch. 

Ich frage mich auch, wieweit es mit der 
Rechts- und Gesetzeskennt~is der freiheitli­
chen Abgeordneten, was das Ausländer- und 
Fremdenrecht betrifft, her ist. Denn: Als ich 
mein erstes Statement hier abgegeben und 
darüber gesprochen habe, daß die Gastarbei­
ter, die Fremdarbeiter in österreichischen 
Betrieben nicht das passive Wahlrecht zum 
Betriebsrat haben, hat die Frau Abgeordnete 
Partik-Pable laut geschrien: Stimmt nicht, du 
weißt das nicht, falsche Information! 

Ich habe mir die Bestimmung herausge­
sucht. Es ist das der § 53 des Arbeitsverfas­
sungsgesetzes, Absatz 1. Dieser lautet: "Wähl­
bar zum Betriebsrat sind alle Arbeitnehmer, 
soweit sie die Voraussetzungen für das Wahl­
recht zum Nationalrat erfüllen." - Und das 
sind bitte nur die Österreicher. 

Mich wundert diese Unkenntnis der Rechts­
lage bei den Freiheitlichen nicht, weil ein aus 
meiner Sicht extrem rechter Standpunkt ja 
nicht selten mit Unwissenheit verbunden ist. 
(Beifall bei den Grünen. - Heiterkeit bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Sie werden 

doch nicht behaupten, daß Staatsanwälte bes­
sere Rechtskenntnisse als Richter haben! -
Abg. Dr. E t tm a y e r: Das muß an der Rich­
teramtsanwärterprüfung liegen!) 

Herr Abgeordneter Dr. Ofner hat gemeint, 
Österreich dürfe nicht zum Einwanderungs­
land werden, wir seien dafür viel zu klein und 
zu schwach. Manchmal wird Österreich ganz 
klein und ganz schwach! Doch Ihre Aussage 
stimmt in zweifacher Hinsicht nicht, Herr Dr. 
Ofner. Österreich ist nicht klein, in Relation 
gesetzt zu der überwiegenden Anzahl der 
anderen Länder auf der Welt; nicht klein, was 
die geographische Ausdehnung anlangt. (Abg. 
Dr. Ofn er: 0 ja!) 

Österreich ist an Quadratkilometern nicht 
klein, es ist vor allem aber nicht klein, wenn 
Sie die wirtschaftliche Potenz meinen. Da 
liegt Österreich an der 28. Stelle der Weltrang­
liste, da sind wir gar nicht so klein. Als Sie 
und andere freiheitliche Abgeordnete Mini­
ster waren und gefragt worden sind, wie es 
Österreich wirtschaftlich geht, wie denn das 
Bruttonationalprodukt ausschaut, da habe ich 
nie gehört, daß wir so klein und so schwach 
sind, sondern da sind immer die Statistiken 
zitiert worden, nach denen wir an dritter, vier­
ter, fünfter Stelle der 0 ECD-Länder und der 
westlichen Industriestaaten liegen. 

Wir sind nicht klein, wir sind nicht 
schwach, und wir hätten die Voraussetzun­
gen, daß wir die Ärmsten der Armen bei uns 
aufnehmen können, Herr Dr. Ofner! (Abg. Dr. 
o f n e r: Herr Kollege Geyer! Im Klartext: 
Sind Sie der Ansicht, daß wir als Einwande­
rungsland fungieren können?) Herr Dr. Ofner 
. .. (Abg. Dr. 0 f n er: Eine Frage: Sind Sie 
der Ansicht, daß wir als Einwanderungsland 
fungieren können?) Herr Dr. Ofner, Ihre Fra­
gen können Sie dann bei Gericht stellen, ich 
bin hier nicht verpflichtet, sie zu beantworten. 
(Abg. Dr. 0 f n er: Sie scheuen sich, sie zu 
beantworten!) Ich scheue mich gar nicht (Abg. 
Dr. 0 f n er: Dann sagen Sie's doch!), ich 
möchte Ihnen in einem anderen Punkt auch 
noch widersprechen. (Abg. Dr. 0 f n er: Aber 
trotzdem werden Sie doch eine Frage beant­
worten können!) 

Sie haben die Schweiz als Vorbild hinge­
stellt, und da habe ich ganz, ganz große 
Bedenken. Sie haben es erlebt, ich habe es 
nicht erlebt - ich erfahre es aus Geschichts­
büchern, Erzählungen, durch andere Informa­
tionen, die ich bekomme -, wie sich die 
Schweiz 1939 verhalten hat, als sehr viele 
Menschen Zuflucht suchen wollten in der 
Schweiz, als sie dort eintreten wollten. Und 
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die Schweiz hat diese Menschen abgewiesen 
und zum Teil in den Tod geschickt. Heute 
bedauert das in der Schweiz schon manch 
einer. Und das, bitte, soll unser Vorbild sein? 
Solch ein Land nennen Sie ein Vorbild! Das 
verstehe ich überhaupt nicht. Sie können 
doch nur den Standpunkt vertreten: Wir wol­
len eben nicht so sein, wie die Schweiz war, 
Herr Dr. Ofner, und wie sie auch derzeit zum 
Teil ist. (Abg. Dr. 0 f n er: Kein Spiel mit dop­
peltem Boden! Wir sind bei der Praxis der 
letzten Jahrzehnte!) Richtig! (Abg. Dr. 
o f ne r: Bei dieser Praxis der letzten Jahr­
zehnte hätten wir von der Schweiz in man­
cher Hinsicht lernen können! Aber von der 
Schweiz wollen Sie immer nur dann lernen, 
wenn es Ihnen paßt!) 

:tIerr Dr. Ofner! Sie haben auch in einem 
weiteren Punkt ... (Abg. Dr. 0 f n er: Sie 
haben meine Frage noch nicht beantwortet! 
Sind Sie der Ansicht, daß Österreich ein Ein­
wanderungsland darstellen soll? - Präsident 
Dr. S ti x gibt das Glockenzeichen.) 

Sie haben auch in einem weiteren Punkt 
hier eine Darstellung gegeben, die einfach 
unrichtig ist. Sie haben so getan, als ob durch 
die Novelle zum Fremdenpolizeigesetz nun 
Tür und Tor geöffnet würde für Zuhälter und 
sonstige - ich glaube, Sie haben sie So 
genannt - "Elemente", die mit dem Gesetz in 
Konflikt gekommen sind. (Abg. Dr. 0 f n er: 
So ist es!) Ich kann mich an die Worte der 
Frau Dr. Partik-Pable im Ausschuß auch noch 
ganz gut erinnern, die gemeint hat, wir wollen 
keine kriminellen Ausländer. (Abg. Dr. 
Ofn er: Ja!) 

Ich möchte auch keine kriminellen Auslän­
der, ich möchte auch keine kriminellen Inlän­
der (Abg. Dr. 0 f ne r: Was schlagen Sie da 
vor?), ich möchte niemand, der Steuern hin­
terzieht, ich möchte niemand, der vor Gericht 
die Unwahrheit sagt, ich möchte, daß nie­
mand mit dem Gesetz in Konflikt kommt 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Auch Abgeordnete 
auf der Pyhrn Autobahn nichtf), egal, ob das 
ein Ausländer oder ein Inländer ist. (Weiterer 
Zwischenruf des Abg. Dr. 0 f n er.) 

Herr Dr. Ofner! Die Regierungsvorlage zum 
Fremdenpolizeigesetz bietet genügend Hand­
habe dafür, daß ein Zuhälter nicht in Öster­
reich Aufenthalt nehmen kann. Sie sollten 
hier kein Feindbild aufbauen. Ich darf Ihnen 
die Bestimmung vorlesen, falls Sie sie noch 
nicht gelesen haben. (Abg. Dr. 0 f n er: Ich 
habe sie sogar Ihnen schon vorgelesen!) 

Eine Möglichkeit für ein Aufenthaltsverbot 

ist, wenn jemand von einem inländischen 
Gericht zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten oder zu einer bedingt nachgese­
henen Freiheitsstrafe von mehr als sechs 
Monaten verurteilt worden ist. (Abg. Dr. 
o f ne r: Jetzt die Ausnahme im Absatz 31) 
Der Zuhälter, der bereits verurteilt worden 
ist, erfüllt die Voraussetzungen für ein Auf­
enthaltsverbot. (Abg. Dr. 0 f n er: Jetzt lesen 
Sie Absatz 3 vor!) 

Dazu kommt: Wer im Inland wegen eines 
schwerwiegenden Verstoßes gegen die Vor­
schriften, mit denen die Prostitution geregelt 
ist, rechtskräftig bestraft oder im In- oder 
Ausland wegen Zuhälterei rechtskräftig ver­
urteilt worden ist, gegen den kann ein Aufent­
haltsverbot erlassen werden. (Abg. Dr. 
o f n er: Lesen Sie Absatz 3 vor!) Herr Dr. 
Ofner, gegen den kann ein Aufenthaltsverbot 
erlassen werden. Tun Sie bitte nicht so, als ob 
Österreich die Auffanggrube für alle - wie 
Sie sie nennen - "Elemente" würde, die mit 
dem Gesetz in Konflikt gekommen sind! (Abg. 
Dr. 0 f n er: Lesen Sie den Absatz 3 vor, Herr 
Staatsanwalt!) 

Herr Dr. Ofner! Lesen Sie einmal die Krimi­
nalitätsstatistik, und nehmen Sie bitte zur 
Kennnis, daß relativ ... (Abg. Dr. 0 f n er: 
Lassen Sie das Plenum nicht im unklaren 
über den vollen Text! Sie manipulieren! Lesen 
Sie den Absatz 3! - Präsident Dr. S ti x gibt 
das Glockenzeichen.) 

Lesen Sie bitte, Herr Dr. Ofner, einmal die 
Kriminalitäts statistik, und nehmen Sie zur 
Kenntnis, daß Fremde und Ausländer weni­
ger strafbare Handlungen begehen als Inlän­
der, unter Berücksichtigung der Größe dieser 
Bevölkerungsschichten, daß wir ohnehin 
"bravere" Ausländer haben, als es die Inlän­
der sind! Tun Sie bitte hier nicht etwas, was 
uns allen sehr, sehr schaden könnte! (Beifall 
bei den Grünen.) 14.29 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Ettmayer. 

14.29 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte auch zunächst einmal auf die Ausfüh­
rungen des Abgeordneten Ofner eingehen. 
Ich habe mir die betreffende Bestimmung 
noch einmal in der Novelle bzw. im seinerzei­
tigen Ministerratsbeschluß angeschaut. 

Herr Abgeordneter Ofner! Am 1. April 1986 
wurde im Ministerrat eine Novelle des Frem­
denpolizeigesetzes beschlossen. Der entschei-
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dende Kern auch dieser Novelle war, daß in 
Hinkunft bei Ausweisungen von Fremden 
auch das Grundrecht dieser Fremden auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens 
gemäß Artikel 8 der Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
beachtet werden sollte. Genau dieses Grund­
recht wurde im Absatz 3 dieser Regiertlngs­
vorlage jetzt verankert, und genau dagegen 
hast du polemisiert. (Abg. Dr. 0 f n er: Nein! 
Lies du ihn doch vor!) 

Ich möchte jetzt sagen: Es ist nicht so, daß 
sich der liberale Minister Ofner geändert 
hätte, ich muß leider feststellen, den gibt es 
gar nicht mehr. (Abg. Dr. 0 f n e r: Du läßt 
nur das weg, was du weglassen willst!) Nein, 
bitte! Auch das Beispiel, das du gebracht hast 
... (Abg. Dr. 0 f n er: Lies beide Absätze vor, 
den vom alten Text und den vom neuen, 
jeweils den Absatz 3!) 

Präsident Dr. Stix: Zwischenrufe sind zuläs­
sig, aber keine Wechselreden, Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (fortsetzend): 
Ich möchte noch einmal sagen: Das Beispiel, 
das du gebracht hast, ist insofern richtig, als 
es jetzt schwieriger ist, Leute auszuweisen, 
weil auch auf ihre Familienverhältnisse ein­
gegangen werden muß. (Abg. Dr. 0 f n er: 
Und zwar mit einer Regel, die von vornherein 
festgelegt ist!) Dieser Beschluß wurde seiner­
zeit im Ministerrat vom 1. April 1986 gefaßt, 
der Innenminister bestätigt das (Abg. Dr. 
o f n er: Nein!), und genau dieser Neurege­
lung hast du damals zugestimmt. (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. Dr. 0 f n er: Du brauchst 
nur zu lesen!) 

Ich möchte jetzt ganz offen noch etwas 
sagen. Es ist die Frage aufgeworfen worden: 
Soll Österreich ein Einwanderungsland wer­
den? - Herr Abgeordneter Ofner, diese Frage 
stellt sich doch gar nicht! Schauen wir uns das 
Wiener Telefonbuch an! Darin gleichen doch 
ganze Seiten dem Auszug eines tschechischen 
Wörterbuches. Deshalb glaube ich nicht fra­
gen zu müssen, ob wir eines werden sollen 
oder nicht, sondern ich meine, wir müssen mit 
den Fakten leben, wie wir sie in unserem 
Lande vorfinden. 

Natürlich, das möchte ich überhaupt nicht 
bestreiten, ist die Neuformulierung der Stel­
lung des Fremden in Österreich mit Schwie­
rigkeiten verbunden. Diese Stellung wirft 
politische, rechtliche und sicherlich auch 
sicherheitspolitische Fragen auf. Professor 
Ermacora hat das schon ausgeführt. Es geht 

einmal darum: Was sind die Anforderungen, 
die seitens des Staates gestellt werden müs­
sen? Und: Welche Rechte soll der einzelne 
Bürger haben? 

Es geht zum einen um politische Fragen, 
einfach deshalb, weil wir eben festlegen müs­
sen und festlegen sollen, welche Möglichkei­
ten ein Fremder haben kann, um nach Öster­
reich zu kommen, und welche Bedingungen er 
erfüllen muß, um hier leben zu können. Es 
geht zum anderen um rechtliche Fragen, weil 
Österreich ein Rechtsstaat ist und Aufent­
haltsverbote nur dort verhängt werden kön­
nen und sollen, wo dies dem Gesetz ent­
spricht. Das heißt, daß eine eventuelle Willkür 
von Behörden eingeschränkt werden soll. 

Und es geht natürlich auch um sicherheits­
politische Fragen - das ist ja auch sehr klar 
gesagt worden -, weil Verbrechen heute viel­
fach international organisiert sind. Denken 
wir nur an die Drogenszene! Es muß sicher­
lich auch die Möglichkeit gegeben sein, daß 
Ausländer, die gegen österreichische Strafge­
setze verstoßen, des Landes verwiesen wer­
den können. 

Nun, schon die Stellungnahmen zu diesem 
Gesetz beziehungsweise zu dieser Novelle 
haben sehr klar dieses Spannungsfeld aufge­
zeigt. Da hat etwa die Gewerkschaft der Bau­
und Holzarbeiter aus ihrer Sicht festgestellt, 
daß die Probleme der illegalen Ausländerbe­
schäftigung in unserem Lande immer größer 
werden. Darüber hinaus hat sie gefordert, daß 
der derzeit unübersichtliche Rechtszustand 
klargestellt werden sollte, und sie hat auch 
Sanktionen urgiert. Auf der anderen Seite 
wieder haben kritische Juristen aus Salzburg 
gefordert, daß Ausländer das passive Wahl­
recht erhalten, daß sie insbesondere bei 
Gemeinderats- und Betriebsratswahlen kan­
didieren können und daß sie auch ein Recht 
auf Notstandshilfe erhalten. Ich glaube, das 
zeigt schon, in welchem Spannungsfeld wir 
uns da befinden. 

Der Verfassungs gerichtshof wieder hat 
festgestellt, daß Eingriffe in das Privat- und 
Familienleben gesetzlich geregelt sein müs­
sen und daß auch diese Interessensphäre des 
Betroffenen bei eventuellen Ausweisungen 
mit ins Kalkül gezogen werden muß. 

Das heißt also: Es gibt einerseits das öffent­
liche Interesse unseres Landes, die Sicherheit 
und Ordnung in Österreich aufrechtzuerhal­
ten, und dann gibt es natürlich auch das Pri­
vatinteresse. Da soll es nun zu einer entspre­
chenden Interessenabwägung kommen. 
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Ich glaube, daß dies im vorliegenden Ent­
wurf durchaus gelungen ist. Es ist natürlich 
ein Kompromiß; das ist richtig. Das neue 
Gesetz hat liberale Aspekte, aber es ist auch 
eine genaue Regelung für Aufenthaltsverbote 
vorgesehen. Was mir durchaus auch wichtig 
erscheint, ist, daß dieses Gesetz jetzt in Ein­
klang mit der Europäischen Menschenrechts­
konvention steht. 

Natürlich ist es so, daß in diesen Bereichen, 
wo es um die verschiedensten Lebenssituatio­
nen geht, letztlich durch das Gesetz nicht 
alles determiniert werden kann. Ich glaube, 
die Verwaltung soll in solchen Bereichen auch 
einen gewissen Spielraum haben. Ich meine, 
daß dieser Spielraum dann akzeptabel ist, 
wenn man glaubt, daß die Verwaltung objek­
tiv, gerecht und auch menschlich vorgeht. Ich 
denke, das kann man von der öster­
reichischen Verwaltung erhoffen. 

Österreich hat gerade im Bereich der Frem­
denpolitik eine Tradition, und ich glaube, daß 
wir dieser Tradition gerecht werden sollten. 
Von den österreichischen Vertretungsbehör­
den im Ausland werden jährlich zirka 
400 000 Sichtvermerke ausgegeben. Im Jahre 
1985 waren es 395000, im Jahre 1984375000. 
Es ist vielleicht ganz interessant, wo diese 
ausgestellt wurden: 63 000 in Prag, 31 000 in 
Warschau, 27000 in Preßburg. Darüber hin­
aus gibt es in Österreich jährlich zirka 7000 
Asylanträge. Ich glaube, daß wir in Österreich 
gerade aufgrund unserer geopolitischen Lage 
auch diesbezüglich eine bestimmte Verant­
wortung haben. 

Ich stehe nicht an, jetzt über die Tagespoli­
tik hinausgehend darauf hinzuweisen, daß 
der Begriff "Österreich" von seiner Entste­
hung her immer eine übernationale Bedeu­
tung hatte. Es hat seinerzeit schon deutsche 
Österreicher, tschechische Österreicher, pol­
nische Österreicher gegeben. Ja ich möchte 
fast sagen, daß das Werden Österreichs als 
Nation, daß unsere kulturellen und geistigen 
Errungenschaften ganz entscheidend verbun­
den sind mit den Beiträgen, die von den ver­
schiedenen Nationalitäten dazu geleistet wur­
den. Ob das jetzt im Bereich der Architektur 
war, wo es immer starke italienische Ein­
flüsse gegeben hat, oder im Bereich der 
Musik oder im Bereich der Wissenschaften, 
diese Beiträge sind wesentlich. Denken wir 
etwa nur dar an, daß die Operetten, die wir oft 
als typisch österreichisches Kulturprodukt 
empfinden, sehr wohl das Gefühls- und Aus­
druck sie ben verschiedener Nationen wider­
spiegeln, ob das jetzt die "Csardasfürstin" ist, 

der "Zigeunerbaron" oder die "Gräfin 
Mariza". 

Ich könnte jetzt - ich will das gar nicht, ich 
möchte es nur andeuten - auch darauf hin­
weisen, was Ausländer, was Fremde in unse­
rem Lande geleistet haben. Denken wir nur 
an den Erbauer dieses Gebäudes, an Theophil 
Hansen, der im Alter von 33 Jahren aus 
Kopenhagen nach Wien gekommen ist. Den­
ken wir an Sicardsburg, der die Oper erbaut 
hat und aus Budapest gekommen ist. Wir wis­
sen, daß die Skulpturen, die hier in diesem 
Hause, im Parlament, aufgestellt sind, von 
Anton Wagner stammen, der 'aus Böhmen 
gekommen ist. Das Radetzky-Reiterstandbild 
ist von Kaspar-Klemens Zumbusch geschaf­
fen worden, der in Westfalen geboren wurde, 
Viktor Tilgner kam aus Preßburg und hat das 
Mozart-Denkmal im Volksgarten errichtet. 
Und Anton Fernkorn, der aus Erfurt stammte, 
hat das Reiterstandbild des Erzherzog Karl 
am Heldenplatz geschaffen. 

Man könnte jetzt eine lange Liste aufzäh­
len, was von den verschiedenen N ationalitä­
ten zur Entstehung und zur Entfaltung unse­
rer Kultur beigetragen wurde. Ich glaube, das 
sollte man nicht ganz vergessen! 

Ich möchte hier nur sagen, daß, während 
andere Nationen vielfach durch kriegerische 
Ereignisse entstanden sind, die öster­
reichische Nation in einem ganz entscheiden­
den Ausmaß dadurch gewachsen ist, daß von 
den verschiedenen Kulturkreisen, von den 
verschiedenen Nationalitäten Beiträge gelei­
stet wurden zur Weiterentwicklung unseres 
Landes, und daß daraus für uns eine beson­
dere Verpflichtung erwächst. Ich glaube, wir 
haben die Verpflichtung, alles zu tun, damit 
sich Fremde bei uns genauso wie nationale 
oder religiöse Minderheiten entfalten können, 
Ich glaube, daß das einem europäischen Geist 
entspricht und daß wir gerade für die Zukunft 
eben diesem Geist Rechnung tragen müssen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 14.40 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Rieder. 

14.40 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Hohes 
Haus! Ich stehe nicht an, zu erklären, daß ich 
den Kollegen Ofner als einen seriösen und 
korrekten Rechtspolitiker im Justizbereich 
kennengelernthabe, und ich wäre an sich 
ohne weiteres bereit gewesen, die heutigen 
Erklärungen als einen einmaligen emotionel­
len Ausrutscher zu akzeptieren. Ich glaube 
aber, daß der Beifall, den seine Erklärung in 
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seinen eigenen Reihen gefunden hat, doch 
einer Richtigstellung bedarf. 

Dr. Ofner hat in seiner Wortmeldung den 
Eindruck zu vermitteln versucht, daß durch 
eie Neuordnung des Fremdenpolizeirechtes 
Österreich gewissermaßen zum Auffanglager 
für Kriminelle wird, die beispielsweise im 
Ausland verurteilt sein können und dann 
gewissermaßen um Asyl in Österreich ersu­
chen. Er hat dafür ein ganz konkretes, drasti­
sches Beispiel genommen, nämlich dcp- im 
Ausland wegen Zuhälterei rechtskräftig Ver­
urteilten, der dann nach Österreich kommt 
und nach der Neuordnung nicht abgeschoben 
werden kann. 

Nun möchte ich dazu nur folgendes sagen: 
Dr. Ofner hat als Minister und auch als Abge­
ordneter seinerzeit ein Gesetz mitbeschlos­
sen, mitgetragen, das in der Fassung der 
Regierungsvorlage keine Befristung gehabt 
hat, das also damals nicht als Provisorium 
gedacht war, denn die Befristung ist erst vom 
Parlament hinzugefügt worden. (Abg. Dr. 
o f n er: leb wäre der Letzte dagegen! Wieso 
kommt es beute zu einem neuen Gesetz?) 

Er hat eine Fassung beschlossen, die 
damals in dem Punkt bezüglich Zuhälterei 
eben keine Möglichkeit geboten hätte, daß 
jemand, der im Ausland wegen Zuhälterei 
verurteilt ist, im Inland ein Aufenthaltsverbot 
bekommen kann, weil damals diese Passage 
überhaupt nicht enthalten war. Daher hinkt 
der Vergleich in diesem besonders drasti­
schen Beispiel dergestalt, daß gerade jener 
Fall, den der Dr. Ofner so dramatisch schil­
dert, nach der damals von ihm mitbeschlosse­
nen Fassung überhaupt nicht zu einem Auf­
enthaltsverbot hätte führen können, sodaß 
man sich die Frage, welche Interessenabwä­
gungsklausel nun wirklich enger oder weiter 
ist, ersparen kann. Sein Beispiel zieht nicht 
und zeigt nur, daß in dem Fall die Emotion 
stärker war als die Vernunft. (Beifall bei der 
SPÖ und den Grünen.) 14.43 

Präsident Dr. Stix: Ein zweites Mal zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Dr. 
Ofner. 

14.43 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Ich habe den Abgeordneten Rie­
der in meiner Eigenschaft als Ressortchef für 
Justiz und in meiner Eigenschaft als Abgeord­
neter als seriösen Juristen, als seriösen Politi­
ker und als ernst zu nehmenden, wirklich lie­
benswerten Kollegen kennengelernt. (Ruf bei 

der SPÖ: Er ist es aucb!) Ich muß ihm aber 
trotzdem widersprechen, wenn es um diese 
Materie geht. (Abg. Dr. Tau s: Das muß eine 
schwere Beleidigung für ihn sein!) 

Es ist ein Widerspruch in sich selbst, wenn 
heute versucht wird, es so darzustellen, als ob 
vor Jahresfrist eine Regelung auf ewige Zei­
ten beschlossen worden wäre, wenn man 
geglaubt hätte, für immer eine Regelung zu 
haben. Daß das nicht stimmt, geht schon dar­
aus hervor, daß wir uns hier und jetzt wieder­
finden und eine mühsam und langwierig vor­
bereitete neue Fassung zur Abstimmung brin­
gen. 

Zweitens: Wenn man versucht hat, das so 
darzutun, als ob der Harald Ofner ein- und 
demselben Text vor einem Jahr zugestimmt 
hätte und jetzt nicht bereit wäre, das zu tun, 
weil das Sein eben das Bewußtsein verändere, 
dann geht schon aus dem Umstand, daß wir 
uns hier heute wiederfinden, hervor, daß dem 
nicht so ist. 

Wer sich die Texte anschaut und zu Gemüte 
führt, der sieht, daß es zumindest einen ganz 
entscheidenden Unterschied zwischen der gel­
tenden Fassung und der neuen· gibt: Die gel­
tende hat schon eine Interessenabwägung 
vorgesehen, und die neue Fassung stellt 
Regeln für diese Interessenabwägung auf. Die 
seinerzeitige noch in Geltung befindliche Fas­
sung hat es offengelassen, die Interessen der 
Republik und die Interessen des Betroffenen 
gegeneinander abzuwiegen. Die jetzige stellt 
fest, daß ein Ungleichgewicht zu Lasten der 
Republik vorhanden sein muß, damit sie in 
dem Sinne tätig werden darf, den das alte 
Gesetz vorschrieb. Das sind die Unterschiede. 
Wenn man heute versucht, so zu tun, als ob 
gar nichts Neues hier zur Diskussion stünde, 
dann frage ich alle Beteiligten, wofür wir ein 
neues Gesetz brauchen, dann hätten wir ja 
bei dem alten bleiben können. (Beifall bei der 
FPÖ.) 14.45 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Blecha. 

14.45 

Bundesminister für Inneres Blecha: Hohes 
Haus! Dazu zwei Sätze. Es ist in der vergange­
nen Legislaturperiode der Absatz 3 des Frem­
denpolizeigesetzes in der Weise festgelegt 
worden, daß die Behörde. bei der Erlassung 
eines Aufenthaltsverbotes die persönlichen 
Verhältnisse des Fremden, insbesondere das 
Recht auf Achtung seines Privat- und Fami­
lienlebens, gegen die für die Erlassung eines 
Aufenthaltsverbotes sprechenden öffentli­
chen Interessen abzuwägen hat. 
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Damit hatten wir geglaubt, daß das Gesetz 
ausreichend wäre und daß damit der Men­
schenrechtskonvention entsprochen wird. Der 
Verfassungs gerichtshof war am 29. Septem­
ber dieses Jahres nicht dieser Meinung und 
hat uns in Wirklichkeit den Auftrag gegeben, 
praZlser vorzugehen. Eben das ist jetzt 
erfolgt. 14.47 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort? - Er verzichtet darauf. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
243 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Das ist die Mehrheit. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Das ist die 
M ehr h e i t. Der Gesetzentwurf ist somit 
auch in dritter Lesung an gen 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Ausschussesrur innere 
Angelegenheiten über die Regierungsvorlage 
(237 der Beilagen): Vereinbarung über die 
Auheilung und Verwendung der nach § 4 Z 2 
des Katastrophenfondsgesetzes 1986, BGBI. 
Nr. 396, zur Verfügung stehenden Mittel für 
ein Warn- und Alarmsystem sowie die Ein­
räumung wechselseitiger Benützungsrechte 
an den Anlagen dieses Systems samt Anlagen 

(335 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Vereinbarung 
über die Auf teilung und Verwendung der 
nach § 4 Z 2 des Katastrophenfondsgesetzes 
1986, BGBl. Nr. 396, zur Verfügung stehenden 
Mittel für ein Warn- und Alarmsystem sowie 
die Einräumung wechselseitiger Benützungs­
rechte an den Anlagen dieses Systems samt 
Anlagen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Gaigg. 'Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Gaigg: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Gemäß § 4 Z 2 des Katastrophen­
fondsgesetzes 1986, BGBl. Nr. 396, stehen ab 
1. Jänner 1987 jährlich maximal 50 Millionen 

Schilling zur Finanzierung des Warn- und 
Alarmsystems zur Verfügung. Voraussetzung 
hiefür ist der Abschluß einer Vereinbarung 
gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen dem Bund 
und den Ländern. Die Vereinbarung dient der 
Auf teilung und Verwendung dieser Mittel. 
Der geschätzte Gesamtinvestitionsaufwand 
für die in der Vereinbarung festgesetzte Aus­
baustufe beträgt nach derzeitigem Wissens­
stand rund 730 Millionen Schilling. Dazu kom­
men noch die Kosten für die Erhaltung, 
Erneuerung, die Wartung und den Betrieb von 
Anlagen und Anlageteilen in derzeit nicht 
abschätzbarer Höhe. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten 
hat die Regierungsvorlage am 3. November 
1987 in Verhandlung gezogen und nach einer 
Debatte einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung des Abschlusses die­
ser Vereinbarung im Sinne des Artikels 15 a 
B-VG zu empfehlen. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten 
stellt somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Der Abschluß der Vereinbarung über die 
Auf teilung und Verwendung der nach § 4 Z 2 
des Katastrophenfondsgesetzes 1986, BGBL 
Nr. 396, zur Verfügung stehenden Mittel für 
ein Warn- und Alarmsystem sowie die Einräu­
mung wechselseitiger Benützungsrechte an 
den Anlagen dieses Systems samt Anlagen 
(237 der Beilagen) wird genehmigt. 

Herr Präsident! Ich bitte, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, in die Diskussion 
einzugehen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich als erster Herr 
Abgeordneter Neuwirth. Ich erteile es ihm. 

14.49 

Abgeordneter Neuwirth (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Hohes Haus! Erlauben 
Sie mir, in gebotener Kürze zur Regierungs­
vorlage 237 der Beilagen einige Bemerkun­
gen, die mir bedeutungsvoll erscheinen, zu 
machen. 

Im Bundesgesetzblatt 396 vom 10. Juli 1986 
wurde festgelegt, daß zur Vorbeugung von 
Katastrophenfällen ein Warn- und Alarmsy­
stem in ganz Österreich, in allen Bundeslän­
dern, das heißt flächendeckend, einzuführen 
ist. Bisher wurden in Österreich bereits 
5 232 Sirenenanlagen installiert. Insgesamt 
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sind 6 894 notwendig. Von den 5 232 vorhande~ 
nen Sirenen sind aber nur 3 064 funkgesteu~ 
ert. Die Gesamtkosten werden, wie es der 
Herr Berichterstatter schon erwähnt hat, 
zirka 730 Millionen Schilling betragen. Davon 
wird 35 bis 40 Millionen Schilling der Bund 
allein investieren müssen. Zur Finanzierung 
des Warn- und Alarmsystems überweist der 
Finanzminister an das Innenressort jährlich 
50 Millionen Schilling. 

Die vorliegende Vereinbarung zeigt deut­
lich, daß es heute nicht nur schwierig ist, Geld 
für eine so wichtige, für eine so bedeutende, 
ja für eine für die gesamte österreichische 
Bevölkerung so entscheidende Maßnahme 
zur Verfügung zu stellen, sondern daß der 
Artikel 3 der Regierungsvereinbarung, näm~ 
lieh die Aufteilung der Mittel, die Auf teilung 
der 50 Millionen Schilling, auch Schwierigkei~ 
ten bereitet. 

Seit eineinhalb Jahrzehnten wird über die 
Wichtigkeit eines derartigen Warn- und 
Alarmsystems gesprochen. Seit 1977, also seit 
über 10 Jahren, ist dieser Punkt ständig auch 
Gegenstand der Beratungen der Landes­
hauptleutekonferenz gewesen. 

Es gab immer neue Ideen, die den Abschluß 
dieser vorliegenden Vereinbarung verzöger~ 
ten, bis sich am 2. Dezember vorigen Jahres 
die Landeshauptleutekonferenz zum Grund~ 
satzbeschluß dieser 15 a B~VG~Vereinbarung 
durchringen konnte. Am 8. Jänner dieses Jah­
res haben dann die beamteten Landesfinanz~ 
referenten in einer Konferenz einen Vor­
schlag über die Auf teilung der jährlich zur 
Verfügung stehenden 50 Millionen ausgear­
beitet: 5 Prozent behält der Bund, 95 Prozent 
werden auf die Länder aufgeteilt. Von diesen 
95 Prozent sind wieder 90 Prozent auf die 
Volkszahl und 10 Prozent auf die Gebietsflä~ 
che bezogen. 

Hohes Haus! Ein Sprichwort sagt: Es ist 
nichts so mächtig wie eine Idee, deren Zeit 
gekommen ist. Was will ich damit zum Aus~ 
druck bringen? - Die Idee wurde durch die 
Zivilschutzenquete 1985 geboren und dann 
durch Tschernobyl verstärkt. Sie führte 
schlußendlich zum Katastrophenfondsgesetz 
1986 und damit zur erstmaligen Einplanung 
der besagten 50 Millionen Schilling im Budget 
1987. Die Zeit wurde auch deswegen reif, weil 
der zur Verfügung stehende Betrag von 
50 Millionen Schilling heuer nur dann aufge­
wendet werden darf, wenn gemäß Artikel 15 a 
zwischen dem Bund und den Ländern eine 
entsprechende Vereinbarung abgeschlossen 
wird. Diese Vereinbarung wurde von unserem 

Bundesminister Karl Blecha am 4. Juni dieses 
Jahres der Landeshauptleutekonferenz in 
Rust vorgelegt und von allen neun Landes­
hauptmännern sowie vom Bundesminister 
unterzeichnet. Sie wird in Kraft treten, wenn 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
heute der Vorlage Ihre Zustimmung geben. 

Es könnten heuer noch die 50 Millionen 
Schilling für den Auf- und Ausbau des Warn­
und Alarmsystems in Anspruch genommen 
werden. 

Meine Damen und Herren! Namens meiner 
Fraktion darf ich an dieser Stelle mein 
Bedürfnis zum Ausdruck bringen und den 
Beamten des Bundesministeriums für Inne­
res für die Ausarbeitung dieser Vorlage auf~ 
richtig danken. Ich möchte auch den Mitg1ie~ 
dern des Innenausschusses aller Fraktionen 
danke sagen für die einhellige Zustimmung. 
Meinen besonderen Dank möchte ich aber 
unseren Herrn Bundesminister Karl Blecha 
aussprechen für seinen Einsatz und dafür, 
daß er nicht müde wurde, für dieses Warn­
und Alarmsystem im wahrsten Sinne des 
Wortes einzutreten, vor allem aber auch 
dafür, daß die Länder und Gemeinden, die 
bereits Vorleistungen erbracht haben, diese 
finanziellen Vorleistungen im Laufe der Jahre 
vom Bund vergütet bekommen. 

Es hat sich aber auch unser Finanzminister 
Ferdinand Lacina am Zustandekommen des 
nunmehrigen Finanzierungsmodells große 
Verdienste erworben. Bei dieser Gelegenheit 
möchte ich mich auch bei ihm herzlich bedan­
ken. 

Mit dem Wirksamwerden dieser Regelung 
betreffend den Warn- und Alarmdienst wird 
auch eine der ältesten Forderungen des Zivil~ 
schutzes, wird eine Hauptforderung, die im 
Arbeitsausschuß für den Zivilschutz sowie in 
den Gemeindeselbstschutzzentren immer 
wieder aufgestellt wurde, erfüllt. 

Wir haben in den Ausschußberatungen 
gehört, daß der Ausbau von den Ländern und 
von den Gemeinden bereits begonnen wurde 
- ich habe ja auch schon darauf hingewiesen 
- und daß unterschiedliche Ausbaustufen 
bestehen. 

Es ist mir ein besonderes Bedürfnis, darauf 
hinzuweisen, daß Oberösterreich bereits 
1 263 Sirenen hat. In der ersten Ausbaustufe 
wären 1111 Sirenen notwendig. Natürlich 
sind derzeit nur 912 Sirenen funkgesteuert. 
Dies ist ein wirklich hoher Ausbaugrad, und 
ich freue mich, daß das Bundesland, aus dem 
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ich komme, da wirklich schon Pionierarbeit 
geleistet hat. 

Es ist das Ziel dieser Vorlage, in den näch­
sten Jahren die erste Stufe abzuschließen, die 
dann erreicht sein wird, wenn in jeder öster­
reichischen Gemeinde mindestens 60 Prozent 
der Bevölkerung durch die funkgesteuerten 
Warnsysteme entweder vom Bundesministe­
rium beziehungsweise von der Bundeswarn­
zentrale oder von der Landeswarnzentrale 
beziehungsweise von der Bezirkswarnzen­
trale erreicht werden können. Die Auslösung 
der Sirenen in den Bundesländern Salzburg, 
Steiermark, Kärnten und Oberösterreich 
durch die Bundeswarnzentrale kann bereits 
im nächsten Jahr erfolgen. 

Viele meinen, werte Damen und Herren, 
Sicherheit sei ein Aberglaube. Naturkatastro­
phen und auch Tschernobyl haben aber 
gerade in den letzten Jahren gezeigt, daß es in 
der Natur und bei den neuen Technologien 
keine Sicherheit gibt. Im Gegenteil: In der 
Zeit, in der wir leben, steigen ständig die 
Gefahren, und daher ist ein rechtzeitiges War­
nen, ein zeitgerechtes Alarmieren wichtiger 
denn je. 

Ich bin daher auch zuversichtlich, daß 
unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger die 
Warn- und Alarmsignale bald kennen werden. 
Wir müssen ihnen diese nicht nur mitteilen -
wenn möglich plakativ -, sondern von den 
Gemeindeselbstschutzzentren aus auch über 
Übungen akustisch vorführen. Die Freiwilli­
gen Feuerwehren in unseren Gemeinden wer­
den uns sicherlich dabei entsprechend unter­
stützen. 

Die Technik, sagt man gerne, macht das 
Leben leichter, die Menschen aber deswegen 
nicht zufriedener. In Abwandlung dieser 
Volksmeinung, bezogen auf diese Regierungs­
vorlage, meine ich, daß die Technik in diesem 
Fall unser Leben sicherer macht. Die Men­
schen Österreichs werden auch mit diesem 
Gesetz zufriedener sein und Ihnen, Herr Bun­
desminister, und uns allen zu danken wissen. 
(Der Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Wir als sozialistische Abgeordnete können 
daher auch heute Genugtuung empfinden, 
weil der gemeinsame Kurs, der eingeschlagen 
wurde, dazu führen wird, daß sich die Men­
schen im ganzen Land sicherer fühlen kön­
nen. Die erforderlichen Mittel stellen eine 
gute Anlage dar, weil sie zum Wohl der Bevöl­
kerung eingesetzt werden. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Das heißt, meine Damen und Herren, unser 
Leben ist nichts anderes als ein waghalsiges 
Abenteuer, und wir müssen uns verschiede­
ner Hilfsmittel bedienen. Eine flächendek­
kende Warn- und Alarmanlage ist, so meine 
ich, ein geeignetes Hilfsmittel, ein Hilfsmittel, 
das auch der Zeit angepaßt ist, damit Gefah­
ren rechtzeitig bekanntgemacht werden kön­
nen, damit wir uns rechtzeitig schützen, die 
notwendigen Maßnahmen ergreifen und uns 
in Sicherheit bringen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Niemand kann sich, auch nicht durch -zig Ver­
sicherungen, gegen alle möglichen Gefahren 
des Lebens absichern. Daher ist ein flächen-

. deckendes Warn- und Alarmsystem so wichtig 
für die Menschen unseres Landes. 

Deshalb stimmen wir sozialistischen Abge­
ordneten gerne dieser Regierungsvorlage zu. 
(Beifall bei der SPÖ.) 15.03 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Burgstaller. 
Ich erteile ihm dieses. 

15.03 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Der Herr Abgeordnete Neuwirth hat 
darauf hingewiesen, daß wir die zu beschlie­
ßende Regierungsvorlage seit über zehn J ah­
ren verhandeln. Er hat sich überschwenglich 
bei den zuständigen Ministern bedankt, daß 
es aufgrund dieser Regierungsvorlage nun­
mehr möglich wird, 50 Millionen aus dem 
Katastrophenfonds zuzuführen, aus jenem 
Bereich also, der bisher überwiegend von den 
Ländern und Gemeinden gespeist wurde. 
Trotzdem, Herr Bundesminister, glaube ich, 
daß es ein richtungsweisendes Gesetz ist, und 
ich bin über diesen Abschluß im Grunde sehr 
zufrieden. 

Wir müssen aber, Kollege Neuwirth, auch 
berücksichtigen, daß wir zwar damit flächen­
deekend, in etwa 60 Prozent der Bevölkerung, 
warnen und alarmieren können, daß wir aber 
weite Bereiche mit dieser Vorlage, mit deren 
Finanzierung nicht erreichen. Warnen und 
alarmieren vor Katastrophen ist eine Sache, 
und Maßnahmen setzen, um Katastrophen zu 
verhindern beziehungsweise den Schutz der 
Bürger zu gewährleisten, ist eine zweite 
Sache. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nur 
ganz wenige Punkte anführen, die unmittel­
bar mit dem Katastrophenschutz, mit dem 
Zivilschutz zusammenhängen. 
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Wir haben uns natürlich alle hier in diesem 
Haus auch die Frage zu stellen: Sind wir nach 
der Katastrophe von Tschernobyl nunmehr 
einen Schritt weitergekommen in unseren 
Bemühungen zum Schutz der Bürger? Sind 
wir überhaupt in der Lage, unsere Bürger zu 
schützen? Wieweit sind wir als verantwortli­
che Parlamentarier in der Lage, diesen 
Schutz unserer Bevölkerung, der eigentlich 
eine unserer Hauptaufgaben ist, zu gewährlei­
sten? 

Wenn wir uns diese Fragen stellen, dann 
müssen wir in weiten Bereichen sagen: Es ist 
nicht möglich. Es ist nicht möglich, bei allen 
legistischen Maßnahmen, bei allen Gesetzen, 
die wir beschließen, einen umfassenden 
Schutz unserer Bevölkerung zu gewährlei­
sten. 

Da können wir uns jetzt über alle bisheri­
gen Maßnahmen unterhalten. Um aber einen 
möglichst breiten Schutz für die Bevölkerung 
zu erreichen, müssen wir, meine Damen und 
Herren, ständig den Weg verbessern, erwei­
tern und konsequent die Bevölkerung und die 
politischen Mandatare miteinbeziehen. 

Trotzdem - niemand ist davor gefeit, auch 
nicht unsere Republik - ist den Auswirkun­
gen von Tschernobyl und den Fehleranalysen, 
die wir für uns selbst erarbeitet haben, in wei­
ten Bereichen noch nicht entsprochen wor­
den. 

Dieser von meinen Vorrednern angezogene 
neue Weg des Zivilschutzes, die Selbstschutz­
zentren konsequent auszubauen, zu erwei­
tern, die Bevölkerung miteinzubeziehen, dem 
Bürger klarzumachen, daß er selbst zu sei­
nem eigenen Schutz sehr viel tun kann, aber 
auch eine klare Regelung der politischen Ver­
antwortung, das müßte der neue Weg des 
umfassenden Zivilschutzes sein. 

Schauen wir uns die Ausrüstung in den ein­
zelnen Bereichen an: Auch wenn wir bei­
spielsweise eine bundesweite Alarm- und 
Warnzentrale haben, auch wenn wir die Alar­
mierung jetzt so geregelt haben, daß wir orga­
nisatorisch durchaus in der Lage sind, weite 
Bevölkerungsschichten zu alarmieren, so 
müssen wir im Bereich der Ausrüstung doch 
feststellen, daß wir bei weitem nicht in der 
Lage sind, beispielsweise Verstrahlungen vor 
Ort durch besondere Einsatzfahrzeuge festzu­
stellen. 

Das heißt also, auch in diesem Bereich der 
Ausrüstung haben wir natürlich einen riesi­
gen Nachholbedarf, ganz zu schweigen davon, 

ob wir von den gemessenen Werten Maßnah­
men zum Schutz der Bevölkerung ableiten 
können. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Wir sind aufgrund der bekannten Budgetsi­
tuation überhaupt nicht in der Lage, jene Mit­
tel aufzubringen, die notwendig wären. Auch 
das, bitte, müssen wir, glaube ich, bei dieser 
Debatte heute der Bevölkerung sagen. Es ist 
nicht möglich! Trotzdem, Herr Bundesmini­
ster - wir werden noch Gelegenheit haben, 
die Fragen des Zivilschutzes im Rahmen des 
Budgets und des Sicherheitsberichtes hier in 
diesem Haus zu diskutieren -, muß dieser 
Weg, der ausgehend von der Zivilschutz­
Enquete beschritten wurde, konsequent wei­
tergegangen werden. 

Das ist aber nur möglich, meine Damen und 
Herren, wenn sich auch die einzelnen Abge­
ordneten dieser Aufgabe des besonderen 
Schutzes der Bürger intensiv annehmen -
die Bürgermeister, die Landtagsabgeordne­
ten, die Nationalräte. Das ist nur möglich, 
wenn es sich alle politisch Verantwortlichen 
zu ihrer Aufgabe machen, zum Schutze des 
Bürgers Maßnahmen zu ergreifen und sich 
mit dieser wichtigen Aufgabe auch zu identifi­
zieren. Das ist eigentlich mein besonderes 
Anliegen! 

Es wäre sehr interessant, die einzelnen 
Abgeordneten zu fragen, wie es denn mit der 
Alarmierung ausschaut. Wer kennt denn 
eigentlich die Sirenentöne? Was bedeuten 
diese? Es wäre interessant, wenn wir diese 
Frage stellen würden. 

Gleichzeitig verlangen wir aber vom Bür­
ger, daß er sehr wohl die Signale kennt, daß 
er sehr wohl die Alarmsignale zu deuten weiß. 
(Abg. Hai ger m 0 s e r: Einen Zwischenruf 
gestattest du, bitte: Die Alarmglocken läuten 
bei der Regierung!) 

Ja, es mag schon sein, daß da auch Alarm­
glocken läuten. Ich weiß nicht, wie das bei dei­
nem Landestag am Sonntag in Salzburg aus­
schauen wird, für wen dort die Alarmglocken 
läuten. Aber vielleicht brauchst du auch einen 
besonderen Schutz. Das wäre auch eine Ange­
legenheit, die wir im Zusammenhang mit dem 
Zivilschutz zu behandeln hätten. 

Ich möchte noch ein paar Punkte beleuch­
ten, meine Damen und Herren: Strahlen­
schutz. 

Herr Bundesminister! Ich habe Ihnen vor 
kurzem eine sehr interessante Auswertung 
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gegeben, wo das Problem des Strahlenschut­
zes in einem umfassenden Konzept darge­
stellt wird. Ich glaube, darin sind weitere 
Ansatzpunkte enthalten, wie wir die Ausrü­
stung, wie wir verschiedene Warngeräte 
bauen können, selbst erzeugen können, um 
zumindest vom Messen her den Strahlen­
schutz umfassend abzudecken. Ich würde Sie 
sehr bitten, mir gelegentlich Ihre Stellung~ 
nahme zu diesem Konzept mitzuteilen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben auch 
immer wieder, bei verschiedenen Debatten, 
darauf hingewiesen, daß der Zivilschutzver­
band einfach nicht in der Lage ist, die erfor­
derlichen Informationen auszusenden, den 
Bürger mitzubeteiligen, wie es eigentlich not­
wendig wäre. Wir können ja nur dann 
gemeinsam Maßnahmen beschließen, wenn 
der Bürger bereit ist, mitzuarbeiten, wenn er 
bereit ist, Informationen aufzunehmen. 

Auch hier ist festzustellen, daß der Zivil­
schutzverband, der Bundesverband sowie 
auch die Länderverbände, eine Reihe von 
Broschüren herausgibt, Schulungen, Maßnah­
men durchführt und wir auch konsequent bei 
diesen Schulungen weiterkommen. In den 
einzelnen Länderorganisationen geschieht 
das sehr unterschiedlich. Aber diese Informa­
tion wird vor allem nach Tschernobyl aufge­
nommen, sie wird vom Bürger auch akzep­
tiert. 

Meine Damen und Herren! Ich meine 
daher: Es ist eine verpflichtende Aufgabe für 
alle politisch Verantwortlichen, den Schutz 
der Bürger, soweit es irgendwie möglich ist, 
zu verbessern und ihn als Mittelpunkt unse­
res gesellschaftspolitischen Handeins zu 
sehen. Das ist keine Aufgabe, wo man sich im 
besonderen als Partei, als Mandatar politisch 
profilieren kann, sondern das ist eine Auf­
gabe, mit der sich das österreichische Parla­
ment und vor allem auch die Regierung zu 
identifizieren hat, die als besondere Aufgabe 
anzusehen ist. 

Herr Bundesminister! Ich würde sehr bit­
ten, daß wir - das ist eine Anregung -, 
gerade aufgrund der Erfahrungen von Tscher­
nobyl, das Jahr 1989 in unserer Republik zu 
einem Jahr des Schutzes des Bürgers, zu 
einem Jahr des Zivilschutzes machen. Ich 
glaube, daß wir mit diesem Jahr eine Bewußt­
seinslage, aber auch jene Maßnahmen bewir­
ken würden, die einen umfassenden Schutz 
unserer Bürger gewährleisten. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 15.14 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 

gemeldet ist Herr Abgeordneter Haigermoser. 
Ich erteile es ihm. 

15.14 

Abgeordneter Haigerrnoser (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Kollege Burgstaller 
hat in seinen engagierten Worten einige not­
wendige und wichtige Fragen gestellt, die in 
ähnlicher Form auch aus unserer Fraktion 
kommen, und ich werde versuchen, die eine 
oder andere Anregung, die er hier dem Haus 
vorgestellt hat, noch weiterzuentwickeln. 

Es ist sicherlich so - und da gehe ich mit 
Kollegen Burgstaller konform -, daß Zivil­
schutz in Österreich in weiten Bereichen noch 
ein Stiefkind ist. Beim Katastrophenschutz ist 
es vielleicht etwas anders. Da sind die Organi­
sationsformen zweifelsohne nahezu vorbild­
lich. Das beweisen die Einsatzpläne bei den 
entsprechenden Elementarkatastrophen und 
bei den anschließenden Unterstützungen der 
Betroffenen. 

Meine Damen und Herren! Es ist beim 
gegenständlichen Vertrag, der heute beschlos­
sen werden soll, so, daß flächendeckend ein 
entsprechend wirksames Alarmsystem 
geschaffen werden soll, also eine Grundvor-

- aussetzung dafür, die Bevölkerung entspre­
chend zu informieren. 

Sie wissen, daß in einigen Bundesländern 
bereits im Zuge der Vorfinanzierung diese 
Alarmsysteme ausgebaut worden sind. Unter 
anderen hat diese Fleißaufgabe auch das Bun­
desland Salzburg gemacht. In einigen ande­
ren Bundesländern ist dies ebenfalls der Fall. 

Mit der jetzigen Lösungsmöglichkeit, aus 
dem Katastrophenfonds Gelder für den Auf­
bau des Alarmsystems in die Länder zu trans­
ferieren, darf jedoch eines nicht passieren: 
jene Bundesländer zu benachteiligen, die 
bereits vorher mit dieser Eigeninitiative in 
die Umsetzungsphase eingegangen sind. Das 
heißt also, daß die Mittel aliquot aufgeteilt 
werden müssen. Dieses Ersuchen und diese 
Aufforderung darf an den Herrn Bundesmini­
ster für Inneres gerichtet werden, damit in 
den Bundesländern, die bereits einen Vor­
sprung haben, ein Schritt weitergegangen 
werden kann, um die anderen Bundesländer 
zu animieren, rasch und schnell in dieselben 
Fußstapfen zu treten. 

Einer jener Mängel, die in Österreich beim 
Katastrophen- und Zivilschutz immer wieder 
kritisiert werden, ist, daß ein nahezu undurch­
schaubarer Kompetenzdschungel vor­
herrscht. 
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Bundesminister Blecha hat vor nicht allzu 
langer Zeit zentrale Kompetenzen gefordert, 
die von einigen Bundesländern in Frage 
gestellt und als nicht taugliches Instrument 
bezeichnet wurden. 

Man kann jetzt darüber streiten, in welcher 
Form man diesen Kompetenzdschungel lich­
ten sollte, aber das eine ist feststellbar - so 
wie es auch Kollege Burgstaller angeführt hat 
-: daß mit Tschernobyl ein Umdenkungspro­
zeß eingeleitet wurde. Ich bin iedoch nicht so 
wie er der Meinung, daß dieser Prozeß bereits 
größere Fortschritte gemacht hat. Im Gegen­
teil! 

Aus der persönlichen Erfahrung und aus 
den Gesprächen mit den Bürgern ist zu ent­
nehmen, daß in vielen Bereichen eine Art 
Vogel-Strauß-Politik, was den Zivilschutz 
anbelangt, neuerdings um sich greift und daß 
man die wirtschaftliche Landesverteidigung , 
die ja ursächlich damit zusammenhängt, wie­
derum in den Schatten stellt. 

Im vergangenen Jahr war es so, daß im 
Frühjahr zu diesem Thema der Bundesrat, 
der ÖVP-beherrschte Bundesrat, sogar eine 
dringliche Anfrage gestellt hat. Ich nehme an, 
daß dabei so eine Art oppositioneller Geist 
vorgeherrscht hat, um der damaligen Bundes­
regierung eins am Zeug zu flicken. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der ÖVP, diesen konsequenten Weg jetzt in 
der Verantwortung weitergehen würden, 
dann wäre uns besser gedient als mit einer 
Politik, die sich jetzt auf Forderungen 
beschränkt, die aber von Ihnen leider Gottes 
nicht erfüllt werden. 

Aktuelle Anlässe gibt es ja nicht nur so wie 
bei dem Unfall in Tschernobyl, sondern das 
jüngste Ereignis des Cäsium-Unfalles in Bra­
silien hat ja wieder gezeigt, daß auch soge­
nannte "kleine" - unter Anführungszeichen 
- Ereignisse großen Schaden nach sich zie­
hen können, dem wiederum nur begegnet 
werden kann, wenn Meßgeräte vorhanden 
sind, wenn Schutzraumbauten vorhanden 
sind, in die die Bevölkerung evakuiert werden 
kann. 

Und jetzt zwei Sätze zu den Schutzraum­
bauten als solchen. 

Wir wissen, daß nur etwa 7 Prozent der 
Bevölkerung von Österreich in derartigen 
Schutzraumbauten kurzzeitig untergebracht 
werden können. In anderen Ländern konsta­
tieren wir weitaus bessere Zahlen. 

Es ist mir vollkommen klar, daß ein weite­
rer Schutzraumausbau nur in einem mittelfri­
stigen Plan vorangetrieben werden kann, weil 
natürlich die Kosten nicht so schnell aufge­
bracht werden können. 

Dazu ist aber anzuführen, daß Bundesmini­
ster Blecha in einer Pressekonferenz vom 
14. Mai 1986 viele schöne Forderungen aufge­
stellt hat, die ein Langzeitprogramm beinhal­
ten. 

Hier forderte er unter anderem, daß 
anstelle unerschwinglicher Superbunker 
finanzierbare Grundschutzräume für alle 
gebaut werden sollen. 

Herr Bundesminister! Ich vermisse, daß Sie 
seit dieser Pressekonferenz in Ihrem Sinne 
tätig geworden sind. Sie haben es leider Got­
tes versäumt, diese zugegebenermaßen positi­
ven Absichtserklärungen im Budget, in den 
gesetzlichen Maßnahmen ihren Niederschlag 
finden zu lassen, und das ist eigentlich das 
Bedauerliche an der ganzen Angelegenheit. 

Ich habe eine Anfragebeantwortung vom 
23. Juli 1984 vor mir liegen, in der Sie, Herr 
Bundesminister, ähnliches ausgeführt haben. 
Sie sind dabei für einen konsequenten Aus­
bau des Zivilschutzes im Sinne des forcierten 
Schutzraumbaus eingetreten. Sie haben in 
dieser Anfragebeantwortung auch erklärt, 
daß nach Klärung wichtiger Vorfragen hin­
sichtlich des Einsatzes von Kapital nach 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Ausbau einschließlich 
des bereits gegebenen Gebäudebestandes in 
einer Frist von zirka 15 bis 20 Jahren reali­
siert werden sollte. Wenn Sie der Ansicht 
sind, Herr Bundesminister - 1984 von Ihnen 
geäußert, heute schreiben wir 1987, drei Jahre 
haben Sie schon verloren -, daß dieser mit­
telfristige Ausbau entsprechend forciert 
gehört, dann warten nicht nur wir, die Opposi­
tion, sondern die gesamte österreichische 
Bevölkerung auf Ihren Stufenplan, der leider 
Gottes der Öffentlichkeit noch nicht vorge­
stellt wurde, meine Damen und Herren. 

Ich wollte mit diesen wenigen Beispielen 
aufzeigen, daß in Österreich erstens der Zivil­
schutz Stiefkind ist, daß zweitens das nötige 
Bewußtsein noch nicht vorhanden ist, daß die 
Bevölkerung diesen Zivilschutz auch 
annimmt, und daß drittens der Vorschlag des 
Kollegen Burgstaller für ein Zivilschutzjahr 
dahin gehend ergänzt werden müßte, daß wir 
in Österreich jährlich einen Alarmtag durch­
führen, damit die praktische Umsetzung erfol­
gen kann, das heißt, daß die entsprechenden 
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Alarmsignale erkannt werden, der Evakuie­
rungsplan in die Praxis umgesetzt werden 
kann. Es muß positiv gearbeitet werden, um 
dieses Bewußtsein weiterzutransportieren 
und den Stufenplan, den Sie noch nicht vorge­
stellt haben, dann schlußendlich auch in die 
Umsetzungsphase zu bringen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
sicherlich - abschließend gesagt - im Zuge 
der Budgetdebatte noch Gelegenheit haben, 
diese verantwortungsvolle Aufgabe Zivil­
schutz noch stärker der Öffentlichkeit nahe­
zubringen. Wir stimmen heute dieser Verein­
barung zu, weil wir sie als einen kleinen 
Schritt nach vorne betrachten. Wir Freiheitli­
chen werden aber nicht müde werden, diese 
Bundesregierung in die Verantwortung zu 
nehmen. Als Opposition sind wir gerne bereit, 
hier positiv mitzuarbeiten. (Beifall bei der 
FPÖ.) 15.23 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Auer. Ich 
erteile es ihm. 

15.23 

Abgeordneter Auer (ÖVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Vorredner haben auf die große Problematik, 
auf die großen Katastrophen und auf den 
Bereich des Zivilschutzes, des allumfassen­
den Zivilschutzes hingewiesen. Ich möchte 
die Behandlung dieser Regierungsvorlage 
zum Anlaß nehmen, mich damit auseinander­
zusetzen, welche Vorteile dieses Warn- und 
Alarmsystem zur Bewältigung der kleinen 
und mittleren Katastrophen, welche Auswir­
kungen es hat. 

Meine Damen und Herren! Ein Warn- und 
Alarmsystem, wie es hier flächendeckend auf­
gebaut wird, sollte letztlich den Sinn haben, 
die verschiedensten Katastrophen- und Ret­
tungshilfsdienste in kürzester Zeit zu alarmie­
ren, zu informieren, deren Einsätze zu koordi­
nieren. Gerade aus meiner Sicht als Mitglied 
einer Gemeinde, die bereits 1978 an dieses 
System angeschlossen wurde, die bereits im 
Jahre 1978 für eine derartige Einrichtung 
rund 45000 S zur Verfügung gestellt hat, aus 
der Erfahrung heraus ist es möglich, einige 
ergänzende Bereiche hier anzuziehen. 

Ich bin mit diesem Warn- und Alarmsystem 
in der Lage, mit wenigen Handgriffen, sozusa­
gen per Knopfdruck, in jeder beliebigen Ort­
schaft eine angeschlossene Alarmierungs­
stelle in Betrieb zu setzen, gleich ob von 
Bezirks-, Landes- oder Bundesstelle aus. Ich 
bin gleichzeitig in der Lage, den anrückenden 

oder ausrückenden Einsatzkräften mit einem 
abgesetzten Funkspruch die Problematik 
ihres Einsatzes genau darzulegen. Ich bin 
jederzeit in der Lage, das Ausmaß, die beson­
deren Umstände zu erkennen. Das ist wesent­
lich, kommt aber in den meisten Ausführun­
gen der Medien nicht zum Tragen. 

Immer wieder lesen wir - zum Beispiel in 
einem Zeitungsbericht der "Oberöster­
reichischen Nachrichten" -: "Zugsunglück" 
- 2. 11. 1987. "Viele Gaffer, aber kaum 
beherzte Helfer." "Tödliche Gleichgültigkeit", 
ein Bericht vom August dieses Jahres. Wir 
stellen immer wieder fest, daß es viele Zuse­
her gibt, aber wenig Bereitschaft, zu helfen. 
Mit diesem Warn- und Alarmsystem bin ich 
aber in der Lage, die verschiedensten Ein­
sätze, die verschiedensten Bereiche zu koordi­
nieren, die Zufahrtswege per Funk abzuset­
zen, um sozusagen einen Einsatz zielgerichtet 
über die Bühne zu bringen. 

Wenn ein Zugsunglück, wie etwa jenes in 
Lambach am 18. September 1987, den Einsatz 
von 151 Feuerwehrmännern erforderlich 
macht, wenn 100 Verletzte zu versorgen sind, 
drei Notarzthubschrauber, zwei Notarztwa­
gen, 20 Rettungswagen benötigt werden, 
beneide ich keinen dieser Einsatzleiter, die in 
der Hektik, in der Aufregung und unter dem 
Eindruck dieses Geschehens derartige Ein­
sätze zu koordinieren und zu bewältigen 
haben. 

Meine Damen und Herren! Dieses Gesetz, 
das heute beschlossen wird, ist absolut kein 
Anlaß zu großer Euphorie über eine phanta­
stische Leistung, letztlich ist es nur ein Nach­
ziehen längst notwendiger Forderungen. Ich 
möchte anerkennen, daß es dem Bundesmini­
ster für Inneres gelungen ist, die Länderinter­
essen sozusagen unter einen Hut zu bringen 
und endlich mit über zehnjähriger Verspä­
tung dieses Gesetz über die Bühne zu brin­
gen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir sollten uns 
aber nicht einbilden, daß damit in Zukunft 
alle Probleme gelöst sind. Eine besondere Lei­
stung - ich sagte es - war es nicht. Eine 
besondere Leistung erbringen aber die vielen 
freiwilligen Hilfsorganisationen, denen wir 
unseren Dank abstatten sollten, gleich ob 
Feuerwehr, ob Rettung, ob Wasserwacht, ob 
Bergrettung oder sonst jemand. (Beifall bei 
ÖVP und FPÖ und Beifall des Abg. Ing. Hobl.) 

Ich warne heute schon davor, daß man ver­
sucht, über das Vereinsgesetz diese freiwilli­
gen Hilfsorganisationen in ihrer Tätigkeit zu 
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beschneiden. (Beifall bei der ÖVP und Beifall 
des Abg. Eigruber.) Eines sei auch klarge­
stellt, meine Damen und Herren: Wir im Par­
lament - und ich nehme mich absolut nicht 
aus - brauchen uns nicht so viel darauf ein­
zubilden, solange das Rote Kreuz mit Samm­
lungen, mit Haussammlungen, Papiersamm­
lungen und so weiter, versuchen muß, sein 
Budget zu bewältigen, solange die Feuerweh­
ren Flohmärkte und Zeltfeste veranstalten, 
um die notwendigen Einrichtungen anschaf­
fen zu können, solange die Bergrettung sozu­
sagen am Hungertuch nagt und die Mitglieder 
von Lawinenwarnkommissionen ständig mit 
einem Fuß vor Gericht stehen. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmi­
nister! Unsere Aufgabe ist es - das haben 
mein Kollege Burgstaller, aber auch Kollege 
Haigermoser angezogen -, immer wieder 
darauf zu verweisen, wie notwendig das Mit­
einbinden der Bevölkerung, das Aufbereiten 
von Verständnis für diese Maßnahmen ist. 

Es wäre tatsächlich wünschenswert, wenn 
es gelingen könnte, das Jahr 1989 zum "Jahr 
des Zivilschutzes" zu machen, damit diese 
Problematik wesentlich stärker im Bewußt­
sein der Bevölkerung verankert wird. Ich 
bitte auch hier alle Kräfte dieses Parlaments, 
zusammenzuhelfen, damit unsere Rettungs­
dienste, die Gewaltiges leisten, die Zigtau­
sende Stunden kostenlos arbeiten, auch in 
Zukunft halbwegs annehmbare Bedingungen 
für ihre Arbeit vorfinden. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 15.30 

Präsident: Als nächster Redner zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Buchner. Ich 
erteile es ihm. 

15.31 

Abgeordneter Buchner (Grüne): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Wenn nun j ähr­
lieh maximal bis zu 50 Millionen Schilling aus 
dem Katastrophenfonds zur Verbesserung 
des Alarmsystems gegeben werden, so ist das 
zweifelsohne positiv. Es ist wichtig, daß eine 
gewisse Zentralität auf der einen Seite und 
auch eine Regionalisierung dieses Systems 
auf der anderen Seite erfolgt. In vielen 
Gemeinden gibt es ja bis jetzt nur eine Sirene, 
die in gewissen Ortsteilen gehört, in anderen 
wiederum überhaupt nicht gehört wird. 

Eine effiziente Alarmierung ist sicher die 
Grundlage für eine rasche Hilfe. Gute Alarm­
einrichtungen sind also wichtig. Nur: Die 
Alarmeinrichtungen können nicht darüber 
hinwegtäuschen, .daß es letztendlich über 
weite Bereiche keinerlei Alarmpläne gibt. 

Ich möchte hier nur ganz kurz erwähnen: 
Was passiert, was tut die Bevölkerung, wenn 
zum Beispiel in Temelin, das nur 80 Kilome­
ter von Linz entfernt ist, ein Unglück 
geschähe? Kein Mensch weiß doch dann, 
wenn die Alarmklingeln läuten, wenn die 
Sirenen schrillen, was er zu tun hat. Oder: 
Was passiert - das macht mich besonders 
betroffen -, wenn in der chemischen Indu­
strie oder in anderen Industriezweigen - ich 
meine hier nicht nur die Verstaatlichte, aber 
die im besonderen - ein Unglück geschieht, 
es jedoch keine Alarmpläne gibt? 

Es ist in der Realität so - ich kann das von 
meiner kleinen Gemeinde Steyregg aus, die in 
einem Gefährdungsgebiet liegt, sagen -, daß 
wir seit Jahren bemüht sind, Alarmpläne zu 
bekommen, Informationen darüber, was zu 
geschehen hat, wenn in Betrieben, so zum 
Beispiel in der chemischen Industrie, etwas 
passiert. Wir bekommen weder über das Land 
noch über eine Bezirkshauptmannschaft Hil­
festellung, und so ist man eigentlich ziemlich 
schutzlos eventuellen Katastrophen ausgelie­
fert, die, so hoffen wir, nie kommen mögen. 

Es nützt in einem solchen Fall der beste 
Alarmplan nichts. Deshalb fordern wir die 
Offenlegung dieser Gefährdungspotentiale, 
ganz gleich in welcher Richtung, damit ein 
Alarm überhaupt einen Sinn hat. Ich glaube, 
daß dieser Aspekt berücksichtigt werden 
müßte, damit im Alarmfall auch die richtigen 
Reaktionen ausgelöst werden. Danke 
schön. (Beifall bei den Grünen.) 15.33 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Bundesminister für Inneres. Herr Minister 
Blecha, Sie haben das Wort. 

15.34 

Bundesminister für Inneres Blecha: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Diese Vereinbarung, 
der Staatsvertrag zwischen dem Bund und 
den einzelnen Bundesländern, der vom Natio­
nalrat heute zur Kenntnis genommen wird, 
regelt die Finanzierung eines funkgesteuer­
ten bundesweiten Warn- und Alarmsystems. 
Man soll ihn nicht überbewerten, man soll 
aber auch sein eigenes Licht nicht unter den 
Scheffel stellen, denn mit der Finanzierung 
dieses Systems bekommt Österreich als 
erstes Land der Welt ein funkgesteuertes 
Warn- und Alarmsystem. 

Wir tun oft so, als würden wir irgendwo den 
anderen nachhinken. Das, was wir hier auf­
bauen, Herr Abgeordneter Haigermoser, gibt 
es sonst nirgends. (Beifall des Abg. Haigermo­
ser.) 
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Selbst in der Bundesrepublik Deutschland 
und in der Schweiz gibt es keine zentrale 
Funksteuerung, sondern die Warnung und 
Alarmierung über die Fernmeldeleitungen 
der Post. Es war für uns sehr wichtig, das 
Geld hiefür aufzutreiben. 

Die Geschichte dieses Warn- und Alarm­
dienstes ist lang und leidvoll, und zwar des­
halb, weil dies, wie es so schön heißt, eine 
sogenannte komplexe Materie ist, weil eben 
alle Gebietskörperschaften beteiligt sind. Und 
da das so ist - alle Angelegenheiten des Zivil­
schutzes sind solche -, dauert es immer lang, 
bis ein konkreter Schritt gesetzt werden 
kann. 

Da haben wir den Bund; der hat die wenig­
sten Kompetenzen. Das, womit ich in Wirk­
lichkeit mein Hineinreden, um den Zivil­
schutzgedanken stärker zu verbreiten, 
begründen kann, ist eigentlich Artikel 10 Abs. 
1 Ziffer 7 Bundes-Verfassungsgesetz, der mir 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit zuweist. Mehr, bitte, 
habe ich nicht. Aber darauf gründet sich jede 
Form meiner Mitsprache. Für den Katastro­
phenschutz sind die Länder zuständig und für 
die Fragen der Feuerwehren, die am aller­
dringendsten dieses Alarmierungssystem 
brauchen, die Gemeinden. Daher wurde so 
lange verhandelt. 

Ich darf darauf eingehen: 1968 hat es damit 
begonnen, daß man gesagt hat, und zwar im 
sogenannten ,,Ausschuß Z": Wir brauchen ein 
funkgesteuertes Warn- und Alarmsystem als 
Grundvoraussetzung für einen wirksamen 
Zivilschutz. Ohne Alarmierung der Hilfsorga­
nisationen und ohne Warnung der Bevölke­
rung gibt es keinen Zivilschutz. 

Erst 1972 ist man dann zur Meinung gekom­
men und hat sie durch einen Beschluß des 
Ministerrates bekräftigt, daß die Funkauslö­
sung auch zentral vorgenommen werden soll. 
1977 hat dann Professor Adamovich in einem 
Gutachten festgestellt, daß das Schwerge-· 
wicht des regionalen Katastrophenschutzes 
und damit auch der Kosten für ein solches 
System bei den Ländern zu liegen habe, aber 
auch der Bund mitzahlen müsse wegen seiner 
Kompetenz für die zivile Landesverteidigung. 

Dazu haben zwar alle gesagt: Das ist .sehr 
schön!, nur mit der Kostenaufbringung 
begann es dann, schwierig zu werden. 1977 
haben meine Vorgänger begonnen, mit den· 
Ländern über eine Drittelaufteilung der 
Kosten - ein Drittel der Bund, ein Drittel die 
Länder, ein Drittel die Gemeinden - zu ver-

handeln. Einzelne sind dem beigetreten, so 
vor allem die Steiermark, andere wieder 
haben heftig dagegen opponiert. 

Herr Abgeordneter Auer! Man kann schon 
sagen, daß das alles, was wir heute erreicht 
haben, keine besondere Leistung war. Aber 
wir haben 1985 bei der Zivilschutzenquete 
gesagt: So geht es nicht weiter! Jetzt muß 
etwas geschehen, und zwar sofort! Wir haben 
einen Vorschlag gemacht und haben gesagt: 
Weg von den fruchtlosen Aufteilungsdebatten, 
der Bund soll den größeren Anteil überneh­
men; bei den Ländern kommt nichts heraus. 
Ich sagte ganz offen: Es geht nicht, wir 
bekommen das nie, nehmen wir daher die 
Mittel aus dem Katastrophenfonds! Wir sind 
zügig darangegangen, haben 1986 das Gesetz 
novelliert, haben uns am 1. Jänner 1987 als 
Innenministerium, und zwar für das Zivil­
schutzbudget des Innenministeriums, 50 Mil­
lionen zuweisen lassen, ohne noch einen 
Staatsvertrag gehabt zu haben. Wir wußten, 
wenn wir das nicht machen, bekommen wir 
nie die Finanzierung für das Warn- und 
Alarmsystem. 

Aufgrund der Schritte, die vom Bund 
gesetzt worden sind, und zwar nach jahrelan­
gen fruchtlosen Verhandlungen mit den Län­
dern, ist das jetzt auf einmal ins Rollen 
gekommen - und heute haben wir den 
Staatsvertrag. Nur, der bestätigt ja etwas, 
was wir schon seit Jänner 1987 tun. Das Geld 
haben wir schon im Budget ... (Abg. Aue r: 
Wir sind ja schon fertig in Oberösterreich!) 
Oberösterreich ist noch nicht fertig! Wirklich 
nicht; ich kann Ihnen dann das der Reihe 
nach vorlesen! 

Wir haben die Voraussetzungen dafür nun 
endgültig geschaffen: Mit dieser Vereinba­
rung wird sichergestellt, daß die rasche und 
gezielte Warnung der Bevölkerung mittels 
akustischer Warneinrichtungen erfolgen 
kann. Im ganzen Bundesgebiet haben wir der­
zeit 6 033 Sirenen installiert, mit denen schon 
jetzt jetzt! 60 Prozent der öster­
reichischen Bevölkerung erreicht werden 
können. 

Die erste Ausbaustufe, die wir erreichen 
wollen, bedeutet, daß in jeder Gemeinde 
Österreichs - auch in einer schwach besie­
delten oder in einer topographisch schwieri­
gen Berggemeinde, die sehr groß ist und 
deren Bevölkerung sehr verstreut lebt - min­
destens 60 Prozent der Bevölkerung erreicht 
werden. Das heißt aber, daß wir, wenn wir 
diese Ausbaustufe erreicht haben, etwa 
85 Prozent der gesamten österreichischen 
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Bevölkerung mittels funkgesteuertem Warn­
und Alarmsystem erreichen können. 

Den besten Ausbauzustand haben wir der­
zeit in Salzburg, dann in der Steiermark, in 
Kärnten und, wie schon erwähnt, in Ober­
österreich. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Weil 
ein Kollege gemeint hat, Oberösterreich stehe 
an erster Stelle: Es steht an vierter Stelle, 
aber unter den guten Ländern, es gehört zu 
jenen, wo wirklich etwas geschehen ist und 
die besonders lobend erwähnt werden sollen. 

Nach dieser 15 a-Vereinbarung - um auch 
das klarzulegen - sollen zu den etwas über 
6 000 Sirenen, die wir schon haben, 1 000 
dazukommen, weil wir mit etwa 7 100 Sirenen 
dann etwa 85 Prozent der Bevölkerung errei­
chen. Aber 4 000 der bestehenden Sirenen 
müssen an die Funksteuerung angeschlossen, 
also erst entsprechend ausgerüstet werden. 
Daher, Kollege Burgstaller, werden wir in 
einem Zeitraum von fünf bis sechs Jahren 
85 Prozent der Bevölkerung erreichen kön­
nen. Um die 60 Prozent können wir allerdings 
schon jetzt erreichen. 

Die Kosten für dieses System - alles 
zusammengenommen, auch jene, die schon 
angefallen sind - werden 730 Millionen Schil­
ling betragen; um auch hier eine gewisse Grö­
ßenordnung anzugeben. Bis jetzt haben 
einige Länder sehr viel gezahlt, zum Beispiel 
Oberösterreich - wenn ich das jetzt erwäh­
nen darf - 59 Millionen, Kärnten 47 Millio­
nen, Salzburg 20 Millionen, der Bund aus den 
Mitteln des Innenministeriums bis jetzt 
33 Millionen. 

Die Mittel, die jetzt jährlich zur Verfügung 
stehen, betragen laut Gesetz maximal 50 Mil­
lionen. Durch die Zusage des Bundesmini­
sters für Finanzen in der Sitzung der Landes­
finanzreferenten ist aber sichergestellt, daß 
bis zur Erreichung der ersten Ausbaustufe 
dem Budget des Innenministeriums aus dem 
Katastrophenfonds jährlich 50 Millionen -
also der Höchstbetrag - zugewiesen werden, 
gesichert bis zur Erreichung der ersten Aus­
baustufe. 

Der Aufteilungsschlüssel sieht vor, daß 
5 Prozent dieser Mitte1 der Bund für seine 
eigene Bundeswarnzentrale und 95 Prozent 
die Länder bekommen. Der Grund dafür, daß 
es nach der Zuteilung der Mittel an mein 
Ministerium, also seit 1. Jänner 1987, so lange 
gedauert hat bis zum Abschluß der 15 a-Ver­
einbarung, liegt darin, daß über den Schlüssel 
der Verteilung der restlichen 95 Prozent län-

gere Verhandlungen zwischen den Ländern 
notwendig waren. 

Richtigerweise ist darauf hingewiesen wor­
den, daß solch ein System natürlich nur funk­
tionieren kann, wenn es die Bevölkerung 
kennt. Kollege Burgstaller hat gesagt, man 
müßte nur hier im Hause die Kollegen fragen, 
was sie über die einzelnen Warnsignale wis­
sen. Ich kann einmal darauf hinweisen, daß 
die Zivilschutz signale im Telefonbuch auf 
Seite 4 stehen. Im Telefonbuch ist einmal 
schon genau drinnen, was jedes Signal bedeu­
tet. 

Dann gibt es Aussendungen der Länder. 
Weiters gibt es den Prospekt des Innenmini­
steriums, den wir überall dort, wo wir 
Gemeindeselbstschutzzentren einrichten, an 
jeden Haushalt verschicken. Dann gibt es 
Informationen über verschiedene Probe­
alarme. Der nächste wird am kommenden 
Samstag, dem 7. November, im gesamten 
Bundesland Salzburg durchgeführt werden. 

Die Bundeswarnzentrale werden wir hier in 
unmittelbarer Nähe in Kürze eröffnen kön­
nen. Sie ist rund um die Uhr besetzt und wird 
unter anderem auch bei atomaren Störfällen 
die österreichische Anlaufstelle für die Mel­
dungen all jener Staaten sein, die sich nach 
der Katastrophe von Tschernobyl auf bi- oder 
multilateraler Ebene bereit erklärt haben, 
Österreich über allfällige Störfälle auf ihrem 
Gebiet umfassend zu unterrichten. 

Und noch eines: Wir haben in dieser Bun­
deswarnzentrale auch eine Einsatzmitteldatei 
und werden damit das erste Land der Welt 
überhaupt sein, welches den Einsatzorganisa­
tionen, denen heute schon von verschiedener 
Seite der Dank für ihre unermüdliche Arbeit 
im Dienste der Bürger ausgesprochen worden 
ist, die Möglichkeit einräumt, innerhalb von 
wenigen Sekunden festzustellen, welche 
Fachleute mit Spezialkenntnissen, welche 
Spezialgeräte, welche Katastrophenschutzan­
lagen, welche Unterlagen über öffentliche 
Transportmittel für die Verbringung der Ein­
satzorganisationen, für die Evakuierung von 
Menschen und dergleichen wo vorhanden 
sind. Per Knopfdruck kann jede Einsatzorga­
nisation aus jedem Teil Österreichs von die­
ser Bundeswarnzentrale diese für einen wirk­
samen Schutz der Bevölkerung notwendigen 
Informationen - denn was nützen die ganze 
Warnung und Alarmierung, wenn die Leute 
nicht geschützt werden können - beziehen. 
Das gibt es wirklich in keinem anderen Land! 
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Meine geschätzten Damen und Herren! Zu 
erwähnen aber ist - und das wurde in der 
Debatte viel zuwenig beachtet -, daß der 
Zivilschutz keine Angelegenheit des Innenmi­
nisteriums oder der Landesbehörden ist, son­
dern zuerst einmal eine Angelegenheit des 
Bürgers, der zu seinem Schutz etwas beizu­
tragen hat. Daher haben wir vom Innenmini­
sterium begonnen, im Zusammenwirken mit 
dem Zivilschutzverband Selbstschutzzentren 
in den Gemeinden einzurichten. Die Wirk­
samkeit einer raschen Warnung und Alarmie­
rung hängt eben davon ab, wie gut die Bevöl­
kerung auf die Bewältigung von Katastro­
phen jeder Art vorbereitet ist. Daher ist es 
unerläßlich, daß neben den behördlichen 
Maßnahmen und der Einsatzvorsorge unserer 
Hilfsorganisationen der Zivilschutz von der 
Bevölkerung nicht nur akzeptiert wird, Hohes 
Haus, sondern durch entsprechende Selbst­
schutzmaßnahmen auch unterstützt wird. 

Wir haben im vergangenen Jahr mit der 
Motivierung unserer Bürger in 50 Gemeinden 
begonnen. Das war ein sogenannter Pilotver­
such. Ich kann Ihnen mitteilen, daß wir jetzt, 
zur Stunde, bereits 205 Selbstschutzzentren in 
Österreich haben. Die Idee dieser Selbst­
schutzzentren findet erfreulicherweise immer 
raschere Verbreitung. Wir haben schon am 
kommenden Samstag eine Zivilschutzwoche 
im Bezirk Sankt Pölten zu eröffnen und im 
Zuge dieser Zivilschutzwoche ein neues 
großes Selbstschutzzentrum in der Landes­
hauptstadt Niederösterreichs, in Sankt Pölten 
selbst. 

Die Regelung der Kompetenzen ist nach 
wie vor schwierig.· Daher kämpfen wir vom 
Innenministerium für ein Bundesgesetz zur 
Bekämpfung überregionaler Katastrophen, 
welches die Kompetenzfrage eindeutig lösen 
soll. Zuerst die Länder; dort, wo Ländergren- . 
zen durch einen bestimmten Katastrophenfall 
überschritten werden, muß für die Koordinie­
rung eine Bundesstelle, wie wir meinen, das 
Innenministerium, die klare Kompetenz zuge­
wiesen bekommen. Ich bitte schon heute das 
Hohe Haus, dieser Vorlage, die wir hoffent­
lich noch im heurigen Jahr dem Hohen Haus 
zuleiten können, dann wohlwollend gegen­
überzutreten. 

In allen anderen Fällen ist ein sogenanntes 
Krisenmanagement einzuberufen. Dieses ist 
vom Bundeskanzler einzuberufen und vom 
Kanzleramtsminister Dr. Löschnak vorzube­
reiten. Ich möchte auch hier sagen, daß eine 
Katastrophe wie jene von Tschernobyl einer 
jener Punkte ist, wo das Innenministerium 
gar keine Kompetenz hat, sondern andere 
Ministerien zuständig sind, wo aber ein Kri-

senmanagement vom Kanzler einzuberufen 
wäre. 

Was den Schutzraumbau betrifft, auch hier 
ein klares Wort. Schutzräume sind unver­
zichtbar, weil sie die Überlebenschancen der 
Bevölkerung in Katastrophenfällen beträcht­
lich vergrößern. Der Bau von Grundschutz­
räumen kann nicht ersetzt werden, auch nicht 
durch noch so aufwendige Rettungsrnaßnah­
men, die ihre Wirkung erst entfalten, wenn 
der Schutz versagt hat. Aber große Bunker­
bauten, von denen immer die Rede ist, brau­
chen wir nicht! Glauben Sie mir, es ist ein Irr­
weg, wenn man meint, in Massenunterkünf­
ten eine moderne Bedrohung, wie sie durch 
einen Reaktorunfall entsteht, überstehen zu 
können. 20 000 Menschen auf engstem Raum 
zusammengepfercht haben dort nämlich auch 
keine Überlebenschance. 

Was wir brauchen, sind Grundschutzräume, 
die den Bürger und seine Familie vor allem 
gegen Brandeinwirkung, gegen chemische 
Stoffe und gegen radioaktive Strahlen schüt­
zen. Daher haben wir im Innenministerium 
eine Kommission von Wissenschaftern einge­
richtet, die mit der Entwicklung von Abdich­
tungsformen für ganz normale Wohn- und 
Kellerräume beschäftigt sind und großartige 
Fortschritte gemacht haben. Es handelt sich 
um eine Ausstattung, die jeder Bürger 
anschaffen kann, die kostengünstig ist und 
die den unmittelbaren Lebensbereich gegen 
radioaktive Strahlung absichern hilft. -
Daher auch noch ein Wort zu den Schutzräu­
men selbst. (Abg. Ing. Hob 1: Was ist mit dem 
Sauerstoff, Exzellenz?) 

Das, was wir an Schutzräumen haben und 
allgemein begehbar ist, reicht nur für 7 Pro­
zent der Bevölkerung. (Abg. Ing. Hob 1: Sau­
erstoff!) Das ist heute kein Problem! Mit Hilfe 
der Menschen selbst können wir ihnen eine 
Grundausstattung in ihrer Wohnung möglich 
machen, die Überleben sichert und Kosten 
spart. In anderen Ländern ist die Lage viel 
schlechter, wenn ich von der Schweiz und 
Schweden absehe. Der deutsche Bundesin­
nenminister Zimmermann, den ich vor kur­
zem besucht habe, hat dem Bundestag jetzt 
im Oktober einen Bericht gegeben, in dem es 
heißt: Ende 1986 standen bundesweit 2 Millio­
nen Schutzplätze zur Verfügung. Das ent­
spricht einer Schutzplatzversorgung von 
3,4 Prozent der deutschen Gesamtbevölke­
rung. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Mit dem Staatsvertrag zwischen dem 
Bund und den neun Ländern, den wir in Rust 

276 
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unterschrieben haben, soll der Öffentlichkeit 
bewiesen werden, daß das bei der Enquete 
1985 beschlossene Zivilschutzkonzept in 
Österreich Punkt für Punkt erfüllt wird. Wir 
ziehen unser Programm rigoros durch und 
sind sicher, daß der Zivilschutz in Österreich 
tatsächlich ein umfassender Bevölkerungs­
schutz wird. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 15.52 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Nein, der Herr Berichterstat­
ter verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß der gegenständlichen Verein­
barung gemäß Artikel 15a B-VG in 237 der 
Beilagen samt Anlagen die Genehmigung zu 
erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. - Danke. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere 
Angelegenheiten über die Regierungsvorlage 
(212 der Beilagen): Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Italienischen 
Republik über den Durchgang von Exekutiv­
organen beim Autobahngrenzübergang 
Arnoldstein-Coccau samt Beilage (334 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Vertrag zwischen der Repu­
blik Österreich und der Italienischen Repu­
blik über den Durchgang von Exekutivorga­
nen beim Autobahngrenzübergang Arnold­
stein-Coccau samt Beilage. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Fister. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Fister: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe 
den Bericht des Ausschusses für innere Ange­
legenheiten über die Regierungsvorlage (212 
der Beilagen): Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und der Italienischen Republik 
über den Durchgang von Exekutivorganen 
beim Autobahngrenzübergang Arnoldstein­
Coccau samt Beilage. 

Der gegenständliche Vertrag sieht vor, daß 
öffentliche Organe beider Staaten im Bereich 

des Grenzüberganges Arnoldstein-Coccau 
bestimmte Strecken auf dem Staatsgebiet des 
anderen Staates zum Wenden ihrer Dienst­
fahrzeuge benützen dürfen. 

Der Vertrag hat gesetzändernden und 
gesetzesergänzenden Charakter; sein 
Abschluß bedarf daher der Genehmigung 
durch den Nationalrat gemäß Artikel 50 Abs. 
1 B-VG. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 3. November 1987 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Natio­
nalrat die Genehmigung des Abschlusses des 
Staatsvertrages zu empfehlen. 

Die Erlassung eines besonderen Bundesge­
setzes im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG 
zur Erfüllung des Vertrages hält der Aus­
schuß für innere Angelegenheiten für ent­
behrlich. 

Als Ergebnis der Beratung stellt der Aus­
schuß für innere Angelegenheiten den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Staatsvertrages: Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der ita­
lienischen Republik über den Durchgang von 
Exekutivorganen beim Autobahngrenzüber­
gang Arnoldstein-Coccau samt Beilage (212 
der Beilagen), wird genehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Verhandlun­
gen fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dr. Dillersberger. Ich erteile es ihm. 

15.57 

Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Halten Sie mich bitte nicht für kleinlich, 
wenn ich bei einer derartigen, als Formalität 
zu bezeichnenden Angelegenheit grundsätzli­
che Erwägungen hier in die Diskussion des 
Nationalrates einbringe. Es scheint mir das 
insbesondere auch deshalb notwendig zu sein, 
weil es nicht nur darum geht - wie der Herr 
Berichterstatter mündlich ausgeführt hat -, 
daß Dienstfahrzeuge gewendet werden, son­
dern weil es auch darum geht, daß die Repu­
blik Österreich gegenüber dem Nachbarland 
Italien auf sehr wesentliche Teile ihrer Souve-
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ränität, allerdings in einem ganz kleinen 
Bereich ihres Staatsgebietes, verzichtet. 

Es geht nämlich darum, daß italienische 
Organe einen auf österreichischem Gebiet 
gelegenen Fußweg benützen dürfen, dort Uni­
form und Dienstwaffe tragen dürfen. Und vor 
allen Dingen dürfen sie dort auch Personen, 
die sie festgenommen haben, durch öster­
reichisches Staatsgebiet ungehindert hin­
durchführen. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Da scheint mir die Frage berech­
tigt zu sein, ob zwischen der Republik Öster­
reich und Italien gutnachbarschaftliche Bezie­
hungen in ausreichendem Maße vorhanden 
sind, um die Zustimmung zu diesem Staats­
vertrag zu geben. (Abg. lng. Hob 1: In 
Arno1dstein schon!) 

Ich habe den Zwischenruf des von mir sehr 
geschätzten Herrn Kollegen Ing. Hobl gehört: 
"In Arnoldstein schon!" Und damit bin ich bei 
meinem Thema, daß ich nämlich einem sol­
chen Staatsvertrag nicht zustimmen könnte 
und nicht zustimmen würde, wenn davon das 
Gebiet der gemeinsamen Grenze zwischen 
der Republik Österreich und Südtirol betrof­
fen wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen -
weil wir ja, wenn wir einen derartigen Ver­
trag abschließen, uns auch grundsätzlich dar­
über unterhalten müssen, ob entsprechend 
gutnachbarschaftliche Beziehungen bestehen 
-, Sie darüber zu informieren, daß es doch in 
der derzeitigen Situation zwischen Österreich 
und Italien, was Südtirol anlangt, sehr große 
Probleme gibt und daß es hoch an der Zeit ist 
- und ich bin froh, daß im Außenpolitischen 
Ausschuß darüber Einigung erzielt worden ist 
-, daß wir endlich die Frage unserer beider­
seitigen Beziehungen, was das Südtirol-Pro­
blem betrifft, hier in diesem Hohen Haus dis­
kutieren. 

Wir haben am 14. Mai einen entsprechen­
den Antrag eingebracht. Über die Fristset­
zung zu diesem Antrag wollten Sie seinerzeit 
mit uns nicht diskutieren. Der Fristsetzungs­
antrag ist abgelehnt worden. Trotzdem sind 
wir zuversichtlich, daß wir in absehbarer Zeit 
zum ersten Mal seit 1969 wieder über diese 
prinzipielle Frage der beiderseitigen Bezie­
hungen hier sprechen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe gesagt, ich könnte einem solchen 
Vertrag, wenn er Tirol beträfe, nicht zustim­
men. Ich möchte das ganz kurz anhand von 
drei kleinen Beispielen begründen und damit 

bereits dem Ruf, der an mich ergangen ist, 
entsprechen. 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie 
bitte zur Kenntnis, daß seit zirka einem Jahr 
in Südtirol zirka 3 000 Hausdurchsuchungen, 
zum Teil unter schikanösen Verhältnissen, 
zum Teil bei angesehenen Bürgern, zum Teil 
bei Mandataren der Südtiroler Volkspartei 
und der anderen im Landtag vertretenen Par­
teien, durchgeführt worden sind. Ich glaube, 
daß wir hier in diesem Parlament einmal dar­
auf hinweisen müssen, daß wir als Schutz­
macht Österreich für Südtirol uns auf die 
Dauer das nicht bieten lassen können. (Beifall 
bei der FPÖ) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß am 
4. November des Vorjahres hier in Wien eine 
Demonstration von Südtirolern, zum Teil von 
Mandataren, anläßlich der KSZE-Folgekonfe­
renz stattgefunden hat und daß es im Zusam­
menhang damit in Südtirol zu Verhaftungen 
gekommen ist, wobei man einen aus der 
faschistischen Zeit stammenden Artikel des 
italienischen Strafgesetzbuches willkürlich 
auf die Herrschaften, die dann zum Teil sogar 
in Untersuchungshaft gesessen sind, ange­
wendet hat. 

Ich nehme an, daß Sie darüber in entspre­
chender Weise informiert sind. Ich darf Sie 
aber auch darauf hinweisen, daß dem Artikel, 
der hier angewendet worden ist, folgende 
Ausführungen des damaligen faschistischen 
Ministers Rocco im italienischen Parlament 
zugrunde liegen: "Die strafrechtliche Philoso­
phie, die das neue Gesetzeswerk inspiriert, ist 
nichts anderes als eine Ableitung aus der 
generellen Rechtsphilosophie des Faschis­
mus." Aufgrund derartiger gesetzlicher Vor­
schriften werden unsere Landsleute in Südti­
rol verfolgt. 

Der Höhepunkt - und darum habe ich 
mich eigentlich heute hier zu Wort gemeldet 
- ist, daß morgen der Chefredakteur der 
"Dolomiten" in Südtirol, Dr. Rampold, vor 
dem Schwurgericht in Bozen stehen wird, und 
zwar wegen angeblicher Verhöhnung der ita­
lienischen Fahne, weil er sich erfrecht hat, 
darauf hinzuweisen, daß der Erlaß, der das 
Aufhängen der Trikolore gerade in Südtirol in 
willkürlicher Weise vorschreibt, vielleicht 
doch nicht so sehr dem entspricht, was man 
einem guten Verhältnis der beiden Volksgrup­
pen zugrunde legen sollte. 

Und am Montag der kommenden Woche -
wir werden als freiheitlicher Parlamentsklub 
einen Beobachter entsenden - wird der Süd-
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tiroler Volkspartei-Abgeordnete Dr. Pahl vor 
dem Schwurgericht in Bozen stehen, und 
zwar wegen einer Äußerung, die er zur Frage 
dieses Fahnenerlasses im Südtiroler Landtag 
gemacht hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich bin der Auffassung, daß diese Vorgangs­
weise Italiens gegenüber unseren Landsleu­
ten in Südtirol das Verhältnis der guten Nach­
barschaft äußerst strapaziert. Und ich möchte 
von hier aus im Namen meiner Fraktion die 
Regierung auffordern, insbesondere den 
Herrn Vizekanzler und Außenminister Mock, 
in dieser Frage aktiver als bisher zu werden. 

Ich bin überzeugt davon - und damit bin 
ich jetzt am Schluß meiner Ausführungen -, 
daß die generelle Debatte zur Frage des 
Antrages und letztlich auch zur Frage der 
Ratifizierung des IGH-Vertrages hier Gele­
genheit bieten wird, sich sehr kritisch mit der 
Vorgangsweise der Italiener auseinanderzu­
setzen. (Beifall bei der FPÖ.) 16.01 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages samt Beilage in 212 der Beilagen die 
Genehmigung zu erteilen .. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Ich danke. Das ist ein s tim -
m i g an gen 0 m m e n. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft betreffend den Bericht 
des Bundesministers für Land - und Forst­
wirtschaft (111-41 der Beilagen) über die Lage 
der österreichischen Landwirtschaft 1986 
gemäß § 9 des Landwirtschaftsgesetzes, BGBl. 
Nr. 299/1976 (Grüner Bericht 1986) (331 der 

Beilagen) 

6. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (252 der Beilagen): Bundesgesetz, mit 
dem das Marktordnungsgesetz 1985 geändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1988) 

(332 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land-

und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (256 der Beilagen): Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über die Erhebung 
eines Importausgleiches bei der Einfuhr von 
Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft geändert 

wird (333 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 5 bis 7 der heutigen Tagesordnung, 
über welche die Debatte unter einem durchge­
führt wird - meine Damen und Herren Abge­
ordneten, ich läute nicht aus Irrtum ein, es 
kommt eine Abstimmung! -: Es sind das die 
Berichte des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft betreffend den Grünen 
Bericht 1986 (111-41 und 331 der Beilagen) und 
über die Regierungsvorlagen: Marktord­
nungsgesetz-Novelle 1988 (252 und 332 der 
Beilagen) sowie Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Erhebung eines 
Importausgleiches bei der Einfuhr von 
Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft geändert 
wird (256 und 333 der Beilagen). 

Antrag auf Begrenzung der Redezeit 

Präsident: Bevor ich den Berichterstattern 
das Wort erteile, gebe ich bekannt, daß mir 
ein gemeinsamer Antrag der Abgeordneten 
Dr. Fischer, Dr. König, Dr. Haider und Freda 
Blau-Meissner vorliegt, die Redezeit eines 
jeden zum Wort gemeldeten Abgeordneten 
für diese Debatte auf 20 Minuten zu beschrän­
ken. 

Der Beschluß über einen solchen Antrag 
wird gemäß § 57 der Geschäftsordnung ohne 
Debatte gefaßt, wobei die Abstimmung vom 
Sitzplatz aus vorgenommen werden soll. 

Ich lasse daher sogleich darüber abstim­
men. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Antrag ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Ich danke. Das ist 
mit Mehrhei t angenommen. 

Berichterstatter zu Punkt 5 ist Herr Abge­
ordneter Hofmann. Ich bitte ihn, die Debatte 
zu eröffnen und seinen Bericht zu geben. 

Berichterstatter Hofmann: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Herr Minister! Ich bringe den 
Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft betreffend den Bericht des Bundes­
ministers für Land- und Forstwirtschaft über 
die Lage der österreichischen Landwirtschaft 
1986 gemäß § 9 des Landwirtschaftsgesetzes, 
BGBl. Nr. 299/1976 (Grüner Bericht) (111-41 
der Beilagen). 
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Der gegenständliche Bericht wurde dem 
Nationalrat am 15. September 1987 zugeleitet 
und am 30. September 1987 dem Ausschuß für 
Land- und Forstwirtschaft zugewiesen. 

Da den Abgeordneten der Bericht vorliegt, 
kann ich mir Einzelheiten ersparen. Ich 
möchte aber in bezug auf die Stellung der 
Landwirtschaft in der österreichischen Volks­
wirtschaft aus dem Bericht anführen, daß der 
Beitrag der Land- und Forstwirtschaft zum 
Bruttoinlandsprodukt im Berichtsjahr 3,4 Pro­
zent ausmachte, der Anteil der Land- und 
Forstwirtschaft am Volkseinkommen 
1986 3,2 Prozent betrug. 

Die Einkommensentwicklung des Jahres 
1986 war allgemein wieder durch große regio­
nale und strukturelle Differenzierungen cha­
rakterisiert; nach dem gravierenden Einkom­
mensrückgang 1985 konnten im vorliegenden 
Berichtszeitraum zum Teil wesentliche Ver­
besserungen verbucht werden. 

Die für den Grünen Plan 1986 zur Durch­
führung der Maßnahmen aufgewendeten Mit­
tel waren mit 2,331 Milliarden Schilling etwas 
höher als 1985. Das Bergbauern-Sonderpro­
gramm erfuhr mit 1,185 Milliarden Schilling 
ebenfalls eine Aufstockung. Schwerpunktmä­
ßig wurden auch 1986 die Mittel des Grünen 
Planes für das Bergbauern-Sonderprogramm 
sowie für kreditpolitische Maßnahmen aufge­
wendet. 

Die Bundesmineralölsteuerrückvergütung 
betrug 1986 933 Millionen Schilling. 

Die Marktordnungsausgaben erfuhren eine 
Expansion auf 7,07 Milliarden Schilling. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat den gegenständlichen Bericht in 
seiner Sitzung am 3. November 1987 in Ver­
handlung genommen. Bei der Abstimmung 
wurde mehrheitlich beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme des vorliegenden 
Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft über die Lage der öster­
reichischen Landwirtschaft 1986 gemäß § 9 
des Landwirtschaftsgesetzes, BGBL Nr. 299/ 
1976 (Grüner Bericht) (111-41 der Beilagen), 
zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, Herr Präsident, bitte ich, in die Debatte 
einzugehen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 6 ist 
Herr Abgeordneter Otto Keller. Ich ersuche 
auch ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Keller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bringe den 
Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage (252 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Marktordnungsgesetz 1985 geändert wird 
(Marktordnungsgesetz-Novelle 1988). 

Die Umstellung des Zolltarifs auf das Har­
monisierte System zur Bezeichnung und 
Kodierung von Waren erfordert eine entspre­
chende Änderung jener Bestimmungen des 
Marktordnungsgesetzes 1985, in denen Zollta­
rifnummern genannt sind oder sonst auf den 
Zolltarif Bezug genommen wird. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 3. November 
1987 in Verhandlung genommen. Im Zuge der 
Verhandlungen stellten die Abgeordneten 
Ing. Derfler und Pfeifer einen Abänderungs­
antrag. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung des erwähn­
ten Abänderungsantrages mit Stimmenmehr­
heit angenommen. Der Gesetzentwurf ist in 
der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
dem schriftlichen Ausschußbericht beige­
druckt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem dem schriftlichen Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, ersuche ich, die Debatte zu eröffnen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 7 ist 
Herr Abgeordneter Strobl. Ich ersuche ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Strobl: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
erstatte den Bericht des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (256 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Erhebung eines Importausgleiches bei der 
Einfuhr von Erzeugnissen der Geflügelwirt­
schaft geändert wird. 

Die Umstellung des Zolltarifs auf das Har-
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monisierte System zur Bezeichnung und 
Kodierung der Waren erfordert eine entspre-' 
chende Änderung jener Bestimmungen des 
Geflügelwirtschaftsgesetzes, in denen Zollta­
rifnummern genannt sind oder sonst auf den 
Zolltarif Bezug genommen wird. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage 
geht dabei grundsätzlich von einer linearen 
Transponierung der dem Geflügelwirtschafts­
gesetz unterliegenden Waren aus, wobei der 
Warenkatalog entsprechend dem Wortlaut 
des neuen Zolltarifs benannt wird. Aus Grün­
den der Rechtsklarheit und Einheitlichkeit 
werden jetzt die Überschrift der jeweiligen 
Nummern des Zolltarifs zur Gänze und die 
Unternummern nur soweit, als die Ware dem 
Geflügelwirtschaftsgesetz unterliegt, ange­
führt. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die erwähnte Regierungsvorlage in 
seiner Sitzung am 3. November 1987 in Ver­
handlung genommen. Im Zuge der Verhand­
lungen stellten die Abgeordneten Ing. Derfler 
und pfeifer einen umfangreichen Abände­
rungsantrag. 

Durch das vorliegende Gesetz soll in der 
Regel ein einheitlicher Importausgleich 
gegenüber Importwaren aus sämtlichen Staa­
ten festgesetzt werden. Die Erhebung des 
Importausgleiches soll gleichzeitig mit dieser 
Änderung den Zollbehörden übertragen wer­
den. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung des erwähn­
ten Abänderungsantrages mit Stimmenein­
helligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem dem schriftlichen Ausschußbericht ange­
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zutreten. 

Präsident: Es liegen Wortmeldungen vor. 16 
sind es. 

Ich danke den Berichterstattern für ihre 
Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Die erste Wortmeldung ist die des Herrn 

Abgeordneten Hintermayer. Ich erteile ihm 
das Wort. 

16.11 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Heute steht der 
Grüne Bericht 1986 zur Diskussion. Es ist eine 
alte Tradition, daß man zu Beginn den Akteu­
ren danken muß, die die Erstellung dieses 
gesetzlich fixierten Grünen Berichtes erst 
ermöglichen. Es sind dies in erster Linie jene 
2 300 Bauern in Österreich, die sicher die auf­
geschlossensten und tüchtigsten sind, denn 
sie haben sich bereit erklärt, auf freiwilliger 
Basis ihre Unterlagen zur Verfügung zu stel­
len. 

Das wird vielleicht manche wundern. 
Würde ich Gewerbetreibende oder andere fra­
gen, ob sie bereit sind, ihre Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen, ich glaube, sie würden 
dem nicht nachkommen. Der Dank gilt aber 
auch den Beamten des Ressorts, den Exper­
ten, den Institutionen und den Mitgliedern 
der § 7-Kommission, die alle Zahlen und 
Ergebnisse aufgearbeitet und verwertet 
haben. 

Ich muß bestätigen, weil ich ein Angehöri­
ger dieser § 7-Kommission bin, daß in diesen 
Gremien alle Unterlagen nach objektiven 
Maßstäben ausgewertet werden. Trotzdem 
sollte man aber darüber nachdenken, wie 
man den Grünen Bericht verbessern und effi­
zienter gestalten könnte. 

Kollege Huber wird sich nach mir zu Wort 
melden und seine Vorstellungen aus Kärntner 
Sicht darlegen. 

Schon im Ausschuß habe ich mir erlaubt, 
an die Kammern zu appellieren, denn wenn 
die § 7 -Kommission berechtigterweise durch 
die Länder fährt und dort Betriebe besichtigt, 
versucht immer wieder eine Kammer, einen 
Parade betrieb anzubieten und zur Verfügung 
zu stellen. Ich glaube, das ist nicht richtig, das 
verzerrt das ganze Bild. Es wäre besser, 
Durchschnittsbetriebe zur Verfügung zu stel­
len, die den Tatsachen und Realitäten ent­
sprechen. 

Jeder weiß, mit Zahlen und Statistiken läßt 
sich trefflich streiten. Manche meinen sogar, 
daß man Statistik zur Lüge und zur Erzlüge 
abwandeln kann, aber wir alle wissen, daß 
man Zahlen und Fakten braucht. Seien wir 
froh, daß wir in Österreich diesen Grünen 
Bericht haben, so wie es ihn in den meisten 
westeuropäischen Ländern auch gibt. Arbei­
ten wir daran, daß er noch besser wird. 
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Die österreichische Landwirtschaft kann 
damit unwiderlegbar nachweisen, daß ihr Ein­
kommen gegenüber anderen Berufsgruppen 
nachhinkt und verbessert werden muß. 

Gerade der Grüne Bericht 1986 beweist 
aber auch, daß die Maßnahmen zu greifen 
begonnen haben, die während der sozial-libe­
ralen Regierung eingeleitet wurden. 

Der Grüne Bericht gibt Auskunft über die 
hauptberuflich geführten land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe. 2300 Betriebe umfaßt 
das Testbetriebsnetz der Buchführungsgesell­
schaft. Hochgerechnet auf alle 300 000 Bau­
ernhöfe soll damit ein Überblick über die 
jeweilige Einkommenslage in der öster­
reichischen Landwirtschaft gegeben werden. 

Wie die Bilanz in einer Buchführung, so 
stellt der Grüne Bericht auch nur eine 
Momentaufnahme bezogen auf ein Jahr dar. 
Wie die Bilanzzahlen muß man auch die Zah­
len im Grünen Bericht lesen und richtig deu­
ten können. Aus den Grünen Berichten der 
vergangenen Jahre - ein mittelfristiges 
Betrachten ist unbedingt nötig - geht hervor, 
daß die landwirtschaftlichen Einkommen je 
Familienarbeitskraft im Mittel von 1983 bis 
1986 von 97 000 Sauf 112 000 S gestiegen sind. 
1984 erhöhte sich das Einkommen um 21 Pro­
zent, 1985 gab es ein Minus von 14 Prozent, 
und heuer gibt es wieder ein Plus von 11 Pro­
zent. 

Der Einkommensabstand zu den übrigen 
Berufsgruppen ist noch immer zu groß. Es 
läßt sich aufgrund einer Tabelle des Grünen 
Berichtes auch ableiten, daß die sogenannten 
guten Jahre vorbei sind, insbesondere seit 
den frühen achtziger Jahren. Die Experten 
sagen, das hänge mit der zunehmenden Über­
schußproduktion zusammen; eine Erschei­
nung, die wir Freiheitlichen schon lange kriti­
siert haben. Wir haben auch entsprechende 
Maßnahmen vorgeschlagen, zum Beispiel die 
Lieferverzichtsprämie im Milchbereich, Alter­
nativen und das Grünbracheprogramm im 
Getreidebereich. 

Der Weinbau war in den letzten Jahren ein 
besonderes Kapitel. Die Folgen des Wein­
skandals und auch die Frostschäden der bei­
den letzten Jahre haben entsprechende Wir­
kung gezeigt, was viele Weinbaubetriebe an 
den Rand des Ruins getrieben hat. Auch ver­
billigte Kredite können hier, wenngleich sie 
gut gemeint sind, nur lindernd wirken. 

Ich möchte deshalb den Herrn Landwirt­
schaftsminister wiederum bitten und erin-

nern, daß steuerliche Maßnahmen, daß 
Erleichterungen geschaffen werden müssen. 

Es liegt von meiner Fraktion ein Antrag auf 
Abschaffung der Alkoholsondersteuer im 
Unterausschuß. Ich habe dem Vorsitzenden 
des Unterausschusses, Kollegen Pfeifer, auch 
bereits einen Brief geschrieben, er möge die 
Beratungen im Unterausschuß aufnehmen. 
Ich bitte hier noch einmal im Namen der 
Weinbauern den Herrn Bundesminister, den 
Kollegen Pfeifer, den Finanzminister zu ani­
mieren, daß endlich in diese Richtung etwas 
unternommen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auch die übrigen Spezialbetriebe konnten 
verhältnismäßig zulegen, zum Beispiel die 
Gartenbaubetriebe, Blumen-, Garten-, Obst­
baubetriebe, aber auch die Schweineproduk­
tionsbetriebe haben eine Steigerung um etwa 
27 Prozent im Berichtsjahr erfahren. Bei den 
letzteren ist jedoch zu beachten, daß es leider 
Gottes alle paar Jahre zu dem sogenannten 
Schweineberg kommt und hier immer wieder 
ein Auf und Ab zu beobachten ist. 

Noch ein Wort zu den Getreidebaubetrie­
ben, die in F0rm einer Sonderauswertung im 
Grünen Bericht lobenswerterweise ausgewie­
sen sind. Dort liegt das Einkommensniveau 
mit 198 000 S je Familienarbeitskraft zwar 
deutlich höher als im Bundesmittel, doch 
sowohl 1985 als auch 1986 waren Rückgänge 
um minus 10 und minus 9 Prozent zu ver­
zeichnen. (Abg. Gur t n e r: Da gab es einen 
FPÖ-Staatssekretär!) 

Im Grünen Bericht heißt es dazu, daß sehr 
wohl die sogenannte Bodenschutzabgabe 
ihren Beitrag zum Rückgang geleistet hat; 
eine Abgabe, die gegen den Widerstand der 
FPÖ von den Sozialpartnern eingeführt 
wurde. Interessanterweise hat auch die Ver­
tretung der Landwirtschaft, die Präsidenten­
konferenz, daran sehr maßgeblich mitge­
wirkt. 

Hohes Haus! Die Landwirtschaft ist witte­
rungsabhängig wie kaum ein anderer Wirt-

. schaftszweig. Entsprechend wechselhaft ist 
auch die Einkommenslage. Mittelfristig etwa 
stieg von 1984 bis 1986, 'also in der Zeit der 
kleinen Koalition, als die FPÖ einen Bau­
ernstaatssekretär stellte, das Einkommen je 
Familienarbeitskraft laut Grünem Bericht um 
etwa 5 Prozent. Alles in allem betrachtet war 
diese Periode somit einigermaßen positiv zu 
bewerten, wenngleich draußen der Bauern­
bund diese Periode miesmachen möchte und 
versucht, mit heftigsten Attacken davon abzu­
lenken. 
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Die FPÖ, die nur einen Staatssekretär in 
dieser Zeit im Landwirtschaftsressort hatte, 
hat sich um die Bauern bemüht. Wir werden 
sehen, wenn wir nach Ablauf dieser Legisla­
turperiode mit dem Herrn Minister reden, ob 
ihm alles geglückt ist. Sicherlich nicht; wie es 
bei uns Rückschläge gegeben hat, so wird 
auch er solche hinnehmen müssen. 

Die Freiheitliche Partei wird mehrheitlich 
diesen Grünen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich komme zur Marktordnungsgesetz­
Novelle. Diese Marktordnungsgesetz-Novelle 
lehnen wir ab. Wir sind für Marktordnung, 
wir sind für Ordnung auf dem Markt, aber 
gegen neuerliche und unentwegte Belastun­
gen. Daher haben wir uns entschieden, die 
Marktordnungsgesetz-Novelle abzulehnen. 

Der Bauernbund kritisiert die Vergangen­
heit. Er forderte und forderte, er fordert auch 
heute draußen in Presseaussendungen und 
Zeitungsartikeln ein höheres Einkommen für 
die Landwirtschaft und stellt damit etwas in 
Aussicht, weckt echte Hoffnungen. Wie 
schaut aber die Realität aus? - Hier erleben 
wir es hautnah. Hier sind seit Jänner nur 
Belastungspakete präsentiert worden. Es 
begann mit der Mineralölsteuererhöhung und 
ging weiter mit der Erhöhung der Verwer­
tungsbeiträge, der Einführung der Saatgutab­
gabe, der Erhöhung der Düngemittelabgabe, 
der zweimaligen Erhöhung der Absatzförde­
rungsbeiträge für Milch. In die heutige 
Novelle sind wiederum Belastungen verpackt. 
Deshalb unser Nein zu dieser Novelle! 

Es fließen zum Beispiel Gelder zum Wirt­
schafts minister, der seine Bauernfeindlich­
keit häufig unter Beweis stellt. Unter ande­
rem versagt der Herr Wirtschaftsminister der 
Weinkommission den 10 Millionen Schilling­
Beitrag, den Vizekanzler Steger als Handels­
minister zugesagt hat. Das ist ein Schlag für 
die Weinwirtschaft und für die Weinbauern! 

Außerdem werden die Bauern bei der Aus­
weitung der sicherlich notwendigen Ökoflä­
chen wieder weiter zur Kassa gebeten. In die­
sem Zusammenhang möchte ich das Ersu­
chen an den Herrn Bundesminister richten, 
Rahmenbedingungen für diese Alternativflä­
chen zu schaffen, die in ganz Österreich Gel­
tung haben. Ich könnte Ihnen Beispiele auf­
zählen, wie es in verschiedenen Bundeslän­
dern durch die Kammern zu willkürlichen 
Zuteilungen oder Kürzungen von Flächen 
kommt, was unter den Bauern leider Gottes 
große Unruhe hervorruft. 

Herr Bundesminister! Mich hat heute Nach­
mittag ein Bauer aus dem Molkereibereich 
Obergrafendorf angerufen und mir mitgeteilt, 
daß dort 700 Mitglieder in der Genossenschaft 
sind. Es war kürzlich eine Generalversamm­
lung. 160 haben ihre Kontingente zurückge­
nommen und gekürzt, und bei dieser General­
versammlung sind diese 160 angeprangert 
und als Verräter hingestellt worden. Darüber 
ärgert sich der Bauer maßlos, weil er auch zu 
jenen gehörte, die Ihre Aufrufe angenommen 
und erhört haben, aber jetzt wird er als der 
Schlechte, als der schlechtere Genossenschaf­
ter hingestellt. Er hat dort gehört, daß andere 
sofort wieder aufgestanden sind mit dem 
Bemerken: Na, wenn ohnehin 160 verzichtet 
haben, so könnten ja wir das zusätzliche Kon­
tingent bekommen. Ich glaube, daß das nicht 
in dem Sinne ist, den Sie hier verfolgen und 
wir alle gemeinsam erstreben. Es ist dies eine 
Verunsicherung der Bauern, und ich bitte Sie 
wirklich, hier nach dem Rechten zu sehen. 
(Ruf bei der ÖVP: Das ist nicht im Sinne des 
Erfinders!) 

Unsere Ablehnung soll aber auch einen Pro­
test darstellen gegenüber der Vorgangsweise 
der Regierungsparteien im Ausschuß und der 
Phase der Vorberatung dieser wichtigen 
Gesetzesmaterien. Denn wenn man ganz 
neue Gesetzentwürfe eine halbe Stunde vor 
dem Ausschußbeginn bekommt und daher 
keine Zeit zum Überprüfen hat, steht man 
dem Ganzen mit Mißtrauen gegenüber. Das 
schaut nach Überrumpelungstaktik aus, und 
wir sind eben aus diesem Grunde auch dieser 
Marktordnungsgesetz-Novelle ablehnend 
gegenübergetreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zuletzt zum Gesetz betreffend die Geflügel­
wirtschaft. Diesem Gesetz erteilen wir die 
Zustimmung, weil es der Stabilisierung der 

, Preise, der Gewährleistung einer ausreichen­
den Versorgung der Bevölkerung und dem 
Schutz der inländischen Geflügelwirtschaft 
dient. Sicherlich haben wir auch Kritik ange­
bracht. Vor allem die Beiratsregelung ist 
unserer Meinung nach nicht ganz optimal, 
ebenso, daß im § 8 festgelegt wird, daß Ein­
gänge aus der Geflügelabschöpfung für den 
Absatz von anderen Tieren und tierischen 
Erzeugnissen Verwendung finden. 

Aber wir wissen schon, daß man in der 
demokratischen Gesetzgebung Konsensbe­
reitschaft beweisen muß. Wir hoffen nur, daß 
sie auf Erwiderung stößt. Wir wünschen, daß 
dieses Gesetz seinen Zielsetzungen gerecht 
wird, und geben deshalb unsere Zustimmung. 
(Beifall bei der FPÖ.) 16.25 
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Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Punti­
garn. Ich erteile es ihm. 

16.25 

Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Wenn heute über den 
Grünen Bericht 1986 diskutiert wird, dann 
geht es dabei um den letzten Abschnitt einer 
Periode, die für die Bauern keine glorreiche 
gewesen ist. Der vom Abgeordneten Hinter­
mayer hervorgehobene freiheitliche Staatsse­
kretär im Landwirtschaftsministerium hat 
bei seinem Amtsantritt gesagt, er sehe nun 
die Situation etwas anders, das Glas sei nicht 
halbleer , sondern halbvoll. Ich nehme an, daß 
er heute bei seiner Wortmeldung wieder den 
Umkehrschluß vornimmt. (Abg. Hai ger­
m 0 s e r: Nur mehr ein Achtelglas!) 

Ich möchte zur Ehrenrettung des Kurzzeit­
landwirtschaftsministers Dr. Schmidt sagen 
(Abg. Dkfm. Bau er: Es gibt eine weitere 
Schlußfolgerung! Es hat sich nichts verbes­
sert!), daß er sich zwar sehr wohltuend von 
dem "Zulangzeitminister" Dipl.-Ing. Haiden 
abgehoben hat, aber - möglicherweise aus 
Zeitnot - nicht in der Lage gewesen ist, jene 
Wende in der Agrarpolitik einzuleiten, auf die 
die Bauern schon lange gewartet haben. 

Ich glaube, daß der Grüne Bericht 1986 
auch eine gute Gelegenheit ist, die Situation 
der Landwirtschaft, wie sie sich heute dar­
stellt, zu beschreiben. Auch wenn die land­
wirtschaftlichen Einkommen pro Arbeitskraft 
im Jahr 1986 gegenüber 1985 um 11 Prozent, 
real um 9 Prozent, gestiegen sind und auch 
wenn die Bauern in der Öffentlichkeit und 
hier vor allem von den Medien als gut verdie­
nende Berufsgruppe dargestellt worden sind, 
so täuscht dieses Ergebnis doch beträchtlich. 

Erstens war 1985 ein Katastrophenjahr mit 
Einkommenseinbußen für die Bauern, wie es 
sie seit 1945 nicht gegeben hat - 1985 hatten 
wir nominell minus 14 Prozent und real sogar 
minus 17 Prozent -, und zweitens haben die 
Bauern selbst ihren Aufwand zurückgenom­
men. Sie haben sich selbst eingeschränkt. Die 
sogenannten Vorleistungen, wie sie aus dem 
Grünen Bericht ersichtlich sind, nämlich Fut­
termittel, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, 
aber auch Treibstoffe, Maschinen und 
Gebäude, liegen mit 24,4 Milliarden um 
5,5 Prozent unter jenem Wert, der für 1985 
ausgewiesen ist. 

Drittens kommt noch dazu, daß die Zahl der 

in der Landwirtschaft Erwerbstätigen weiter 
abgenommen hat. 1986 sind 8400 Arbeits­
kräfte aus der Landwirtschaft abgewandert. 
Interessanterweise sind von den 8 400 
Arbeitskräften 7 400 sogenannte "Familienar­
beitskräfte" . 

Selbst wenn der Kuchen gleichgeblieben 
wäre, wenn sich die Zahl, auf die er aufgeteilt 
werden muß, verkleinert, ergibt das automa­
tisch Einkommenszuwächse, die nur stati­
stisch zu sehen sind. Die positiven Zahlen des 
Jahres 1986 erscheinen, wenn man sie in die 
richtige Relation bringt und den Zusammen­
hang mit 1985 herstellt, in einem ganz ande­
ren Licht. 

Ich möchte aber heute die Gelegenheit 
ergreifen, auf ein Ereignis zurückzublicken, 
das inzwischen weitestgehend aus der Dis­
kussion verschwunden ist. Es geht um jenes 
Ereignis, das am 26. April 1986 in Tschernobyl 
passiert ist. Man redet heute nicht mehr dar­
über, aber die Hauptgeschädigten dieser 
Reaktorkatastrophe waren die Bauern. Die 
Schäden sinc:;i in die Hunderte von Millionen 
Schilling gegangen und lassen sich eigentlich 
nicht messen. Was sich messen läßt - das ist 
im Grünen Bericht enthalten -, sind jene 
Entschädigungszahlungen, die der Bund 
geleistet hat. Insgesamt waren es 266 Millio­
nen Schilling, davon 117 Millionen Schilling 
allein für den Bereich Gemüseanbau. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
möchte, um diesen Unfall ins rechte Licht zu 
rücken, den Versuch unternehmen, uns ein­
mal auszumalen, was passiert wäre, wenn 
diese Reaktorkatastrophe sich nicht am 
26. April, sondern am 26. Juni ereignet hätte. 
Es wäre die erste Mahd und auch die zweite 
Mahd kaputt gewesen. Wir hätten also kein 
Futter für die Tiere gehabt. Es wäre die 
Getreideernte zu vernichten gewesen, sowohl 
Brotgetreide als auch Futtergetreide. Es hätte 
kein Obst gegeben, und es hätte keinen Wein 
gegeben. Wenn wir uns das vor Augen führen, 
sehen wir, wie krisenabhängig wir sind und 
wie hilflos wir solchen Ereignissen gegen­
überstehen. 

Natürlich könnten wir sagen: Wir können 
importieren. Aber wenn wir importieren müß­
ten, weil wir Importe als Grundlage für die 
Versorgung der Bevölkerung brauchen, hät­
ten die anderen den Preis diktiert. Wir hätten 
nicht zu jenen Bedingungen Importe bekom­
men, wie sie uns jetzt im Rahmen des Osthan­
dels beziehungsweise im Rahmen des Außen­
handels angeboten werden. Österreich wäre, 
so paradox das klingen mag, bei einer Kata-
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strophe im Juni über Nacht von einem Über­
schußland zu einem Notland geworden. Ich 
glaube, daß es notwendig und zweckmäßig ist, 
auch darüber nachzudenken, wie schnell sich 
eine Situation ins Gegenteil verkehren kann. 

Der Grüne Bericht, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, für dessen Erstellung ich 
allen, die daran mitgewirkt haben, sehr herz­
lich danke, gibt keinen umfassenden Über­
blick über die Situation der Land- und Forst­
wirtschaft insgesamt. Aus Gründen, die für 
mich und für viele andere nicht erkennbar 
sind, wurde der gesamte Bereich der Neben­
und Zuerwerbslandwirtschaft aus dem Grü­
nen Bericht herausgenommen. Zwei Drittel 
der österreichischen Bauern sind im Nebener­
werb tätig, sie scheinen aber einkommensmä­
ßig und bei der Beurteilung der Situation der 
Land- und Forstwirtschaft nicht auf. Ich 
danke daher Herrn Minister Riegler, daß er 
Vorsorge dafür getroffen hat, daß im nächsten 
Grünen Bericht dieser Bereich der Landwirt­
schaft, der sehr wichtig und dominierend ist, 
wieder aufscheint. (Beifall bei der ÖVP.) 

"Ich möchte abschließend ein paar Worte zur 
Einkommensituation in der Land- und Forst­
wirtschaft sagen, und zwar sowohl national 
als auch international gesehen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ver­
dient ein Bauer umgerechnet 14935 S, also 
rund 15 000 S. In der Schweiz kommt das Ein­
kommen eines Bauern auf 27 224 S. In Öster­
reich liegen wir im Durchschnitt mit 9 332 S 
um 40 Prozent hinter der Bundesrepublik und 
um zwei Drittel hinter der Schweiz! 

Natürlich gibt es auch in der Landwirt­
schaft Personen, denen es nicht schlecht geht. 
Natürlich gibt es auch Bauern, deren Einkom­
mensituation ganz gut aussieht. Es wird ja 
auch sehr oft in der Öffentlichkeit darüber 
diskutiert. Jeder hat seinen Paradebauern, 
den er herzeigt und von dem er dann sagt: 
Schaut euch den an, dem geht's ja wirklich 
nicht schlecht! - Aber man kann die in der 
Landwirtschaft Tätigen nicht über einen 
Kamm scheren. Im allgemeinen gehört die 
Landwirtschaft nicht zu jenen Berufszweigen, 
die sich einkommensmäßig auf der Sonnen­
seite befinden. 

Ich habe mir herausgesucht, wer 1986 mehr 
als 10 000 S brutto verdient. Das waren 70 Pro­
zent aller Unselbständigen, und zwar 66 Pro­
zent aller Arbeiter und 75 Prozent aller Beam­
ten und Angestellten. Aber bei den Bauern, 
die auf mehr als 10 000 S brutto gekommen 

sind, waren es nur 38 Prozent und bei den 
Bergbauern sogar nur 26 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Minister! Ich möchte die Diskussion zum 
Grünen Bericht auch zum Anlaß nehmen, 
zwei Anliegen zu deponieren. 

Auf der einen Seite gibt es das Problem des 
agrarischen Außenhandels. Wir müssen hier 
zu einer ausgewogeneren Regelung kommen. 
Ich bitte Sie, Herr Minister, daß Sie beim 
Gesundheitsminister darauf drängen, die 
Schwerpunktzollämter rasch einzuführen. Ich 
glaube, allein mit der Einführung von Schwer­
punktzollämtern würde manches, was heute 
so ohneweiters über die Grenze geht, gar 
nicht mehr nach Österreich kommen. In dem 
Augenblick, wo man weiß, daß an der Grenze 
nach dem österreichischen Lebensmittelrecht 
kontrolliert wird, würde vieles von Haus aus 
unterbleiben. 

Das zweite Problem, auf das ich aufmerk­
sam machen möchte, sind die Einheitswerte. 
Der Einheitswert ist ein Ertragswert. Wenn 
die Erträge in der Land- und Forstwirtschaft 
sinken, dann können die Einheitswerte nicht 
steigen. Wir haben in den letzten Jahren 
einige Einheitswerterhöhungen in Kauf neh­
men müssen, obwohl die Ertragslage der 
Landwirtschaft rückläufig war. 1976 wurden 
die Einheitswerte um 10 Prozent erhöht. 1979 
im Durchschnitt um 18 Prozent, und 1983 wur­
den alle Einheitswerte linear um 5 Prozent 
angehoben. 

Ich darf Sie abschließend bitten, Herr Mini­
ster, daß Sie diesen Problemen Außenhandel, 
Importfrage und Einheitswerte besonderes 
Augenmerk schenken. Wir sind das unseren 
Bauern schuldig. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 16.36 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Abgeordneter Wabl. Ich erteile es 
ihm. 

16.36 

Abgeordneter Wahl (Grüne): Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Hohes Haus! Herr Kol­
lege Puntigam, ich habe schon die Befürch­
tung gehegt, Sie werden heute die gleiche 
Rede halten wie das letztemal, wie am 5. März 
1987. (Ruf bei der ÖVP: Er ist immer voreinge­
nommen!) Damals haben Sie nämlich folgen­
des gesagt: "Ich erinnere mich, als Gerulf 
Murer Staatssekretär war, hat er von der 
Ministerbank aus gemeint: Es ist eben ent­
scheidend, von welcher Warte man etwas 
betrachtet: Man kann ein Glas, das halb 
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gefüllt ist, als halbleer bezeichnen oder auch 
als halbvoll sehen." Dann kamen weiters ein 
Hofieren in Richtung des ehemaligen Herrn 
Ministers Schmidt und ein arger Rüffel für 
den Herrn Minister Haiden. Und nun habe ich 
schon befürchtet, jetzt kommt die alte Rede 
wieder. (Abg. lng. Mu rer: Er hat sich gebes­
sertf) 

Aber, Herr Kollege Puntigam, als Sie dann 
angefangen haben: Jetzt sind die sieben fet­
ten Jahre angebrochen, die sieben mageren 
sind Gott sei Dank vorbei, die sieben fetten 
Kühe werden jetzt bald auf der Weide stehen!, 
da habe ich mir gedacht, jetzt wird es bergauf 
gehen mit Ihrer Rede. Und in einigen Berei­
chen, muß ich sagen, hat es ja auch erfreuli­
cher geklungen. (Abg. lngi-id Ti c h y­
Sc h red e r: Das ist ein Oberlehrer!) 

Meine Damen und Herren! Ich hätte lieber 
eine Rede gehabt, aus der ich irgend etwas 
erfahre. Es ist nämlich ein bisserl irritierend, 
ich denke mir: Habe ich jetzt schon das Proto­
koll seiner Rede, hat er schon seinem Presse­
referenten alles mitgeteilt, oder hält er eine 
neue Rede? - Aber gut, das nur zur Einlei­
tung. 

Lassen Sie mich gleich eingangs folgendes 
feststellen: Wir haben bei der Ausschußsit­
zung am 3. November, wie schon Kollege Hin­
termayer gesagt hat, eine halbe Stunde oder 
einige Stunden vorher, wie der Berichterstat­
ter gesagt hat: umfangreiche Anträge vor die 
Nase geknallt bekommen, und ich halte das 
für demokratiepolitisch mehr als bedenklich. 

Ich kann mir vorstellen - und das habe ich 
auch im Ausschuß gesagt -: Eine ÖVP, wie 
sie in der Opposition war, hätte sich eine sol­
che Vorgangsweise niemals gefallen lassen. 
Es hätte wüste Proteste gegeben, und es hätte 
bei der Marktordnung, die ja nicht mit einfa­
cher Mehrheit beschlossen werden kann, 
wahrscheinlich keinen Konsens mehr geben 
können. Das hätte man sich nicht gefallen las­
sen. 

Es ist eine fehlende politische Kultur, daß 
der Opposition so spät wirklich wichtige 
Gesetzesmaterien vorgelegt werden. Uhd 
dann wundert man sich, wenn die Opposition 
mißtrauisch ist gegenüber Gesetzesanträgen, 
gegenüber Gesetzesmaterien, wundert man 
sich, daß kein Konsens gefunden werden 
kann. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe 
schon, Sie haben es wirklich sehr schwer, Sie 
müssen wirklich nächtelang mit Ihren Sozial-

partnern herumsitzen, Sie müssen wirklich 
kämpfen um jeden Satz, denn hier sind ja 
massive Interessen und massive Interven­
tionspolitiker am Werk, die keine klare Agrar­
politik zulassen, so schön es wäre - ich habe 
das in meiner ersten Rede hier gesagt -, 
wenn das, was Herr Landwirtschaftsminister 
Riegler angekündigt hat, ein bißchen zum 
Tragen käme. 

Ich kann nur feststellen: Der große Wurf 
oder die große Linie ist nicht erkennbar. Es 
ist eher ein Trauerspiel, was hier geboten 
wird. Es ist eigentlich ein Fortsetzen von klei­
nen, ganz kleinen, mageren Schwänken, und 
ich muß sagen, ich finde das sehr bedauerlich. 
Die Transparenz ist dadurch sehr schlecht, 
daß Sie überhaupt nicht gewillt sind, im Aus­
schuß Klartext zu reden, im Ausschuß die 
Konflikte einigermaßen darzulegen. 

Ich habe mit etwas Schadenfreude heute 
vernommen, daß das Forstgesetz, das wirk­
lich sehr ausführlich in den Ausschüssen 
behandelt worden ist - ich habe mich sehr 
gefreut darüber, daß dieses Gesetz und auch 
alles Für und Wider so lang und breit disku­
tiert worden ist; wenngleich wichtige Abstri­
che gemacht worden sind, waren wir doch 
sehr froh darüber, daß diese wichtige Geset­
zesmaterie so ausführlich diskutiert wurde 
und doch einige Dinge untergebracht worden 
sind -, daß dieses Forstgesetz jetzt im Bun­
desrat steckenbleibt. Das freut mich sehr. 
Denn ich habe das Gefühl, wenn diese Gesetz­
Durchpeitsch-Maschinerie weiterhin so 
anhält, dann werden einige Pannen passie­
ren, eine Novelle wird die andere hetzen und 
jagen, und es wird wahrscheinlich zu keinen 
grundlegenden Änderungen in der Politik 
kommen. 

Nun möchte ich aber zum Grünen Bericht 
speziell Stellung nehmen. Einiges an diesem 
Grünen Bericht ist sicher sehr aufschluß­
reich. Ich möchte es hier nicht versäumen, 
wie meine Vorredner zu sagen, daß die 
Berichte natürlich von Beamten verfaßt wur­
den, die sich bemüht haben, die Lage der 
Landwirtschaft darzustellen. Aber wenn die 
Lage der Landwirtschaft traurig ist, dann 
sind auch die Berichte traurig, dafür können 
die Beamten nichts. Und wenn diesem 
Bericht nicht zugestimmt werden kann, dann 
nicht deshalb, weil die Beamten schlecht 
berichtet haben, sondern weil die politische 
Entscheidung und die politischen Wahrheiten, 
die hier dargelegt werden, mehr als ableh­
nungswürdig sind. 

So wird etwa in diesem Landwirtschaftsbe-
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richt das Volkseinkommen mit 3,2 Prozent 
festgehalten. Das scheint uns etwas zu hoch 
gegriffen, aber darüber läßt sich sicher vor­
trefflich streiten. 

Die Aussagen zur Umweltpolitik sind aller­
dings völlig vage. Ich frage mich, wann wird 
diesem Haus eine präzise Datensammlung 
über die Nitratbelastung vorgelegt, über den 
Düngemittel- und Pestizideinsatz, über die 
Umweltbelastung, die die Landwirtschaft sel­
ber verursacht, aber auch - und das ist jC\. 
nicht unerheblich - über jene Umweltbela­
stung, die die Landwirtschaft erdulden muß? 

Berichte, und das ist auch ein Mangel die­
ses Berichtes, verstehen es he'rvorragend, 
umstrittene oder heiße Fragen auszuklam­
mern, während über weniger relevante unum­
strittene Bereiche seitenlange Tabellen vorzu­
finden sind. Diese Gewichtung spiegelt 
unsere politische Kultur wider. 

Das ist genau das Problem. Die wesentli­
chen Punkte, die wesentlichen strittigen 
Punkte, die wesentlichen Probleme werden in 
Hinterkammern ausgetragen, diskutiert und 
von den Mächtigen - es sitzen ja einige 
davon hier - dann ausgepackelt. 

Ich möchte aus Anlaß des heutigen Berichts 
über die soziale Situation der öster­
reichischen Landwirtschaft besonders über 
die Bergbauern reden. Die Zielrichtung ist 
klar: Die Landwirtschaft braucht mehr Kauf­
kraft. Diese Kaufkraft muß aber auch gerech­
ter verteilt werden. Es ist ein Skandal, wenn 
der Anteil der Land- und Forstwirtschaft am 
gesamten Volkseinkommen von 4,4 Prozent 
im Jahre 1977 auf 3,2 Prozent im Jahre 1986 
sinkt, und niemand kann offensichtlich etwas 
dagegen unternehmen. Ganz im Gegenteil! 

Die offizielle Politik hat zwar noch immer 
das hehre Ziel vor Augen, die Abwanderung 
aus der Landwirtschaft zu verhindern, aber 
das Gegenteil ist der Fall, weil wir eine jährli­
che Abwanderungsquote aus der Landwirt­
schaft von rund 3 Prozent haben. Niemand 
von den mächtigen Funktionären schreit auf, 
weil es ja in Wahrheit ihr Ziel ist, daß die grö­
ßeren Bauern überleben können, während die 
kleineren sowieso vor die Hunde gehen. 

Hier möchte ich diejenigen fragen, die den 
Durchmarsch in die EG propagieren, wie sie 
sich diese Strukturbereinigungen vorstellen, 
damit Österreich mit seiner Landwirtschaft in 
diesem großen wunderschönen Massengrab 
Agrarlandwirtschaft in der EG überleben 
kann. 

Umsomehr, meine Damen und Herren, muß 
jetzt gefragt werden, was den Bauern in 
Österreich die Kaufkraft entzieht, weil nur 
dann Gegenstrategien möglich sind. Wenn 
man diese Fragen beantwortet, sind es im 
wesentlichen vier Faktoren: 

Erstens der Importüberschuß bei Nah­
rungsmitteln, der 1986 die Rekordhöhe von 
11,8 Milliarden erreichte, also fast 12 Milliar­
den. Und niemand schreit auf. Im Gegenteil: 
Unsere Großimporteure - und nicht wenige 
Genossenschaften sind darunter - werden 
weiterhin liebevoll gehätschelt. 

Zweitens ist es das Ausmaß an Vorleistun­
gen wie Energie, Düngemittel und Pestizide, 
eine Summe, die 1986 24 Milliarden Schilling 
betrug. 

Dazu eine klare Aussage: Je weniger wir an 
Vorleistungen einsetzen, wie dies etwa im bio­
logischen Landbau der Fall ist, desto höher ist 
natürlich die Kaufkraft. Alle Ansätze zu einer 
drastischen Verteuerung des Fremdmittel­
einsatzes sind bisher aufgrund der erfolgrei­
chen Interventionen der Lobbies halbherzig 
geblieben. (Abg. Gur t n er: Ja, Ja!) 

Drittens zehren die Kosten der Überschuß­
verwertung an der Kaufkraft der Bauern. 
Diese Kosten belaufen sich im kommenden 
Jahr offiziell auf 8,3 Milliarden, inoffiziell 
werden es mindestens 9 Milliarden Schilling 
sein. Es ist wirklich ein agrarpolitischer Skan­
dal, wenn Überschußverwertung, wie der 
Name schon sagt, zur Verwertung jener Über­
schüsse geschaffen wird, die Bauern in Gunst­
lagen produzieren, während die übrigen Bau­
ern dafür zahlen müssen. 

Ein skandalöses Beispiel: Die direkt ein­
kommenswirksamen Bergbauernzuschüsse 
des Bundes von rund 520 Millionen betragen 
etwa 6 Prozent jener Mittel, die für die Über­
schußverwertung ausgegeben werden. Gerade 
diese Zuschüsse entsprechen noch am ehe­
sten den Zielsetzungen der Umwelterhaltung 
und des Naturschutzes. 

Heute, und das ist das eigentlich Dramati­
sche an der österreichischen Agrarpolitik, 
werden die kleineren Bauern immer zur 
Kasse gebeten, während sich - ich will die­
ses Wort schon gar nicht mehr verwenden, 
weil es mir ununterbrochen in diesem Zusam­
menhang einfällt, aber ich sage es trotzdem 
- am mafiosen System der Überschußver­
wertung, an dem einige wenige profitieren, 
nichts ändert. Im Gegenteil: Die genossen­
schaftlichen Exporteure im Milchbereich sind 
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gerade dabei, sich noch günstigere Mantel­
und Verwertungsverträge herauszuschlagen. 

Es muß Ihnen einmal mit aller Deutlichkeit 
gesagt werden, daß es hier nicht um Skandali­
sierung geht, sondern um eine sehr grund­
sätzliche Frage, nämlich darum, wer an die­
sem System heute verdient und wer im 
Gegenteil die Benachteiligten, die sogenann­
ten Deppen, sind. 

Der vierte Punkt, der den Bauern Einkom­
men entzieht, liegt in der zunehmenden Indu­
strialisierung der Nahrungsmittelproduktion. 
Diese führte dazu, daß im letzten Jahrzehnt 
die Ausgaben für Nahrungsmittel um 120 Pro­
zent stiegen, das Bauerneinkommen aber nur 
um 68 Prozent. Hier wird also sehr kräftig 
verdient, meine Damen und Herren, aber nur 
nicht bei den Bauern. 

Die Linie muß also klar sein: Es geht 
darum, den Bauern mehr Kaufkraft zuzufüh­
ren. Soll das gelingen, ist eine Änderung die­
ser vier Punkte, die ich jetzt angesprochen 
habe, dringend erforderlich. 

Der nächste Punkt, der mir mindestens 
gleich wichtig ist, ist die Verteilung des Ein­
kommens innerhalb der Bauernschaft. Über 
dieser Frage der Einkommensverteilung liegt 
ein ganz schöner Schleier, weil die Etablier­
ten offensichtlich wenig Interesse dar an 
haben, daß es darüber zu einer verstärkten 
Debatte innerhalb der Landwirtschaft 
kommt. Diese Debatte halte ich aber für drin­
gend notwendig, und deshalb werden wir sie 
auch ständig führen. 

Die skandalöse Tatsache, daß 20,3 Prozent 
aller Betriebe über ein Jahreseinkommen 
ihrer Familienarbeitskraft verfügen, das 1986 
unter 50 000 S lag - ein Fünftel aller Betriebe 
verdient also weniger als 50000 S je Arbeits­
kraft! -, ist ein wahrlich bedrohlicher 
Zustand. 

Damit bin ich bei den Bergbauern. Im gesam­
ten Bundesgebiet gibt es ettva 117 000 Bergbau­
ernbetriebe, und rund 560000 Menschen, das 
sind mehr als 7 Prozent der österreichischen 
Bevölkerung, leben auf den Bergbauernhöferi. 
Rund die Hälfte der österreichischen Bergbau­
ern lebt zum überwiegenden Teil nicht mehr 
vom Einkommen aus den Erträgen ihrer land­
und forstwirtschaftlichen Betriebe. Wenn also 
nicht rasch agrarpolitische Maßnahmen ergrif­
fen werden - das ist wohl völlig eindeutig -, 
sind das die zukünftigen Arbeitslosen (Abg. 
Gur t n er: Das ist doch ein Bauernhof! Da gibt 
es selbstverständlich Arbeit!), die zukünftigen 

Arbeitslosen, die Sie verantworten müssen. 
(Abg. Gur t n er: Auf einem Bauernhof wird 
man nicht so schnell arbeitslos werden!) 

Ich sage ganz deutlich: Die Bergbauern sind 
es bestimmt nicht, die die agrarpolitischen 
Probleme verursachen. Das sind schon eher 
die Bauern in Gunstlagen, vor allem natürlich 
die größeren Bauern. (Abg. Gur t n e r: Er 
muß da nicht arbeiten, sonst wäre er schon 
verhungertlj 

Ein Beispiel: Grob gerechnet stammen 1985 
mehr als 52 Prozent der Milchproduktion, 
75 Prozent der Rinder- und Kälberhaltung 
und drei Viertel der Feldfrüchte aus nur zwei 
Bundesländern. Da kann man sich ausrech­
nen, woher die größten Widerstände kommen, 
nämlich aus Niederösterreich und Oberöster­
reich, die überwiegend den Gunstlagen zuzu­
rechnen sind. 

Oder ein anderes Beispiel: Die durch­
schnittliche Milchanlieferung je Betrieb lag 
im Wirtschaftsjahr 1984/85 bel 20000 kg, in 
der Zone IV dagegen nur bei 12 000 kg. Das 
landwirtschaftliche Einkommen je Familien­
arbeitskraft im Bergbauerngebiet Österreichs 
betrug im Durchschnitt aller vier Zonen 1986 
genau 55 Prozent des Durchschnittsergebnis­
ses der Ackerwirtschaften im Flach- und 
Hügelland von Niederösterreich. 

Aus diesen wenigen Zahlen wird deutlich, 
wie gewaltig die sozialen Unterschiede inner­
halb der österreichischen Landwirtschaft 
sind, wie sehr die Bergbauern zwar in Ihren 
Sonntagsreden gelobt, aber in der politischen 
Realität schwer benachteiligt werden. 

Und um eine Zahl nochmals zu erwähnen: 
Nur etwa 10 Prozent jener Mittel, die für die 
ÜberschußverWertung ausgegeben werden, 
werden direkt in Einkommenstransfers für 
die Bergbauern investiert. Die Bergbauern 
werden abgespeist. Ein Bergbauer der Zone 
IV erhält bei einem Einheitswert bis 50 000 S 
einen Zuschuß von 16 500 S jährlich. (Abg. 
Parnigoni: 19500S! Lesen Sie! - Abg. 
We in b erg e r: Das ist korrigiert! Das ist 
vom vorigen Jahr!) Das sind unter Umständen 
einige hundert Schilling je Hektar. (Abg. 
Hof e r: Das ist ein alter Aufsatz! Das ist ein 
Jahr alt!) 

- Dieser Bericht, den wir ablehnen, weil wir 
die bauernvernichtende und naturzerstöreri­
sche Agrarpolitik ablehnen, zeigt mit aller 
Deutlichkeit, daß eine Senkung der -Über­
schüsse eine fundamentale Voraussetzung für 
eine ökologische und soziale Agrarpolitik ist. 
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Stellen Sie sich vor, was wir in Österreich 
machen könnten, wenn wir nur die Hälfte der 
für Überschußverwertung investierten Mittel 
freibekommen würden, wenn wir davon 
direkte Einkommenszahlungen an die Betrof­
fenen leisten könnten. Bei der neuen Agrar­
marktordnung 1988, für die ich nach den bis­
herigen Informationen eher Schlimmes 
befürchte, wird sich zeigen, wie sehr sich 
diese ökosoziale Agrarpolitik über Sonntags­
reden hinaus durchsetzt. 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute 
eine Debatte verlangt - sie ist abgelehnt wor­
den - über eine Sonderprüfung des Rech­
nungshofes über die Sparsamkeit und Zweck-

. mäßigkeit des Mitteleinsatzes bei den Über­
schußverwertungen von Milch, Getreide, Vieh 
und Fleisch. 

Es ist in diesem Haus einige Male darüber 
geredet worden, und ich weiß, wie weh das 
vor allem der rechten Reichshälfte tut, aber 
ich halte es für unerläßlich, wenn neue Geset­
zesmaterien, wie die Marktordnung 1988, 
gezimmert werden sollen und nicht absolute 
Klarheit darüber herrscht, wer an diesen 
Überschüssen verdient, welche Verträge hier 
geschlossen wurden und wie die Verfilzung 
und Verflechtung der großen Agrarlobbies 
beschaffen ist. Wenn das nicht klar und deut­
lich auf dem Tisch liegt, herrscht wenig Aus­
sicht für eine Marktordnung, die für die Bau­
ern, nämlich für das Gros der Bauern, 
gemacht wird. 

Meine Damen und Herren! Für diese Son­
derprüfung - ich hoffe, daß diese Sonderprü­
fung eine Zustimmung erhält - wollten wir 
eine Fristsetzung deshalb, weil wir befürch­
ten, daß der Abschluß dieser Prüfung zwar 
Fürchterliches zutage bringt, daß diese 
Berichte dann aber zu spät kommen für wich­
tige politische Entscheidungen, wie eben die 
Marktordnung und möglicherweise das Hin­
eingehen in die EG. 

Ich will mein Referat damit schließen, daß 
ich einen positiven Aspekt herauskehre, 
obwohl es hier in diesem Haus ständig Reden 
gibt, die fast zum Verwechseln ähnlich sind 
mit Reden in den letzten Jahren. Ich habe das 
schon vorhin erwähnt. Aber es gibt in Öster­
reich Entwicklungen, die sehr erfreulich sind. 
Ich möchte Ihnen hier nur kurz ein Projekt 
sagen, von dem Sie sicher gehört haben. 

Es handelt sich dabei um ein Projekt, das in 
der "Agrarischen Rundschau" vorgestellt 
wird und das unter der Leitung des Herrn 
Heinz Kopetz aus der Steiermark steht: 

"SOBIF - Sonnenenergie, Biomasse, Fern­
wärme." Es wird ein Projekt beschrieben, das 
Investitionen von 30 Milliarden Schilling 
erfordern würde, eigentlich gen au 32 Milliar­
den Schilling, auf zwanzig Jahre hinaus. Hier 
sind positive Ansätze, die es in der Landwirt­
schaltspolitik gibt. 

Meine Damen und Herren! Wenn aber wei­
terhin das Ziehen in diesem zähen Brei der 
Verfilzung und all der Fonds anhält und es 
nicht zu klaren Entscheidungen kommt in 
eben dieser Richtung, dann kann dieses Pro­
jekt nicht verwirklicht werden. Ich sage 
Ihnen nur: Bei der Realisierung dieses Kon­
zeptes 20 Jahre hindurch würden 14000 Dau­
erarbeitsplätze geschaffen werden. Das halte 
ich für einen ganz wichtigen Nebeneffekt. 
Aber für noch wichtiger halte ich den Effekt, 
daß es durch dieses Projekt eine Energieer­
sparnis geben würde, nämlich eine Substituie­
rung von Energie, die uns ausgehen wird. 

Ich zitiere einen anderen Bericht, "Energie 
aus Biomasse", in dem geschrieben wird: 
"Ferner ist zu bedenken, daß das marktwirt­
schaftliche Modell darauf aufbaut, daß das, 
was angeboten wird, immer angeboten wer­
den kann. Wenn man aber berücksichtigt, daß 
etwa in Österreich in 20 Jahren Gas oder Öl 
aus dem Inland nicht mehr angeboten werden 
kann ... " 

Vielleicht wird Ihnen die Verknüpfung klar: 
In 20 Jahren wird in Österreich aus öster­
reichischem Angebot kein Gas und Öl mehr 
sprudeln! Und hier ist ein Vorschlag für ein 
Projekt, das sich über 20 Jahre hinzieht und 
das eine Zukunftsperspektive verspricht. Hier 
müßte investiert werden! Die Sparpolitik, die 
überall gleichmäßig zuschlägt, wird hoffent­
lich nicht solche Projekte verhindern. Ich 
hoffe, daß trotz Ihrer kleinmütigen interes­
senpolitischen Verflechtungen ein solches 
Projekt doch noch verwirklicht wird, doch 
noch zum Durchbruch kommt. 

Ich wünsche dem Herrn Landwirtschafts­
minister viel Glück, daß unsere Landwirt­
schaft, unsere Agrarpolitik aus diesem Klein­
kram der Interessenkonflikte herauskommt 
und zukunftsweisende Entscheidungen mög­
lich sind. - Ich danke. (Beifall bei den Grü­
nen.) 16.58 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Schmidt. 
Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Schmidt (SPÖ): Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, in der Geschichte der Debatte über 
den Grünen Bericht ist es einmalig, daß 
zumindest im wesentlichen die drei schon in 
der vorigen Legislaturperiode im Parlament 
vertreten gewesenen Parteien diesmal diesem 
Grünen Bericht zustimmen. Dies ist nicht nur 
ein Zeichen der politischen Entwicklung in 
der Zwischenzeit, sondern es ist auch ein Zei­
chen eines gewissen Konsenses in der Agrar­
politik. Der Grüne Bericht kann ja nur dar­
stellen, wie sich die Landwirtschaft in den 
letzten Monaten entwickelt hat. Auf der ande­
ren Seite wissen wir, daß die Agrarpolitik 
abhängig ist und ja vielfach gar nicht alles so 
beeinflussen kann, wie immer getan wird. 
Viele Bereiche sind außerhalb politischer 
Maßnahmen, die gesetzt werden können, und 
sicherlich nicht als aktiv, sondern nur als 
reaktiv zu sehen. 

Wenn man sich das Jahr 1986 mit den Pro­
blemen, was die Überschußproduktion, mit 
den Problemen, was Tschernobyl betroffen 
hat, ansieht, so muß man sagen, daß dieses 
Jahr - das ist unbestritten in der Öffentlich­
keit und es ist glücklicherweise auch unbe­
stritten von der früheren Oppositionspartei, 
unserem jetzigen Koalitionspartner - ein 
gutes Jahr war, daß die Einkommen 1986 
erhöht werden konnten, wenn auch leider 
nicht in dem Ausmaß, um die Verluste des 
Jahres 1985 auszugleichen. Aber in der Ten­
denz, in der Entwicklung ist die Einkommens­
entwicklung positiv gewesen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
nur jenen danken, die am Zustandekommen 
des Grünen Berichtes so wesentlich mitgear­
beitet haben, sondern vor allem all jenen dan­
ken, die an der Durchführung der Agrarpoli­
tik - die nicht unwesentlich diese positive 
Entwicklung des Jahres 1986 mit sich 
gebracht hat, sie beeinflußt hat, wesentlich 
weitergebracht hat - mitgearbeitet haben, 
sodaß wir feststellen können, meine sehr 
geehrten Damen und Herren: Über die durch­
schnittliche Steigerung von mehr als 9 Pro­
zent hinaus, was die Einkommen betrifft, 
über die Steigerung des Leistungseinkom­
mens von mehr als 12 Prozent hinaus haben 
wir bei einzelnen Gruppierungen im Bereich 
der Landwirtschaft, im besonderen im 
Bereich der Bergbauern, eine Steigerung von 
20 Prozent zu verzeichnen, wenn wir uns die 
Situation in der Erschwerniszone III und IV 
genauer ansehen. (Präsident Dr. Marga 
Hub in e k übernimmt den Vorsitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die vielen Daten, die vielen Überlegungen, 
die vielen Zusammenfassungen im Rahmen 
des Grünen Berichtes sind eines, die notwen­
digen wirtschaftspolitischen, agrarpoliti­
schen, landwirtschaftspolitischen Folgerun­
gen in diesem Zusammenhang sind etwas 
anderes. 

Unter diesen Tagesordnungspunkten, die in 
einem verhandelt werden, werden ja gewisse 
agrarpolitische Maßnahmen zusammen ver­
handelt und diskutiert. Ich halte es für beson­
ders notwendig, darauf hinzuweisen, daß 
auch hier das konsensuale Klima, die wesent­
liche Basis der Zusammenarbeit der Sozial­
parntner, die Weiterentwicklung, basierend 
auf dem bestehenden System, nämlich der 
Marktordnung, eine ganz entscheidende Vor­
aussetzung für eine gute Agrarpolitik auch in 
der Zukunft ist. 

Nun muß man eines sehen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren: Man muß 
sehen, wie die Probleme sind. Und auch in der 
Analyse gibt es im wesentlichen keine Diffe­
renzen zwischen den meisten der Damen und 
Herren, die hier die politischen Parteien ver­
treten, was die Überproduktion betrifft, was 
die strukturelle Problematik betrifft, was die 
Entwicklung der Preise betrifft, was die Pro­
duktionskosten betrifft und was die soziale 
Problematik in vielen Regionen unseres Lan­
des betrifft. 

Aber ausgehend von dieser Analyse und der 
tendenziellen Weiterentwicklung, die wir in 
etwa abschätzen können, denn die Überpro­
duktion wird ja in den westlichen Industrie­
ländern nicht geringer, die strukturelle Pro­
blematik wird ja nicht von sich aus kleiner 
werden, und die Preis- und Qualitätsfragen 
werden natürlich durch politische Maßnah­
men massiv beeinflußt werden, ausgehend 
von diesen Überlegungen und von dieser Ana­
lyse glaube ich, daß wichtige Fragen nicht nur 
zur Diskussion gestellt werden müssen, son­
dern daß sie in all den zukünftigen agrarpoli­
tischen Maßnahmen ihren Niederschlag fin­
den müssen, und dazu gehört natürlich auch 
die Frage der Reform der Marktordnung. 

Wenn wir der Auffassung sind - wir sind 
es ja in vielen wirtschaftspolitischen Berei­
chen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, die Reformbemühungen beschränken 
sich ja nicht nur auf den Industriebereich -, 
daß wir mehr Flexibilität brauchen, mehr 
Marktnähe, mehr Produktion, um besser 
exportieren zu können bei höherer Qualität, 
gilt all das, was für den industriepolitischen 
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Bereich gilt, natürlich auch für den agrarpoli­
tischen Bereich und für jenen der Verarbei­
tungsproduktion im Rahmen der Landwirt­
schaft und des gesamten Nahrungsmittelsek­
tors. 

Das heißt, wir brauchen eine Marktord­
nung, die ja entstanden ist aus der Versor­
gungsphilosophie , die flexibler ist, die den 
wirtschaftlichen und den Absatznotwendig­
keiten angepaßt ist, in der wir weggehen von 
jenen Entscheidungen, die früher absolut mit 
Recht getroffen wurden, um die Versorgung 
der Bevölkerung sicherzustellen, hin zu jener 
zusätzlichen Flexibilität mit Markteinflüssen, 
mit Marktelementen, mit Wettbewerbsele­
menten im In- und im Ausland, um bessere 
Erträge, um einEm höheren Absatz und damit 
mehr und bessere Einkommen für die einzel­
nen Bauern, für die Beschäftigten in den 
Betrieben und für die Unternehmen in der 
Verarbeitungsindustrie erzielen zu können. 

Wir kommen nicht umhin, Marketingstrate­
gien zu entwickeln, wir kommen nicht umhin, 
die Marktordnung zu verändern, um diesen 
Gedanken Rechnung zu tragen, um erfolg­
reich zusätzlich Produktion, Absatz und damit 
Einkommen für die zukünftige Entwicklung, 
für die in diesem Bereich Beschäftigten und 
Unternehmen, für die Bauern und die unselb­
ständig Erwerbstätigen, erreichen zu können. 

Daß wir hier längst noch nicht das erreicht 
haben, was wir alle erreichen wollten, ist gar 
keine Frage. Daß wir hier vielfach sogar erst 
am Anfang sind oder sogar vor dem Anfang, 
das wissen wir, das ist leider die Wahrheit. 
Daß es nicht leicht ist und gerade für Sie, 
Herr Bundesminister, nicht leicht ist, mono­
polartige Organisationen zu verändern, sie 
aufzugliedern, um durch Wettbewerbsmaß­
nahmen zusätzlich erfolgreich auf dem inlän­
dischen, aber vor allem auch auf dem auslän­
dischen Markt tätig zu sein, das wissen wir. 
Trotzdem glaube ich, daß man ohne beson­
dere Emotionen, aber dafür mit viel mehr 
Kraft und mit viel mehr Intensität diese 
Frage angehen und weiterentwickeln muß, 
um erfolgreich für diesen Sektor in Öster­
reich auch in Zukunft tätig sein zu können. 

So brauchen wir ein besseres Marketing, so 
brauchen wir bessere Absatzorganisationen, 
so müssen wir doch die Frage der Begrenzung 
der Verbändegrenzen innerhalb Österreichs 
beim Vertrieb von Produkten endlich lösen. 
Es gibt eben nach wie vor keine vernünftige 
Erklärung dafür, warum in der Bundesrepu­
blik Deutschland pro Kopf 14 kg Käse pro 
Jahr verkauft werden, und bei uns sind es nur 

6 kg - außer jene, daß bei uns die Vertriebs­
und Marketingorganisation nicht entspre­
chend funktioniert. Und dergleichen gibt es 
eine Vielzahl von Beispielen. 

Daß das unmittelbare Einkommensauswir­
kungen hätte und hat, das wissen wir 
genauso, denn 1 Prozent mehr Absatz bedeu­
tet 130 Millionen Schilling weniger Stützungs­
maßnahmen, die umgekehrt für direkte Sub­
ventionen und Förderungen verwendet wer­
den können. 

Zum zweiten: Weg von der Versorgungs-, 
hin zur Vermarktungsphilosophie heißt natür­
lich auch, daß man auf dem Produktionssek­
tor alles tut, um neue zusätzliche Produktio­
nen mit besserer Qualität zu entwickeln. Das 
verlangt eine Förderung der entsprechenden 
Technologien. Hier gibt es Ansätze, hier gibt 
es Weiterentwicklungen. Aber gerade hier ist 
es überhaupt keine Frage, daß durch neue 
Produktionen, durch neue Produkte - ob sie 
jetzt als Alternative zusätzliche oder erset­
zende Produktionen und Produkte genannt 
werden, ist in diesem Fall völlig egal - jene 
Produktionen ersetzt werden, bei denen die 
Subventionen ein Ausmaß erreicht haben, das 
nicht mehr akzeptabel ist. 

Ich bin froh, daß in den Berichten erkenn­
bar ist, daß nicht nur die Maßnahme, die im 
vergangenen Jahr gesetzt worden ist, nämlich 
die alternativen Produktionsflächen auf 
70 000 Hektar auszudehnen - auch durch 
Maßnahmen, die Sie zusätzlich gesetzt haben 
-, verwirklicht worden ist, sondern daß dar­
über hinaus weitere Ausweitungen der Flä­
chen geplant sind. 

Ich bin aber überzeugt davon, daß es nicht 
nur darum geht, großflächige Alternativen 
anzubieten, sondern auch durch eine Vielzahl 
von kleinen Alternativen Chancen, Erwerbs­
chancen, Einkommenschancen, Produktions­
und damit Verarbeitungsmöglichkeiten im 
Inland zu geben, und ich weiß auch, daß wir 
hier im wesentlichen übereinstimmen. 

Ich sehe aber, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, besonders in der Frage der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und einer 
stärkeren Chancengleichheit der Verarbei­
tungsindustrie, um diesen Markt entspre­
chend betreuen zu können, große Möglichkei­
ten, sodaß die Rohstoffstützung für die Ver ar­
beitungsproduktion, um überhaupt die 
Chance zu haben, wettbewerbsfähig im Aus­
land auftreten zu können, eine der entschei­
denden Umlenkungsmaßnahmen der Stützun­
gen ist, die bislang für die Rohstoffexporte 
gegeben worden sind. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
All diese Fragen liegen im Bereich der 
zukünftigen Orientierung der Agrarpolitik. 
Die Durchführung wird über den grundlegen­
den Konsens hinaus sicherlich nicht einfach 
sein. Aber wenn man Reformen durchführt, 
und reformieren heißt ja, im Interesse der 
Betroffenen Veränderungen vornehmen, um 
für die Zukunft Absatzmärkte, Einkommen 
und die Arbeits- und Beschäftigungsmöglich­
keiten zu sichern, dann müssen die vielfach 
überholten und überkommenen Strukturen -
ich biete das im sozialpartnerschaftlichen und 
im parlamentarischen Sinn natürlich an, und 
es entspricht auch den Überlegungen und den 
Formulierungen des Koalitionsabkommens -
gemeinsam überwunden, verändert werden, 
um mit mehr Effizienz, mit mehr Wirksam­
keit, mit mehr Erfolg die Leistungen für diese 
Bevölkerungsgruppe, nämlich Einkommens­
steigerungschancen und die positiven Struk­
turveränderungen, erreichen zu können. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß wir in den siebziger Jahren 
in der Agrarpolitik wesentliche Akzente 
gesetzt haben: mit der Einführung der Direkt­
förderung, mit den hohen Hilfestellungen und 
Stützungen im Bereiche des Bildungswesens 
und im Bereiche des seither ausgebauten 
sozialen Systems für den landwirtschaftli­
chen Bereich, mit der Einführung von Kontin­
gentierungen und darüber hinaus mit der 
Exportförderung. 

Ich meine, daß nun diese Phase weiterent­
wickelt werden muß. Die Verbesserung der 
Anpassung der Produktion an den Markt, die 
Verbesserung der Qualität der Produkte, die 
angeboten werden, und die dadurch erziel­
bare strukturelle Ausweitung und Verände­
rung dieses so wichtigen Sektors, um ihn auf-

, rechtzuerhalten, weiterzuentwickeln und die 
ökonomische Situation jedes einzelnen ver­
bessern zu können, das ist die AufgabensteI­
lung für die nächsten Jahre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Grüne Bericht, der heute zur Beschluß­
fassung vorliegt, ist ein Bericht, der bereits in 
der Übergangsphase positive Ergebnisse auf­
weist. Der Grüne Bericht ist ein Bericht, der 
in einer Zeit, in der in anderen Ländern Ein­
kommensrückgänge zu ve:rzeichnen waren, 
Einkommenszuwächse aufweist. Der Grüne 
Bericht ist ein Bericht, der in einer Zeit, in 
der in anderen Ländern Einkommensrück­
gänge zu verzeichnen waren, Einkommenszu­
wächse aufweist. Der Grüne Bericht ist ein 
Bericht, der klar die Akzentuierung, daß die 
sozial Schwächeren stärkere Einkommenser-

hähungen zu verzeichnen haben als die ande­
ren, die politische Linie und die politische 
Richtung der damals sozialistischen Regie­
rung und der dann sozialistisch-freiheitlichen 
Koalition aufweist. 

Der Grüne Bericht zeigt aber auch die 
großen Probleme, die großen Mängel, die 
objektiv und vielfach auch subjektiv bezie­
hungsweise durch subjektive Situationen ent­
standen sind, er zeigt aber auch die objektiv 
schwierige Position im Bereich der Landwirt­
schaftspolitik und der Agrarpolitik, die wir 
international vorfinden. 

Agrarpolitik, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist ein wichtiger Bestandteil der 
Wirtschaftspolitik. Die Maßnahmen, die im 
Bereich der Wirtschaftspolitik zu setzen sind, 
sind auch im Bereich der Agrarpolitik zu set­
zen. Wir müssen das produzieren, was die 
Märkte verlangen, und nicht das verkaufen, 
was mehr oder minder zufällig produziert 
wird. Wir müssen uns mehr an den Markt ori­
entieren - im Interesse dieses so wichtigen 
Zweiges der österreichischen Volkswirtschaft. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, erlauben Sie mir, 
abschließend noch einmal zu sagen: Ich bin 
froh darüber und auch ein bißchen stolz dar­
auf, daß der Bericht des Jahres 1986 ein so 
positiver ist, und Ihnen, Herr Bundesmini­
ster, wünsche ich für die nächsten Jahre jedes 
Jahr einen so positiven Bericht. - Danke. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 17.14 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Huber. 

17.14 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Wir behan­
deln heute den Grünen Bericht des Jahres 
1986 des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, der Aufschluß geben soll 
über die Lage der österreichischen Land- und 
Forstwirtschaft. 

Ich nehme gleich vorweg, daß ich nicht mit 
meinen Vorrednern, vor allem nicht mit mei­
nem letzten Vorredner, einer Meinung bin. 
Ich darf gleich zu Beginn darauf hinweisen, 
daß für mich auch der Grüne Bericht des J ah­
res 1986, so wie die vorhergehenden, niemals 
als Einkommensnachweis der öster­
reichischen Landwirtschaft herangezogen 
werden kann. Ich habe diese Meinung im 
Landwirtschaftsausschuß am 3. November 
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dieses Jahres auch klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht, indem ich die Kenntnis­
nahme dieses Berichtes verweigert habe. Das 
hat den Kollegen Schwarzenberger zu folgen­
der Feststellung ver anlaßt: Der Huber wird 
sich aber schwertun, denn für den Grünen 
Bericht des Jahres 1986 ist eigentlich noch die 
sozialistisch-freiheitliche Koalitionsregierung 
verantwortlich. 

Kollege Schwarzenberger! Das ist nicht der 
Fall, denn ich habe den Grünen Bericht als 
Einkommensnachweis für die Land- und 
Forstwirtschaft schon 1984, 1985 und 1986 
abgelehnt, und zwar mit derselben Begrün­
dung, mit der ich ihn auch heute ablehnen 
werde - nicht aus Böswilligkeit oder, wie mir 
seinerzeit von der eigenen Parteiführung 
unterstellt wurde, aus Profilierungssucht, son­
dern aus innerer Überzeugung. 

Hohes Haus! Ich habe bei meiner Antritts­
rede im Oktober 1984 erklärt, daß ich auf­
grund meiner einfachen Schulbildung hier im 
Parlament als Abgeordneter eigentlich Hem­
mungen haben müßte. Ich habe damals aber 
auch erklärt, daß ich keine Hemmungen 
habe, denn eigentlich müßte die Volksvertre­
tung ein Querschnitt der Bevölkerung sein. 

Geschätzte Damen und Herren! Wenn 
Gesetze und Maßnahmen brauchbar sein sol­
len, dann gehört zur Theorie auch die Praxis. 
Und diese Praxis bin ich bereit - das habe 
ich damals erklärt -, hier im Hohen Hause 
einzubringen. Weil ich selbst praktizierender 
Landwirt bin, bin ich sehr wohl in der Lage, 
zu beurteilen, wie sich Gesetze und Maßnah­
men letztlich in der Praxis auswirken können. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Aber nun zur Begründung, weshalb ich den 
Grünen Bericht als Einkommensnachweis für 
die gesamte österreichische Land- und Forst­
wirtschaft ablehne. 

Punkt eins: Für die Erstellung des Grünen 
Berichtes werden österreichweit und sparten­
mäßig 2332 Buchführungsbetriebe herange­
zogen. Ein altes Bauernsprichwort sagt: 
"Schreiber sind Bleiber!" Das heißt, ohne je­
manden diskriminieren zu wollen: Wer sich 
betriebswirtschaftlich mit genauen Aufzeich­
nungen befaßt, zählt nicht zum Durchschnitt, 
sondern zu den besser und zu den gut geführ­
ten Betrieben. Dann aber die Einkommens­
verhältnisse dieser 2 300 Betriebe auf die rest­
lichen 300000 Betriebe umzulegen, ist die 
erste große Fehlerquelle. 

Punkt zwei: In den ausgewiesenen Wert-

schöpfungszahlen je Familienarbeitskraft 
sind auch die Arbeitsleistungen unserer Alt­
bauern, unserer Altbäuerinnen und unserer 
heranwachsenden Kinder enthalten. Das, 
meine geschätzten Damen und Herren, ist die 
zweite Fehlerquelle. 

Punkt drei: Österreich ist in acht Produk­
tionsgebiete unterteilt. Innerhalb dieser Pro­
duktionsgebiete gibt es gewaltige Unter­
schiede. Sie können sich selbst auf Seite 80 
und auf Seite 85 oder in der Tabellenübersicht 
auf Seite 111 davon überzeugen. So beträgt 
die Wertschöpfung je Familienarbeitskraft im 
nordöstlichen Flach- und Hügelland 149633 S, 
im Alpenvorland 133344 S, am Alpenostrand 
aber nur mehr 105012 S, im Voralpengebiet 
103754 S, im Wald- und Mühlviertel 102757 S 
und im Hochalpengebiet - das umfaßt 
immerhin zwei Drittel von Vorarlberg, ganz 
Tirol, fast ganz Salz burg, große Teile Kärn­
tens und der Steiermark -, alle öffentlichen 
Zuschüsse eingerechnet, nur 89 860 S. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es 
sich aber so einfach zu machen, die Wert­
schöpfungszahlen der acht Produktionsge­
biete zusammenzuzählen, dann durch acht zu 
teilen, um schließlich österreichweit eine 
Durchschnittszahl je Familienarbeitskraft 
von 116615 S zu erreichen, ist für mich völlig 
undiskutabel. Denn sosehr der Berufsfreund 
im Wald- und Mühlviertel, am Alpenostrand 
oder gar im Hochalpengebiet seinem Berufs­
kollegen im Voralpengebiet oder gar im nord­
östlichen Flach- und Hügelland sein weitaus 
besseres Einkommen gönnen mag, so wenig 
kann er mit nur 89860 S je Familienarbeits­
kraft und Jahr seine wirtschaftlichen Pro­
bleme lösen. 

Das Bundesland Kärnten stellt mit einer 
nochmaligen Wertminderung von 13,5 Prozent 
diesbezüglich einsame Spitze dar. 

Wenn man nun alle vier aufgezählten 
Punkte berücksichtigt, dann sollte man 
begreifen, daß von mir als Praktiker der 
Grüne Bericht, gleichgültig für welches Jahr, 
als Einkommensnachweis für die öster­
reichische Land- und Forstwirtschaft einfach 
nicht anerkannt wird, wobei ich durchaus ein­
räume, daß der Grüne Bericht wertvolles Zah­
lenmaterial enthält, das ich nicht missen 
m&hte. ' 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn Sie den Grünen Bericht heute wieder 
als Einkommensnachweis für die Bauern 
bestätigen, kann ich das nicht verhindern. Es 
bleibt mir allerdings die bescheidene Möglich-
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keit, dies abzulehnen, aber auch zu vermer­
ken, daß die wirkliche Lage der öster­
reichischen Land- und Forstwirtschaft 
wesentlich schlechter ist, als es im Bericht 
zum Ausdruck kommt. Auch dann, wenn es 
sich um das Jahr 1986 handelt, wobei sich im 
Jahre 1987 schon allein durch die neuerlichen 
Belastungen durch die große Koalition wie 
Anhebung der Düngemittelsteuer, Einhebung 
einer Saatgutabgabe, Anhebung der Verwer­
tungsbeiträge bei Getreide, der allgemeinen 
Absatzförderungsbeiträge bei Milch, letztlich 
aber auch durch die schon jahrelang anhal­
tende Flaute in der Forstwirtschaft ein weite­
rer Einkommensverlust abzeichnet. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Mit dem Grünen Bericht habe ich begonnen, 
mit der Forstwirtschaft habe ich fortgesetzt. 
Ich bin mir dessen bewußt, daß das, was ich 
nun sage, nicht ganz zur Tagesordnung paßt, 
aber das ist im Hohen Hause ja wohl öfter der 
Fall. 

Grüner Bericht - grüner Baum - Weih­
nachtsbaum, Kärnten für die Bundeshaupt­
stadt. 

Als Bürger der Gemeinde Himmelberg im 
Bezirk Feldkirchen, der die Ehre zugefallen 
ist, den Weihnachtsbaum des Landes Kärnten 
für Wien zu stellen, will ich die Gelegenheit 
heute wahrnehmen, mitzuhelfen, in dieser 
Angelegenheit Licht ins. Dunkel zu bringen. 
(Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Schon am 11. Juni 1987 wurde an unsere 
Gemeinde Himmelberg vom Brauchtumsrefe­
rat beim Amte der Kärntner Landesregierung 
im Auftrage von Herrn Landesamtsdirektor 
Lobenwein das Ersuchen gerichtet, für das 
Land Kärnten den Weihnachtsbaum für Wien 
zu stellen. Mit großer Freude und mit exakten 
Vorbereitungen unserer kulturellen Vereine 
hat die Gemeindevertretung Vorkehrungen 
getroffen, um in würdiger Form die offizielle 
Übergabe am 14. November vor dem Wiener 
Rathaus durch das Land Kärnten zu gewähr­
leisten und mitzugestalten, wobei von seiten 
Wiens der Gemeinde Himmelberg der genaue 
Aufstellungsplan der kulturellen Vereine wie 
auch das genaue Programm des Ablaufes der 
Baumübergabe zugestellt wurde. 

Mit Schreiben vom 22. Oktober dieses Jah­
res wurde aber unsere Gemeinde vom Land 
Kärnten ohne Angabe von Gründen ausgela­
den. Die Enttäuschung ist groß, und eine 
ganze Gemeinde mit 2 300 Einwohnern rätselt 
über die Ursachen. 

Ich bin in der Lage, hier Zeitungsmeldun-

gen zu präsentieren: "Kärnten: Politwirbel 
um Christbaum für Wien", "Wirbel um Christ­
baum mit Polithintergrund". 

Bei der Suche nach der Ursache kann man 
noch erwähnen, daß Himmelberg von einem 
N amenslisten-Bürgermeister, der zweifelsfrei 
der ÖVP zuzuordnen ist, regiert wird. Ohne 
überheblich sein zu wollen: Vielleicht hat es 
die Verantwortlichen gestört, daß der einzige 
Parlamentsabgeordnete des Bezirkes Feldkir­
chen ein Himmelberger ist, der zweifelsfrei 
der Freiheitlichen Partei zuzuordnen ist. (Ruf: 
Und Huber heißt!) 

Was es auch immer sein mag: Wir Himmel­
berger wollten den Wienern ehrlichen Her­
zens eine Freude machen - aber es durfte 
nicht sein. Ich bin dieser Stadt zu Beginn mei­
ner Tätigkeit im Parlament mit gemischten 
Gefühlen gegenübergestanden. Ich habe sie 
aber inzwischen schätzen und lieben gelernt. 
Es tut uns Himmelbergern leid, daß wir auf 
diese Weise ausgeladen wurden! (Beifall bei 
der FPÖ.) 17.25 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Schwarzenberger. 

17.25 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Frau Präsident! Herr Minister! Meine sehr 
geschätzten Damen und Herren! Überleitend 
vom nicht gewollten schwarz-grünen Weih­
nachtsbaum für die Wiener zum Grünen 
Bericht. 

Kollege Huber ließ vorhin den Grünen 
Bericht nicht unbedingt als Einkommens­
nachweis für die Landwirtschaft gelten. In 
einem Punkt hat er dabei sicher recht: daß 
alle statistischen Werte Durchschnittswerte 
und nicht auf den einzelnen Betrieb umzule­
gen sind, weil es hier eben sehr große, 
Schwankungen gibt und gerade in der Land­
wirtschaft mit derart unterschiedlichen 
Strukturen auch die Schwankungsbreite ent­
sprechend ist. 

Aber für den Grünen Bericht waren nicht 
nur 2 300 Buchführungsbetriebe maßgebend, 
sondern es wurde ja auch eine volkswirt­
schaftliche Gesamteinkommensrechnung 
erstellt. 

Die Endproduktion in der Landwirtschaft 
erreichte im Jahre 1986 einen Wert von 59,5 
Milliarden Schilling, was etwa einer geringfü­
gigen Zuwachsrate von 0,7 Prozent gegenüber 
dem Jahr zuvor, dem Jahr 1985, entspricht. 
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Die Forstwirtschaft hingegen erzielte einen 
Wert von 11,9 Milliarden Schilling, was einer 
Steigerung von 3,2 Prozent entspricht. Insge­
samt ergab sich daher für die Land- und 
Forstwirtschaft im Berichtsjahr eine Wert­
schöpfung von 71,4 Milliarden Schilling. 

Nehmen wir nun den Durchschnitt der 
260 000 hauptberuflich Beschäftigten in der 
Land- und Forstwirtschaft und die Nebener­
werbsbauern anteilsmäßig dazu, so ergab sich 
ein monatliches Bruttoeinkommen von 
9 332 S im Durchschnitt. Dieses Bruttoein­
kommen ist sicher höher als im Jahre 1985, 
aber es ist bereits von diesem Pult aus 
erwähnt worden, daß das Jahr 1985 für die 
Landwirtschaft enorme Einkommenseinbu­
ßen brachte. Das Einkommen des Jahres 1986 
ist immerhin noch geringer als das landwirt­
schaftliche Einkommen im Jahr 1984 und des­
halb nicht unbedingt befriedigend für uns. 
Wir werden nach Maßnahmen suchen, um 
eine Weiterentwicklung des landwirtschaftli-, 
ehen Einkommens zu erreichen. 

Vor allem muß uns zu denken geben, daß 
die Bergbauern nur ein Durchschnittseinkom­
men von monatlich 7 455 S erzielten. Beson­
ders drastisch ist, daß 23 Prozent der Berg­
bauern das Mindesteinkommen oder die Min­
destrente in Höhe von 4 672 S pro Monat nicht 
erreichen konnten. 

Bei dieser Einkommenssteigerung müssen 
wir im Hintergrund auch die enorme Steige­
rung der Arbeitsproduktivität in der Land­
wirtschaft sehen. In den letzten zehn Jahren 
wurde in der Landwirtschaft eine Produktivi­
tätssteigerung von 49,4 Prozent erzielt. Das ist 
wesentlich höher als in der Industrie, wo nur 
42,3 Prozent Produktivitätssteigerung 
erreicht werden konnten. 

Während wir 1970 noch 453000 Beschäftigte 
in der Landwirtschaft hatten und dies etwa 
14,5 Prozent aller Beschäftigten in Österreich 
entsprach, ist dieser Anteil bis 1986 auf 
260000 Beschäftigte und nur mehr 7,7 Prozent 
aller Beschäftigten in Österreich zurückge­
gangen. 

Angesichts dieser Zahlen sind Diskussio­
nen über Einheitswerterhöhungen sicher 
überflüssig. Für die Erhöhung des Einheits­
wertes, der rechnerisch den 18fachen Reiner­
trag darstellen sollte, ist von der Einkom­
menssituation in der Landwirtschaft her, in 
der wir steigende Reinverluste und keine 
Reinertragssteigerungen haben, sicher keine 
Berechtigung gegeben. Im Gegenteil: Wir wer­
den in der Forstwirtschaft darauf drängen 

müssen, die Einheitswerte für Waldflächen zu 
senken, da durch das Siechtum im Wald, in 
erster Linie durch das Waldsterben, der 
Zuwachs in unseren Wäldern wesentlich 
geringer ist, wodurch natürlich auch die 
Erträge in den Wäldern zurückbleiben. 

Wie wir aus dieser Statistik ersehen, leben 
unsere Bauern von der Substanz. Wir brau­
chen deshalb Maßnahmen zur Verbesserung 
der Situation. 

Betrachten wir die Einkommenssituation 
von den verschiedenen Produkten her, so ist 
festzustellen, daß nahezu 70 Prozent der Ein­
kommen in der österreichischen Landwirt­
schaft aus der tierischen Veredelungsproduk­
tion und 30 Prozent von der pflanzlichen Pro­
duktion stammen. Im tierischen Bereich 
nimmt wieder die Milchwirtschaft eine Vor­
rangstellung ein. 

Wenn wir heute gemeinsam mit dem Grü­
nen Bericht auch eine Marktordnungsnovelle 
diskutieren und dann beschließen, so sei 
erwähnt, daß wir bereits im Frühjahr eine 
freiwillige Lieferreduzierung vorgenommen 
haben. Es ist von den Vorrednern schon 
erwähnt worden, daß Exporte derart hohe 
Zuschüsse erfordern, daß wir nach anderen 
Lösungen Ausschau halten müssen. An dieser 
angebotenen freiwilligen Lieferreduzierung 
in Österreich haben sich 39289 Bauern betei­
ligt, wodurch eine Gesamtmenge von etwa 
87 000 Tonnen Minderanlieferung zustande 
kommt. Bereits jetzt ist feststellbar, daß über 
diese Menge hinaus die Milchanlieferung 
zurückgenommen wird. 

Es ist zu hoffen und zu erwarten, daß im 
kommenden Jahr dadurch eine Reduzierung 
des allgemeinen Absatzförderungs beitrages 
Platz greifen kann. Aber damit für diejenigen, 
die sich an der freiwilligen Lieferreduzierung 
beteiligt haben, doch die erhoffte Prämie 
abgesichert wird, ist in dieser Marktord­
nungsnovelle vorgesehen, daß die 54 Gro­
schen Prämie, sofern bei der freiwilligen Lie­
ferreduzierung mehr als 10 Prozent zurückge­
nommen wird, auch bei einem geringeren all­
gemeinen Absatzförderungsbeitrag gesichert 

. sind. . 

Weiters werden wir nach Marktlücken, 
nach Marktnischen Ausschau halten müssen. 
Die Landwirtschaft wird im Bereich der Ener­
gieproduktion wieder einen höheren Stellen­
wert erhalten müssen. Wir wissen, daß in der 
Lebensmittelproduktion ein Plafond erreicht 
ist, den wir nur in bestimmten Sparten noch 
steigern können, aber sonst im wesentlichen 
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große Alternativen neben den Ölsaaten und 
den Eiweißfutterpflanzen die Energieholzflä­
chen sein werden. Wir haben im Forstgesetz 
vorgesorgt, daß solche Energieholzflächen auf 
landwirtschaftlichen Kulturen geschaffen 
werden können, ohne dabei dann dem 
Forstzwang zu unterliegen. 

Im Grünen Bericht werden Empfehlungen 
ausgesprochen, wie sich die Landwirtschaft 
weiterentwickeln soll. Ich möchte diese Emp­
fehlungen angesichts der fortgeschrittenen 
Zeit und der vielen Redner, die nach mir noch 
kommen, mir stichwortartig erwähnen. 

Erstens: Wir brauchen eine Verbesserung 
der Produktionsstruktur in der Landwirt­
schaft. Wir haben in Österreich sehr kleine 
landwirtschaftliche Strukturen, deshalb auch 
einen hohen Anteil an Nebenerwerbsbauern. 
Wir werden unsere Alternativen weiterent­
wickeln müssen, vor allem im Bereich von 
Waren, die wir derzeit noch importieren. Auch 
auf dem Energiesektor sind wir zu mehr als 
70 Prozent vom Ausland abhängig; dabei ist 
jede einzelne Pflanze ein Sonnenkraftwerk 
und kann für uns als Energiespender fungie­
ren. 

Zweitens: Die Verbesserung der Marktstei­
lung in der Land- und Forstwirtschaft. Wir 
brauchen den Aufbau einer gesamtöster­
reichischen Marketingorganisation, die auch 
Marktforschung betreibt und die die Verede­
lung beziehungsweise die Weiterverarbeitung 
in Richtung eines zusätzlichen Absatzes wei­
terentwickelt. 

Wir brauchen aber auch einen Ausbau des 
Bildungs- und Beratungswesens. Gerade sol­
che Umstellungsmaßnahmen bedürfen inten­
siver Beratungen, die wir weiter verstärken 
müssen. 

Weiters wird es nicht möglich sein, im Berg­
gebiet am steigenden Wohlstand teilzuhaben 
ohne Ausbau der Direktzuschüsse. Die 
Arbeitsproduktivität in den Berggebieten ist 
einfach geringer als in Gunstlagen, und wir 
werden hier zunehmend das Instrument der 
Direktzuschüsse verwenden müssen. Ich 
danke Herrn Minister Riegler, daß im kom­
menden Budget mehr als 500 Millionen Schil­
ling für Direktzuschüsse an Bergbauern vor­
gesehen wurden, darüber hinaus noch die 
Rückvergütungen für den allgemeinen 
Absatzförderungsbeitrag für Dreier- und Vie­
rer-Betriebe sowie weitere Förderungsmaß­
nahmen im Berggebiet. 

Es wäre auch zu wünschen, daß wir im 

Berggebiet eine Verbesserung der Einstufung 
- wir haben derzeit vier Zonen, und durch 
die vierte Zone wurde sicher eine gewisse 
Erleichterung geschaffen -, eine gerechtere 
Einstufung, etwa nach einem Punktesystem, 
erreichen. Ich weiß, das ist bereits in Arbeit, 
aber es wird sicher eines bestimmten 
Umfangs an Arbeit und deshalb auch einer 
Reihe von Jahren bedürfen, bis die Bergbau­
ern von der Zonierung auf ein Punktesystem 
umgestellt sein werden. 

Wir brauchen aber auch eine Verbesserung 
der Infrastruktur. Bergbauern haben vor 
allem sehr hohe Kosten für den Hofanschluß, 
für die Errichtung des Güterwegenetzes zu 
tragen, darüber hinaus auch für die Erhaltung 
dieses Güterwegenetzes, und das wird zuneh­
mend ein Problem. Wir haben in Salzburg ein 
Modell anzubieten, das auf ganz Österreich 
übertragen werden könnte, nach dem aus der 
öffentlichen Hand, aus Landes- und Gemein­
degeidern dieses ländliche Wegenetz zur 
Gänze erhalten wird und auch für die Schnee­
räumung ein Pauschalbeitrag bezahlt wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn sich auch dieser Grüne Bericht auf 
einen Zeitraum erstreckt, in dem zwei soziali­
stische Landwirtschaftsminister und auch ein 
freiheitlicher Staatssekretär im Landwirt­
schaftsministerium tätig waren, so werden 
wir doch diesem Grünen Bericht die Zustim­
mung erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 17.38 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Ing. 
Murer. 

17.38 

Abgeordneter lng. Murer (FPÖ): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr ver­
ehrter Herr Präsident! (Abg. Pe c k: Frau 
Präsident, Herr Staatssekretär a.D.! - Wei­
tere Zwischenrufe.) Entschuldigung, Frau 
Präsident! (Heiterkeit.) 

Es gibt zwei Themen, die von der Freiheitli­
chen Partei unterschiedlich betrachtet wer­
den: Einmal der Grüne Bericht, dem wir 
mehrheitlich zustimmen werden (Abg. Dr. 
Fr i z b erg: Mehrheitlich?), und andererseits 
das Marktordnungsgesetz, das geändert wird, 
dem wir die Zustimmung nicht geben können. 

Der Grüne Bericht 1986 - das wurde ja 
schon vorhin erwähnt - ist sicherlich wie 
auch in den letzten Jahren sehr sorgsam vor­
bereitet worden. Die Statistiken sind sicher­
lich entsprechend den Arbeiten gut und deut­
lich formuliert. Nur möchte ich auch an dieser 
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Stelle wie mein Kollege Huber sagen, daß 
man mit Statistiken sehr, sehr sorgfältig 
umgehen soll, damit nicht im Grünen Bericht 
jenes Bild entsteht, das unlängst in einem 
Vergleich von Statistikern gebracht wurde. 
Abgewandelt auf den Grünen Bericht mit den 
statistischen Tabellen könnte das dann so hei­
ßen: Ein Bauer hält einen Fuß auf eine glü­
hende Herdplatte, den anderen Fuß auf eine 
kalte, und der Grüne Bericht sagt: Im Durch­
schnitt geht es dem Bauern eigentlich gut, es 
ist ihm schön warm. (Abg. Aue r: Da hat er 
recht!) 

Trotzdem möchte ich, obwohl es uns gelun­
gen ist, eine 9prozentige reale Einkommens­
steigerung durch entsprechende Maßnahmen 
zu verwirklichen, diesen Grünen Bericht sehr 
vorsichtig und sehr abgestuft hier diskutie­
ren. 

Es war damals auch ein Jahr des rasanten 
Dollarverfalls, ein Jahr des Preisverfalls bei 
wichtigen Agrarprodukten, wodurch natürlich 
auch die Überschußverwertung äußerst 
schwierig wurde und Hunderte Millionen 
Schilling zusätzlich über Budgetüberschrei­
tungsmaßnahmen aufgebracht werden muß­
ten, um das zu finanzieren. Der Dollar pur­
zelte damals binnen eines Jahres von 24 S auf 
12 S. Wenn man sich nun vor Augen hält, daß 
die Milchproduktexporte, aber auch die 
Getreideexporte in Dollars fakturiert, werden, 
kann man sich vorstellen, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, was das damals für 
die Regierung bedeutet hat, nämlich dann 
über 1 Milliarde mehr für den Export bereit­
zustellen, damit die Preise nicht zu sehr in 
den Keller sinken. 

Ich möchte an dieser Stelle auch dem Land­
wirtschaftsminister Schmidt, damals mit mir 
in einem Regierungsboot, danken, daß wir die 
größte Futtergetreideverbilligungsaktion der 
Nachkriegsgeschichte gestartet haben, näm­
lich daß wir 370000 Tonnen Getreide, anstatt 
sie sündteuer in den Export zu verschleudern, 
über den Futtertrog der Bauern verwerten lie­
ßen. 

Ich kann mich noch gut erinnern: Es war 
äußerst schwierig, das bei den Sozialpartnern, 
bei den Lobbies durchzubringen. Ich freue 
mich, daß es damals gelungen ist, im Gegen­
satz zu der gegenwärtigen Regierung 100 000 
Tonnen Gerste mit einem Stützungsbetrag 
von 1,20 S in die Bergbauernregionen zu brin­
gen und dadurch für eine Preisentlastung 
unserer Bergbauern zu sorgen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bedaure es im Namen der Bergbauern, 
obwohl es für das Budget entlastend gewesen 
ist, daß die neue Regierung leider Gottes die­
sen Betrag gesenkt hat, nämlich von 1,20 S 
auf 80 Groschen, und daß man leider Gottes 
den Betrieben in unseren Bergbauernregio­
nen nur mehr 1 000 kg anstatt 7 000 kg zubil­
ligt. Ich habe von manchem Bauern gehört: 
Das ist etwas für einen kleinen Nebener­
werbsbauern, aber doch niemals für einen 
haupterwerblichen Bergbauern brauchbar. 
Daher ist das eine Förderungsmaßnahme , die 
sicher ins Leere gegangen ist und die uns 
nicht weitergeholfen hat, hier einkommens­
wirksam oder kostenentlastend tätig zu sein. 

Es war damals auch eine Zeit, in der die 
Konjunktur sich eher nach unten verflacht 
hat. Wir hatten damals, 1986, nur mehr eine 
Konjunktursteigerung von 1,5 Prozent, das 
heißt ein Wirtschaftswachstum von 1,5 Pro­
zent, und daher schmolz auch die Kaufkraft 
der Arbeitnehmer. Daraus hat man sehr deut­
lich ablesen können, daß Arbeiter und Bauern 
in einem Boot sitzen. Und deshalb ist Arbeit­
nehmerpolitik und Agrarpolitik gemeinsam 
zu sehen. Denn wenn der Arbeiter weniger 
einkauft, dann wird der Bauer weniger Er lös 
haben, mehr exportieren müssen und das 
Budget zusätzlich belasten. 

Als praktizierender Landwirt weiß ich 
natürlich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, von diesem Einkommensabstand, der 
zwischen Arbeitnehmer auf der einen Seite 
und dem Landwirt auf der anderen Seite 
besteht und seit Jahren heiß diskutiert wird. 
Es ist uns in der sozial-liberalen Koalition 
auch nicht gelungen, in den Grünen Bericht 
diesen Vergleich, diesen Disparitätsvergleich, 
also Einkommens-Unterschiedsvergleich, auf­
zunehmen. Und ich ersuche Sie, Herr Bundes­
minister Riegler, recht herzlich: Vielleicht ist 
es jetzt möglich, da Sie Landwirtschaftsmini­
ster sind, dem Grünen Bericht inhaltlich 
etwas mehr Fleisch zu geben, diesen Einkom­
mens-Unterschiedsvergleich, ähnlich wie ihn 
die Schweiz hat, aufzunehmen, damit wir 
wesentlich mehr aussagen können. 

Der Grüne Bericht wird oft sehr unter­
schiedlich diskutiert. Auf der einen Seite 
sagen logischerweise die Bauern: 11 oder gar 
12 Prozent Steigerung! Das ist doch undenk­
bar, wenn mir in dem Jahr weniger Geld 
geblieben ist als im Vorjahr! Ich muß da den 
Bauern vollkommen recht geben. Ich glaube, 
man sollte sagen, daß die absolute Einkom­
mensstufe, an der unsere Bauern liegen, viel 
zu tief ist und eine Einkommenssteigerung, 
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auch wenn sie 11 Prozent ausmacht, nicht das 
ist, was wir uns vorstellen können. 

Ich glaube nämlich, daß das Landwirt­
schaftsgesetz überholt ist und daß wir das 
ändern sollten, indem wir hier einen Passus 
aufnehmen, der das landwirtschaftliche Ein­
kommen nach dem Sockelbetrag nennt, über 
den Einkommensvergleich diskutiert wird. 
Dann müßten eigentlich die Beamten von 
selbst aktiv werden und alles zusammenstel­
len, was dazu beiträgt, dieses Einkommen in 
entsprechende Höhe zu bringen, damit sich 
diese 10 oder 11 Prozent auch tatsächlich aus­
wirken. 

Wir haben es auch mit dem Problem zu tun, 
daß es nach wie vor Menschen auf unseren 
Hochschulen oder auch in der freien Wissen­
schaft gibt, die sich Wissenschaftler nennen, 
die glauben, daß man durch Einkommenssen­
kung die Bauern von der Mehrproduktion 
abhalten kann. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wer das denkt, begeht den größ­
ten Irrtum des Jahrhunderts! Einkommens­
senkung kann nur Bauernvertreibung bedeu­
ten und wird daher von der FPÖ striktest 
abgelehnt. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Gur t n er: Aber die FPÖ ist für den EG-Bei­
tritt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir sind in der Diskussion, ob wir uns dem 
EWG-Raum nähern sollen. Herr Kammerprä­
sident! Es wird der Vollanschluß von der FPÖ 
hundertprozentig bejaht, allerdings unter der 
besonderen Betrachtung und Beachtung der 
österreichischen Landwirtschaft. Ich habe 
kürzlich mit meinen Kollegen Huber und Hin­
termayer bei einem Besuch in der Bundesre­
publik auch das Bild von einer äußerst 
schwierigen agrarischen Situation kennenge­
lernt. Selbst große Bauern mit 180000 bis 
200 000 Liter Milch in der EWG wissen nicht, 
wie sie überleben können, wenn dieser Druck 
des Wachsens und Weichens so weitergeht. 
(Abg. Aue r: Und dort wollen Sie uns hin­
bringen?) 

Daher glaube ich, daß nationale Maßnah­
men gesetzt werden müssen, und zwar in der 
Form, daß wir Direktzahlungen leisten, aber 
nicht in dem kleinen Maße, wie es zurzeit 
noch der Fall ist, auch nicht, wie es zum Bei­
spiel in Kärnten der Fall ist, wo an die Berg­
bauern überhaupt nichts bezahlt wird. Ich 
glaube, wenn wir uns in der EWG zurechtfin­
den wollen, dann müssen wir ein groß ange­
legtes Überschußbeseitigungskonzept in die 
Wege leiten, indem einerseits alle Alternati­
ven in der Landwirtschaft angebaut werden, 

finanziert werden und die Bauern entspre­
chend unterrichtet werden und andererseits 
diese ökologische Nische, die vielleicht diesen 
gordischen Knoten des Überschußproblems 
zwar nicht lösen, aber lösen helfen kann, weit 
mehr ausgedehnt wird und den Gewerkschaf­
ten und Kammern - der Arbeiterkammer, 
der Bundeswirtschaftskammer - klar gesagt 
wird; daß die Landwirtschaft ein völlig ande­
res Gesicht, ein völlig anderes Kleid bekom­
men muß, wenn sie das Jahr 2000 in der EWG 
überleben will. 

Wir sind bereit, statt Überschüsse Umwelt 
zu produzieren und Umweltreparaturen vor­
zunehmen. Die Industrien und die gesamte 
Produktionssteigerung in der Wirtschaft, vom 
Autoverkehr bis zur Privatwirtschaft, haben 
unsere Böden sehr, sehr akut gefährdet. Beim 
Waldsterben wissen wir das, wir diskutieren 
es ja ständig. 

Ich glaube, Herr Bundesminister Riegler, 
wir müßten einen möglichst weiten finanziel­
len Rahmen schaffen, damit wir diese ökologi­
schen Leistungen unserer Bauern großzügigst 
abgelten. Nur so wird es uns gelingen, mit die­
sen nationalen Umweltmaßnahmen leicht in 
der EWG zu bestehen, sonst müßten wir, 
glaube ich, vor diesem gemeinschaftlichen 
Zusammengehen im Sinne unserer Bauern­
schaft warnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte zum Schluß kommend noch 
einen Punkt erwähnen, Herr Minister Rie­
gIer, der mir als Milchbauer besonders weh 
tut. Es ist heute leider Gottes auch von der 
ÖVP noch nicht erwähnt worden, daß in dem 
Bemühen, die Überschüsse im Milchbereich 
abzubauen, Sie, Herr Minister Riegler, zwar 
Aktivitäten gesetzt haben, das möchte ich 
überhaupt nicht bestreiten, aber nicht bereit 
waren, den freiheitlichen Vorschlag aufzug­
reifen. Dieser Vorschlag war darauf gerichtet, 
,für jene Milch, die unsere Bauern nicht anzu­
liefern bereit sind, 2 S bis 2,50 S zu bezahlen 
und dadurch innerhalb von ein bis zwei J ah­
ren 300 000 Tonnen Milch aus der gesamten 
Richtmenge zu nehmen, den Krisengroschen 
abzuschaffen und die Bürokratie im öster­
reichischen Fondsbereich zu beseitigen, den 
Bauern einen guten finanziellen Rahmen ein­
zuräumen. 

Jetzt geschieht etwas, was meiner Meinung 
nach schrecklich ist, nämlich: Der allgemeine 
Absatzförderungsbeitrag, der im alten Gesetz 
genau definiert ist - dort heißt es, daß der 
allgemeine Absatzförderungsbeitrag dann 
anzuheben und als Finanzierungsinstrument 
herzunehmen ist, wenn der zusätzliche 
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Absatzförderungsbeitrag nicht mehr aus­
reicht, die Exporte zu finanzieren , 
bekommt jetzt eine zusätzliche Aufgabe, die 
folgendermaßen ausschaut: Wenn der Krisen­
groschen sinkt - was ich jeden Tag hoffe -, 
weil die Milchanlieferung zurückgeht, werden 
diejenigen, die auf 10 Prozent und mehr an 
Milchablieferung verzichtet haben, weil sie es 
sich leisten konnten, trotzdem 52 oder 54 Gro­
schen vom allgemeinen Absatzförderungsbei­
trag bezahlt bekommen. Das heißt, daß jene 
Bauern, die es sich leisten konnten, Verzicht 
geübt haben, und daß die Hunderttausenden 
kleinen Milchbauern zur Kasse gebeten wer­
den und daß dieser allgemeine Absatzförde­
rungsbeitrag auf diese Art und Weise scham­
los mißbraucht wird, und das kann ich nicht 
akzeptieren. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Gur t ne r: Das stimmt ganz sicherlich nicht! 
Das läßt sich leicht widerlegen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir sollten den Bauern die Wahrheit sagen, 
deshalb appelliere ich an die ÖVP, auch in 
bezug auf die Einheitswerte die Wahrheit zu 
sagen. 

Der Herr Präsident Derfler hat in den 
"Landwirtschaftlichen Mitteilungen" der Stei­
ermark vollkommen richtig geschrieben, daß 
die Einheitswerte so ähnlich gesenkt werden 
sollten, wie es die sozial-liberale Koalition 
getan hat. (Abg. Gur t n er: 19831) Die ÖVP 
habe aber ein Versprechen abgegeben, als sie 
in· der Opposition war. Sie hat versprochen, 
jene Einheitswerterhöhungen, die die Soziali­
sten in ihrer Alleinregierung vorgenommen 
haben und die 1983 wirksam wurden - die 5 
Restprozent sofort zurückzunehmen, 
wenn sie regiert. Jetzt macht sie das nicht. Sie 
haben zwar Wahlversprechen abgegeben. Sie 
halten sie aber nicht ein. Sie täuschen unsere 
Bauern, indem sie jetzt noch dazu sagen, man 
sollte die Einheitswerte senken. 

In der gleichen Ausgabe schreiben Sie, 
Herr Präsident, im letzten Absatz: Ich fordere 
die Bundesregierung auf, gemäß den Worten 
des Arbeitsübereinkommens der ÖVP und 
SPÖ eine maßvolle Anpassung vorzunehmen. 
- So kann man doch nicht mit unseren Bau­
ern umgehen. Herr Bundesminister! Sagen 
Sie doch, daß eine Einheitswerterhöhung 
kommen wird, die aber vielleicht nicht alle 
treffen wird. Im Arbeitsübereinkommen 
haben Sie vereinbart, daß die Einheitswerte 
angehoben werden, und ich glaube, man sollte 
das noch einmal überdenken. Man sollte die 
Einheitswerte· bei den Waldbauern senken, 
bei den Forstwirten senken, man sollte sie 
auch in der Landwirtschaft zumindest nicht 

anheben, wenn man sie schon nicht senken 
kann wegen der äußerst schwierigen Situa­
tion in jedem Bereich der Landwirtschaft. Sie 
haben den Bauern das Leben in der letzten 
Zeit ohnehin schon sehr schwer gemacht. Wir 
werden deshalb dem Grünen Bericht mehr­
heitlich zustimmen, das Marktordnungsge­
setz aber ablehnen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 17.55 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Pfei­
fer. 

17.55 

Abgeordneter Pfeifer (SPÖ): Frau Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich weiß sehr wohl, daß die Freiheitliche Par­
tei ihre eigene Auffassung zu Agrarfragen 
hat. Dieses Recht steht ihr selbstverständlich 
zu. Ich weiß auch, daß sich die Freiheitliche 
Partei in ihrem Inneren in der längeren Ver­
gangenheit eigentlich immer wieder gegen 
die Marktordnung ausgesprochen hat, und ich 
kann mir vorstellen, daß sie in der Zeit, in der 
sie in der Regierung verantwortlich war, den 
Marktordnungsgesetz-Novellen nicht mit gan­
zem Herzen zugestimmt hat. 

Ich möchte aber doch auf eines hinweisen. 
Es ist sicher das Recht der Opposition, Auffas­
sungen, die sie glaubt darlegen zu müssen, 
darzulegen. Aber ich möchte deutlich sagen 
- ich glaube, Erich Schmidt hat die Dinge 
sehr klar dargelegt für unsere Fraktion -: 
Wir brauchen eine veränderte Marktordnung. 
Es ist für uns innerhalb der Koalition über­
haupt keine Frage mehr, daß die Marktord­
nungen verändert werden müssen, weil sich 
viele Notwendigkeiten ergeben, viele Dinge 
verändert haben, die direkt auf die Marktord­
nung Einfluß haben, weil sich in der außenpo­
litischen Situation, vor allen Dingen der Land­
wirtschaft, im Exportgeschehen und nicht nur 
dort wesentliche Veränderungen ergeben 
haben. 

Von der Opposition wurde von diesem Pult 
aus gesagt, daß man die Bauernexistenzen 
schützen will, und dann kehr um die Hand 
eigentlich als eigene Auffassung - und auch 
die möchte ich der FPÖ nicht vorhalten - an 
sich immer wieder behauptet, daß man mit 
wehenden Fahnen in die EG hinein muß. 
Damit es hier keine Mißverständnisse gibt, 
muß ich sagen: Ich habe vor etwa einer Vier­
telstunde eine Aussendung der SPÖ-Bauern 
bekommen, die ebenfalls den Anschluß an die 
EG betrifft, aber ich distanziere mich in aller 
Form von dieser Aussendung. Ich sage Ihnen 
ganz offen: Wir werden sehr wohl alle Ideen 
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und Gedanken brauchen, um für die Bauern 
in der Zukunft einen Weg zur Annäherung an 
die EG zu finden, einen Weg, der für die Bau­
ern erträglich ist, der die Existenzen der 
Familienbetriebe, Voll-, Zu- und Nebener­
werbsbetriebe, absichert, und wir wissen 
auch, daß es hier kein Patentrezept und auch 
keine Wunder gibt. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die guten Zah­
len des Grünen Berichtes 1986 wurden - und 
das steht auch außer Frage - von Erich 
Schmidt durch seine offene Haltung während 
seiner Amtszeit gemeinsam mit den Sozial­
partnern möglich gemacht, möglich gemacht 
natürlich auch deshalb, weil die natürliche 
Entwicklung in der Landwirtschaft gut war. 

Wir wissen - und das betrübt uns -, daß 
diese positiven Einkommenszahlen des Grü­
nen Berichtes 1986 nicht darüber hinwegtäu­
schen können, daß 1985 ein so schlechtes Jahr 
war, daß wir es nicht voll - so sagt es auch 
der Grüne Bericht - aufholen konnten. Aber 
wir sind froh darüber, daß es ein guter 
Bericht war und daß es im Durchschnitt auch 
gute Einkommenszahlen gab. 

Natürlich, und das gilt nicht nur für die 
Landwirtschaft, Hohes Haus, sind das Durch­
schnittszahlen, und der Durchschnitt sagt, 
daß es viele Betriebe gibt, die über dem 
Durchschnitt liegen, daß es aber leider auch 
Betriebe geben muß, die unter dem Durch­
schnitt liegen. Das ist aber auch bei den 
Arbeitnehmern so, praktisch bei allem, wenn 
man von Durchschnittsergebnissen ausgeht. 

Ein 200 Seiten umfassender Bericht liegt 
uns vor, und ich möchte an dieser Stelle all 
jenen danken, die auch nun in irgendeiner 
Form mit dem Zustandekommen dieses 
Berichtes zu tun hatten. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, daß es gerade im Lichte der besonde­
ren Schwierigkeiten, die die Agrarpolitik in 
Österreich - nicht nur in Österreich - hat, 
notwendig sein wird - ich begrüße die dies­
bezügliche Meinung des Ressortchefs im Aus­
schuß -, diesen Grünen Bericht, soweit das 
möglich ist, noch aktueller zu gestalten. Ich 
glaube, daß man gut daran tut, diese Dinge 
wahrzunehmen, obwohl das auch Geld kostet. 
Dieser Bericht kostet viel, aber die Landwirt­
schaft, Hohes Haus, nicht nur die Landwirt­
schaft, sondern auch das österreichische Par­
lament und die Wirtschaft brauchen diese kla­
ren Ergebnisse aus der Landwirtschaft, die 
hier im Bericht aufgezeigt werden. Es sind 

schonungslose Ergebnisse, es sind Ergeb­
nisse, die von mehr als 2000 Betrieben auf 
den Tisch gelegt werden, die durch entspre­
chende freiwillige Arbeit erstellt werden und 
dann innerhalb der § 7-Kommission zusam­
mengefaßt als "Grüner Bericht" vorgelegt 
werden. 

Ich glaube, es geht im wesentlichen darum, 
daß in ernsten und schwierigen Zeiten die 
Landwirtschaftspolitik eine gemeinsame Poli­
tik sein soll, versachlicht werden soll. Wir 
haben hier alle die wichtige Aufgabe, in der 
Richtung daran teilzunehmen, Mitverantwor­
tung zu tragen, daß die Agrarpolitik noch 
mehr versachlicht wird. Sie soll auch in 
schwierigen Zeiten so geführt werden, daß die 
Landwirtschaftsbetriebe das Gefühl haben, 
daß die Koalitionsregierung der Großparteien 
sowohl für den Konsumenten als auch für den 
Produzenten alles tut, um jene Rahmenbedin­
gungen zu schaffen, die notwendig sind, Rah­
menbedingungen, die die Landwirtschaft, die 
die Produzenten und die Konsumenten brau­
chen. 

Wir wissen, daß die Agrarquote auf 7,7 Pro­
zent, so sagt es der Grüne Bericht, gefallen 
ist. Es ist unschwer anzunehmen, daß jene 
8 400 Leute, die - wie aus dem Grünen 
Bericht hervorgeht- die Landwirtschaft auf­
gegeben haben, nur deswegen den Beruf 
gewechselt oder den Betrieb aufgegeben 
haben, weil sie kein Auslangen mehr hatten. 
Ich glaube, man muß zur Steuerung der Wahr­
heit auch sagen, daß selbstverständlich auch 
eine große Gruppe von diesen 8 400 Menschen 
in Pension gegangen ist. Freuen wir uns dar­
über, daß es möglich ist, auch dem bäuerli­
chen Menschen eine wirklich entsprechend 
soziale Vorsorge zu geben, eine Penisonsvor­
sorge nach dem ASVG. Ich glaube, daran 
haben wir im Laufe der Zeit ja alle mitgear­
beitet. 

Hohes Haus! Ich möchte noch ein paar 
Bemerkungen zu den anderen Vorlagen 
machen. Sie wissen, daß die Marktordnungs­
gesetz-Novelle vorliegt, in Rede steht und 
genauso die Geflügelwirtschaftsgesetz-
Novelle. Die Geflügelwirtschaftsgesetz-
Novelle haben wir uns eigentlich schon für 
den Sommer vorgenommen. Wir haben - das 
möchte ich auch sagen - sicherlich sehr viel 
Arbeit geleistet, sehr viel verhandelt, und in 
kleinen Schritten war es auch in der Koalition 
möglich, dieses Geflügelwirtschaftsgesetz 
rechtzeitig zu novellieren. 

Herr Bundesminister! Ab. 1. Jänner 1988 
werden wir aufgrund des harmonisierten Zoll­
tarifes ganz einfach auch rechtzeitig mit die-
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ser Geflügelwirtschaftsgesetz-Novelle zu 
Rande kommen. Wir freuen uns, daß der ein­
heitliche volkswirtschaftliche Importaus­
gleich möglich geworden ist, womit der Unter­
schied zwischen Auslands- und Inlandspreis 
ebenfalls entsprechend klargestellt werden 
konnte. 

Hohes Haus! Die Marktordnungsgesetz­
Novelle ist, glaube ich, eine sehr wichtige 
Novelle. Auch hier, möchte ich sagen, ist die 

. Koalition ihrem Koalitionsübereinkommen 
ebenfalls wieder einen Schritt näher gekom­
men. Die freiwillige Milchlieferungsrück­
nahme ist bekanntlich in einem solchen Maße 
erfolgt, daß man zwar sagen konnte, die 5 Pro­
zent sind noch nicht erfüllt, aber wir sind 
sicher, daß wir durch diese Maßnahmen der 
Marktordnungsgesetz-Novelle auf dem Milch­
sektor - nämlich jenen, die mehr als 10 Pro­
zent ihrer Milchanlieferung freiwillig zurück­
nehmen, auch eine Prämie von 54 Groschen 
zu garantieren (Abg. Ing. Mur e r: Das zah­
len die anderen Bauern!) - auf alle Fälle 
einen Weg eingeschlagen haben, um das Koa­
litionsübereinkommen erfüllen und die Agrar­
politik so gestalten zu können (Abg. Ing. 
Mur e r: Das werden die kleinen Bauern 
nicht verstehen!) -, ich möchte Ihnen das 
gleich sagen, Herr Kollege Murer -, daß sie 
von den Bauern verstanden und auch als 
erträglich betrachtet wird. 

Ich sagte Ihnen schon in meinen Ausfüh­
rungen: In der Agrarpolitik gibt es keine Wun­
derrabbis und keine Patentrezepte. Wenn 
trotzdem jemand sagt, er hätte dieses Rezept 
auf Knopfdruck, dann ist er sicherlich ein 
Scharlatan. Das sage ich Ihnen, das gibt es 
nämlich nicht. (Abg. Ing. Mur e r: Sie berei­
chern sich auf Kosten der kleinen Milchbau­
ern!) Ich möchte Ihnen also noch einmal 
sagen: Ich glaube sehr wohl, daß wir gut 
daran täten, diese Politik fortzusetzen. 
(Unruhe bei der FPÖ. - Präsident Dr. Marga 
Hub in e k gibt das Glockenzeichen!) Wir 
werden sie jeden Tag den bäuerlichen Men­
schen erklären, und ich bin davon überzeugt, 
daß diese Arbeit eine notwendige Arbeit für 
die Bauernschaft, aber auch für Österreich 
ist. 

Weiters möchte ich Ihnen, meine Damen 
und Herren, sagen: Wir haben bei diesen bei­
den Novellen einen kleinen gemeinsamen 
Nenner möglich gemacht. Aufgrund der 
Dinge, die vor uns liegen, wird es notwendig 
sein, daß wir alle darangehen, einen größeren 
gemeinsamen Nenner zu erarbeiten. Wir wer­
den es brauchen, und ich bin sicher, daß es 
uns auch gelingen wird. 

In diesem Sinne möchte ich sagen, daß wir 
von der sozialistischen Fraktion. dem Grünen 
Bericht 1986 zustimmen, und zwar mit dem 
Wunsch, wie es Erich Schmidt gesagt hat, daß 
wir der Bauernschaft und auch allen anderen 
in der Zukunft ebenfalls solche Grünen 
Berichte vorlegen können. Wir werden uns 
alle anstrengen. Den beiden anderen vorlie­
genden und in Rede stehenden Novellen -
der Marktordnungsgesetz-Novelle und der 
Geflügelwirtschaftsgesetz-Novelle - werden 
wir ebenfalls die Zustimmung geben. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 18.09 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesminister. 
Ich erteile es ihm. 

18.09 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Riegler: Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Grüne Bericht 
soll dazu beitragen, ein möglichst objektives 
Bild über die Situation und Entwicklung der 
land- und forstwirtschaftlichen Bevölkerung 
zu geben. Bei aller Unterschiedlichkeit der 
Interpretation glaube ich, daß die Bauern, 
aber auch die Öffentlichkeit ein Anrecht dar­
auf haben, daß diese Darstellung und die Dis­
kussion darüber möglichst sachbezogen 
geführt werden; vor allem auch angesichts der 
Tatsache, daß in einer Reihe von Berufsgrup­
pen beachtliche soziale Probleme zu bewälti­
gen sind. 

Ich werde mich bemühen, daß wir die Aus­
sagefähigkeit des Grünen Berichtes weiter­
entwickeln und verbessern. Wir werden ab 
1988 die Nebenerwerbslandwirte wieder in 
den Bericht aufnehmen. Ich werde auch 
bemüht sein, die Aktualität des Grünen 
Berichtes von der zeitlichen Vorlage her zu 
verbessern, und wir werden die Fachdiskus­
sion über einen Einkommensvergleich wie­
deraufnehmen. 

Ich möchte meinerseits all jenen danken, 
die zur Erstellung des Berichtes beigetragen 
haben, vor allem jenen Landwirten, die mit 
ihrer Buchführungsarbeit die Grundlage hie­
für legen, aber auch allen Mitgliedern der 
§ 7-Kommission, allen Wissenschaftern und 
Experten sowie den Beamten in unserem Res­
sort. 

Vor allem aber möchte ich anläßlich der 
Diskussion über den Grünen Bericht den 
österreichischen Bauernfamilien dafür dan­
ken, daß sie mit viel Opferbereitschaft nicht 
nur bemüht sind, ihre Existenz zu sichern, 
sondern auch einen beachtlichen Beitrag für 
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unsere gesamte Volkswirtschaft und vor 
allem für die Erhaltung der Besiedlung und 
die Pflege unseres Kulturlandes leisten. (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 

Wenn wir bemüht sind, die Dinge beim 
Namen zu nennen und die Fakten sprechen 
zu lassen, dann müssen wir sicher festhalten, 
daß in der Land- und Forstwirtschaft einige 
besondere Merkmale zu berücksichtigen sind. 
Die Bauern haben ihre "Werkstatt" unter 
freiem Himmel, das heißt, sie sind in einem 
hohen Maße den Auswirkungen der Witte­
rung und des Naturverlaufes ausgesetzt. Auf 
der anderen Seite müssen wir aber auch fest­
halten, daß die Bauern selbst durch ihr Pro­
duktionsverhalten dazu beitragen, Probleme 
zu bewältigen oder auch zusätzliche Probleme 
zu schaffen. 

Die internationale Entwicklung bläst uns 
derzeit mit einem rauhen Wind ins Gesicht; 
auch dieses Faktum müssen wir zur Kenntnis 
nehmen. 

Weiters ist es so, daß die gesamte Wirt­
schaftslage unseres Staates - die Arbeits­
platzgegebenheiten, die wirtschaftliche Ent­
wicklung und natürlich auch die Situation der 
Staatsfinanzen - Auswirkungen auf die 
Situation der Bauernschaft hat. 

Ich wollte das deshalb erwähnen, weil ich 
mich ganz klar zur Aufgabenstellung der 
Agrarpolitik bekenne, alles zu tun, um unse­
ren bäuerlichen Familien zu helfen, damit 
aber auch unserer gesamten Gesellschaft, 
weil wir auf der anderen Seite aber auch ehr­
lich die Grenzen der agrarpolitischen Gestalt­
barkeit beim Namen nennen sollten, wie über­
haupt die Möglichkeiten und die Grenzen der 
Politik einfach eine Tatsache sind, die wir 
ehrlicher und offener der Bevölkerung auch 
vor Augen führen sollten. 

Es ist meines Erachtens 1987 viel für die 
Bauern geschehen. Es ist uns gelungen, mit 
der Reparatur des Budgets im Bereich der 
Förderung und der Absatzfinanzierung bes­
sere Vorkehrungen zu treffen. Und wir haben 
im Bereich der handelspolitischen Bemühun­
gen eine Reihe von Akzenten gesetzt. 

Vor allem aber geht es mir darum, daß wir 
aus dem Grünen Bericht auch die Schlußfol­
gerungen für das Jahr 1988 in aller Klarheit 
ableiten, und das heißt, mit großer Energie 
die Umlenkung der Produktion weiterzufüh­
ren, die großflächigen Alternativen, wie den 
Anbau von Eiweißfuttermitteln, die Bemü­
hung um die Energieproduktion, ebenso wie 

die Kleinalternativen im Bereich der Spezial­
und Sonderkulturen. Als wesentlichen Akzent 
werden wir im kommenden Jahr im Bereich 
der Ökologieflächen einen beachtlichen 
Schritt setzen. 

Wir werden weiters mit sehr, sehr großem 
Nachdruck bemüht sein, die Marktanpassung 
in der Landwirtschaft zu forcieren, das heißt, 
uns in der Produktion und in der Vermark­
tung möglichst exakt auf die Aufnahmefähig­
keit der inländischen und ausländischen 
Märkte auszurichten. 

Wir werden darangehen, eine österreich­
weite Marketingorganisation zu entwickeln, 
die als Serviceleistung für unsere Bauern, 
aber auch für die Vermarktungs- und Verar­
beitungseinrichtungen dienen soll. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Wir werden der Entwicklungsarbeit, der 
Innovation, der Forschung und der Beratung 
einen hohen Stellenwert beimessen. 

Wir wollen die Förderungsmaßnahmen mit 
neuen Schwerpunkten akzentuieren, wobei es 
mir vor allem darum geht, neue Entwicklun­
gen zu unterstützen, die überbetrieblichen 
Einrichtungen im Interesse aller Bauern zu 
fördern und vor allem den benachteiligten 
Regionen vermehrt zu helfen: das sind unsere 
extremen Bergbauerngebiete und das sind die 
extremsten Grenzlandgemeinden. 

In diesem Sinne freue ich mich auch, daß es 
gelungen ist, im Rahmen der § 7-Kommission 
die Sozialpartner einvernehmlich zur Formu­
lierung neuer Förderungsakzente als Schluß­
folgerung dieses Grünen Berichtes zu moti­
vieren. 

Ich glaube daher, daß wir mit vollem Recht 
von einem eigenständigen österreichischen 
Weg in der Agrarpolitik sprechen können. Bei 
allen Problemen, die wir haben, und bei der 
Tatsache, daß auch mir viele Reformschritte 
zu langsam gehen und vielleicht nicht in dem 
Umfang geschehen, wie ich mir das vorstelle: 
Es besteht eben die Notwendigkeit, gemein­
sam Entscheidungen herbeizuführen. Und da 
gibt es nun allemal verschiedene Auffassun­
gen und verschiedene Interessen zu koordi­
nieren. 

Tatsache ist aber, daß wir in Österreich mit 
der Einführung der Bestandesbegrenzungen 
in der Tierhaltung eine Maßnahme zum 
Schutz der kleineren bäuerlichen Betriebe 
gesetzt haben, über die in den EG noch kaum 
diskutiert wird. 
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Tatsache ist, daß wir mit der Bergbauern­
förderung einen wirkungsvollen Beitrag dazu 
leisten können, daß unsere bergbäuerliche 
Besiedlung erhalten bleibt. 

Tatsache ist, daß wir in Österreich - weit 
stärker als etwa in den Europäischen Gemein­
schaften - darangegangen sind, die umwelt­
politische Verantwortung in der Land- und 
Forstwirtschaft auch in die Praxis umzuset­
zen. 

Und Tatsache ist weiters, daß wir aus der 
heimischen Produktion unseren Konsumen­
ten eine sehr, sehr hohe Qualität der Pro­
dukte sicherstellen können. 

Es sollte doch zu denken geben, meine 
Damen und Herren, daß in den Europäischen 
Gemeinschaften die Zahl der rinderhaltenden 
Betriebe seit 1975 halbiert wurde, ebenso die 
Zahl der Geflügelproduzenten, und daß die 
Zahl der schweine haltenden Betriebe nur 
mehr ein Drittel der Zahl von 1975 ausmacht. 

Das heißt, das brutale System des Verdrän­
gungswettbewerbes ist ein Faktum, und 
daher ist es angebracht - das ist ja letztlich 
ein Verdienst dreier hier im Hause vertrete­
ner Fraktionen in verschiedenen Entschei­
dungsphasen -, daß wir in Österreich ord­
nungspolitisch einen anderen Weg gehen und 
bereits gegangen sind; einen Weg, der meiner 
Überzeugung nach nicht nur für die Bauern, 
sondern für den Staat als ganzes der richtige 
ist, weil er auf die Arbeitsplatzaspekte, auf die 
Umweltaspekte, auf die gesamten Aspekte 
der Siedlungssicherung entsprechend Rück­
sicht nimmt. 

Es muß doch zu denken geben, meine 
Damen und Herren, daß es seit ein, zwei J ah­
ren so ist, daß wir mit dem Preisniveau der 
Produzenten über jenem der Europäischen 
Gemeinschaften liegen, während wir vorher 
viele Jahre hindurch da nachgehinkt sind. 

Es muß auch zu denken geben, daß sich 
unsere österreichischen Bauern durchaus 
sehr kritisch. die Frage stellen: Was würde es 
bedeuten, wenn wir in die Agrarpolitik der 
EG einbezogen wären? - Das sind meines 
Erachtens positive Aspekte, die die Bemühun­
gen unserer eigenständigen Politik doch 
unterstreichen sollten. 

Ich habe gerade in der jüngsten Zeit mehr­
mals Gelegenheit gehabt, mit maßgeblichen 
Repräsentanten der Agrarpolitik in den EG 
Aussprachen durchzuführen. Es geht mir ähn­
lich wie vielen, die wir die derzeitigen Ten-

denzen der EG-Agrarpolitik mit gewisser 
Sorge verfolgen. Wenn man nämlich zu der 
Entscheidung käme, tatsächlich den soge­
nannten Weltmarktpreis und den sogenann­
ten freien Markt spielen zu lassen - wobei 
dieser Weltmarktpreis ein völlig verzerrter 
Preis ist; ein Preis, der durch Hunderte Milli­
arden Schilling sowohl von den EG als auch 
von den USA heruntergestützt ist, ein Preis, 
der zum Teil auf dem Raubbau der Böden auf­
baut -, dann wäre das eine Existenzgefähr­
dung der bäuerlichen Landwirtschaft in West­
europa. 

Ich hoffe daher - und ich glaube, daß wir 
dazu auch unseren Beitrag leisten müssen -, 
daß es zu einer vernünftigen Besinnung des 
agrarpolitischen Kurses auch innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften kommt. Jeden­
falls sollten wir in Österreich - ich tue es, 
soweit ich es kann - alles dazu beitragen, 
daß wir unsere bäuerliche Landwirtschaft 
auch für die Zukunft sichern. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) Das nicht nur, weil wir die Sicher­
heit in der Versorgung mit Nahrungsgütern 
wollen, sondern weil wir vor allem die Besied­
lung unseres Landes und die Erhaltung unse­
rer Kulturlandschaft brauchen und weil wir 
die bäuerliche Bewirtschaftung als eine 
wesentliche Vorsorge gegen Naturkatastro­
phen für unverzichtba~ halten. 

Sie werden hier in diesem Hause im Jahre 
1988 mit einer Reihe von Entscheidungen 
konfrontiert sein, die den künftigen agrarpoli­
tischen Weg maßgeblich mit beeinflussen. Ich 
hoffe als Landwirtschaftsminister, daß mir 
das Hohe Haus zu den vorgesehenen Refor­
men Gesetze geben wird, die es leichter 
machen, im Interesse unserer Bauernschaft, 
aber auch im Interesse unserer Konsumenten 
und unserer verarbeitenden Wirtschaft die 
Agrarpolitik zu gestalten. 

Abschließend nur noch wenige Sätze zu den 
Novellen des Marktordnungsgesetzes und des 
Geflügelwirtschaftsgesetzes. 

Wie bereits erwähnt, dient die Novelle des 
Marktordnungsgesetzes auf der einen Seite 
dazu, jene Bauern abzusichern, die sich an 
der freiwilligen Anlieferungsrücknahme 
beteiligen, und, Herr Abgeordneter Murer, es 
ist ein fundamentales Mißverständnis, die 
Auswirkungen so darzustellen, wie Sie das 
vorhin getan haben. Es sind meiner Beurtei­
lung nach alle Milchbauern in Österreich 
jenen zu Dank verpflichtet, die sich an dieser 
freiwilligen Anlieferungsrücknahme beteiligt 
haben. (Abg. lng. Der f 1 e r: Richtig! Genau!) 
Es sind jetzt weder große noch kleine 
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Betriebe, sondern es ist eine große Zahl von 
Betrieben in allen Größenordnungen, die an 
der freiwilligen Anlieferungsrücknahme aktiv 
Anteil nimmt. 

Warum sind alle zu Dank verpflichtet? -
Weil es durch die Absenkung der Anlieferung 
erstmals seit Beginn der achtziger Jahre eine 
geringere Gesamtanlieferung und eine 
wesentlich geringere Exportmenge bei Milch­
produkten geben wird. Das ist doch etwas, 
was Sie auch in verschiedenen Äußerungen 
als erstrebenswert hingestellt haben. Es wird 
denen, die sich beteiligen, das refundiert, was 
wir uns an Exportkosten ersparen. Das ist das 
Grundsystem, auf dem diese freiwillige Anlie­
ferungsrücknahme aufbaut. 

Gleichzeitig wird aber bewirkt, daß sich im 
Interesse aller Milchbauern die Finanzie­
rungsverteilung für die Exportkosten zugun­
sten der Bauern und zur Mehrbelastung des 
Staates verändert. (Abg. Gur t n er: Darüber 
nachdenken, Kollege Murer!) Das ist das Ent­
scheidende. Alle haben einen positiven Effekt. 
Wenn wir, wie ich hoffe, in absehbarer Zeit 
den allgemeinen Absatzförderungsbeitrag 
merklich absenken können, dann ist das im 
wesentlichen eine Auswirkung dieser freiwil­
ligen Anlieferungsrücknahme, und man sollte 
die Bauern daher nicht verunsichern. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 

Es ist in der Phase der Vorbereitung viel 
Unsicherheit gestreut worden, und man sollte 
alles unterlassen, um jetzt neuerlich Verunsi­
cherung in die Reihen der Bauernschaft zu 
tragen. Der Herr Abgeordnete Hintermayer 
hat vollkommen recht, wenn er hier kritisch 
anmerkt: ... wenn seitens von Mitarbeitern 
oder Funktionären der Molkereiwirtschaft 
solche Äußerungen getroffen werden sollten. 
Wir sollten aber auch von den politischen Ver­
antwortungsträgern her alles unterlassen, um 
innerhalb der Bauernschaft Unsicherheit 
oder einen Zwist zu fördern oder überhaupt 
zu säen. (Abg. Hub e r: Das hätten Sie von 
1983 bis 1986 auch machen können von Ihrer 
Seite! Da wären wir schon einen Schritt wei­
ter!) Wissen Sie, man hat nichts davon, wenn 
man darüber redet, was man in der Vergan­
genheit hätte tun können, sondern meine Auf­
gabe ist, daß wir heute etwas weiterbringen. 
Und in dieser Richtung haben wir etwas 
getan. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ve t te r: 
Das wird er nie verstehen!) 

Ich habe mich bemüht, meine Damen und 
Herren, so wie es im Arbeitsübereinkommen 
vorgesehen ist, für die Marktordnungsreform 
1988 möglichst umfassende Vorarbeiten zu lei-

steno Mein Bestreben wird sein, daß wir die 
Marktordnung reformieren, und zwar in der 
Form, daß die Leistungsfähigkeit im milch­
wirtschaftlichen Bereich verbessert wird -
im Interesse der Bauern, für den Inlandsab­
satz, für den Bewegungsspielraum beim 
Erzeugerpreis, vor allem aber auch im Inter­
esse der Konsumenten, daß es zu einer preis­
lichen Entlastung kommt, und vor allem im 
Interesse der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Milchwirtschaft gegenüber der ausländischen 
Konkurrenz. 

Es wird im wesentlichen von den Sozial­
partnern und von den Nationalratsfraktionen 
abhängen, wie entscheidend und wie zielge­
richtet diese Reformschritte sein können. Von 
meiner Seite wird das Bemühen da sein, ent­
sprechende Grundlagen dafür zu schaffen, so 
wie wir in diesem Jahr bei den Getreidever­
handlungen - verständlicherweise nicht zur 
Freude der Wirtschaft - Einsparungen bei 
den Bereichen des Handels, des Transportes 
und der Lagerung vornehmen mußten. In 
einer angespannten Situation müssen sich 
alle anstrengen. Das ist das Ziel der Reform­
bemühungen, um die es mir geht. 

Zum Geflügelwirtschaftsgesetz. Ich hoffe, 
daß die neu getroffene Konstruktion - und es 
ist eine völlig neue Konzeption, die hier 
beschlossen wird - jene Versuche der Umge­
hung handelsrechtlicher Bestimmungen ent­
sprechend abstellen und im Interesse unserer 
einheimischen Produktion, aber auch unserer 
einheimischen Wirtschaft entsprechend wirk­
sam wird. Gleichzeitig wird eine mögliche 
Benachteiligung der Europäischen Gemein­
schaften abgebaut und damit auch einem han­
delspolitischen Anliegen entsprochen. 

Ich möchte nur zu zwei angesprochenen 
Fragen noch eine Bemerkung machen. Herr 
Abgeordneter Hintermayer, Sie haben in 
bezug auf die verschiedenen Maßnahmen von 
einem Belastungspaket gesprochen. Sie mein­
ten die Maßnahmen im Getreidebereich und 
die Absatzförderungsbeiträge bei Milch. Ich 
weise die Definition "Belastungspaket" des­
halb entschieden zurück, weil sie unrichtig 
ist, weil das nichts mit Belastung zu tun hat, 
sondern eine Maßnahme ist, die die Preis­
und Absatzsicherung für unsere öster­
reichischen Bauern aufrechterhalten hat, im 
Gegensatz zur Preisentwicklung und Absatz­
entwicklung in den Europäischen Gemein­
schaften. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ing. 
Mur e r: Im Frühjahr haben Sie gestreikt, als 
die SPÖ-FPÖ-Regierung das machen wollte! 
Da sind Sie auf die Straße gegangen!) Aber, 
ist ja überhaupt nicht wahr, Herr Staatssekre-
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tär a. D.! (Abg. Ing. Mur e r: Da sind Sie auf 
die Straße gegangen!) Es ist immer darum 
gegangen, daß korrekte Entscheidungen 
getroffen werden. (Abg. Ing. Mur e r: Da 
haben Sie gestreikt!) Man hat sich dann 
gewehrt, wenn Belastungen vorgenommen 
wurden, die von der sachlichen Grundlage her 
nicht gerechtfertigt waren. 

Ich möchte wirklich festhalten, weil das 
eine entscheidende Frage ist: Es war das 
keine Belastung, sondern die Vorkehrung, 
daß der Preis und der Absatz für unsere 
Getreideproduktion voll gesichert werden 
konnten. (Abg. S tau d i n ger: Der Murer 
mißversteht unsere Kritik! - Abg. Ing. 
Mur e r: Das ist ja unehrlich!) 

Wir habenjm Jahr 1987 eine Reihe von Pro­
blemen zu lösen gehabt: die Frostkatastrophe 
für unsere Weinbauern, die schweren Rück­
schläge im Rinderabsatz. Wir haben rasch 
geholfen, und es ist auch wieder zu einer Ver­
besserung der Situation gekommen. 

Wir werden auch den Schweineproduzenten 
rechtzeitig helfen. Allerdings muß ich auch 
dazu einladen, daß von Produzentenseite 
selbst entsprechend beigetragen wird, die 
Erzeugung an die Aufnahmefähigkeit des 
Marktes möglichst rasch anzupassen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

. Wir werden eine weitere Futtergetreidever­
billigungsaktion durchführen. 

Es ist eines meiner zentralen Anliegen, daß 
wir im Bereich der Außenhandelspolitik 
bemüht sind, sowohl für unsere Bauern als 
auch für unsere verarbeitende Wirtschaft 
möglichst faire Wettbewerbsbedingungen her­
zustellen, das heißt, daß jene gesetzlichen 
Bestimmungen, die für die österreichischen 
Erzeuger gelten, auch bei den importierten 
Produkten möglichst umfassend zur Anwen­
dung gebracht werden. 

Was die Einheitswertpolitik anlangt, wer­
den wir sicher alles dazu beitragen, daß es zu 
einer korrekten Festlegung kommt. (Abg. Ing. 
Mur e r: Also doch!) Jawohl! Im Gegensatz 
zur Entwicklung im Laufe der siebziger 
Jahre! Das heißt, daß es zu einer entsprechen­
den Reduzierung von Einheitswerten in 
Bereichen - wie es angesprochen wurde -
der Weinwirtschaft und der Forstwirtschaft 
kommen muß und daß im Bereich der Land­
wirtschaft zumindest eine generelle Erhö­
hung von Einheitswerten meines Erachtens 
nicht statthaft wäre. (Beifall bei der ÖVP. -

Abg. Ing. Mur e r: Generell nicht!) Nein, 
nein. 

Ich sage das auch deshalb: Ich habe den 
Eindruck, daß manche von der Freiheitlichen 
Partei gerne eine Erhöhung der Einheits­
werte herbeireden würden - eine Erhöhung, 
die nicht beabsichtigt ist. Es geht um die Ein­
heitswerte der Land- und Forstwirtschaft und 
nicht um jene der Gebäudevermögen, weil das 
auch manchmal miteinander vermischt wird. 

Abschließend, meine Damen und Herren: 
Ich würde wirklich darum ersuchen, daß wir 
uns gemeinsam bemühen, jenen öster­
reichischen Weg der Agrarpolitik zielstrebig 
weiterzugehen, der bedeutet - bei aller Beto­
nung der Leistungsfähigkeit - das soziale 
Moment des Schutzes für den Schwächeren 
und der Hilfe für die Kleineren, der Bemü­
hung um eine umweltorientierte Agrarpolitik, 
der Bemühung darum, daß wir neue Chancen 
für die land- und forstwirtschaftliehe Erzeu­
gung aufbauen und daß wir durch soziale 
direkte Einkommenshilfen den benachteilig­
ten Regionen helfen, vor allem aber auch eine 
Agrarpolitik, die sich durch ihre Umweltver­
antwortung sehr wesentlich von der Agrarpo­
litik anderer Regionen positiv unterscheidet. 

In dem Sinne hoffe ich, daß wir den Grünen 
Bericht 1986 zum Anlaß nehmen können, um 
- bei aller Schwierigkeit, die es gibt - für 
unsere Bauern und für unsere gesamte öster­
reichische Gesellschaft einen offensiven und 
positiven Weg für die Zukunft darzustellen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 18.34 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Haider . Ich erteile es ihm. 

18.34 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich darf vor­
ausschicken, daß ich dem Herrn Bundesmini­
ster persönlich große Sympathien entgegen­
bringe und ihn auch als Mensch achte. (Abg. 
Kr a f t: Das wird ihm nicht schaden!) Nur 
werde ich es ihm nicht ersparen können, 
nicht zuletzt aufgrund der jetzt abgegebenen 
Stellungnahme, einige doch sehr kritische 
Äußerungen entgegenzusetzen, und zwar 
nicht in der Form, wie es hier vielleicht einige 
erwarten, daß wir uns polemisch auseinander­
setzen (Abg. He i n z i n ger: Der Haider ist 
krank geworden!), sondern daß wir einmal 
das kritisch prüfen, was Sie, meine Damen 
und Herren von den Regierungsparteien, und 
auch Sie, Herr Bundesminister, in einer Zeit, 
als Sie als Oppositions abgeordneter hier 
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gestanden sind, vertreten haben und wozu Sie 
jetzt nicht mehr stehen wollen. 

Denn die Rede, die Sie hier an diesem Pult 
des öfteren mit Ihren Argumenten im Inter­
esse der Landwirtschaft gehalten haben, und 
die modifizierte Ausführung, die eher zurück­
haltend und pessimistisch geklungen hat, die 
Sie heute gegeben haben, zeigt einmal mehr, 
daß ein Riegler nicht recht gehabt haben 
muß. Hat also der Riegler, der Abgeordneter 
und Agrarsprecher der Volkspartei war, die 
Bauern hinters Licht geführt, indem er ihnen 
etwas versprochen hat, was er nicht halten 
kann, oder hat jener Landwirtschaftsmini­
ster, der heute gesprochen hat, eigentlich die 
Situation falsch eingeschätzt, indem er sagte, 
es ginge ja viel besser, wenn man reformfreu­
diger wäre? 

Gerade wenn Sie sich dagegen wehren, daß 
man nicht von einem Belastungspaket für die 
Landwirtschaft sprechen darf, dann muß man 
Ihnen ja Ihre eigenen Oppositions reden vor­
halten, in denen Sie bei jeder geringfügigen 
Erhöhung von Absatzförderungsbeiträgen 
von massiven Belastungen für die Landwirt­
schaft gesprochen haben. Sie haben es gerne 
so formuliert: Diese Belastungen bedeuten 
konkret Einkommensverlust für die Land­
wirtschaft. 

Sie waren es, der vierzehn Tage, bevor Sie 
als Landwirtschaftsminister angelobt wurden, 
noch in der Öffentlichkeit erklärt haben -
und der Pressedienst ist ja gedruckt vorhan­
den -, daß es eine Ihrer ersten Aufgaben sein 
würde, den Absatzförderungsbeitrag bei der 
Milch zu senken. Kaum waren Sie im Amt, 
haben Sie ihn zweimal hintereinander erhöht 
anstatt gesenkt und damit Einkommenskür­
zung bei der Landwirtschaft bewirkt. 

Sie haben sich gegen eine Düngemittelab­
gabe als Oppositions abgeordneter zur Wehr 
gesetzt. Kaum waren Sie im Amt, haben Sie 
eine 50prozentige Erhöhung der Düngemittel­
abgabe durchgeführt. 

Sie haben sich gegen eine Saatguts teuer 
zur Wehr gesetzt. Kaum sind Sie im Amt, 
haben Sie diese Saatgutsteuer akzeptiert. 

Sie verhandeln jetzt über eine weitere Fut­
termittelabgabe, und Sie haben wiederholt 
auch in anderen Bereichen Verwertungsbei­
träge eingehoben. 

Ich glaube, es kann niemand sagen, daß Sie 
nicht der Gefangene Ihrer eigenen Worte 
geworden sind. 

Ich gebe schon zu, daß es der Landwirt­
schaftsminister heute nicht leicht hat. Aber 
dann hätten Sie in Ihrer Verantwortung als 
Agrarsprecher der Volkspartei auch früher 
andere Worte finden müssen, wenn Sie sich 
nicht jetzt dem Vorwurf aussetzen wollen, daß 
Sie hier mit zweierlei Zungen gegenüber den 
Bauern agieren, je nachdem, in welcher Posi­
tion Sie sich befinden. (Abg. He in z i n ger: 
Das ist nicht Polemik!) 

Denn auch jetzt, Herr Landwirtschaftsmini­
ster , haben Sie fast händeringend das Parla­
ment gebeten, man sollte doch Verständnis 
haben, daß man eine Aktion des Milchliefer­
verzichtes auch im Rahmen der Marktord­
nungsnovelle durchführt, die halt einen Teil 
der Bauern begünstigt, einen anderen Teil -
und wie Murer richtig sagt, in erster Linie die 
vielen kleinen Lieferanten - benachteiligen 
wird, denn sie bezahlen die Prämie, die die 
Größeren bekommen, die sich den Verzicht 
von 10 Prozent Milchkontingent oder Milch­
anlieferung leisten können. Das wissen wir 
doch alle, weil Ihre Rechnungen ja nicht auf­
gegangen sind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Sie, meine Herren, haben ja im vergange­
nen Frühjahr Ihren Bauern in der Steiermark 
und in Salz burg Dinge erklären wollen, die 
diese nicht akzeptiert haben. Die Bauern sind 
Ihnen ja davongelaufen in dieser Frage! (Abg. 
Ve t te r: Sie verstehen etwas von Wahlen, 
aber doch nicht von der Milch!) Die Bauern 
haben es Ihnen ja schon seinerzeit nicht abge­
nommen, als Sie im Frühjahr eine andere 
Aktion vorgeschlagen haben. 

Und da sind Sie jetzt auch Opfer Ihrer eige­
nen Strategie geworden, denn als es noch eine 
rot-blaue Regierung gegeben hat, sind Ihre 
Funktionäre in den Genossenschaften zu den 
Bauern gegangen und haben gesagt, sie sol!en 
ja nicht verzichten, denn man weiß ja nicht, 
ob das auf Dauer gutgeht und ob sie dann wie­
der die verzichteten Kontingente zurückbe­
kommen werden. Das war die Rede. Das ist 
beweisbar durch Briefe, die sogar Funktio­
näre an die Bauern geschrieben haben. Und 
jetzt stehen Sie hier mit weinerlicher Stimme 
vor dem Parlament und sagen, man soll auf­
hören, die Leute zu verunsichern. Wir verun­
sichern die Bauern nicht. (Abg. S tau d in -
ger: No na!) Wir sagen ihnen nur, daß Sie mit 
zweierlei Maß messen, daß Sie, die ÖVP, als 
Sie Opposition gewesen sind, die Bauern auf­
gehußt haben im wahrsten Sinne des Wortes, 
eine sinnvolle Milchlieferverzichtsaktion 
nicht mitzumachen, damit der Karren mit 
Ihrer Hilfe weiter in den Dreck hineingekom­
men ist. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. He i n -
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z i n ger: Das ist also nicht Polemik!) Und 
jetzt, Herr Kollege Heinzinger, wollen Sie am 
Rande dieses Grabes stehen, zuschauen und 
sagen, die Opposition soll diesen Karren mit 
herausziehen helfen, den Sie selbst in den 
Dreck hineingeführt haben. Diese Möglich­
keit werden wir Ihnen sicherlich nicht eröff­
nen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Es tut Ihnen natürlich weh, wenn Freiheitli­
che das aussprechen, was Sie bei den Bauern­
versammlungen ihren Bauern nicht sagen 
wollen, daß nämlich auch Sie mit dem Rücken 
zur Wand stehen und daß die schönen Ver­
sprechungen von der Einkommenssicherung 
für den bäuerlichen Familienbetrieb Schall 
und Rauch sind, seit Sie selbst Mitverantwor­
tung in der Landwirtschaftspolitik tragen. 

Wo bitte gibt es ein einziges Beispiel, 
wonach in den letzten Monaten, unter der 
Verantwortung eines Landwirtschaftsmini -
sters Riegler, eine Maßnahme zur Einkom­
mensstärkung in der Landwirtschaft passiert 
ist. Wo bitte hat man die Einkommensstär­
kung für die Bauernschaft wirklich durchset­
zen können? Neue Belastungen und Einkom­
mensschmälerungen sind das Konzept, das 
Sie selbst durchführen müssen, damit werden 
Sie von Ihren eigenen Verheißungen einge­
holt. (Abg. Kr a f t: Er glaubt sogar, was er 
sagt!) 

Das zweite ist, daß man es sich nicht so ein­
fach machen und hergehen und sagen kann: 
Wir werden die Bauern vor der EG schützen! 
Da würde ich halt schon bitten, daß einmal 
diese Regierungsparteien und die ÖVP im 
besonderen sich entscheiden, was sie wollen. 
Denn einmal redet der Dr. Mock vom Vollbei­
tritt, das andere Mal redet der Minister Rie­
gIer vom Draußenbleiben. (Abg. S tau d i n -
ger: Herr Dr. Haider! Beides stimmt nicht, 
was Sie sagen!) 

Herr Graf hat in der Zwischenzeit auch 
schon mehrmals seine Meinung geändert. 
(Abg. S tau d i n ger: Beides stimmt nicht!) 
Ich weiß, Herr Kollege Staudinger, Ihnen ist 
das völlig egal, weil Sie kein Bauer sind. (Abg. 
S tau d i n ger: Nein!) Ich rede aber hier für 
die vielen kleinen Bauern, die Hoffnungen 
gehabt haben, daß dieser Landwirtschaftsmi­
nister einmal Erfolg haben wird. (Beifall bei 
der FPÖ. - Abg. Ve t t e r: Der "Sprecher der 
Kleinhäusler"! Der Großgrundbesitzer für die 
Kleinhäusler! - Weitere Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) 

Das ist der Unterschied zu Parteisekretä­
ren, die von öffentlichen Kassen leben. Ich 

habe halt noch ein soziales Verständnis, Herr 
Kollege, für diese Berufsgruppe. (Abg. Ve t­
te r: Sagen Sie mit einem Wort, was Sie bes­
ser machen würden!) Wir ·sind schon dabei! 
(Abg. Ve t t e r: Was Sie als Landwirtschafts­
minister besser machen würden und wer es 
zahlen würde! Sie kritisieren nur, aber keine 
Alternative! Sie plauschen schon eine halbe 
Stunde!) 

Das ist das Fürchterliche für den Kollegen 
Vetter, der ja schon mittels Zeitungsinseraten 
in Niederösterreich die Sozialisten auffordert 
(Abg. Ve t te r: Welche Inserate lesen Sie?), 
mit der ÖVP eine gemeinsame Klausur zu 
machen, damit man gegen die FPÖ Argu­
mente finden könnte. Das ist doch der wirkli­
che Grund, warum Sie so nervös sind, weil Sie 
mit Ihrer Landwirtschaftspolitik total 
gescheitert sind und Ihnen in Niederöster­
reich die Bauern scharenweise das Vertrauen 
aufgekündigt haben. Das ist die Realität. Und 
daher werden wir es Ihnen nicht ersparen, 
auch über die Fehler, die Sie jetzt in Ihrer 
Landwirtschaftspolitik machen, zu reden. 
(Abg. Ve t te r: Dann sagen Sie endlich, was 
Sie besser machen würden!) 

Punkt 2, EG: Ich glaube, daß es sehr leicht 
ist, zu sagen: Wir werden alles tun, damit die 
Bauern von einem möglichen EG-Beitritt ver­
schont bleiben oder keine Nachteile erleiden. 
(Abg. Gur t n er: Das hat niemand gesagtf) 
Meine Damen und Herren! Da hätte meines 
Erachtens der Herr Landwirtschaftsminister 
ein e ganz wichtige Verpflichtung: Er müßte 
nämlich hergehen und sagen, daß man auf 
Dauer Österreich nicht von dem größten 
gemeinsamen Markt fernhalten kann, denn 
es haben uns in den letzten Wochen und 
Monaten die EG-Politiker sehr deutlich 
gemacht, gerade auch Ihren Regierungskolle­
gen, man könne sich nicht die Rosinen her­
ausholen. 

Das, was Vorteile der EG sind, will Öster­
reich in Anspruch nehmen, dort, wo es auf­
grund von notwendigen Strukturveränderun­
gen Nachteile gibt, will man nicht mitspielen; 
also halbe Lösungen gibt es nicht. 

Daher wird es notwendig sein, Vorkehrun­
gen in der Landwirtschaftspolitik zu treffen, 
um die Hindernisse, die uns Schwierigkeiten 
bei einem Vollbeitritt zur EG machen, zu 
beseitigen. (Abg. Aue r: Was sind das?) 

"Was sind das", fragen Sie. (Abg. Aue r: 
Was sind das?) Ein Punkt, zu dem Sie nicht 
gerne Stellung nehmen, das ist beispielsweise 
die Frage, wie kann man die gesamte Verwer-
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tungsorganisation und damit auch das 
gesamte Genossenschaftswesen so konkur­
renzfähig machen, daß man mit den Produk­
ten dann auch im größeren EG-Bereich preis­
lich mithalten kann. Das ist der springende 
Punkt. 

Denn wir produzieren oder verarbeiten in 
Österreich teurer als anderswo - nachweis­
bar durch Broschüren des Finanzministe­
riums und des Landwirtschaftsministeriums 
-, wir verarbeiten etwa die Milch in Öster­
reich um 4 Milliarden Schilling teurer, als die 
Bundesrepublik Deutschland das tut. 

Meine Damen und Herren! Das kann man 
nicht abtun und sagen, das ist ein Struktur­
problem. Sie können nicht auf dem Rücken 
der Bauern die mangelnde Flexibilität und 
Reformwilligkeit des Genossenschaftsberei­
ches austragen, denn das ist die wahre Ursa­
che! (Beifall bei der FPÖ.) 

Da müßte man halt darüber reden, Herr 
Kollege, warum es keine Konsequenzen etwa 
bei den Vorfällen in der Ö-MOLK gibt, zu 
denen bis heute noch niemand von den Regie­
rungsparteien im Parlament Stellung genom­
men hat. Man hat nicht Stellung genommen 
zu einem bisher nicht veröffentlichten Bericht 
der Nationalbank, der zutage gefördert hat -
und der liegt ja Ihnen genauso vor wie uns -, 
daß man allein im vergangenen Jahr über die 
Ö-MOLK - obwohl wir in Österreich einen 
Butterberg haben - nahezu 7 000 Tonnen 
tschechischer Butter nach Österreich impor­
tiert (Abg. Gur t n er: Und wieder exportiert 
hat!), sie umgepackt hat in österreichisches 
Butterpapier, um sie mit Verlusten nach Nor­
wegen weiterzuverkaufen. Sind das die 
Geschäfte, die Sie bei einem EG-Eintritt 
schützen wollen? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie sollten die 
Bauern nicht zum Vorwand nehmen, um 
einen Genossenschaftssektor, der reformbe­
dürftig ist, zu schützen. Das ist die Politik, die 
wir nicht akzeptieren können. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Würden wir in der Verwertung im bäuerli­
chen Bereich konkurrenzfähig sein, dann 
dürfte in Österreich das Viertelkilo Butter 
nicht 23 S kosten und in der Bundesrepublik 
7 S, sondern wir müßten zu annähernd glei­
chen konkurrenzfähigen Preisen erzeugen 
können. Dort liegt ein ganz wesentlicher 
Punkt der EG-Diskussion. 

Ich meine daher, meine Damen und Her­
ren, daß all diese Fragen auch im Rahmen 

einer serlOsen Agrardebatte diskutiert wer­
den müssen, auch wenn sie unangenehm sind, 
weil sie Strukturveränderungen in bisherigen 
politischen und wirtschaftlichen Machtzen­
tren verlangen. 

Zum dritten, die Frage der Einheitswerter­
höhung. Herr Bundesminister, Sie selbst 
waren einer von jenen, die im Frühjahr 1986, 
neben anderen ÖVP-Abgeordneten, ganz mas­
siv gegen die damals geplante Einheitswerter­
höhung der rot-blauen Koalition zu Felde 
gezogen sind. (Abg. Staudinger: Was er 
heute gesagt hat!) Damals hat die Koalitions­
regierung versucht, eine Einheitswerterhö­
hung durchzuführen. Sie ist am Widerstand 
der ÖVP und am Widerstand der freiheitli­
chen Fraktion gescheitert, die damals in der 
Regierung gesessen ist. Diese Einheitswerter­
hähung wurde abgesetzt. Man hat vor der 
Wahl - auch Ihre Fraktion, so wie wir - den 
Menschen in Österreich - auch den Bauern 
- versprochen, daß es zu keiner Einheits­
werterhöhung kommen wird. Dazu müssen 
Sie stehen. Das steht in Ihren Broschüren, die 
Sie vor der Wahl an die Bauern verteilt haben, 
das sind die zehn Punkte des Alois Mock für 
eine Einkommensstärkung in der Landwirt­
schaft. 

Nun haben Sie im Regierungsübereinkom­
men eine Passage, die über eine Anpassung 
der Einheitswerte spricht. (Abg. Gur t n er: 
Nach unten! Anpassung kann auch nach 
unten sein!) 

Ich glaube nicht, daß eine Regierung so 
unvorsichtig ist, wenn sie beabsichtigt, Ein­
heitswerte zu senken, daß sie das nicht hin­
einschreiben würde, sie würde kaum von 
einer maßvollen Anpassung sprechen, würde 
man senken wollen. Dazu braucht man nie­
manden aufzufordern, maßvoll zu sein, denn 
in Wirklichkeit muß man auf jenes Niveau 
senken, das der tatsächlichen Ertragsstärke 
entspricht. 

Aber der Herr Kammerpräsident und Vor­
sitzende der Präsidentenkonferenz Derfler 
hat ja selbst in einem Artikel die Regierung 
aufgefordert, der Gefahr der Einheitswerter­
höhung entgegenzuwirken: Ich fordere die 
Bundesregierung auf, sagt er, gemäß den 
Worten des Arbeitsübereinkommens nur für 
eine maßvolle Anpassung zu sorgen. Und der 
Herr Landwirtschaftsminister war sehr auf­
schlußreich, denn er hat heute gesagt, in eini­
gen Bereichen werden wir Senkungen 
machen, aber bei der Landwirtschaft wollen 
wir eigentlich keine generelle Erhöhung, 
obwohl er nicht ausschließen kann, daß es 

278 
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unter Umständen auch eine generelle gibt. setzen, die wir mit vernünftigeren Vorschlä-
(Bundesminister Dipl.-Ing. R i e g 1 e r: . gen eingeleitet hätten. 
Stimmt nicht!) 

Vielleicht habe ich Sie falsch verstanden. 

Wenn Sie das halten wollen, was Sie vor der 
Nationalratswahl Ihren Wählern gesagt 
haben: Wenn die ÖVP in die Regierung 
kommt, gibt es keine Einheitswerterhöhung!, 
dann können Sie auch hier nicht heruminter­
pretieren, ob man in einem Bereich ein bis­
serl senkt, aber dafür im anderen - bei der 
Landwirtschaft - anheben wird. Dann haben 
Sie Ihre Versprechen schamlos gebrochen, 
dann werden wir die Gelegenheit wahrneh­
men, das den Bauern auch zu sagen. Denn es 
ist das an sich Unsinnigste in einer Zeit des 
Einkommensverlustes für die Landwirtschaft 
und vor allem für die vielen kleineren Produ­
zenten, auch noch den Mut und die Stirn zu 
haben, eine massive Einheitswerterhöhung 
vorzunehmen, die eine Kette von Mehrbela­
stungen auslöst, von der Grundsteuer bis zu 
den Sozialversicherungsbeiträgen. 

Hier waren wir sicherlich mit Ihnen einer 
Meinung, nur müssen Sie jetzt zu dem stehen, 
was Sie gesagt haben, meine Damen und Her­
ren, und dürfen nicht vorsichtig eine Frontbe­
gradigung machen und so tun, als hätten Sie 
nie versprochen, daß es keine Einheitswerter­
höhung geben wird, das ist das, was wir auch 
an die Adresse des Bundesministers richten. 

Herr Bundesminister! Sie müssen sich auch 
verpflichtet fühlen gegenüber dem, was Sie 
vorher, vor einer Wahlentscheidung, Ihren 
Bauern gesagt haben. Bisher haben Sie 
eigentlich nicht viel gehalten davon, sondern 
Sie haben die Bauern unangenehmerweise 
mit Belastungen und Einkommenseinschrän­
kungen überrascht. (Zwischenbemerkung des 
Bundesministers Dipl.-Ing. R i e g 1 er.) Es 
wird also dort, wo Sie die Möglichkeit haben, 

. einen neuen Weg zu gehen, einen Weg, den 
Sie heute wieder angekündigt haben, sicher­
lich unsere Kooperationsbereitschaft geben. 

Und Sie können nicht sagen, daß wir nicht 
Alternativen vorgeschlagen hätten. Ich nenne 
nur unsere Milchlieferverzichtsaktion, die wir 
noch einmal, auch in dieser Periode, in Form 
eines Antrags eingebracht haben und die eine 
Bonifikation für all jene, und zwar unabhän­
gig, um wen es sich handelt, beinhaltet hätte, 
die bereit gewesen wären, zu verzichten. So 
gesehen hätten Sie schon früher einsteigen 
können auf diese Vorschläge, Sie müßten sich 
dann nicht mit Krampflösungen in einer 
Marktordnungsgesetz-Novelle auseinander-

In dem Sinne biete ich Ihnen unsere Koope­
ration an, wenn Sie zu dem stehen, was Sie 
am Schluß gesagt haben, nämlich daß Sie 
neue Wege in der Agrarpolitik beschreiten 
wollen und weggehen wollen von dem, was 
Sie bisher gemacht haben: also daß der Bauer 
selbst für den Verdruß, den die Politik 
gemacht hat, noch bezahlen soll. (Beifall bei 
der FPÖ.) 18.51 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abge­
ordneter Schwarzenberger gemeldet. Sie darf 
die Dauer von 5 Minuten nicht überschreiten. 

18.51 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Frau Präsident! Herr Minister! Geschätzte 
Damen und Herren! Der Abgeordnete Haider 
hat gerade zuvor von diesem Pult aus gesagt, 
die kleinen Milchbauern müßten den großen 
die Milchlieferverzichtsprämie bezahlen. Das 
ist unrichtig! Die freiwillige Reduzierung der 
Milchmenge erspart uns die Milchexporte, 
und jene Kosten der Milchexporte, die damit 
vermieden werden, werden den Bauern rück­
vergütet. Es ist also unwahr, daß die kleinen' 
Milchbauern für die großen bezahlen. 

Außerdem sind die freiwilligen Milchliefe­
ranten bei allen Größenklassen vertreten, es 
haben sich nicht nur die großen beteiligt und 
auch nicht nur die kleinen. Wir haben in 
Österreich eine durchschnittliche Richtmenge 
von rund 20 000 kg, und etwa 40 Prozent der 
Milchlieferanten haben sich an dieser freiwil­
ligen Milchlieferverzichtsaktion beteiligt. 

Es gibt dann noch eine zweite Aktion, das 
ist die Milchrückkaufaktion. Auch dort gibt es 
die 2,40 S bis zu 40000 kg und über 40000 kg 
1,60 S. Diese Aktion läuft ebenfalls . noch wei­
ter. 

Es stimmt jedenfalls nicht, daß die kleinen 
Milchbauern den großen die Milchlieferver­
zichtsaktion bezahlen. (Beifall bei der ÖVP. -
Ruf bei der ÖVP: Das weiß der Haider alles 
nicht! - Abg. He i n z i n ger: Jetzt hat der 
Haider seinen Misthaufen abgeladen und 
geht!) 18.53 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Hofer. 
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18.53 

Abgeordneter Hofer (ÖVP): Frau Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes 
Haus! Es tut mir leid, daß der größte Führer 
aller Zeiten, wie er manches Mal bezeichnet 
wird, jetzt weggeht. (Heiterkeit und Beifall 
bei Abgeordneten der ÖVP.) Ich möchte ihm 
nämlich etwas ins Gedächtnis rufen. (Ruf: Er 
ist zurückgekommen! - Weitere Zwischen­
rufe bei ÖVP und FPÖ.) 

Norbert Steger, sein Vorgänger, hat am 
3. Jänner 1987 der Zeitung "Die Presse" ein 
Interview gegeben, wo er sich nicht nur -
und das verstehe ich - negativ über seinen 
Nachfolger geäußert hat - das geht uns 
nichts an -, sondern wo er auch zu sich sel­
ber gekommen ist. "Steger ist in seiner Bilanz 
auch selbstkritisch. Als einen großen Fehler 
bezeichnete er rückblickend die Tatsache, daß 
man 1983 die Koalitionsverhandlungen zu 
kurz und nicht gründlich genug geführt habe. 
- Soweit die Einleitung. Jetzt kommt seine 
Aussage: "Wichtige Problembereiche wie die 
Verstaatlichte und die Agrarpolitik sind nicht 
ausreichend verhandelt worden, weil wir 
meinten, da hätten wir ohnehin wenig zu 
bestellen." - Soweit Steger. 

Und ich erinnere mich noch, ich war ein 
junger Abgeordneter hier in diesem Hause: 
Am 1. Juni 1983 hat derselbe Parteiobmann 
Haider , heute Parteiobmann, damals Abge­
ordneter, zu dieser Regierungserklärung der 
kleinen Koalition gesprochen, und er hat 
diese Regierungserklärung in den höchsten 
Tönen gelobt, über die rückblickend jetzt Ste­
ger erklärt, man hätte sich da eben geirrt, 
man habe sich nicht gekümmert um die 
Agrarpolitik und die verstaatlichte Industrie, 
weil man dort ohnedies nichts zu bestellen 
gehabt hätte. - Soweit zu Ihrer Wortmel­
dung, Herr Parteiobmann Haider. 

Es stehen ja heute noch 20 Redner auf der 
Liste, daher möchte ich mich kurz fassen. 
(Unruhe im Saal. - Abgeordnete der FPÖ 
begeben sich zum Präsidium.) Ich bin Konsu­
mentenvertreter, und als solcher, glaube ich, 
kann ich noch einige Argumente zur Agrarpo­
litik einbringen. Aufgrund der Meinungsfor­
schung wissen wir, daß 96 Prozent der Bevöl­
kerung der Meinung sind, daß die Landwirt­
schaft einen sehr wichtigen Bereich in der 
Gesamtwirtschaft darstellt. Sehr viele Konsu­
menten befürchten, daß sich, wenn die Land­
wirtschaft nicht mehr florieren würde, 
dadurch eine Verteuerung bei den Lebensmit­
teln ergeben würde und daß die Lebensmittel­
versorgung nicht mehr sichergestellt werden 

könnte. (Ruf bei der ÖVP, in Richtung FPÖ: 
Schämt euch! - Abg. Ve t te r: Sie können 
doch heimgehen, wenn sie nicht wollen!) 

Außerdem sind die Österreicherinnen und 
Österreicher zu Recht ... (Heftige Zwischen­
rufe bei der ÖVP in Richtung der freiheitli­
chen Abgeordneten.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich bitte, daß 
Sie sich wieder ein bißchen besänftigen. Der 
Herr Abgeordnete Hofer hat eine Bemerkung 
gemacht, die einen 0 r d nun g s ruf nach 
sich zieht. Er hat eines unserer Mitglieder als 
den "größten Führer aller Zeiten" bezeichnet. 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich würde sagen, 
in dieser sehr sensiblen Zeit ist das eine 
unpassende Bemerkung. 

Bitte fahren Sie fort. 

Abgeordneter Hofer (fortsetzend):. Sehr 
geehrte Frau Präsident! (Ruf: ... der zweit­
größte Führer! - Weitere Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) Wenn Parteiobmann Haider nun 
meine Äußerung so verstanden hätte, ich 
möchte ihm "tausendjährige Vergangenheit" 
- lJ.nter Anführungszeichen - vorwerfen: 
Das habe ich nicht gewollt, das habe ich nicht 
zum Ausdruck bringen wollen! (Zwischenruf 
bei der ÖVP.) Wenn er es so verstanden hätte, 
würde ich mich selbstverständlich entschuldi­
gen. Was ich zum Ausdruck bringen wollte 
mit den Worten "größter Führer aller Zeiten" 
ist, daß er sich als Parteiführer der Freiheitli­
chen Partei so aufspielt, als ob er der größte 
Parteiführer wäre. Das habe ich damit sagen 
wollen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
o f ne r: Jetzt ist der nächste Ordnungsruf fäl­
lig! Das ist unerhört! - Ruf bei der ÖVP: Alles 
Theater! - Weitere Zwischenrufe bei der 
ÖVP. - Die Abgeordneten der FPÖ verlassen 
den Sitzungssaal.) 

Sehr verehrte Damen und Herren! Ich 
komme wieder zurück zu meinen Ausführun­
gen zum Grünen Bericht. Die Österreicherin­
nen und Österreicher schätzen vor allem, 
soweit sie nicht selbst Landwirte sind, an der 
Land- und Forstwirtschaft folgendes: daß die 
Bauern die Kulturlandschaft pflegen, daß sie 
Arbeitsplätze erhalten in den bäuerlichen 
Betrieben, daß sie mit ihrer Konsumkraft -
immerhin sind das rund 50 Milliarden Schil­
ling - viele Arbeitsplätze sichern in Handel, 
Gewerbe und Industrie und daß sie vor allem 
einen Grundpfeiler - Herr Minister Riegler 
hat davon schon gesprochen - zur Aufrecht­
erhaltung der ländlichen Infrastruktur dar-
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stellen. Und nicht zuletzt ist eine gesicherte 
Land- und Forstwirtschaft ein wesentlicher 
Faktor für die Eigenständigkeit und Unab­
hängigkeit unseres Staates. 

Sicher, es ist heute schon des öfteren über 
die Problematik der Überschüsse und die 
Schwierigkeiten, die sich durch die Verwer­
tung dieser Überschüsse ergeben, diskutiert 
worden. Nur muß man schon fragen: Wer hat 
denn die Schuld, daß diese Überschüsse da 
sind? Sind es die Bauern alleine? Sicher pro­
duzieren sie diese, aber ihnen ist doch gar 
nichts anderes übriggeblieben, als immer 
mehr zu produzieren, damit sie die Preis­
Kosten-Schere schmälern haben können. Nur 
wenn wir bereit sind, den Bauern auf anderen 
Wegen Transferleistungen zu geben, können 
die Bauern ihre Produktion zurücknehmen. 
Und wir haben ja schon Bereiche, die ersten 
Schritte sind bereits getan. Ich verweise auf 
die Milchlieferungsrücknahme, die sich auf 
freiwilliger Basis vollzieht. 

Mit ein Grund, daß die Überschußverwer­
tung so schwierig geworden ist: Natürlich 
kommt hier auch der rasante Dollarpreisver­
fall der letzten Jahre zu tragen. Vor wenigen 
Jahren lag der Dollar noch bei ungefähr 17 S 
oder 18 S. Jetzt sind wir bei 12 S. Die Ver­
marktung ist dadurch noch schwieriger 
geworden. 

Daher ist der Weg, der unter Minister Rie­
gIer begonnen worden ist - und - fairer­
weise muß man das sagen - eingeleitet wor­
den ist von Minister Schmidt, nämlich die 
Umlenkung auf Ölsaaten, Ökoflächen - es ist 
darüber schon gesprochen wQrden -, der 
richtige Weg. 

Eines muß ich schon hier kritisch vermer­
ken. So lobend man den Minister Schmidt 
erwähnen muß, sein Vorgänger Dipl.-Ing. Hai­
den war aber in manchen Bereichen für die 
Agrarpolitik - ich möchte nicht böse werden 
- sicher kein Vorteil. Es hat sich nachher 
herausgestellt, wie Schmidt gekommen ist, 
der von derselben Partei war, daß es sehr 
wohl auch anders gegangen ist. 

Die Versäumnisse, die bei der Umlenkung 
zu anderen Alternativproduktionen vorka­
men, sind sicher ein historisches Übersehen 
oder eine historische Schuld des damaligen 
Minsters Haiden. 

Wir können feststellen, die Umlenkung geht 
jetzt voran, man kann sich nur darüber 
freuen. (Präsident Dr. S ti x übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Exportstützungen - darüber wurde 
heute schon mehrfach gesprochen - betra­
gen rund 10 Milliarden Schilling. Rund zwei 
Drittel zahlt der Staat, ein Drittel zahlen die 
Bauern selber. 

Kollege Puntigam hat sich heute eingangs 
schon mit der Krise beschäftigt, die um 
Tschernobyl entstanden ist. Ich möchte die­
sen Gedankengang des Kollegen Puntigam 
mit einigen Überlegungen fortsetzen. Er hat 
ein Szenario entwickelt, was wäre, wenn die­
ses "Tschernobyl" einige Wochen später 
gewesen wäre. Man hätte die Getreideproduk­
tion vernichten müssen, Heu, Krummet, alles 
wäre zum Wegwerfen gewesen, der Schaden 
für die Bauern unermeßlich und letztendlich 
auch für den Staat und der Schaden für die 
Konsumenten noch viel gewaltiger. Hätten 
wir genügend Lebensmittel gehabt, um die 
österreichische Bevölkerung zu ernähren? 

Daher möchte ich an die gesamte Bundesre­
gierung appellieren, Überlegungen anzustel­
len, denn vor solchen Krisenfällen sind wir ja 
alle miteinander nicht gefeit. Hoffentlich pas­
siert so etwas nie mehr. Aber wer gibt uns die 
Garantie? Rund um Österreich sind Atom­
kraftwerke. - Sollten wir nicht doch Überle­
gungen anstellen für eine Krisenbevorratung 
und Krisenvorsorge? (Beifall bei der ÖVP.) 

Einige persönliche Bemerkungen, auch wie­
der aus der Sicht eines Konsumenten. Ich 
würde mir als Konsument wünschen, daß ich 
beim Bauern Bauernbrot kaufen kann. Ich 
würde mir wünschen, daß ich beim Bauern 
Fleischprodukte kaufen kann. Ich weiß schon, 
daß es da gewerberechtliche Schwierigkeiten 
gibt. Daher könnte ich mir vorstellen, daß ein 
junger Bauer, der weiß, mein Betrieb muß 
einen Zuerwerb haben oder er müßte einem 
Nebenerwerb nachgehen, überlegen sollte, 
Fleischhauer oder Bäcker zu lernen, um die­
ses Wissen in seinen Betrieb zur Veredelung 
einzubringen. Ich weiß, das könnte bei Gott 
nicht jeder machen, aber der eine oder andere 
könnte hier gewisse zusätzliche Einnahmen 
erzielen. Das wäre sicher im Interesse des 
Bauern und auch im Interesse des Konsumen­
ten. 

Es geschieht ja auch auf diesem Sektor 
einiges: Zuerwerb im Fremdenverkehrsbe­
reich, oder der Bauer als Energielieferant, 
Hackschnitzelheizungen und dergleichen 
mehr. 

Ich würde mir aber auch wünschen, daß die 
Wertschöpfung agrarischer Produkte besser 
wird. Ich komme im Zusammenhang mit dem 
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Holz noch darauf. Mir kommt es manchmal 
vor, als wären wir ein Entwicklungsland. Wir 
produzieren agrarische Rohstoffe, verkaufen 
sie ans Ausland und manchmal kommen sie 
in veredelter Form wieder herein. Daher ein 
Appell an alle verarbeitenden landwirtschaft­
lichen Industriebetriebe, einschließlich 
Genossenschaften, hier Überlegungen anzu­
stellen, wie wir das Rohprodukt des Bauern 
im Inland besser veredeln könnten. 

Auch noch einige Bemerkungen zur Ein­
kommenssituation. Im Grünen Bericht ist 
festzustellen, daß sich - es wurde darüber 
schon gesprochen - die Einkommenssitua­
tion im letzten Jahr, relativ gesehen, verbes­
sert hat. Hier hat sich positiv niedergeschla­
gen, daß die Bauern ausgabenseitig in der 
Lage waren, Einsparungen vorzunehmen. 
Hier muß man sehr lobend die Maschinen­
und Betriebshelferringe erwähnen. Aus dem 
Bericht geht hervor, daß hier 521 Millionen an 
Geldvolumen umgesetzt worden und damit 
innerhalb bäuerlicher Betriebe geblieben 
sind. 

Zum Schluß - ich komme schon zum Ende 
meiner Rede - doch auch noch ein Hinweis 
zur Holzwirtschaft. 46 Prozent des öster­
reichischen Staatsgebietes sind mit Wald 
bedeckt. Wir gehören damit zu den wald­
reichsten Gebieten dieses Globus. Wir sind 
der fünftgrößte Holzschnittexporteur der 
Welt. Aber auch hier gilt wieder, daß wir in 
diesem Bereich agieren, als wären wir ein 
Entwicklungsland. Wir schneiden das Holz -
das ist weitestgehend das höchste der Verede­
lung - und verkaufen es ans Ausland. 

Auch hier täte es not, Überlegungen anzu­
stellen, wie wir dieses wertvolle Produkt Holz 
weiterveredeln, bessere Wertschöpfungen in 
unserem Land erzeugen können. 

Ich bin davon überzeugt, in diesem Wald 
würden noch viele wirtschaftliche Chancen 
drinnenstecken, und es gilt, diese zu nützen. 
Aber, man könnte ein Sprichwort zitieren: 
Wir sehen den Wald vor lauter Bäumen nicht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich eine 
Initiative lobend erwähnen, die der ÖAAB, 
Kollege Heinzinger mit Generalsekretär 
Schüssel, gestartet hat unter der Devise: 
Arbeitsplatzchance Holz, Holzbewußtsein und 
Architektur in Österreich! Hier kann man 
nicht genug nachdenken. Holz ist es wert, daß 
man darüber nachdenkt, Überlegungen 
anstellt, um daraus zusätzliche Wertschöpfun­
gen zum Wohle der heimischen Land- und 

Forstwirtschaft zu erzeugen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Damit bin ich wirklich schon am Schluß. In 
dieser Zeit, in der Überschüsse produziert 
werden, soll man sich dennoch auch immer 
wieder daran erinnern, daß es Zeiten gegeben 
hat, in denen die Bevölkerung dieses Landes 
gehungert hat. Hoffentlich erleben wir solche 
Zeiten nie mehr, aber absolute Garantie dafür 
gibt es keine. Nichts könnte besser die Situa­
tion der Weihnachten des Jahres 1945 schil­
dern als die Rede Leopold Figls, in der er den 
Österreichern gesagt hat: Ich kann euch 
nichts unter den Weihnachtsbaum legen, 
sofern ihr einen habt, kein Brot zum Essen, 
keine Kohlen zum Heizen, kein Glas zum Ein­
schneiden. Glaubt an dieses Österreich! - Ich 
glaube, so besinnliche Überlegungen müßte 
man anstellen, wenn man Probleme mit den 
agrarischen Überschüssen hat. 

Herr Landwirtschaftsminister! Sie sind mit 
Ihrer Politik am richtigen Weg. Ich wünsche 
Ihnen dabei viel Erfolg zum Wohle der öster­
reichischen Land- und Forstwirtschaft. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 19.08 

Präsident Dr. Stix: Als nächster zu Wort 
gelangt Herr Abgeordneter Peck. 

19.08 

Abgeordneter Peck (SPÖ): Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Das blitzartige Auftreten des Herrn Kol­
legen Haider kann ich eigentlich verstehen. 
Aufgrund des Fiaskos, das er durch die Lan­
deshauptmannwahl im Burgenland erlebt hat, 
muß er sich irgendwie abreagieren. Dazu hat 
er sich halt diesmal die Bauern ausgesucht. 
Ich glaube, das ist auch die Erklärung seines 
raschen Verschwindens. (Beifall bei sm und 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Wir haben heute drei Vorlagen 
in diesem Parlament zu behandeln; den 
Bericht über die Landwirtschaft des Jahres 
1986 sowie die Änderung des Marktordnungs­
gesetzes und auch des Geflügelwirtschaftsge­
setzes. 

Wegen der Umstellung auf den harmoni­
sierten Zolltarif 1988 ist dieses Gesetz sicher­
lich notwendig. Es bringt ein neues System 
für den Importausgleich. Gerade zum Geflü­
gelwirtschaftsgesetz müssen wir uns gewisse 
Vorstellungen machen. Der Konsum steigt. 
Das können wir aufgrund der Statistik fest­
stellen. Aber auch der Import von Geflügel 
war im Jahre 1986 sehr hoch und erreichte 
rund 14000 Tonnen. Nach den letzten Berich-
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ten gab es auch im Jahre 1987 einen sehr star­
ken Import. 

Wir haben die leidvolle Erfahrung gemacht, 
daß gerade auf diesem Importsektor sehr vie­
les nicht stimmt. Wenn die Ware nach Öster­
reich kommt und die Faktura unter Umstän­
den nach Liechtenstein, so ist das sicherlich 
kein Vorteil für unser Land, dadurch entsteht 
aber auch großer Schaden für unsere Geflü­
gelwirtschaft. Die Importeure müssen in 
Zukunft die Wahrheit bekennen! 

Herr Bundesminister! Was mich bei diesem 
Geflügelwirtschaftsgesetz besonders interes­
siert, ist die Position 0207 B. Hier geht es um 
das gefrorene Putenfleisch. Gerade in dem 
Gebiet, in dem ich zu Hause bin, gibt es sehr 
viele Geflügelzüchter, die sich mit der Pro­
duktion von Puten befassen. Der derzeitige 
GATT-gebundene Zolls atz beträgt 1,50 S. Das 
ist kein Schutz für die Putenproduzenten. Der 
Zollsatz müßte mindestens 10 bis 14 S betra­
gen, um einen Schutz für diese Produzenten 
zu bieten. 

Herr BundesIhinister! Es wird Ihrer Ver­
handlungstaktik Entscheidendes zukommen, 
wenn Sie in Brüssel über diese Position ver­
handeln. Ich möchte Sie ersuchen, gerade auf 
diese Position in Brüssel hinzuweisen, um 
doch zu erreichen, daß unsere heimische 
Geflügelproduktion geschützt wird. 

Wir brauchen sicherlich eine ganz neue 
Konstruktion, nur dann ist dieses Gesetz eine 
taugliche Maßnahme zum Schutze der heimi­
schen Geflügelwirtschaft. Erfreulich an die­
sem Gesetz ist auch, daß der Erlös aus diesen 
Abschöpfungen für die' Viehwirtschaft ver­
wendet wird und - wie Sie schon selbst 
gesagt haben - daß durch dieses Gesetz eine 
Diskriminierung der EG gegenüber den Ost­
staaten ausgeschlossen wird. 

Das Ziel müßte aber eigentlich eine Import­
beschränkung in jeder Weise sein. Wir müs­
sen darauf schauen, daß unsere landwirt­
schaftlichen Betriebe Geflügel erzeugen kön­
nen und auch den entsprechenden Absatz im 
Inland haben. 

Zur Marktordnungsgesetz-Novelle nur 
einige Worte: Ich bin sehr einverstanden mit 
der Position 1214, die die Einfuhr von Heu, 
Klee, Rüben und ähnlichen Futtermittel 
betrifft. Sie ist eigentlich zum Schutze der hei­
mischen Landwirtschaft vorgesehen. Wenn 

wir 500 000 bis 600 000 Tonnen Futtergetreide 
importieren, ist das ja eine schwere Last für 
unsere Landwirtschaft. Wenn dem ein Riegel 
vorgeschoben wird, daß nämlich diese Futter­
mittel hereingebracht werden ohne die not­
wendige Belastung durch den Zoll, so ist das 
sicherlich eine Erleichterung für unseren 
Getreidesektor . Wir müssen ja eine Million 
Tonnen Getreide exportieren und wir müssen 
uns fragen: Wie lange wird das noch möglich 
sein? 

Es ist absehbar, daß in einigen Jahren diese 
Exporte gänzlich zum Stillstand kommen wer­
den, und bis dahin muß Abhilfe geschaffen 
werden. - Der Getreideüberschuß soll und 
muß gemindert werden. Diese 100 Millionen 
Schilling plus die 20 Millionen Schilling, die 
für die Ökoflächen vorgesehen sind, werden 
meiner Meinung nach sicherlich das Ihrige 
dazu beitragen. 

Herr Bundesminister! Es wäre aber auch 
richtig, bei den Ökoflächen auf jene Flächen 
Rücksicht zu nehmen, die auch eine entspre­
chende Produktion bringen. Es ist, glaube ich, 
sinnlos, wenn wir 100 Millionen oder 140 Mil­
lionen in diese Aktion hineinstecken und 
keine Reduzierung der Getreideanlieferung 
erreichen. Daher meine ich, muß auf diesem 
Sektor sicherlich eine gewisse Kontrolle vor­
handen sein. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Nun zum Grünen Bericht: Ja, er 
sagt vieles aus, aber sicherlich nicht alles. Der 
Grüne Bericht ist eine Art Standortbestim­
mung , wo die Landwirtschaft in Österreich 
steht. Wir haben acht Produktionsgebiete, 
und innerhalb dieser Gebiete gibt es große 
Einkommensschwankungen. Das ist ganz 
natürlich. 

Wir können auch nicht ein Jahr für die Ein­
kommensbemessung der Landwirtschaft her­
nehmen, sondern wir müssen einen langjähri­
gen Durchschnitt ausweisen. Dann können 
wir genaue oder bessere Prognosen stellen. 

Die Einkommensabhängigkeit der Land­
wirtschaft leitet sich von. sehr vielen Faktoren 
ab, von der Witterung bis zu den Absatzmög­
lichkeiten. 

Ich glaube, das Jahr 1986 war, wenn schon 
nicht ganz zufriedenstellend, so doch 
annehmbar für die Landwirtschaft. In Anbe­
tracht der sehr alarmierenden Nachrichten 
über die Einkommensentwicklung aus der EG 
ist dieser Grüne Bericht 1986 für die öster­
reichische Landwirtschaft sicherlich ganz gut. 
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Mein Kollege Pfeifer hat auch betont, daß 
der Beitritt zur EG gut überlegt werden muß. 
Aufgrund der Struktur der österreichischen 
Landwirtschaft muß man alles genauestens 
prüfen, und derzeit, glaube ich, wäre es 
sicherlich kein Vorteil, wenn wir mit fliegen­
den Fahnen der EG beitreten würden, was 
sowieso auch noch neutralitätspolitische Fol­
gen hätte. 

Wir müssen auch in der Landwirtschaft ein 
gewisses Umdenken herbeiführen. Der ehe­
malige Bundesminister Schmidt hat ja einen 
Weg gewiesen: Wir müssen vor allem in die 
Finalproduktion umsteigen, aber das wichtig­
ste, glaube ich, ist die Qualitätserzeugung. 

Qualität ist immer zu verkaufen, Qualität 
kann man immer absetzen. Das sehen wir in 
allen Bereichen. Wenn schon sehr viele Milli­
arden Schilling für die Landwirtschaft zur 
Verfügung gestellt werden, dann müssen 
diese Milliarden auch den Bauern zugute 
kommen. 

Herr Bundesminister! Bis jetzt wurden sehr 
gute Maßnahmen für die Landwirtschaft 
getroffen, aber sie wurden des öfteren auch 
unterlaufen. Gerade auf diesem Sektor könn­
ten gerade Sie sehr viel ausrichten, denn die 
Agrarbürokratie schluckt halt sehr viel Geld. 

Ich glaube, wir müssen auch - das habe 
ich hier auch schon öfters gesagt - über das 
ganze Genossenschaftswesen eine Diskussion 
abhalten, denn es wäre sicherlich nicht gut, 
wenn diese vielen Milliarden Schilling, die die 
öffentliche Hand zur Verfügung stellt, zum 
Großteil von der Agrarbürokratie aufgefres­
sen würden und nicht den Bauern zugute 
kämen. 

Die Genossenschaften - ich verstehe das 
schon - sind zum Großteil auf ihren Vorteil 
bedacht. Aber das Beispiel Milch zeigt uns ja, 
daß bei uns in Österreich ganz andere Ver­
hältnisse herrschen als zum Beispiel in unse­
ren Nachbarländern, in der EG oder gar in 
der Schweiz. Hier müßte auch einmal der 
Hebel angesetzt werden, damit wir auch auf 
diesem Genossenschaftsgebiet nur Vorteile 
oder mehr Vorteile für die Bauern herausar­
beiten können. Ich glaube, dann wird es mög­
lich sein, daß der kommende Bericht und die 
weiteren Berichte der nächsten Jahre viel­
leicht doch noch besser sind als der derzeit 
vorliegende. 

Herr Bundesminister! Es wird auch Ihre 
Aufgabe sein, in Zukunft ein Mehr für die 

Bauern zu verschaffen und ein Weniger für 
die Agrarbürokratie. 

Diesen Bericht werden wir zur Kenntnis 
nehmen und den anderen Vorlagen werden 
wir auch die Zustimmung geben. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 19.19 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Gasser. 

19.20 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gasser (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Landwirt­
schaftsminister! Hohes Haus! Als Bauer wäre 
ich eigentlich gar nicht angewiesen auf die 
Ergebnisse und Kennziffern des Grünen 
Berichtes, um die wirtschaftliche Situation 
der Bauern beurteilen zu können. Es geht mir 
wie dem Kollegen Huber. Ich muß wirklich 
sagen: Die Situation ist für uns Bauern in vie­
len Bereichen wirklich schlechter, als dieser 
Bericht sie eigentlich darstellt. 

Dennoch - da unterscheide ich mich ein 
biß ehen von dir, lieber Freund Huber -
betrachte ich den Grünen Bericht doch als 
sehr wertvolle, ich möchte fast sagen, uner­
sätzliche Unterlage - einerseits, um objek­
tive, sachliche Diskussionen zu führen, ande­
rerseits aber auch als wertvolle Unterlage für 
notwendige agrarpolitische Maßnahmen. 

Nur glaube ich, es wäre schade ums Papier, 
wenn ein solch wertvoller Bericht, so eine 
große Arbeit, dann nicht zu entsprechenden 
Konsequenzen führte. Wenn man einen Blick 
auf die Einkommensentwicklung der letzten 
Jahre wirft, muß man wirklich zur Erkenntnis 
kommen, daß eigentlich in den früheren J ah­
ren die Ergebnisse des Grünen Berichtes 
nicht sehr ernst genommen worden sind. Wir 
haben heute Einkommensdifferenzen bei den 
Bergbauern von rund 64 Prozent gegenüber 
einem Industriearbeiter und von rund 55 Pro­
zent im Durchschnitt der landwirtschaftli­
chen Haupterwerbsbetriebe. 

Hohes Haus! Laut Grünem Bericht sind die 
Betriebseinnahmen für die Land- und Forst­
wirtschaft im Jahr 1986 um 0,8 Prozent gestie­
gen. Und laut Grünem Bericht sind die 
Gesamtausgaben in der Land- und Forstwirt­
schaft um plus 1,5 Prozent ···gestiegen, das 
heißt, die Ausgaben sind wesentlich höher 
gestiegen als die Einnahmen. 

Jetzt werden Sie sich fragen: Wie ist es 
dann möglich, daß der Grüne Bericht eine 
positive Einkommensbilanz von rund 10 Pro­
zent ausweist? - Meine sehr geehrten 
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Damen und Herren! Diese Einkommensbi­
lanz, muß ich sagen, ist leider nicht einer 
guten Agrarpolitik zuzuschreiben, sondern 
resultiert aus einer rein rechnerischen Situa­
tion, nämlich daraus, daß der Gesamtkuchen 
der Wertschöpfung der Landwirtschaft im 
Jahr 1986 auf viel weniger Bauern aufgeteilt 
werden mußte. 

Es ist für mich wirklich das besondere 
Merkmal dieses Berichtes die alarmierende 
Kennziffer, daß im Jahr 19868400 Erwerbstä­
tige aus der Land- und Forstwirtschaft abge­
wandert sind. (Abg. Par ni gon i: Und aus 
dem Bauernbund ausgetreten sind!) 8 400! In 
den früheren Jahren waren es rund 1 500 bis 
2000. Daß sich diese hohe Abwanderungszahl 
natürlich dann auf die Einkommensberech­
nung der Bauern auswirkt, ist ohne Zweifel. 

Von den 8 400 Abgewanderten sind 
7400 Selbständige und nur 1000 Unselbstän­
dige, die der Landwirtschaft den Rücken 
gekehrt haben. Somit hat sich die Zahl der 
Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirt­
schaft von 1080000 im Jahr 1951 auf 259900 
im Jahr 1986, also um 750000 reduziert. In 
den letzten drei Jahrzehnten sind also 750000 
Arbeitsplätze in der Land- und Forstwirt­
schaft verlorengegangen. 

Diese Abwanderung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist aus mehreren Grün­
den für mich sehr bedenklich. (Zwischenruf 
des Abg. Par n i gon i.) In früheren Jahren 
war es noch möglich, daß ein Abwandernder 
aus der Land- und Forstwirtschaft in einem 
anderen Bereich, im Gewerbe, in der Indu­
strie, einen sicheren Arbeitsplatz gefunden 
hat und dort meist auch noch zur erhöhten 
Wertschöpfung beitragen konnte. Wie schaut 
die Situation heute aus? - In Anbetracht der 
Arbeitsmarktproblematik ist es kaum mehr 
möglich, daß ein Abwandernder sofort einen 
Arbeitsplatz findet, sondern zumeist ver­
mehrt er das große, bereits viel zu große Heer 
der Arbeitssuchenden. 

Ich glaube, daß auch aus der Sicht einer 
angestrebten Vollbeschäftigungspolitik eine 
solche Tendenz, eine solche Abwanderung 
einfach nicht zur Kenntnis genommen wer­
den darf. Ich möchte dazu auch nicht schwei­
gen, denn Schweigen würde Zustimmung 
bedeuten. Ich glaube, es ist höchste Zeit, daß 
wir wirklich versuchen, diese Abwanderung 
in den Griff zu bekommen, daß wir versuchen, 
die notwendige Notbremse zu ziehen. 

Es zeigt sich ja gerade, daß in den produk­
tionsschwachen Gebieten, in den Bergregio-

nen und vor allem auch in den infrastruktur­
schwachen Grenzregionen, die Abwanderung 
besonders stark zu verspüren ist, dort auch 
schon mit negativen Folgen: mit Verödung, 
mit ausverkaufter Landschaft. 

Wenn man in die Grenzregion Gmünd an 
der tschechischen Grenze fährt, dann wird 
einem das wirklich sehr eindringlich vor 
Augen geführt. Wir haben vor kurzem vom 
Agrarklub der ÖVP eine derartige Exkursion 
gehabt. Ich muß sagen, mich hat zum Teil 
wirklich erschüttert, daß schon ganze Dörfer 
förmlich wie Geisterdörfer dastehen und viele 
Höfe dem Verfall preisgegeben sind. (Abg. 
Par n i gon i: Aber die Arbeiter sind dort 
auch nicht mehr zu Hause! Nicht nur die Bau­
ern sind abgewandert, auch die Arpeiterf) 

Richtig, richtig! Man sagt ja: Wenn die Kuh 
abwandert, wandert auch der Mensch ab. 
Damit verliert die ganze Region an Wirt­
schaftskraft. Deshalb, glaube ich, sollten wir 
diese Entwicklung wirklich ernst nehmen. Ich 
möchte an den Bundesminister in Anbetracht 
der Tatsache, daß gerade die Einkommenssi­
tuation für die Bergbauern sehr schlecht ist 
- wie ich schon erwähnt habe: im Jahr 1986 
haben die Bergbauern im Schnitt 7 455 S pro 
Monat verdient, das heißt, es ist die Differenz 
gegenüber dem durchschnittlichen öster­
reichischen Industriearbeiter bereits 13 000 S 
-, doch vehement hier die Forderung stellen, 
daß von seiten des Ministeriums diesem 
Hohen Haus möglichst schnell das im Arbeits­
übereinkommen angekündigte Bergbauern­
Förderungsgesetz vorgelegt wird; ein Gesetz, 
das aber nicht nur die derzeitigen Förderun­
gen gesetzlich absichert, sondern das wirklich 
auch konkrete Maßnahmen einleitet, um 
diese Abwanderung aus den Bergregionen 
wieder in den Griff zu bekommen. 

Hohes Haus! Die Bedeutung der Landwirt­
schaft für die Vollbeschäftigungspolitik resul­
tiert ja nicht nur allein aus der Zahl der bäu­
erlichen Beschäftigten in den Betrieben, son­
dern wir wissen, daß ja die Land- und Forst­
wirtschaft auch einen potentiellen Auftragge­
ber für die gesamte Wirtschaft darstellt. Es 
hat ja schon ein Vorredner vor mir darauf hin­
gewiesen, daß im vergangenen Jahr die Bau­
ern sich bei den Ausgaben sehr eingeschränkt 
haben, unter dem Motto: Nicht getätigte Aus­
gaben sind die sichersten Einnahmen. Das 
wirkt sich aber in anderen Bereichen, im 
gewerblichen und im industriellen Bereich, 
natürlich auch sofort negativ aus. 

Die österreichische Landwirtschaft, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ist heute 
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einem, ich möchte fast sagen, unseriösen Ver­
drängungswettbewerb ausgesetzt, insbeson­
dere von den Oststaaten und auch von den 
Entwicklungsländern, darauf wurde auch von 
den Vorrednern bereits hingewiesen. Zum 
Beispiel ist es für die Bauern wirklich unver­
ständlich, daß im Jahr 1986 der Nadelschleif­
holzimport mit 832700 Festmeter, das heißt, 
um nicht weniger als 19,1 Prozent gestiegen 
ist, der Laubschleifholzimport um 21,9 Pro­
zent auf 560000 Festmeter, das Nadelschnitt­
holz um 22,4 Prozent und das Spreißelholz 
und Hackgut, das unter anderem aus Kanada 
kommt, um 27,6 Prozent. 

Die Forstwirtschaft beklagt sich über 
gewaltige Durchforstungsrückstände auch im 
Zusammenhang mit den Schutzwäldern. Die 
Landwirtschaft bringt das Schleifholz nicht 
an, die Zellstoffindustrie macht große Verlu­
ste, braucht höhere öffentliche Zuschüsse und 
ist nicht mehr in der Lage und nicht bereit, 
einheimisches Schleifholz zu übernehmen. 
Ich glaube, daß wir doch auch versuchen soll­
ten, in diesem industriellen Bereich darauf 
hinzuwirken, daß verstärkt inländisches 
Schleifholz von den Bauern zum Einsatz 
gebracht wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein verbesserter Außenhandelsschutz für die 
Land- und Forstwirtschaft ist sicherlich eine 
Grundvoraussetzung zur Bewältigung der vie­
len agrarpolitischen Probleme - das wurde 
auch von meinen Vorrednern bereits erwähnt 
- und ist somit auch ein entscheidender Bei­
trag zur Sicherung der bäuerlichen Existenz. 

Ich glaube, daß wir es uns gerade im 
Zusammenhang mit der immer konkreter 
werdenden Diskussion über die Vollmitglied­
schaft Österreichs in der EG nicht leisten kön­
nen, diesen Schritt mit einer schwachen Bau­
ernschaft zu gehen. Wir brauchen dazu eine 
selbstbewußte und starke Landwirtschaft. 
Daher, glaube ich, ist es heute notwendiger 
denn je, daß auch in diesem Bereich in näch­
ster Zeit Schwerpunkte gesetzt werden. 

Das Ziel der öst~rreichischenAgrarpolitik. 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
kann daher nicht lauten: Wachsen oder wei­
chen!, sondern wir brauchen eine Agrarpoli­
tik, die möglichst viele Bauern, auch ihre Fel­
der und Höfe, erhaltet. Wir brauchen eine 
Agrarpolitik, die jedem, der heute noch Bauer 
sein will, die Chance gibt, Bauer zu bleiben, 
und die nicht auch noch den letzten von den 
Bergen herunterdrängt. Ich möchte sagen: Ob 
aus Zuerwerb oder aus Nebenerwerb oder aus 
Vollerwerb, der Bauer muß auf jeden Fall die 

Möglichkeit haben, eine Familienexistenz zu 
sichern. 

Ich freue mich - das ist sicherlich auch ein 
Grund, warum ich diesem Bericht die Zustim­
mung gebe -, daß der Landwirtschaftsmini­
ster diese Zielsetzungen auch bei den bisher 
getroffenen Maßnahmen weitgehend anstrebt 
und darum bemüht ist. Für mich ist auch die 
Schlußfolgerung im Grünen Bericht auf Seite 
111 eine Motivation, eine Zukunfts hoffnung 
für die Bauern, daß doch vielleicht der einge­
schlagene Schritt, die eingeleiteten Maßnah­
men eine Besserstellung für die öster­
reichische Land- und Forstwirtschaft, insbe­
sondere für die Bergbauern, bringen werden. 
In diesem Sinne danke ich für die Aufmerk­
samkeit. 

Ich möchte den Herrn Landwirtschaftsmi­
nister nur noch bitten, das angekündigte 
Bergbauern-Förderungsgesetz möglichst bald 
in diesem Hohen Haus einzubringen. Ich 
hoffe, daß dann auch von den Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses Verständnis für die 
österreichischen Bergbauern gefunden wird. 
- Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.) 19.33 

Präsident Dr. Stix: Als nächster Redner zu 
Wort gelangt Herr Abgeordneter Parnigoni. 

19.33 

Abgeordneter Parnigoni (SPÖ): Hohes 
Haus! Ich möchte trotz der langen Debatte 
doch einige Anmerkungen zu diesem vorlie­
genden Grünen Bericht machen. 

Erste Feststellung: Das Jahr 1986 war ein 
sehr gutes Jahr für die österreichische Land­
wirtschaft. Nominell stieg das Einkommen in 
der Land- und Forstwirtschaft um 8,5 Prozent. 
Wenn man aber den Rückgang der Zahl der 
Erwerbstätigen mit 3,1 Prozent annimmt, der 
vor allem durch die Pensionsübertritte 
begründet ist, so ergibt sich eine nominelle 
Steigerung des Leistungseinkommens jedes 
Beschäftigten von 12,5 Prozent. 

Zweite Feststellung: Der Abgeordnete 
Schwarzenberger_hat im Ausschuß den Rück­
gang der Beschäftigten mit der Agrarpolitik 
seit 1970 begründet. Auch mein Vorredner, 
der Abgeordnete Gasser, ist auf dieses Pro­
blem eingegangen. 

Meine Damen und Herren! Bei einer län­
gerfristigen Analyse zeigt eine Studie des Insti­
tutes für Wirtschaftsforschung, daß der Rück­
gang im Zeitraum von 1951 bis 1960 insgesamt 
durchschnittlich 3,2 Prozent per anno, im Zeit­
raum von 1960 bis 1972 durchschnittlich 5 Pro-
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zent per anno und von 1973 bis 1986 durch­
schnittlich 2,9 Prozent per anno betrug. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mich 
aber recht erinnere - mancher dieser Zeit­
räume liegt allerdings schon lange zurück -, 
so hatte in den sechziger Jahren gerade jene 
Partei die Macht in diesem Lande, der der 
Herr Abgeordnete Schwarzenberger ange­
hört, und zwar vier Jahre davon allein, und es 
war Ihnen, meine Damen und Herren von der 
ÖVP, nicht möglich, diesen fünfprozentigen 
Rückgang der Beschäftigten hintanzuhalten. 

Dritte Bemerkung: Der ÖVP-Agrarsprecher 
Bauernbunddirektor Fahrnberger beklagte 
als Ergebnis der Agrarpolitik der siebziger 
Jahre, daß die Agrarquote im Jahr 1986 auf 
7,7 Prozent abgesunken ist. 

Wiederum eine sachliche Feststellung dazu 
aus der bereits erwähnten Studie, daß näm­
lich Österreich mit einer Agrarquote von 
7,7 Prozent im Berichtsjahr trotzdem im inter­
nationalen Vergleich ein sehr hohes Niveau 
aufweist. So liegt die Schweiz bei rund 4 Pro­
zent, die EG bei rund 6 Prozent, die hochpro­
duktiven Agrarländer liegen jedoch bei etwa 
2 Prozent. Entscheidend für dieses hohe 
Niveau der österreichischen Agrarquote, wird 
angemerkt, war im wesentlichen die Absiche­
rung der Einkommensentwicklung der öster­
reichischen Landwirtschaft, die sich durch 
umfassenden Außenschutz, durch preispoliti­
sche Entscheidungen, aber vor allem auch 
durch ein Bündel staatlicher Transferleistun­
gen ergeben hat. 

Vierte Bemerkung, meine Damen und Her­
ren! Im Zehnjahresvergleich, etwa von 1975 
bis 1985, zeigt sich, daß die Landwirte in die­
ser Zeit in der Einkommensentwicklung mit 
anderen Berufsgruppen durchaus haben mit­
halten können. Das durchschnittliche J ahres­
einkommen der Bergbauern lag mit 1,7 Pro­
zent per anno sogar deutlich über dem der 
Industriearbeiterlöhne mit 1,2 Prozent per 
anno. 

Fünfte Bemerkung: In der EG, insbeson­
dere in der Bundesrepublik, in Frankreich 
und in Großbritannien, gab es in den letzten 
zwölf Jahren reale Einkommensverluste zwi­
schen 0,7 Prozent und 2,5 Prozent pro Jahr. In 
Österreich gab es in den letzten zwölf Jahren 
einen realen Einkommenszuwachs um 
1,4 Prozent pro Jahr. 

Meine Damen und Herren! Die öster­
reichische Landwirtschaft konnte also 1986, 
aber auch längerfristig gesehen, sowohl mit 

anderen Berufsgruppen, wie ich schon sagte, 
mithalten, als auch auf internationaler Ebene 
durchaus Schritt halten. 

Erlauben Sie mir ein Wort zur Alternativ­
produktion. Ich habe in diesem Haus schon 
einmal die Forderung erhoben, daß die Braue­
reiwirtschaft heimische Braugerste für die 
Erzeugung des von den meisten von uns so 
geliebten Durstlöschers Bier verwenden soll. 
Es wäre - das sage ich jetzt als Waldviertier 
Abgeordneter - durchaus möglich, im Wald­
viertel etwa 8 000 Hektar Produktionsfläche 
dafür zu verwenden. Das geht aber nur dann, 
wenn erstens die Brauer bereit sind, das Bier 
nur aus heimischer Gerste herzustellen und 
dafür den ausländischen Bruchreis zu erset­
zen, und zweitens die Landwirtschaft in der 
Lage ist, die qualitativ notwendige, nämlich 
die eiweiß arme Gerste den Brauereien zur 
Verfügung zu stellen. 

Gestatten Sie mir als einem Waldviertier 
Abgeordneten noch einige Bemerkungen zum 
Bergbauernzuschuß. Der Bergbauernzuschuß 
ist in seiner Zielsetzung, in seiner Abwick­
lung und in den Anspruchsvoraussetzungen 
eine bewährte Maßnahme zur wirksamen 
Existenz- und Einkommenssicherung der 
Bergbauern. Auch der Grüne Bericht beweist 
dies, denn er zeigt, daß die öffentlichen 
Zuschüsse, vor allem der Bergbauernzuschuß, 
etwa für die Zone IV einen 18prozentigen 
Anteil am Erwerbseinkommen hat. 

Beim Einkommenszuwachs für das Jahr 
1986 waren die Bergbauern überhaupt sehr 
erfolgreich, immerhin waren es im Durch­
schnitt 14 Prozent. In den Zonen III und IV 
konnten sie 20 Prozent zulegen. 

Auch die regionalpolitische Bedeutung des 
Bergbauernzuschusses möchte ich heraus­
streichen. Im Zwettler Bezirk etwa gab es im 
Jahr 1975 Zuschüsse in der Höhe von 1,2 Mil­
lionen Schilling, zirka zehn Jahre später, 
1986, 15 Millionen Schilling. 

Ich möchte auch nicht verheimlichen, daß 
diese Direktzuschußleistungen in erster Linie 
vom Bund gewährt werden. So betrug der 
Bergbauernzuschuß des Bundes etwa für das 
Waldviertel 31,8 Millionen Schilling. Die Aus­
gleichszahlungen des Landes Niederöster­
reich erbrachten aber nur 17,1 Millionen, also 
etwa die Hälfte. 

Hohes Haus! Ich glaube, man sollte darüber 
nachdenken, ob nicht eine Umschichtung von 
Mitteln angebracht wäre, die jetzt der Agrar­
bürokratie, also den Bauernkammern zuflie-
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ßen. Bei einer sinkenden Agrarquote, Herr 
Präsident, ist es doch legitim, darüber nachzu­
denken, ob diese Mittel nicht besser einge­
setzt wären, würde man die Ausgleichszah­
lungen des Landes für die Bauern erhöhen 
und bei der Agrarbürokratie entscheidend 
einsparen. 

Hohes Haus! Gerade mit dem dritten Berg­
bauern-Sonderprogramm, das für die Zeit von 
1984 bis 1988 fixiert wurde, konnte sowohl die 
Weiterführung dieser wichtigen Maßnahme 
als auch eine zusätzliche Verbesserung, näm­
lich die Einführung der Zone IV, erreicht wer­
den. 

Die Sozialisten in diesem Hause haben 
schon 1972 erkannt, daß den Bergbauern in 
benachteiligten Gebieten, wie im Mühl- und 
Waldviertel, aber auch im Tiroler oder Salz­
burger Hochland, nicht mit flächen- und pro­
duktionsbezogenen Förderungen, sondern 
nur durch Direktzuschüsse entscheidend 
geholfen werden kann. Der Bergbauernzu­
schuß ist sozial und nicht produktionsstei­
gernd. 

Gerade heute, Herr Minister, in diesen Zei­
ten, angesichts der enormen Überschüsse in 
allen Bereichen, zeigt sich somit die Richtig­
keit dieses Weges sozialistischer Agrarpolitik. 
Meine Damen und Herren! Heute erkennen 
viele die Notwendigkeit dieser Maßnahme. 
Und ich sage das nicht polemisch, sondern ich 
meine das ernst, und eine Erkenntnis in die­
ser Frage ist durchaus als positiv zu bewer­
ten. (Beifall des Abg. Dr. Schranz.) Danke, 
Kollege Schranz! 

Der Direktzuschuß ist heute ein vieldisku­
tiertes Leitkonzept der EG-Einkommenspoli­
tik. Besonders erfreulich ist, daß sich etwa 
auch der Klubobmann Dr. König bei einer 
Klausur positiv zu den Direktleistungen für 
die Landwirtschaft geäußert hat. Ich möchte 
allen Ländervertretern empfehlen, etwa das 
Beispiel der Vorarlberger Landesregierung 
nachzuahmen, die den Vorstoß gewagt hat, ab 
1988 dieses Bundesmodell des Bergbauernzu­
schusses, dieses Direktzuschusses auf Lan­
desebene zu übernehmen. 

Hohes Haus! Ich bekenne mit Stolz, daß 
damit einer für die Landwirte wichtigen Maß­
nahme sozialistischer Agrarpolitik - wenn 
auch spät - Anerkennung österreichweit und 
international zuteil geworden ist. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Das System der Direktzuschüsse sollte aus­
gebaut werden, meine Damen und Herren, 

vor allem für Grenzlandbauern, aber auch für 
alle anderen wirtschaftlich benachteiligten 
Gebiete. Diese Forderung, Hohes Haus, 
begründet sich darin, daß es unser Ziel sein 
muß - ich glaube, da sind wir einig -, durch 
Direktzuschüsse den Bauern, egal ob Voll­
oder Nebenerwerbslandwirt, als Erhalter 
unserer Kulturlandschaft und als jenen, der 
unsere Umwelt im besonderen schützt, abzu­
sichern. 

Die Sozialisten, Hohes Haus, nehmen daher 
den Grünen Bericht gerne zur Kenntnis und 
stimmen selbstverständlich auch den beiden 
anderen Vorlagen zu. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 19.43 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker. 

19.43 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Flicker (ÖVP): Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Wir diskutieren heute einen 
Lagebericht über einen Berufsstand in unse­
rer Republik, von dem ein Dichter einmal so 
herrlich, ich finde es herrlich, sagte: Das 
schönste Wappen auf der Welt ist der Pflug im 
Ackerfeld. 

Ich freue mich, daß dieser Grüne Bericht 
seit vielen, vielen Jahren endlich stattfindet, 
wo auf der Regierungsbank ein Minister für 
Land- und Forstwirtschaft sitzt, der aus den 
Reihen der Bauernschaft kommt, und ich 
finde mich da sicher mit vielen meiner Kolle­
gen sinneseins, wenn ich sage, daß er einer 
der unsrigen ist. (Abg. Dr. G u ger bau er: 
Aber für den Bericht kann er nichts dafür!) 
Na ja, er hat schon mitgewirkt. Wir kommen 
noch dazu, Herr Kollege. (Widersprüche bei 
der FPÖ.) 

Im Grünen Bericht, Sie haben also die Zah­
len sicher aufmerksam gelesen - einer der 
wenigen Ihrer Fraktion, der das dicke Buch 
gelesen hat, nehme ich an -, ist also klar zu 
ersehen, daß 93 Prozent unserer Bevölkerung 
von 7 Prozent - nur mehr 7 Prozent - Bau­
ern ernährt werden. Die Leistungskraft die­
ser Bauern drückt sich auch in einer anderen 
Zahl aus; der Selbstversorgungsgrad, den wir 
in unserem Land erreichen unter Gewichtung 
der In- und Exporte, der Futtermittelzukäufe 
und so weiter, beträgt netto 108 Prozent. 

Ich möchte aus diesem Anlaß hier einmal 
die Frage stellen: Ist das so selbstverständ­
lich? Ich möchte sagen: Nein. Denn von der 
Topographie her ist ja unser Land alles 
andere als für die Landwirtschaft günstig. 
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Zwei Drittel unseres Landes sind Gebirgs­
land, darunter viele unwirtliche Flächen, und 
wir haben eigentlich wenig fruchtbares 
Ackerland und produktives Land in dieser 
Alpenrepublik. Und das war ja auch - wir 
haben ein Gedenkj ahr vor uns, ich greife ein 
bißchen weiter zurück - historisch der 
Grund dafür, daß nach dem Zusammenbruch 
der Monarchie, nach dem Verlust der frucht­
baren Tiefebenen Ungarns und der Slowakei 
nach dem Ersten Weltkrieg, die öster­
reichische Bevölkerung, dieses Österreich 
nicht an seine Existenz glauben konnte. 

Viele glaubten, wir könnten uns aus der 
eigenen landwirtschaftlichen Produktion 
nicht ernähren, und daraus resultierte auch 
der Gedanke, sich an Deutschland anzuschlie­
ßen. Das ist historisch nachzulesen. Und es ist 
ja wirklich eine Leistung oder andererseits, je 
nachdem, ein Paradoxon, daß jene Länder, 
die einst uns ernährten, heute von dieser 
Alpenrepublik Nahrungsmittel beziehen, Pro­
dukte aus der Land- und Forstwirtschaft 
Österreichs beziehen, ob das nun Ungarn, die 
Tschechoslowakei, Polen oder andere Länder 
sind. 

Ich möchte daher sagen, ja, das darf man 
auch einmal feststellen beim Grünen Bericht: 
Der Fleiß und die Tüchtigkeit der öster­
reichischen Menschen, der Bauern, hat es 
möglich gemacht, daß die Bevölkerung ausrei­
chend und qualitativ hoch versorgt wird. 
Einige Beispiele dazu: Wir exportieren - wir 
sind ein Agrarexportland geworden, das hätte 
sich vor langer Zeit niemand vorstellen kön­
nen - Butter in den Vatikan. Ich glaube, wir 
alle wissen, daß die geistlichen Herren einen 
besonders heiklen Geschmack haben, daß sie . 
nur Höchstqualifiziertes annehmen. Meine 
Damen und Herren! Wir erzeugen Weizen in 
Manitoba-Qualität, und unsere Zuchtrinder 
gehen in mehrere Kontinente dieser Welt, von 
Afrika bis nach Asien. 

Die Produktivitätssteigerung der Landwirt­
schaft in dieser Zweiten Republik, einer mei­
ner Vorredner der Fraktion der Volkspartei 
hat das angeführt, übertrifft seit Jahrzehnten 
die der Industrie, meine Damen und Herren. 
Und unsere österreichische Bauernjugend -
Sie werden vielleicht gar nicht wissen, daß es 
Agrarolympiaden gibt - bringt von all diesen 
Wettbewerben ein Höchstmaß an Goldmedail­
len nach Hause. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Abge.ordneten der FPÖ.) Ich danke für die 
Anerkennung der Leistungen der Bauernju­
gend. 

Wir sind, meine Damen und Herren, und 

das haben Sie vielleicht noch in Erinnerung, 
die Pflügerweltmacht, wir sind die beste Pflü­
gernation der Welt. In diesem Jahr haben wir 
zum fünften Mal einen Weltmeister im Pflü­
gen gestellt. Wir müssen also wirklich mit 
Hochachtung von der Leistung unserer Bau­
ernjugend sprechen und überhaupt mit Hoch­
achtung, glaube ich, von den Leistungen, die 
dieses zahlenmäßig kleine Bauernvolk in 
Österreich erbringt. Wir können stolz sein auf 
unsere Mitbürger. 

Ja das ist eine Seite der Medaille. (Abg. Dr. 
G u ger bau e r: Und welche ist die andere?) 
Welche ist die andere? Wie sehen die Bauern 
selbst ihre Lage? Darüber haben einige Kolle­
gen ja schon aus ihrer Sicht als Betroffene 
gesprochen. Ich möchte zwei Dinge anführen. 

Es gibt Umfragen, die für manche noch 
glaubhafter sind als etwas, was ein Betroffe­
ner sagt. Es gibt Umfragen darüber, wie die 
Bauern selbst ihre Lage in längerfristiger 
Entwicklung sehen; eine Studienerhebung, 
die zeigt, daß sich die Bauern im letzten J ahr­
zehnt in unserer Republik schwer benachtei­
ligt fühlten, daß sie sich überlastet und von 
der Gesellschaft im Stich gelassen fühlten. 

Ich möchte aber - zur Ehre der nicht agra­
rischen Bevölkerung - auch sagen, daß eine 
Umfrage in der städtischen Bevölkerung, in 
der großstädtischen Bevölkerung ein sehr 
interessantes Bild ergeben hat, sie hat 
gezeigt, daß die Bevölkerung sehr wohl weiß 
und spürt, was bei der Bauernschaft im 
Gange ist. (Abg. Dr. G u ger bau er: Kann 
das zitiert werden, was Sie hier sagen?) Ja. 

Bei einer Umfrage in der städtischen Bevöl­
kerung fragte man: Wer, glauben Sie, ist in 
bezug auf seine Leistungen unterbezahlt, wel­
che Bevölkerungsgruppe reihen Sie weit 
vorne? - Die städtische Bevölkerung reihte 
die Bauern an die erste Stelle. 

Meine Damen und Herren! Der Grüne 
Bericht 1986 zeigt - damit haben sich viele 
befaßt - die Einkommensseite sehr klar und 
unwiderlegbar auf. Wenn das durchschnittli­
che Einkommen eines Bauern im Bericht 1986 
mit 9 300 S monatlich ausgewiesen wird, so 
wissen wir alle, daß das weit unter jenem Ein­
kommen liegt, das vergleichbare Berufsgrup­
pen bei vergleichbaren Arbeitsleistungen 
erzielen. Ich möchte mich hier nicht weiter 
verbreiten, aber dieser Rückstand bei einem 
Einkommen aus einer weit höheren Arbeits­
leistung als jener mancher vergleichbarer 
Berufsgruppen macht uns betroffen. 
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Ich möchte sagen, daß Bundesminister Rie­
gIer in dieser Regierung, soweit es ihm mög­
lich war, eine Tendenzwende eingeleitet hat. 
Das Agrarbudget, es wird hier bald zur 
Debatte stehen, zeigt auf, daß er mit dem jah­
relangen Abwärtstrend Schluß gemacht hat, 
und das gibt uns Hoffnung. Die Agrarpolitik 
ist aber nur Teil der Gesamtpolitik, das ist 
eine Binsenweisheit. 

Ich möchte daher auch von dieser Stelle aus 
alle Verantwortlichen, alle anderen Kollegen 
in der Regierung ersuchen, mitzuhelfen, daß 
der Gesaintrahmen für unsere bäuerlichen 
Mitmenschen besser gestaltet werden kann; 
sei es der Finanzminister oder der Innenmini­
ster , es geht nicht nur um das Geld, sondern 
- das ist heute aufgezeigt worden - es geht 
auch um Wettbewerbsbedingungen, es geht 
darum, daß Österreicher am Staatsfeiertag in 
einer nahezu entwürdigenden Art, als ob sie 
es notwendig hätten, Kofferraumimporte aus 
einem anderen Land - Ungarn - tätigen. 
Die Menschen dieses Landes müssen den Ein­
druck haben, in Österreich hungert man. Das 
ist an und-für sich ein unwürdiges Spiel, das 
noch dazu Tausenden österreichischen Bau­
ern und anderen, die mit den Bauern zusam­
menarbeiten, die Existenz kostet. 

Deshalb hat hier ein Aufruf an den Finanz­
minister und Innenminister zu erfolgen. Oder 
ein Appell an den Herrn Gesundheitsmini­
ster , daß die strengen österreichischen 
Lebensmittelrechtskodifikationen auch auf 
die Agrarimporte angewendet werden, oder 
auch der Appell an den Wirtschafts- und Ver­
kehrs minister , bei Handelsbedingungen oder 
regionalpolitischen Akzenten mitzuhelfen, 
daß die Bauern im harten Wettbewerb, der 
international da ist und den niemand außer 
Kraft setzen kann, wieder mehr Chancen­
gleichheit und damit wieder mehr Zukunft 
haben. 

Im Grünen Bericht, und das sind meine 
letzten Bemerkungen .. _ (Rufe bei der FPÖ: 
Es wird Zeit!) Bin ich schon über der Zeit? Ihr 
Bundesparteiobmann hat unsere Zeit wesent­
lich anders strapaziert, Herr Kollege. (Abg. 
He i n z i n ger: Das war lang nicht so aktuell 
und interessant!) Danke sehr. Der Grüne 
Bericht ist wohl ein interessantes Instrument, 
aber ich habe mit Freude vernommen, daß 
unser Bundesminister noch Verbesserungen 
vornehmen will. 

Ich erlaube mir auch, die eine oder andere 
Anregung noch anzubringen. Mir scheint, daß 
in den letzten Jahren der Grüne Bericht im 
wesentlichen nur einen Teil des Auftrages des 

Landwirtschaftsgesetzes erfüllt hat, nämlich 
die Schilderung der Situation - und das sehr 
gut und sehr ausführlich und sehr detailliert. 
Aber der zweite Auftrag im Landwirtschafts­
gesetz, nämlich Maßnahmen zu setzen und 
anzuführen, ist noch sehr wenig im Bericht 
1986 enthalten. 

Wenn es 2300 Buchführungsbetriebe sind, 
die sehr differenziert in allen Regionen ausge­
wertet werden, so glaube ich, sollte man auch 
sehr differenziert darlegen, mit welchen 
Instrumenten man bei Berücksichtigung der 
regionalen Erfordernisse Verbesserungen 
vornehmen kann und wie. Das ist ja auch der 
zweite Auftrag im Landwirtschaftsgesetz. 

Ich möchte hier eines sehr positiv anmer­
ken. Wir haben - Kollege Gasser hat das 
erwähnt - vom Klub der agrarischen ÖVP­
Abgeordneten einen Lokalaugenschein im 
niederösterreichischen Grenzland, an der 
geschlossenen Grenze durchgeführt, und ich 
möchte dankend erwähnen, daß Herr Bundes­
minister Riegler, der mit dabei war, uns dort 
zugesagt hat, daß er für die benachteiligten 
Regionen, insbesondere auch für die Grenz­
landregionen, im Rahmen seiner ihm zur Ver­
fügung stehenden Mittel neue Akzente setzen 
wird, um diese siedlungspolitisch wichtige 
Aufgabe besser meistern zu können. Herr 
Minister, herzlichen Dank für diese Zusage! 

Ein Thema wurde heute noch angeschnit­
ten. Ich brauche nur ein paar Sätze zu sagen. 
Es ist sicher für uns alle, nicht nur für die 
Bauern, eine sehr bedeutende Frage, wie es 
uns gelingt, in diesem großen europäischen 
Wirtschaftsraum so integriert zu werden, daß 
die gesamte Volkswirtschaft, jede unserer 
Berufsgruppen Nutzen hat. Es ist das erklärte 
Ziel der Bundesregierung, hier eine maximale 
Annäherung zu erzielen. Der Herr Bundesmi­
nister hat ja, glaube ich, sehr detaillierte Prü­
fungen eingeleitet, wie sich eine Annäherung 
an die EG oder wie immer wir das nennen 
wollen auf die Landwirtschaft auswirken 
würde in sehr quantifizierter Form. Vielleicht 
könnten wir das in einem der nächsten Grü­
nen Berichte auch einmal aufzeigen, vielleicht 
könnte das enthalten sein. 

Was man weglassen kann, möchte ich auch 
sagen. Der Bericht enthält ein Kapitel mit 
dem Titel ,.Abgaben- und Budgetrecht" . Ich 
glaube, dieses Kapitel gehört eigentlich weg. 
Das Kapitel beinhaltet Familienbeihilfen und 
andere Dinge, die man dann aufrechnet, 
meine lieben Freunde. Wenn man keine 
Erklärungen dazu gibt, dann kann das zu 
Mißverständnissen führen. Und es hat auch 
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sehr oft - machen wir uns doch nichts vor -
zu Polemiken geführt. Ich bin daher dafür, 
Herr Minister, daß man uns die Seiten und 
diese Arbeit im Grünen Bericht erspart, damit 
hier weder Mißverständnisse noch Demago­
gie genährt werden. 

Der Grüne Bericht selbst ist international 
vorbildlich, das haben unlängst erst Professo­
ren ausgedrückt, die Kostenrechnung ist sehr 
günstig im Vergleich zu anderen Ländern, er 
stellt eine verläßliche Grundlage dar für die 
Beurteilung agrarpolitischer Zukunftsaufga­
ben, und wir werden ihm daher gerne zustim­
men. (Beifall bei der ÖVP und Beifall des Abg. 
Helmut Wolf.) 19.59 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Leikam. 

19.59 

Abgeordneter Leikam (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Ich werde mich 
bemühen, daß es mir nicht auch so geht wie 
meinem Vorredner, daß mir von den Kollegen 
die rote Karte gezeigt wird. (Abg. Gur t n er: 
Der Vorsatz ist gut!) Der Vorsatz ist vorhan­
den, ob es gelingt, weiß ich noch nicht. 

Bevor ich mit meinen Ausführungen 
beginne, möchte ich eine Richtigstellung 
anbringen über etwas, was vom Abgeordne­
ten Murer in seinem Debattenbeitrag gesagt 
wurde. Er hat nämlich gemeint, daß in Kärn­
ten für die Bergbauern überhaupt nichts 
bezahlt wird. Diese Darstellung ist unrichtig. 
Wahr ist vielmehr, daß von seiten der Kärnt­
ner Landesregierung im laufenden Jahr 
35 Millionen Schilling für das ländliche Wege­
netz, für die Landschaftspflege und für die 
Landschaftserhaltung im Budget enthalten 
sind und dieser Betrag auch an die betroffe­
nen Bauern, insbesondere an die Bergbauern, 
zur Auszahlung gelangt ist. 

Hohes Haus! Der Bericht über die Lage der 
österreichischen Landwirtschaft im Jahre 
1986 brachte erwartungsgemäß die durch 
unterschiedliche Parteibrillen gesehene und 
dementsprechend gefärbte Diskussion hier 
im Hohen Haus. Wie immer man aber zum 
vorliegenden Bericht steht und aus welcher 
Sicht auch immer man diesen Bericht 
betrachten mag, über eines kann man nicht 
hinweggehen: Es ist ein positiver, für die 
Landwirtschaft erfreulicher Bericht, dessen 
Inhalt die gute Arbeit des früheren Bundesmi­
nisters für Landwirtschaft Dr. Erich Schmidt 
wiedergibt. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Ap­
plaus!) 

Immerhin stieg das landwirtschaftliche Ein­
kommen je Familienarbeitskraft im Bundes­
mittel im Jahre 1986 um 11 Prozent. Erfreuli­
cherweise sind bei dieser Entwicklung auch 
die Bergbauern nicht zurückgeblieben. Mit 
einem Plus von rund 17 Prozent konnten auch 
sie kräftig mithalten und gegenüber dem letz­
ten Jahr aufholen. 

Es ist eigenartig: Wenn man die Diskussion 
verfolgt, wie sie zum Teil von der ÖVP und 
auch von der FPÖ hier geführt wird, dann 
erkennt man eigentlich immer einen Wider­
spruch zu dem, was man von ihren Kammer­
funktionären, von den Präsidenten der Land­
wirtschaftskammern, von Bauernbundfunk­
tionären, aber auch von freiheitlichen Bau­
ernfunktionären in deren Leistungsberichten 
an ihre Mitglieder in den Bundesländern zu 
lesen bekommt. Darin strotzen diese nur so 
von Leistungen, die sie für die Landwirt­
schaft, für ihre Mitglieder, für die Bauern 
erbracht haben. Aber wenn sie dann im Parla-

. ment am Rednerpult stehen, dann. ist alles, 
was getan wurde, viel zuwenig, und die Lei­
stungen werden allgemein geschmälert und 
heruntergemacht. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Dennoch wäre es falsch, wenn man den vor­
liegenden Bericht zur Lage der Landwirt­
schaft im Jahre 1986 allzu rosig sehen würde. 
Denn auch im Bereich der Landwirtschaft ste­
hen die Wissenschaft und die Forschung nicht 
still. Gerade die Ergebnisse der Wissenschaft 
waren es, die auch die Landwirtschaft in 
unserem Lande verändert haben. Neue Pro­
duktionsformen erleichtern zwar die Arbeit 
der Bauern und steigern die landwirtschaftli­
chen Produktionsmengen, es kommt aber 
auch zu einer für die Landwirtschaft nicht 
unbedingt vorteilhaften Situation, daß näm­
lich immer weniger Bauern immer mehr 
erzeugen. 

Dies wiederum führt zwangsläufig dazu -
was heute auch aus vielen Diskussionsbeiträ­
gen schon zu hören war -, daß die Über­
schüsse in allen Bereichen größer werden. 
Die Exportstützungen explodieren, der Export 
wird zur Kapitalvernichtungsmaschine. Bau­
ern, Konsumenten und Steuerzahler werden 
dadurch immer kräftiger zur Kasse gebeten. 

Es kommt aber auch, wie im Grünen 
Bericht ausgewiesen - mein Vorredner hat 
gerade hier angeführt, daß er es nicht gerne 
in künftigen Grünen Berichten enthalten 
hätte -, zu einem groben Mißverhältnis bei 
der Steuer- und Abgabenleistung der in der 
Land- und Forstwirtschaft Erwerbstätigen 
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und bei deren Inanspruchnahme öffentlicher 
Mittel. 

So leistete die Land- und Forstwirtschaft im 
Jahre 1986 Steuern und Abgaben an den Bund 
in Höhe von 1 629 Millionen Schilling bezie­
hungsweise Grundsteuern an Gemeinden von 
insgesamt 351 Millionen Schilling. Allein der 
Budgetabgang in den Kapiteln 60 und 62 
betrug im Berichtsjahr bereits 10,7 Milliarden 
Schilling. Dazu kommen die Mittel im Sozial­
bereich aus dem Ausgleichsfonds für die 
Familienbeihilfen in Höhe von 2,9 Milliarden 
Schilling, die Beiträge des Bundes zur Pen­
sions-, Kranken- und Unfallversicherung von 
insgesamt fast 10 Milliarden Schilling sowie 
die Mineralölsteuerrückvergütung von fast 
1 Milliarde Schilling. 

Hohes Haus! Warum sage ich. das? Es ist 
durchaus richtig, was mein Vorredner hier 
erwähnt hat: Gerade diese von mir nun 
genannten Beträge sind immer wieder Gegen­
stand einer öffentlichen Kritik oder einer 
öffentlichen Diskussion. Man sollte aber, 
wenn man über alle anderen Bereiche der 
Landwirtschaft und insbesondere des Grünen 
Berichtes diskutiert, auch diese Fragen nicht 
außer acht lassen. Man sollte auch hier mit 
aller Offenheit zu dem stehen, was eben aus 
Budgetmitteln erforderlich ist, damit die 
Landwirtschaft weitestgehend das erhalten 
kann, was sie auch benötigt. 

Wir stehen dazu. Wer sonst als ein Sprecher 
der sozialistischen Fraktion sollte hier sagen, 
daß wir besonders im Sozialbereich seit jener 
Zeit, als die Sozialisten die Mehrheit in die­
sem Lande erreichten, seit 1970, auch für die 
Bäuerinnen und für die Bauern jene sozialen 
Voraussetzungen geschaffen haben, die sie 
mit eingeschlossen haben in den allgemeinen 
sozialen Wohlstand in diesem Lande. (Abg. 
Dipl.-Ing. Kai s e r: Dank der ÖVP-Regierung 
bis 1969!) Das sollte immer wieder festgestellt 
werden, und daher ist es auch richtig, daß 
diese Angaben im Grünen Plan enthalten 
sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Das derzeitige System kann nicht länger auf­
rechterhalten bleiben. Der Einsatz öffentli­
cher Mittel zugunsten der Landwirtschaft ist 
nicht unbegrenzt steigerbar. Gerade diesem 
Umstand trägt das Koalitionsabkommen der 
Regierungsparteien auch im Landwirtschafts­
bereich Rechnung. Die Einkommen der Bau­
ern können mit dem derzeit praktizierten 
System künftighin nicht mehr garantiert wer­
den. Die Einkommensunterschiede unter den 
Bauern steigen. 

Wir haben auf der einen Seite die Gruppe 
der Großagrarier , die in klimatisch und geo­
graphisch günstigen Lagen vor allem für die 
Überproduktion verantwortlich sind und ohne 
Rücksicht auf ihre BerUfskollegen im berg­
bäuerlichen Bereich darauflos produzieren. 

Zum zweiten haben wir Bauern, die auf kar­
gen Böden und in Extremlagen ihren Grund 
bewirtschaften müssen, ihre Höfe und Wei­
den gestalten und dadurch auch unsere Land­
schaft erhalten. Diesen Bauern sollten wir 
unsere ganze Aufmerksamkeit schenken. Ihr 
Dasein haben wir zu ,fördern, und zwar mit 
weiteren Direktzahlungen, wie es erfreuli­
cherweise mit dem Bergbauernzuschuß seit 
1970 bereits geschieht. 

Hohes Haus! Die Agrarpolitik sollte gerade 
an diesen kleinen Betrieben erkennen, daß in 
Zeiten des Überflusses die Gesellschaft 
andere Maßstäbe setzt. Sie will nicht nur Nah­
rungsmittelproduzenten haben, sie will Bau­
ern haben, die wirklich auf ihrem Hof arbei­
ten und durch eine verstärkte Direktvermark­
tung ihrer Erzeugnisse auch einen Beitrag 
zur Versorgung der ländlichen Bevölkerung 
leisten können. 

Es werden in diesem Zusammenhang von 
den Konsumenten bei öffentlichen Diskussio­
nen immer wieder die Fragen gestellt: Wie ist 
es nun mit der Überproduktion, mit jenem 
Butterberg, der vorhanden ist? Und wie ist es 
mit der Preisgestaltung für dieses Produkt? 
Warum gibt es nur zweimal jährlich eine But­
terverbilligungsaktion? Warum ist es nicht 
möglich, diese Aktion auszudehnen, daß man 
sie öfter während eines Jahres durchführt 
und damit mithilft, den Butterberg abzu­
bauen, mithilft, dieses Produkt zu billigeren 
Preisen, kostengünstiger den Konsumenten 
anzubieten? Das müßte doch bei einigerma­
ßen gutem Willen möglich sein. (Abg. Gur t­
ne r: Am Montag beginnt die nächste Aktion! 
- Beifall des Abg. Scheucher.) Das ist erfreu­
lich! Wir begrüßen das. 

Auch einige Sätze zur Novellierung des 
Marktordnungsgesetzes. Die im Frühjahr 
ausgehandelte Neuregelung des Ab-Hof-Ver­
kaufes sollte ja gerade jenen Bauern, von 
denen ich vorhin gesprochen habe, einen Vor­
teil verschaffen. 

Gerade dem freiwilligen Milchlieferrück­
nahmeverzicht, der heute hier schon mehr­
mals erwähnt worden ist, kommt in dieser 
Novellierung eine bedeutende Stellung zu. 
Mit dieser Novellierung sollte eine Absiche­
rung im Gesetz erfolgen, daß bei einer freiwil-
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ligen Milchlieferrücknahme um 10 Prozent 
der Absatzförderungsbeitrag von derzeit 54 
Groschen dem Lieferanten erlassen wird. Von 
dieser Maßnahme sollten beide Teile profitie­
ren: der Lieferant auf der einen und der Bund 
auf der anderen Seite. 

Da zunächst einmal Skepsis gegen diese 
Vorgangsweise bestanden hat und auch heute 
wieder von Sprechern der Freiheitlichen Par­
tei diese Skepsis angemeldet und bestätigt 
wurde, sei doch festgestellt, daß sich von den 
rund 119000 Milchlieferanten ein gutes Drit­
tel, nämlich 36 000, an dieser Aktion beteiligt 
hat und bis zum Jahresende etwa 100 000 Ton­
nen Milch weniger angeliefert sein werden. 
Dies führt, wie auch vom Herrn Minister 
bereits ausgeführt worden ist, zu nicht unbe­
trächtlichen Einsparungen bei den Export­
stützungen. 

Abschließend gestatten Sie mir noch einen 
Hinweis in dieser Richtung. Wir beschließen 
heute bei der Marktordnungsgesetz-Novelle 
auch eine Verfassungsbestimmung. Wir 
haben vor einigen Wochen hier im Hause das 
Forstgesetz beschlossen, ebenfalls mit einer 
Verfassungsbestimmung, und ich bin nun ver­
wundert und doch einigermaßen überrascht, 
daß im Bundesrat dieses Forstgesetz nicht 
einhellig verabschiedet werden sollte. Das 
gibt eigentlich jenen recht - es ist eine 
Bestätigung im nachhinein -, die bei der 
Abfassung des Forstgesetzes in harten Ver­
handlungen und in stundenlangen Diskussio­
nen eben die Aufnahme dieser Verfassungs­
bestimmung verlangt haben. Gerade dieser 
Widerstand von zwei ÖVP-Bundesländern 
gibt jenen recht, die mit Vehemenz die Auf­
nahme dieser Verfassungsbestimmung ins 
Forstgesetz verlangt haben. 

Hohe~ Haus! Meine Damen und Herren! 
Hier wird mit zweierlei Maß gemessen: Über­
all dort, wo Verfassungsbestimmungen, die in 
die Länder hineinreichen, den Ländern nichts 
kosten, gibt es keine Diskussion. Aber überall 
dort, wie zum Beispiel beim Forstgesetz, wo 
Maßnahmen mit diesen Verfassungsbestim­
mungen verbunden sind, Maßnahmen, durch 
die der Wald weiterhin geschützt beziehungs­
weise dafür Sorge getragen werden sollte, daß 
die Waldschädigung nicht weiter anhält, daß 
die großen Waldschäden zurückgedrängt wer­
den, gerade in einem so wichtigen Bereich 
versagen dann zwei ÖVP-Bundesländer die­
ser Materie die Zustimmung. Das ist nicht in 
Ordnung, meine Damen und Herren, und ein 
Umdenken wäre hier sicherlich angebracht. 
(Beifall bei der SPÖ.) 20.13 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Huber. Ich erteile es ihm und 
mache auf die 5-Minuten-Zeitbegrenzung auf­
merksam. 

20.13 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte Abgeordneten Leikam berichtigen, 
der erklärt hat, daß Kollege Murer sich falsch 
ausgedrückt hat, als er behauptet hat, daß 
Kärnten keine Flächenbewirtschaftungsprä­
mie hat. Murer hat recht: Kärnten hat keine 
Flächenbewirtschaftungsprämie als einziges 
Bundesland Österreichs - außer Wien und 
Burgenland, aber dort gibt es keine Bergbau­
ern - mit immerhin 13 500 Bergbauern. 

Ich glaube, daß es mehr als höchste Zeit 
wäre, im sozialistisch regierten Kärnten die­
sen Mißstand zu beheben und endlich auch in 
Kärnten die Flächenbewirtschaftungsprämie 
einzuführen. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Es ist richtig, daß 35 Millionen Schilling 
ausgewiesen sind, aber, Hohes Haus, diese 
35 Millionen Schilling werden vom sozialisti­
schen Landesrat Rauscher verwaltet und 
nach dessen Gutdünken vergeben. Ich glaube, 
daß man dies hier feststellen muß, weil es 
unwürdig ist, daß man vom Wohlwollen eines 
Landesrates abhängig ist, ob man in den 
Genuß einer Flächenbewirtschaftungsprämie 
kommt oder nicht. Als Beispiel erwähne ich 
den höchstgelegenen Bauern Kärntens, der 
aus diesem Titel vor zwei Jahren nicht einmal 
500 S erhalten hat. (Beifall bei der FPÖ.) 20.15 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Schwarzböck. 

20.15 

Abgeordneter Schwarzböck (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die gemeinsame Behand­
lung der Tagesordnungspunkte 5, 6 und 7 bie­
tet die einmalige Chance, eine Standortbe­
stimmung im Interesse der Bauernschaft vor­
zunehmen, aber gleichzeitig aus dieser Stan­
dortbestimmung heraus Offensivmaßnahmen 
zu diskutieren und zu beschließen. 

Meine Vorredner haben sich hauptsächlich 
mit dem Grünen Bericht beschäftigt, der ein­
deutig zum Ausdruck bringt - darüber gibt 
es, glaube ich, auch keine Meinungsverschie­
denheiten -, daß trotz der Einkommensver­
besserung im Jahr 1986 unser gemeinsames 
Bemühen darin liegen muß, weiterzuarbeiten, 
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um die bäuerlichen Einkommen zu verbes­
sern und die wirtschaftliche und soziale Lage 
der Bauern weiterzuentwickeln. 

Die wirtschaftliche Lage war in den letzten 
Jahren vor allem dadurch geprägt, daß die 
Bauern immer mehr Beiträge in den Bereich 
der Verwertungsfinanzierung einbringen 
mußten und damit natürlich positive Einkom­
mensentwicklungen nur sehr schwer erreich­
bar waren. 

Die wichtigste Voraussetzung, nun in den 
bäuerlichen Einkommen wieder offensiv wer­
den zu können, liegt sicherlich darin, daß wir 
in der Umstrukturierung der Mengenproduk­
tion, in einer Korrektur der Mengenproduk­
tion eine Entlastung bei den Mitverantwor­
tungslasten der Bauern im Bereich der Ver­
wertungsmaßnahmen erreichen müssen. 

Die Marktordnungsgesetz-Novelle ist ein 
weiterer Schritt in diese Richtung, Rahmen­
bedingungen zu schaffen, daß diese Produk­
tionsrücknahme bei gleichzeitiger Einkom­
mensverbesserung weitergeführt werden 
kann. 

Diese Politik der Anpassung der Produk­
tionsstruktur wäre aber eine Einbahnstraße 
in die verkehrte, in eine unannehmbare Rich­
tung, wenn es nicht gleichzeitig gelänge, mit 
außenhandelspolitischen Maßnahmen Absi­
cherungen vor geschützten Dumpingimporten 
zu ergreifen. 

Der Beschluß einer Novelle zum Geflügel­
wirtschaftsgesetz ist ebenfalls eine jener 
Maßnahmen, die nicht nur zu den agrarpoliti­
schen Offensiven von Minister Riegler zäh­
len, sondern letztendlich auch den Bauern 
eine Einkommensverbesserung bringen wer­
den. 

Kollege Haider hat heute hier provokant 
die Frage gestellt, ob Minister Riegler auch 
nur auf eine einzige Maßnahme verweisen 
kann, die in seiner Amtszeit Einkommensver­
besserungen für die Bauern gebracht hat. Mit 
der Ignorierung des Beschlusses des Geflügel­
wirtschaftsgesetzes hat er aber eindeutig 
bewiesen, daß ihn nicht die Anliegen der Bau­
ern und auch nicht die Entwicklung der 
Agrarpolitik interessieren, sondern einzig 
und allein parteipolitische Motive leiten. 

Hätte er sich in den letzten Monaten um die 
Situation der Bauern, um die agrarpolitischen 
Ziele gekümmert und sich für sie interessiert, 
dann hätte er neben dem heutigen Beschluß 
der Geflügelwirtschaftsgesetz-Novelle als ein-

kommensverbessernde Maßnahme eine 
ganze Reihe von Schritten in die richtige 
Richtung feststellen können. 

Ich möchte, ohne auf Vollständigkeit zu 
pochen, nur darauf verweisen, daß es als 
einer der ersten großen Erfolge der Amtszeit 
Rieglers zu werten ist, daß jener Schritt, der 
bereits durch Minister Schmidt im Jahr 1986 
mit der Umlenkungszielsetzung von Getreide 
zu besser verwertbaren Alternativen eingelei­
tet worden ist, massiv verbessert worden ist. 
Alle jene Bauern, die gefolgt sind und über 
70 000 Hektar Getreidealternativen angebaut 
haben, haben heuer massive Einkommensver­
besserungen in diesen Produktions sparten 
erreichen können, bei weniger Aufwand an 
öffentlichen Mitteln und weniger Aufwand an 
Mitteln der Bauern. 

Die Tatsache, daß es im Budget 1987, im 
Korrekturbudget, gelungen ist, zirka 400 Mil­
lionen Schilling zusätzliche Förderungsmittel 
für die Bauern zu erschließen, die uns in die 
Lage versetzt haben, die Bergbauernförde­
rung anzuheben, die Förderung von Spezial­
kulturen zu erweitern, wieder Grundaufstok­
kungsmaßnahmen im Rahmen der Besitz­
strukturverbesserung durchzuführen, hat ein­
deutig einkommensverbessernde Wirkung 
gezeigt. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß vor 
allem auch die Weinbauern sehr dankbar 
sind, daß es nach der dritten Frostkatastro­
phe in ununterbrochener Reihenfolge möglich 
war, innerhalb von Monaten 540 Millionen 
Schilling öffentliche Mittel des Bundes und 
der Länder für eine Frostschadenkreditaktion 
zur Verfügung zu stellen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! 
Aber nicht nur die Haltung des Abgeordneten 
Haider hat heute bestätigt, daß es in der FPÖ 
vor allem um parteipolitische Motivationen 
geht. Ich möchte darauf verweisen, daß vor 
allem die gegensätzlichen Darstellungen des 
Abgeordneten Hintermayer und des ehemali­
gen Staatssekretärs Murer auch ein sehr ein­
drucksvoller Beweis für diese Haltung waren. 

Kollege Hintermayer hat hier kritisiert, daß 
die Sozialpartner 1986 dazu beigetragen 
haben, mit der Erweiterung der Verwertungs­
finanzierung, mit der Erschließung neuer 
Maßnahmen die Preis- und Absatzsicherheit 
in sehr schwierigen Zeiten für die öster­
reichischen Bauern voll zu erhalten. Er hat 
gemeint, die Düngemittelabgabe wäre gegen 
den Widerstand der Freiheitlichen. im Rah­
men der Sozialpartnerschaft geboren worden 

279 

34. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 129 von 160

www.parlament.gv.at



4054 Nationalrat XVII. GP - 34. Sitzung - 5. November 1987 

Schwarzböck 

- er hat nobel weggelassen, daß man hier 
sehr wohl mitgestimmt hat -, während 
wenige Minuten später der ehemalige Staats­
sekretär Murer das Christkindl spielt und 
jene Mittel, die mit der Düngemittelabgabe 
erschlossen worden sind, in die Bergbauern­
regionen bringt. Damit ist, glaube ich, eindeu­
tig aufgezeigt worden, daß man hier parteipo­
litisch absahnen möchte und nicht an den die 
Bauern bewegenden Fragen interessiert ist. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
bin überzeugt: Jene Geflügelproduzenten, die 
in wenigen Wochen davon profitieren werden, 
daß wir heute den außenhandelspolitischen 
Schutz verbessern, werden auf diese blauen 
Schalmeientöne sicherlich nicht hereinfallen 
(Zustimmung bei der ÖVP), sondern werden 
sich darüber freuen, daß Minister Riegler 
einen weiteren Schritt gesetzt hat, die Ein­
kommen abzusichern und die Wettbewerbs­
voraussetzungen zu verbessern. 

Wenn 1986 die Geflügelfleischimporte in 
einem Jahr um 27 Prozent angestiegen sind, 
so ist das, meine geschätzten Damen und Her­
ren, eine Tatsache, die uns einfach zum Han­
deln zwang, und ich bin sehr froh, daß wir 
heute hier gewaltig gegensteuern können. 

Mehrere Redner - auch der Sozialisti­
schen Partei - haben der Hoffnung Aus­
druck gegeben, daß es Minister Riegler gelin­
gen möge, nächstes Jahr einen Grünen 
Bericht über das Jahr 1987 vorzulegen, der 
geprägt ist von Einkommensverbesserungen. 
Nur: Wir wissen, daß in einer Zeit der weltwei­
ten agrarpolitischen Ratlosigkeit auch in 
Österreich agrarpolitische Wunder nicht mög­
lich sein werden - auch nicht möglich sein 
werden unter einem Riegler mit seiner hohen 
Glaubwürdigkeit und mit seinem großen 
Engagement für die Bauern. 

Ich glaube aber, daß die Bauern nie auf 
Wunder gewartet haben, daß sie immer Reali­
sten genug waren, um zu wissen, daß man auf 
Wunder unter Umständen lange warten muß. 
Die Bauern wissen, daß eine gute Ernte Zeit 
zum Reifen braucht und viele Stunden Fleiß 
und pflegende Hände voraussetzt. 

Es geht nun darum, diesen Fleiß und diese 
pflegenden Hände in der Agrarpolitik zur 
Anwendung zu bringen. Damit werden wir 
Schritt für Schritt unserem Ziel näherkom­
men, nämlich der Verbesserung der wirt­
schaftlichen Basis für unsere bäuerlichen 
Familienbetriebe. Ich bin sehr froh, daß mit 
dem Beschluß einer Novelle zum Marktord­
nungsgesetz und zum Geflügelwirtschaftsge-

setz heute sehr kräftige Schritte in die rich­
tige Richtung getan werden können. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 20.23 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter 
ein Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung, 
die ich über jede der drei Vorlagen getrennt 
vornehme. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung 
über den Antrag des Ausschusses, den Grü­
nen Bericht, 111-41 der Beilagen, zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
seine Kenntnisnahme eintreten, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist mit M ehr -
h e i t a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang in 332 der Beilagen. 

Da der vorliegende Entwurf betreffend die 
3. Marktordnungsgesetz-Novelle 1987 eine 
Verfassungs bestimmung enthält, stelle ich 
zunächst im Sinne des § 82 Abs. 2 Z. 1 der 
Geschäftsordnung die für die Abstimmung 
erforderliche Anwesenheit der verfassungs­
mäßig vorgesehenen Anzahl der Abgeordne­
ten fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf beitreten, um ein 
Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehr­
heitlich angenommen. 

Ausdrücklich stelle ich die verfassungsmä­
ßig erforderliche Zweidrittelmehrheit fest. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung beitreten, um ein Zeichen der Zustim­
mung. Meh rh e i tlich angeno m­
men. 

Ausdrücklich stelle ich die verfassungsmä­
ßig erforderliche Zweidrittelmehrheit fest. 

Schließlich lasse ich über den Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die Erhebung 
eines Importausgleiches bei der Einfuhr von 
Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft (Geflü­
gelwirtschaftsgesetz 1988), über Änderungen 
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des Finanzstrafgesetzes, des Zolltarifgesetzes 
1988 und des Ausgleichsabgabegesetzes samt 
Titel und Eingang in 333 der Beilagen abstim­
men. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. Das ist die 
M ehr h e i t. Der Gesetzentwurf ist somit 
auch in dritter Lesung an gen 0 m m e n. 

8. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses betreffend den Bericht der öster­
reichischen Bundesregierung (111-14 der Bei­
lagen) über fortgesetzte Bemühungen zur 
Erhaltung des Friedens in Freiheit (131 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Bericht der öster­
reichischen Bundesregierung über fortge­
setzte Bemühungen zur Erhaltung des Frie­
dens in Freiheit. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Zernatto. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Dr. Zernatto: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der gegenständliche 
Bericht der Bundesregierung wurde dem 
Nationalrat am 25. März 1987 zur geschäfts­
ordnungsmäßigen Behandlung vorgelegt. 

Bereits in den Jahren 1984 und 1985 hat die 
Bundesregierung aufgrund einer Entschlie­
ßung des Nationalrates Berichte über Bemü­
hungen zur Erhaltung des Friedens in Frei­
heit dem Nationalrat unterbreitet. 

Im gegenständlichen 3. Bericht werden die 
nachstehenden wichtigsten Aspekte der öster­
reichischen Friedensbemühungen behandelt: 

1. Der KSZE-Prozeß unter besonderer 
Berücksichtigung der Stockholmer Konferenz 
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende 
Maßnahmen und Abrüstung in Europa, die im 
September 1986 mit der Einigung auf ein sub­
stantielles Schlußdokument vorläufig abge­
schlossen wurde, sowie des seit November 

1986 in Wien tagenden Dritten KSZE-Folge­
treffens, 

2. die österreichische Mitwirkung bei der 
Genfer Abrüstungskonferenz und 

3. die Aktivitäten Österreichs aus Anlaß des 
von den Vereinten Nationen am 24. Oktober 
1985 proklamierten Internationalen Jahres 
des Friedens. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht der Bundesregie­
rung in seiner Sitzung am 6. Mai 1987 in Ver­
handlung genommen. Nach ausführlicher Dis­
kussion hat der Außenpolitische Ausschuß 
einstimmig beschlossen, dem Nationalrat die 
Kenntnisnahme des gegenständlichen Berich­
tes zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle den 
Bericht der österreichischen Bundesregie­
rung über fortgesetzte Bemühungen zur 
Erhaltung des Friedens in Freiheit (III-14 der 
Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, die Diskussion zu eröffnen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Als erster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Dr. Höchtl. Ich erteile es ihm. 

20.28 

Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es steht der Bericht der 
österreichischen Bundesregierung über fort­
gesetzte Bemühungen zur Erhaltung des Frie­
dens in Freiheit zur Diskussion. Als dritter 
Bericht in der Reihe dieser Friedensberichte 
beinhaltet er verschiedenste Bemühungen 
Österreichs, im internationalen Konzert frie­
denspolitische Aktionen zu setzen. Er 
beleuchtet insbesondere den gesamten KSZE­
Prozeß, die Genfer Abrüstungskonferenz, 
aber auch verschiedene Aktivitäten anläßlich 
des Internationalen Jahres des Friedens. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn wir uns tatsächlich ein Bild machen 
wollen über die Friedenssituation in der Welt, 
wenn wir feststellen wollen, wo Frieden in 
Freiheit unter Einhaltung der Menschen­
rechte existiert, dann müssen wir die traurige 
Erfahrung machen, daß nicht einmal für zwei 
Fünftel der gesamten Weltbevölkerung eine 
derartige Friedenssituation in Freiheit festge-
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stellt werden kann. Ungefähr 39,5 Prozent der 
gesamten Erdbevölkerung genießen diesen 
Zustand in Frieden und Freiheit. Das heißt, 
die Mehrheit der Länder dieser Welt hat kei­
nen Frieden, hat keine Freiheit und hat kei­
nen Respekt der jeweiligen Regierungen oder 
anderer Kräfte vor den Menschenrechten. 

Ich glaube, wenn wir diesen Bericht disku­
tieren, so müssen wir uns dieses Szenario vor 
Augen führen, vor dem wir unsere tatsächli­
che Situation sehen müssen. Das heißt, es ist 
auch eine Aufgabe und eine Verpflichtung 
eines Staates, der Gott sei Dank seit dem 
Jahre 1945 in Frieden und seit 1955 in Freiheit 
lebt, in dem die Menschenrechte geachtet 
werden, für jene Brüder und Schwestern in 
Ländern einzutreten, in denen dies nicht der 
Fall ist. Wir müssen für die Einhaltung der 
Menschenrechte in diesen Ländern eintreten, 
für den friedlichen Übergang aus diktatori­
schen Systemen zu demokratischen pluralisti­
schen Systemen für Milliarden von Men­
schen, die noch nicht in den Genuß dieser 
Situation, die wir in Österreich haben, gekom­
men sind. 

Die Berichte von Amnesty International 
beispielsweise bringen uns jahraus, jahrein 
die schaurige Bilanz, daß in mehr als hundert 
Ländern, und zwar konstant, permanent ver­
folgt, gefoltert oder sogar hingerichtet wird. 
Das heißt, in der Mehrheit der Staaten dieser 
Welt, die sogar Mitglieder der Vereinten 
Nationen, dieser Völkergemeinschaft, dieser 
Staatengemeinschaft der Welt sind, wird -
trotz Unterschrift unter alle möglichen Men­
schenrechtspakete - gefoltert, verfolgt und 
hingerichtet. . 

Ich glaube, es ist ganz einfach unsere Auf­
gabe als Demokraten in einem pluralistischen 
freien Staat, den Kampf für die Einhaltung 
der Menschenrechte zuführen. Es ist das eine 
Verpflichtung für uns, denn es kann solange 
keinen Frieden in der Welt geben, solange die 
Einhaltung der Menschenrechte für alle kei­
nerlei Garantie hat. Das ist eine Grundtat­
sache, für die wir zu stehen haben. Nur eine 
konsequente Menschenrechtspolitik ist eine 
echte Friedenspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Mißachtung der Menschenrechte stellt 
für mich ein Werk gegen den Frieden dar. 
Frieden - auch das muß gesagt werden -
ohne Gerechtigkeit, Frieden ohne Freiheit 
und ohne konsequente Einhaltung der Men­
schenrechte kann von uns nur als Schein­
friede bezeichnet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

earl Zuckermayer hat in seinem Stück "Des 
Teufels General" gesagt: "Das gemeine Zulas­
sen ist schlimmer, als es tun." Oder: "Was soll 
ein Mut, der nicht bekennen will? Was soll ein 
Glaube, den man nicht lebt? Und was ist Über­
zeugung, der man nicht Zeugnis steht?" 

Ich glaube, wir Demokraten als jene Perso­
nen, die Gott sei Dank in einem System leben 
können, in dem wir diese Errungenschaften 
haben, sollen uns dieser Aussprüche earl Zuk­
kermayers bewußt sein, wenn wir die Vor­
gänge in anderen Ländern dieser Welt beob­
achten. 

Es soll für uns eines gelten: Für uns kann es 
keinen Unterschied geben, wenn wir Men­
schenrechtsverletzungen in li~ken oder rech­
ten Diktaturen feststellen müssen, gegen 
diese Verletzungen aufzutreten. Es darf 
weder eine Blindheit auf dem rechten noch 
auf dem linken Auge geben, wenn wir es 
beobachten, wenn wir es aufzeigen, wenn wir 
es verurteilen und wenn wir für die Wieder­
herstellung der Menschenrechtssituation in 
all diesen Ländern eintreten. Das ist eine kon­
sequente Art von Menschenrechtspolitik, und 
zu dieser fühlen wir uns verpflichtet. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich sehe, wenn ich mir vorstelle, welche 
besonderen Aufgaben ein neutraler Staat wie 
Österreich in der Friedenspolitik haben kann, 
in dieser konsequenten Verfolgung der Men­
schenrechtspolitik einen Schwerpunkt der 
Friedenspolitik. 

Eine zweite Form sehe ich in der Fortfüh­
rung dessen, was zu einer positiven Tradition 
Österreichs seit dem Jahre 1945 gehört, näm­
lich einer echten, positiven Form der Flücht­
lingspolitik. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn man - viele von uns tun dies ja - mit 
Politikern anderer Staaten zusammentrifft, 
so muß man sagen, daß diese positive Haltung 
Österreichs leider noch viel zuwenig bekannt 
ist. 

Es ist eine hehre Tradition, die wir haben, 
und ich möchte nun einige dieser Punkte ins 
Gedächtnis rufen. Es waren in den Jahren 
1945, 19461,5 Millionen Flüchtlinge in Öster­
reich, die wir aufgenommen haben; eine Mil­
lion ist dann repatriiert worden. Von 1945 bis 
1954 sind über 900000 deutschsprachige 
Flüchtlinge - Sudetendeutsche, Südmährer, 
um nur zwei Gruppen zu nennen - nach 
Österreich gekommen, wobei fast eine Vier­
telmillion dieser Personen in die öster-
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reichische Gesellschaft integriert worden ist. 
Von 1947 bis 1951 sind fast 150000 Menschen 
mit Hilfe der International Refugee Organiza­
tion ausgewandert. 

1956 war ein weiterer Glanzpunkt unserer 
Flüchtlingspolitik, als 180000 Flüchtlinge als 
Folge der Ungarnkrise nach Österreich 
gekommen sind, die meisten hatten bald Auf­
nahme in anderen Staaten gefunden. 1968 
kamen über hunderttausend Flüchtlinge aus 
der CSSR; nach 1980/1981 Zehntausende aus 
Polen. 

Wir wissen, wie viele Emigranten jüdischer 
Religionszugehörigkeit beispielsweise aus der 
Sowjetunion und aus anderen Ostblockstaa­
ten in den letzten zehn Jahren über Öster­
reich in ihre neue Heimat Israel, USA, 
Kanada und so weiter ausgewandert sind. 
Das heißt, den zweiten Schwerpunkt, die 
Säule unserer Friedenspolitik stellt eine kon­
sequente Weiterverfolgung dieser unserer 
positiven Flüchtlingspolitik dar. 

Ein dritter Punkt: Wir haben viel Positives 
als Österreicher im Rahmen unserer Zugehö­
rigkeit zur UNO geleistet, indem wir uns 
immer wieder bereit erklärt haben, öster­
reichische Soldaten für Peace keeping-opera­
tions zur Verfügung zu stellen. Wir haben der­
zeit 853 Österreicher in Zypern und im Nahen 
Osten im Einsatz. 

Wenn wir eine Gesamtbilanz ziehen, so 
können wir feststellen: Bis Ende vergangenen 
Jahres hat die stolze Zahl von 23 313 öster­
reichischen Soldaten des Bundesheeres den 
Einsatz für friedenserhaltende Operationen 
im UN-Kontingent geleistet. Ich glaube, das 
ist ein stolzer Beitrag Österreichs zur Frie­
denspolitik der Weltgemeinschaft. 

Eine vierte Komponente: Wir haben uns 
immer auch als Land der Begegnung empfun­
den, wozu gerade Österreich eine historisch 
begründete und durch unsere Neutralität 
besondere ausgeprägte Verpflichtung hat. Als 
permanent Neutrale haben wir uns eine spezi­
fische Art von Friedenspolitik auferlegt, näm­
lich eine Art institutionalisierten Verzicht auf 
jegliche zwischenstaatliche Gewaltanwen­
dung. Und da wir am Schnittpunkt zweier 
großer Systemblöcke leben, haben wir nicht 
nur die Möglichkeit, sondern auch die morali­
sche Verpflichtung, Personen, Gruppen, Völ­
ker unterschiedlicher Systeme zueinanderzu­
bringen, mit unseren Nachbarn eine beson­
dere Nähe zu finden, Begegnungen im nach­
barschaftlichen Bereich zu organisieren, aber 
auch solche auf internationaler Ebene, zum 

Beispiel die Nachfolgekonferenz der KSZE, 
die gerade jetzt in Wien stattfindet. 

Der fünfte Beitrag ist neben den menschen­
rechtlichen Anliegen ein verstärktes humani-
täres Engagement. Ich nenne hier die Zu sam­
menführung der Familien, etwas, was eine 
ganz spezifische Komponente öster­
reichiseher Leistungen darstellt, weil Tau­
sende von Familien durch unsere Vermittlung 
zusammengebracht werden konnten. 

Und ich sehe schließlich und endlich (Abg. 
He in z i n ger: Endlich gut!) einen 
Bereich, der auch für den Kollegen Heinzin­
ger eine sinnvolle Darstellung friedenspoliti­
scher Operationen ist, nämlich daß wir als 
gesamter Staat, nicht nur die Bundesregie­
rung allein, Überlegungen anstellen, wie wir 
unseren Beitrag im Rahmen der Entwick­
lungshilfe verbessern können. Wobei ich nicht 
so sehr allein an das Materielle denke, das 
möchte ich sehr offen sagen, denn wir kennen 
unsere Begrenztheit der Ressourcen. Aber 
wir haben einen enormen Reichtum an hoch­
gebildeten und hochausgebildeten Österrei­
cherinnen und Österreichern, die ohneweiters 
in persönlichem Einsatz in vielen Entwick­
lungsländern einen großartigen Dienst zur 
nationalen Entwicklung dieser einzelnen Völ­
ker leisten können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich meine also - um kurz zu sein -, daß 
diese Art der Debatte über die Friedenspolitik 
eine Gelegenheit ist, bei der wir uns jeweils 
überlegen sollen und auch Rechenschaft able­
gen sollen, welche spezifischen Beiträge wir 
als kleiner, immerwährend neutraler, dem 
westlichen Gedanken- und Wertsystem zuge­
ordneter Staat leisten können. 

Ich glaube, wenn wir diese Beiträge, die 
sicherlich nur einige der Schwerpunkte dar­
stellen, die Österreich in einer musterhaften 
Tradition seit 1945 wahrzunehmen hat, wei­
terführen, dann sind wir ein wertvolles Glied 
dieser internationalen Staatengemeinschaft. 

Wir müssen uns nur bewußt sein: Friede ist 
etwas, das man nicht einmal erzielt, sondern 
das man permanent zu erhalten versuchen 
muß. 

Ich möchte mit Aristide Briand, dem 
bekannten französischen Staats marin schlie­
ßen, der sagte: "Der Friede erfordert nicht nur 
das einmalige Erringen, sondern den unent­
wegten, den zähen, den dauernden Dienst. Er 
verlangt Ausdauer und erlaubt keinen Zwei­
fel." Ich glaube, dazu sind auch wir als Öster­
reicher aufgerufen. 
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Wir sind als Österreichische Volkspartei eine ganze Familie, eine ganze Kategorie von 
selbstverständlich gerne bereit, dem, was in . Kernwaffen, nämlich solcher mittlerer und 
diesem Friedensbericht der österreichischen kürzerer Reichweite, weltweit eliminiert wer­
Bundesregierung an Leistungen aufgewiesen den soll. 
worden ist, unsere Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 20.44 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Jankowitsch. 

20.44 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Von den drei Berich­
ten mit außenpolitischem Inhalt, die von der 
Bundesregierung dem Parlament vorgelegt 
werden, ist der Friedensbericht eigentlich der 
jüngste, liegt er dem Hohen Haus doch heute 
erst zum dritten Male vor. Dennoch glaube 
ich, daß er seine besondere Bedeutung und 
vor allen Dingen seine Berechtigung besitzt. 
Dies schon deswegen, weil er gerade in diesen 
letzten Jahren mit ihrer so starken Bewegung 
auf dem Gebiet der Abrüstung, der Rüstungs­
kontrolle, ja der Friedenspolitik überhaupt 
sichtbar machen sollte, in einem wie hohen 
Maße gerade die Politik eines Landes wie 
Österreich, des neutralen Österreich, ver­
knüpft ist mit allen großen Strömungen in der 
Welt, die auf Frieden, Entspannung, Abrü­
stung, Rüstungskontrolle gerichtet sind. 

Gerade dieser Bericht soll daher sichtbar 
machen, meine Damen und Herren, daß 
unsere Neutralitätspolitik Friedenspolitik ist 
im besten Sinn des Wortes. 

Lassen Sie mich daher gleich am Beginn 
ein unzweideutiges Bekenntnis der sozialisti­
schen Seite dieses Hauses ablegen, dem sich 
aber, glaube ich, dieses Haus in seiner 
Gesamtheit anschließen kann, ein Bekenntnis 
zu einer österreichischen Außenpolitik, die 
sich auch und immer wieder bewußt Friedens­
aufgaben in dieser Welt widmet und die damit 
der Welt die inneren Werte, das Ethos einer 
Institution wie der immerwährenden Neutra­
lität Österreichs sichtbar macht. 

Ein solches Bekenntnis erscheint mir 
gerade in diesen Tagen von Bedeutung, wo 
sich die Blicke der Welt auf ein Datum rich­
ten, das Datum des 7. Dezember, an dem in 
Washington die höchsten politischen Verant­
wortlichen der Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion ein Abkommen von größter welt­
politischer, ja vielleicht sogar historischer 
Bedeutung unterzeichnen werden: nämlich 
das erste Abkommen, das nicht nur Rüstungs­
kontrolle bringt, nicht nur Rüstungsbeschrän­
kung wie SALT I, SALT II, sondern eine Ver­
einbarung, durch die eine ganze Generation, 

Wenn wir diesen Erfolg heute begrüßen, 
auch hier im österreichischen Parlament -
und ich begrüße diesen Erfolg ohne Wenn und 
Aber, ohne Hintergedanken in seinem ganzen 
Umfang -, dann feiern wir allerdings nicht 
nur einen großen diplomatischen und 
rüstungspolitischen Durchbruch der beiden 
Weltmächte USA und Sowjetunion. Ich 
glaube, wir feiern bei der Unterzeichnung die­
ser Verträge in Washington auch und nicht in 
letzter Linie einen Erfolg der europäischen 
und der weltweiten Friedensbewegung. 

Die Unterzeichnung dieser Verträge ist 
auch und nicht zuletzt - auch das soll man 
nicht übersehen - ein Erfolg der Diplomatie 
vieler kleinerer und mittlerer Staaten, daher 
auch, wenn Sie so wollen, ein Erfolg der öster­
reichischen Diplomatie und ihres unablässi­
gen Drängens in den letzten Jahren auf den 
Abschluß solcher Verträge. Daher zeigt 
gerade dieses Ereignis, daß Friedenspolitik 
kein leerer Wahn ist, daß es sich lohnt, Frie­
denspolitik zu betreiben, und zwar auf allen 
nur erdenklichen Ebenen. 

Noch eines müssen wir allerdings heute, 
aber auch für den 7. Dezember mit aller Ent­
schiedenheit sagen, meine Damen und Her­
ren: Der Abschluß dieser INF-Verträge darf 
nicht das Ende sein. Er muß der Beginn eines 
echten Prozesses der Abrüstung sein, einer 
Abrüstung, für die es in nächster Zeit viele, 
viele Kandidaten geben sollte. 

Auf diese Liste gehören alle Waffengattun­
gen, über die bereits verhandelt wird, aber 
auch solche Waffen, über die schon längst ver­
handelt werden sollte. Ich denke an die inter­
kontinentalen offensiven, defensiven, strate­
gischen Kernwaffen, ich denke an die chemi­
schen Waffen, ich denke an die noch immer 
nach Tausenden zählenden, hauptsächlich in 
Europa stationierten taktischen Nuklearsy­
steme, bis hin zu allen erdenklichen Formen 
der konventionellen Rüstung. 

Daß diese Verhandlungen nun rasch aufge­
nommen und rasch weitergeführt werden, 
muß das Ziel der Friedenspolitik der nächsten 
Zeit sein. Daher erwarten wir vom Gipfel in 
Washington und vielleicht vom nächsten in 
Moskau auch einen entscheidenden Durch­
bruch in der Frage einer radikalen Kürzung 
- man spricht von 50 Prozent - der strategi­
schen Kernwaffen, gesprochen wurde dar­
über schon genug. 
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Wir erwarten aber auch Schritte zum 
Abbau einer anderen Waffe, zum Abbau der 
noch verbleibenden taktischen Kernwaffen 
kürzester Reichweite, Reichweiten unter 500 
km. Das heißt, wir erwarten etwas, was Hel­
mut Vogel in der Bundesrepublik Deutsch­
land die "Dreifache Nullösung" genannt hat, 
die jetzt auf die "Doppelte Nullösung" folgen 
soll. 

Wie wichtig die Beseitigung gerade dieser 
Waffen auch für unseren Teil der Welt ist, 
meine Damen und Herren, hat ein sehr ange­
sehener Schweizer Rüstungsexperte, Curt 
Gasteyger, unlängst sehr eindrucksvoll in der 
"Presse" dargestellt, indem er schrieb, daß 
sich heute vor allem für die Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch für die umliegenden 
Staaten die bedrohliche Perspektive abzeich­
net, daß ein Einsatz dieser Waffen in dem 
Moment wahrscheinlicher wird, wo sie prak­
tisch die einzigen nuklearen Waffen - man 
müßte hinzufügen: die einzigen nuklearen 
Waffen der Supermächte - auf dem europäi­
schen Kontinent bleiben, mit denen notfalls 
einer drückenden konventionellen Übermacht 
des Ostens begegnet werden könnte. 

Wegen ihrer geringen Reichweite, schreibt 
Curt Gasteyger, würden sich jene verheeren­
den Wirkungen zunächst auf Mitteleuropa, 
sprich die beiden deutschen Staaten, aber 
auch auf anderen Staaten konzentrieren. 

Der Abbau dieser "eurostrategischen" Waf­
fen - wie sie einmal genannt wurden - wird 
seine volle Wirkung nur dann erzielen - so 
glaube ich jedenfalls -, wenn er tatsächlich 
der erste Schritt, in gutem Glauben gesetzt, 
auf dem Weg zu einer progressiven Denuklea­
risierung Europas ist und nicht nur eine· 
Atempause, eine kleine Ruhepause zwischen 
zwei Phasen nuklearer Rüstung. 

Gewiß, die Zusammenhänge sind nicht zu 
übersehen, die zwischen weiteren Schritten 
und Fortschritten bei der konventionellen 
Abrüstung bestehen. Das muß man zugeben. 
Dennoch sollte man der Idee eines von Atom­
waffen freien Europa - beginnend mit einem 
von Atomwaffen freien Zentraleuropa, wie es 
die Palme-Kommission vorgeschlagen hat -
eine Chance geben, meine Damen und Her­
ren! Und diese Chance sollte nicht vertan wer­
den, indem man sofort wieder beginnt zu 
überlegen, welche neuen Nuklearwaffen man 
anschaffen könnte, um die Mittelstreckenwaf­
fen zu ersetzen, welche Waffen man moderni­
sieren könnte, wenn einmal die taktischen 
Nuklearwaffen verschwinden. Das ist nicht 
der richtige Weg. 

Auch darf die Beseitigung nuklearer Waf­
fen in Europa nicht zum Vorwand für einen 
neuen konventionellen Rüstungsschub wer­
den. Auch konventionelle Waffen sind desta­
bilisierend, meine Damen und Herren! Das 
zeigt nicht zuletzt die Auswirkung des 
Ungleichgewichts, das heute auf dem Gebiet 
der nuklearen Waffen in Europa besteht. 
Daher kein konventioneller Rüstungsschub! 
(Beifall der Abg. Freda Blau-Meissner und 
des Abg. Dr. Ettmayer.) 

Daher gewinnt aus dieser Perspektive das 
Forum für konventionelle Rüstungskontrolle, 
das im Schoß der Wiener KSZE im Entstehen 
begriffen ist, neue Bedeutung. Die 23 heute 
daran beteiligten Regierungen sollten somit 
- das möchten wir von ihnen erbitten - alle 
Anstrengungen unternehmen, um zu gewähr­
leisten, daß bei ihren Gesprächen rasch Über­
einstimmung über ein substantielles Mandat 
erzielt wird. 

Meine Damen und Herren! Es erfüllt uns 
mit gewisser Sorge, daß anscheinend auch in 
dieser Frage in der KSZE etwas auf der Stelle 
getreten wird. Ich weiß nicht, worauf man 
wartet. Der frische Wind, der heute aus Mos­
kau oder Washington kommt, ist offenbar 
noch nicht bis in den letzten Winkel der KSZE 
vorgedrungen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
In diesem neuen Forum konventioneller 
Abrüstung - auch das ist eine wichtige Über­
legung - muß gerade deswegen, weil ihre 
Interessen so unmittelbar betroffen sind, 
auch die Mitwirkung der neutralen und block­
freien Staaten in adäquater Weise gesichert 
sein, nicht durch eine vage, unverbindliche 
Verklammerung, sondern durch eine echte 
Möglichkeit der Mitverantwortung und der 
Mitentscheidung, besonders dort, WO unsere 
unmittelbaren Interessen betroffen sind. , 

Man braucht ja die neutralen und block­
freien Staaten immer wieder zur Legitimie­
rung von Ergebnissen und zur Unterschrift 
dessen, was andere vereinbart haben. Da 
kann man uns doch eine bescheidene Mitwir­
kung vergönnen! 

Im übrigen möchte ich auch von diesem Ort 
der Hoffnung und Erwartung Ausdruck ver­
leihen, daß dieses neue konventionelle Forum 
der Abrüstung in Wien errichtet wird, in der 
Stadt, die auch in dieser Beziehung schon 
Tradition und Geschichte hat, nicht zuletzt 
durch die MBFR-Verhandlungen. 

Meine Damen und Herren! So stehen in der 
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sicherheitspolitischen Landschaft Europas 
große Veränderungen für die nächste Zeit 
bevor. Vor allem eines: Erstmals seit Hiros­
hima und Nagasaki und erstmals seit dem 
beispiellosen Siegeszug der Kernwaffen in die 
Arsenale der großen Mächte zeigen sich heute 
echte Chancen auf ein atomfreies Europa, auf 
ein Europa ohne nukleare Waffen, auf eine 
Welt ohne nukleare Waffen. 

Das ist eine Zeit großer Verantwortung. 
Verantwortung für die großen, aber - auch 
das muß einmal gesagt werden, schonend, 
aber doch - auch für die kleineren Atom­
mächte, die ihre Sicherheit, aber auch ihre 
Stellung in der Welt auf den Besitz nuklearer 
Waffen aufgebaut haben. Auch sie müssen in 
diese neue Verantwortung eingebunden wer­
den. 

Noch ein Gedanke: Mit dem Abbau der 
nuklearen Arsenale sollte auch eine andere 
Bedrohung verschwinden, nämlich die der 
fortschreitenden Militarisierung des Welt­
raums. Nicht erst· seitdem Präsident Reagan 
begonnen hat, in aller Öffentlichkeit den alten 
Menschheitstraum von der Unverletzlichkeit 
zu träumen, ein Traum, dem bekanntlich 
schon Siegfried in der Nibelungensage erle­
gen ist, nicht erst seitdem dieser Traum in 
aller Öffentlichkeit geträumt wurde, nicht 
erst seit diesem Moment - das muß man in 
aller Gerechtigkeit sagen - gibt es Pläne und 
Systeme für die militärische Nutzung des 
Weltraumes, gibt es Killersatelliten und Satel­
litenkiller auf beiden Seiten. Daher sollte es 
Teil dieser sich neu abzeichnenden Friedens­
politik und Verhandlungsziel der Weltmächte 
sein, den Konsens wieder zu finden über die 
ausschließlich friedliche Nutzung des Welt­
raumes. 

Meine Damen und Herren! Wer hier und 
heute über Friedenspolitik spricht und die 
friedenspolitischen Aufgaben der öster­
reichischen Außenpolitik diskutiert, darf 
einen anderen Bereich der Weltpolitik nicht 
vergessen, nämlich jenen Teil der Welt, in 
dem nicht nur gerüstet wird wie noch nie 
zuvor, wo die Waffen nicht nur der Abschrek­
kung dienen, sondern der Kriegführung, wo 
täglich Hunderte, Tausende Menschen ihr 
Leben verlieren. Ich spreche von der Dritten 
Welt. 

Meine Damen und Herren! Frieden und 
Friedensoffensiven braucht heute vor allem 
auch die Dritte Welt. Ich denke hier vor allem 
an den grausamsten, destabilisierendsten 
Konflikt dieser Tage, den Golfkrieg, in dem 
wahrscheinlich schon über eine Million Men-

schen ihr Leben verloren haben, dessen Wei­
terungen täglich die Staats kanzleien beschäf­
tigen, der die Freiheit der Schiffahrt im Golf 
bedroht, immer neue Mächte in seinen Bann 
zieht. 

Mit aller Eindeutigkeit und Entschieden­
heit sollte gerade Österreich die heutigen 
Bemühungen des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen unterstützen, diesem Krieg 
ein Ende zu bereiten, vor allem durch die Auf­
nahme der Forderung nach einem sofortigen 
umfassenden Waffenembargo. Wir stellen 
diese Forderung nach einem Waffenembargo 
vor allem im Bewußtsein unserer Verantwor­
tung, aber auch aus Sorge um die Zukunft 
zweier großer Völker, des iranischen Volkes 
und des irakischen Volkes, mit denen Öster­
reich seit Jahrhunderten, kann man sagen, in 
Freundschaft verbunden ist. 

Wir wollen in diesem Krieg am Golf weder 
Sieger sehen noch Besiegte. Wir wollen vor 
allem auch keine Toten mehr sehen. Wir wol­
len keine Toten mehr sehen nach den Hek­
atomben an jungen Menschen, die dort gefal­
len sind. 

Frieden, meine Damen und Herren, braucht 
aber auch der Nahe Osten als Ganzes. Daher 
treten wir ein für eine internationale Nahost­
konferenz unter Beteiligung aller Parteien, 
auch der Palästinenser. Frieden braucht der 
Libanon. Frieden auf der Basis einer gerech­
ten Lösung seiner Forderung nach Selbstbe­
stimmung und Unabhängigkeit braucht das 
afghanische Volk. Frieden brauchen die Völ­
ker im südlichen Afrika. Frieden bFauchen 
die Völker in Zentralamerika. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
So groß und umfassend sind die Aufgaben der 
Friedenspolitik in der heutigen Welt, und 
Österreich muß dazu seinen Beitrag leisten. 
Daher muß auch die österreichische Außenpo­
litik klar und eindeutig Stellung beziehen in 
diesen Fragen des Friedens und der Abrü­
stung. Daher sollte auch dieses Haus in Fra­
gen des Friedens nicht schweigen, sondern 
seine Stimme erheben. Daher treten wir 
dafür ein, daß Österreich sein ganzes frie­
denspolitisches Potential einsetzt, wenn es 
darum geht, Konflikte einzudämmen, Span­
nungen abzubauen, eine Stimme der Vernunft 
zu sein in einer unfriedlichen Welt. Und die­
ses Potential ist nicht so klein, wie es manche 
uns einreden wollen, auch nicht so wirkungs­
los. (Der Prä s i den t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Ich spreche, so wie vor mir der Herr Abge-
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ordnete Höchtl, von den Friedenssoldaten, die 
Österreich im Rahmen der Peace keeping­
operations der Vereinten Nationen in Zypern 
und im Nahen Osten einsetzt. Ich glaube, den 
Mitgliedern dieser Friedenstruppe sollten 
gerade wir hier und heute dafür danken, daß 
sie den Namen Österreichs mit dem Begriff 
"Frieden" immer wieder in Verbindung brin­
gen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Ich denke an unsere Mitarbeit in den 
rüstungspolitischen Organen der Vereinten 
Nationen. Ich hoffe, daß diese Mitarbeit inten­
siviert, ausgeweitet werden kann, zum Bei­
spiel durch den schon so lange angestrebten 
Erwerb der Mitgliedschaft in der Genfer 
Abrüstungskonferenz. Daß Österreich dort 
substantielle Beiträge leisten kann, zeigt 
unsere jahrelange erfolgreiche Mitarbeit in 
einem Ad hoc-Komitee für seismische Exper­
ten. 

Ich denke an eine intensivere Unterstüt­
zung der "Initiative der fünf Kontinente" 
zugunsten eines totalen Atomstopps. Und ich 
denke, daß Österreich mit seiner in Theorie 
und Praxis abgesicherten verteidigungspoliti­
schen Doktrin, einem Defensivkonzept mo­
dernster Prägung, wie es heute in Europa 
gefragt ist, mit Gewinn auch für andere teil­
nehmen kann an der neu entstandenen Dis­
kussion über Militärdoktrinen in Europa, die 
der Verteidigung zugewendet sind und nicht 
der Offensive. 

Daher sollten wir Österreicher immer wie­
der auf der Basis dieses Potentials - wir soll­
ten das gemeinsam entwickeln, zusammen 
mit den akademischen Stellen und den beam­
teten Stellen -, manchmal vielleicht im Ver­
ein mit anderen neutralen Staaten oder mit 
blockfreien Staaten, Initiativen ergreifen zur 
Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik, 
österreichische Initiativen. Eine solche 
Chance wird ohne Zweifel eine neue KV AE­
Konferenz, ein Stockholm 2 bieten. Ergreifen 
wir diese Chance. 

Ich denke hier vor allem an die guten Dien­
ste, die gerade neutrale Staaten auf dem 
Gebiet der Verifikation von Abrüstungsmaß­
nahmen leisten können. 

Herr Präsident! Herr Vizekanzler! Meine 
Damen und Herren! Mit der Vorlage des Frie­
densberichtes wird ein Schwerpunkt der 
österreichischen Außenpolitik signalisiert, 
der mir noch erweiterungsfähig erscheint, 
den wir gemeinsam erweitern sollten, bei dem 
es kein StUlstehen und kein Abwarten geben 
darf. 

Mit dem Dank für die Vorlage dieses 
Berichtes, der sich an den Chef des Hauses 
sowie auch an alle seine Mitarbeiter richtet -
an die, die hier im Hause sind, und an die, die 
drüben am Ballhausplatz sitzen -, verbinde 
ich aber auch die Bitte, Herr Präsident, ihn zu 
verdichten, ihn zu vertiefen, ihm auch neue 
friedenspolitisch relevante Abschnitte hinzu­
zufügen. 

Ich denke unter anderem an einen 
Abschnitt über österreichische Friedensakti­
vitäten im Bereich der Dritten Welt, für die 
nicht nur die österreichische N ahost-Politik 
ein Anlaß sein könnte, sondern auch der Ein­
satz gerade des Präsidenten dieses Hauses als 
Präsident der Internationalen Kambodscha­
Konferenz. Auch das ist ein Stück öster­
reichiseher Friedenspolitik. 

In diesem Sinne und im Sinne dieses 
Appells, meine Damen und Herren, lege ich 
dem Hohen Haus einen Entschließungsantrag 
vor: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Jankowitsch, Dipl.-Vw. 
Dr. Stein er, Dr. Gugerbauer, Blau-Meissner 
betreffend Bericht der Bundesregierung über fort­
gesetzte Bemühungen zur Erhaltung des Friedens 
in Freiheit. 

Mit der Unterzeichnung eines Vertrages über 
die weltweite Abschaffung von Kernwaffen mittle­
rer und kürzerer Reichweite durch die höchsten 
politischen Vertreter der USA und der UdSSR, die 
auf einer Gipfelkonferenz in Washington am 
7. Dezember 1987 stattfinden wird, eröffnen sich 
für eine auf Abrüstung und Rüstungskontrolle 
gerichtete Politik neue und hoffnungsvolle Per­
spektiven. Die neuen Möglichkeiten, die sich in 
Europa und weltweit abzeichnen, stellen auch für 
die friedenspolitischen Aufgaben stets zuge­
wandte österreichische Außenpolitik eine Heraus­
forderung besonderer Art dar, der sie insbeson­
dere im Rahmen des Wiener Folgetreffens der 
KSZE, jedoch auch im Rahmen der Vereinten 
Nationen und anderswo begegnen wird. 

Im Hinblick auf diese neuen Perspektiven und 
Aufgaben stellen die gefertigten Abgeordneten 
den nachfolgenden 

E nt sc h Ii e ß u n g san t rag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für auswärtige Angelegen­
heiten wird eingeladen, dem Nationalrat jährlich 
einen Bericht der österreichischen Bundesregie-
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rung über ihre fortgesetzten Bemühungen zur 
Erhaltung des Friedens in Freiheit unter besonde­
rer Berücksichtigung der aus dem Rahmen der 
KSZE hervorgehenden Entwicklungen vorzulegen. 

Danke. (Beifall bei SPÖ und ÖVP und Bei­
fall der Abg. Freda B1au-Meissner.) 21.05 

Präsident: Der soeben vom Herrn Abgeord­
neten Dr. Jankowitsch verlesene Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und 
steht mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Gugerbauer. Ich 
erteile es ihm. 

21.05 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer CFPÖ): Herr 
Präsident! Herr Vizekanzler! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben im 
Bereich der Außenpolitik drei Berichte, die 
dem Parlament regelmäßig zugeleitet werden. 
Die Debatten darüber drohen zu einem Ritual 
zu geraten, das allenfalls noch für das Proto­
koll von Gewinn ist. Ich glaube daher, daß es 
interessanter ist, nicht nur weltweite Kon­
fliktpotentiale auszumachen und sich darüber 
akademisch auszulassen, sondern auch die 
eigenen Sicherheitsinteressen dieser Repu­
blik zu formulieren, die Dinge beim Namen zu 
nennen, was wir in Österreich für Frieden in 
Freiheit machen können. 

Es hat in Österreich ja in Ansätzen eine 
Diskussion gegeben über Friedenspolitik, 
über Sicherheitspolitik, die sich so um die 
Mitte des September entwickelt hat. Es ging 
dabei um ein Manöver an der öster­
reichischen Grenze, das den forschen Namen 
"Kecker Spatz" getragen hat. Von einigen 
österreichischen Politikern wurden zu diesem 
Manöver Erklärungen abgegeben, die, seien 
wir ehrlich, von wenig Sachkenntnis getrübt 
waren. (Abg. Dr. K hol: Das ist richtig!) Man­
ches wäre dabei wohl besser nicht gesagt wor­
den. Betroffenheit ist in meinen Augen kein 
Ersatz für seriöse Auseinandersetzung mit 
Fakten. (Abg. Dr. K hol: Richtig!) 

Der sozialistische Zentralsekretär Marsch 
hat sich aus einer durchaus glaubwürdigen 
Besorgtheit heraus etwa in die Richtung 
geäußert, Österreich hätte allein schon die 
Übungsannahme dieses Manövers zu verur­
teilen. Auch mein Vorredner, Kollege Janko­
witsch, hat über die "Sozialistische Korre­
spondenz" wissen lassen, daß manöverfüh­
rende Staaten verpflichtet werden sollten, im 
Rahmen ihrer Manöverannahmen Territorien 

neutraler und blockfreier Staaten zu respek­
tieren. 

Ich meine, nicht völlig zu Unrecht hatte ein 
sachkundiger außenpolitischer Journalist, 
Herr Unterberger, dann darauf hingewiesen, 
daß man möglicherweise Gefahr laufen 
könnte, sich lächerlich zu machen, wenn man 
darauf hinweist, daß ein derartiges Manöver 
oder eine Manöverannahme Völkerrecht ver­
letzt, weil ja eine Manöverannahme immer 
von einer Verletzung von Völkerrechten aus­
geht. (Abg. Sc h i e der: Für Sie bedeutet es 
kein Unbehagen, wenn für den Raum Linz -
VOEST und so weiter - ein allfälliger Atom­
schlag angenommen wird?) 

Mir bereitet das ... (Weiterer Zwischenruf 
des Abg. Sc h i e der.) Nein, Herr Kollege 
Schieder, mir bereitet das sehr massives 
Unbehagen, weil ich in eben dieser Region 
angesiedelt bin. Aber ich zitiere ja diese 
Erklärungen deswegen, weil ich meine, daß 
mit akademischen Erklärungen nicht gehol­
fen ist (Zwischenruf des Abg. Dr. E t t -
m ayer), sondern daß wir als Österreicher 
und hier gerade wir als Parlamentarier aufge­
rufen sind, uns ernsthaft den Kopf darüber zu 
zerbrechen, was wir machen können. 

Das setzt voraus, daß wir uns ernsthaft 
damit beschäftigen. Diese Ernsthaftigkeit, 
Herr Kollege J ankowitsch, stelle ich zumin­
dest dann in Frage, wenn ich eine schriftliche 
Anfrage an den Herrn Vize kanzler heraus­
greife. In dieser schriftlichen Anfrage, die Ihr 
Klubobmann Dr. Heinz Fischer formuliert 
hat, ist von einem NATO-Manöver die Rede. 
Das wird ja nicht unbedingt die Glaubwürdig­
keit der österreichischen Politik, insbeson­
dere die Glaubwürdigkeit der öster­
reichischen Sicherheitspolitik untermauern, 
wenn eine derartige Anfrage von einem 
NATO-Manöver ausgeht, obwohl die NATO 
mit den Vorgängen rund um das Manöver 
nichts zu tun hatte. (Abg. Sc h i e der: Nichts 
gerade nichtf) Es war ein Manöver der west­
deutschen Bundeswehr gemeinsam mit den 
Franzosen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Außenminister dieser Republik hat diese 
schriftliche Anfrage auf seine Art und Weise 
beantwortet. Er hat erklärt, die Meldungen 
über die Manöverannahme würden nicht auf 
Tatsachen beruhen, es hätte keine Manöver­
annahme betreffend den Einsatz von Atom­
waffen auf österreichisches Staatsgebiet 
gegeben. 

Herr Vizekanzler! Ihren Optimismus in 
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allen Ehren, ich fürchte, da haben Sie sich 
etwas zu sehr beruhigen lassen. 

Falschmeldungen liegen sicher nicht vor, 
wenn man zumindest von Planspielen, von 
Plan annahmen innerhalb westlicher Militär­
stäbe ausgeht. Es hat sich ja dann auch ein 
hoher amerikanischer Offizier beispielsweise 
in die Richtung hören lassen, er könne nicht 
ausschließen, daß es auch im Westen durch­
aus militärische Planungen geben würde, wel­
che einen Nuklearschlag auf österreichisches 
Staatsgebiet vorsehen. 

Eine renommierte westdeutsche Tageszei­
tung, die "Frankfurter Allgemeine", hat den 
Hintergrund relativ plausibel herausgearbei­
tet. Das Unbehagen, das die Bundesrepublik 
Deutschland berührt, liegt darin, daß der War­
schauer Pakt bei einem Angriff die Neutrali­
tät Österreichs mißachten und durch das 
offene Donautal rasch in den Westen vorsto­
ßen könnte. Das würde die Verteidigungsfront 
um etwa 400 Kilometer verlängern. 

Das bedeutet, daß sich die Stäbe offensicht­
lich sehr wohl mit derartigen Vorstellungen 
eines Nuklearschlages auf österreichisches 
Gebiet beschäftigen. Ich glaube, wir benöti­
gen hier genug Realismus, um das nicht in 
das Reich des Unmöglichen zu verdrängen. 

Sehr geehrter Herr Außenminister! Wenn 
wir über Sicherheit reden, wenn wir über 
Frieden reden, Frieden für diese Republik, 
dann müssen wir uns mit der sicherheitspoli­
tischen Lage in Europa auseinandersetzen. 
Das bedeutet, daß wir anerkennen müssen, 
daß sich diese sicherheitspolitische Lage in 
Europa verschiebt. 

Sie selbst haben bei einem Besuch in Bonn, 
den Sie zu Beginn des vergangenen Monats 
angetreten haben, erklärt, daß Sie das 
Abkommen zwischen den beiden Supermäch­
ten über die Abschaffung der Mittelstrecken­
systeme in Europa würdigen wollten. Nun, 
man kann das würdigen, ich meine aber 
durchaus mit einem gewissen kritischen Ton 
etwa in die Richtung, wie das Kollege J anko­
witsch vor mir versucht hat. 

Die Abschaffung der Mittelstreckensy­
steme in Europa kann eine Hoffnung bedeu­
ten, sie muß aber nicht eine Hoffnung bedeu­
ten. Sie kann dann keine Hoffnung für uns 
bringen, wenn man bedenkt, daß jetzt das 
Nuklearrisiko auf Zentral- oder Mitteleuropa 
beschränkt wird. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist das 

böse Wort geboren worden, das nun eine 
Brandmauer rund um die Bundesrepublik 
gezogen würde, daß das nukleare Risiko 
allein auf das Territorium der Bundesrepu­
blik Deutschland beschränkt würde, weil die 
Mittelstreckensysteme aus den anderen 
NATO-Staaten abgezogen würden. 

Ich meine, dies kann dann nicht ein Risiko 
allein für die Bundesrepublik Deutschland 
sein, weil all diese Kurzstreckensysteme, all 
diese taktischen Waffensysteme, über die die 
NATO noch verfügt, ja durchaus in der Lage 
sind, auch das österreichische Staatsgebiet zu 
erreichen. Hier besteht Gefahr für uns, mit 
dieser Gefahr müssen wir uns beschäftigen, 
auf diese Gefahr müssen wir uns einstellen, 
und wir müssen versuchen, realistische Alter­
nativszenarios zu entwickeln. 

Daß die Beseitigung der amerikanischen 
Nukleargarantie oder daß die Relativierung 
der amerikanischen Nukleargarantie für 
Westeuropa zu einem Ersatz durch gewisse 
französische Zusagen führen könnte, ist auch 
nicht in jedem Fall beruhigend. Gerade die 
Doppelnull-Lösung hat das Gefährdungspo­
tential, und zwar auch das Selbstgefährdungs­
potential, der französischen Nuklearwaffen in 
Erinnerung gerufen. Nicht zuletzt deswegen, 
weil die französische konventionelle Kapazi­
tät eher bescheiden und mangelhaft bleibt, 
räumen die Franzosen ihren eigenen nuklea­
ren Interventionsmitteln eine Lückenbüßer­
funktion ein. Im Rahmen der durchaus kon­
ventionellen Abschreckung werden taktische 
Nuklearwaffen eingeplant, welche von den 
Franzosen vorsorglich auf prästrategische 
Nuklearwaffen umbenannt wurden. 

Aber wir in Österreich sollten uns gerade 
im Rahmen einer Diskussion über den Frie­
den nichts vormachen. Grundsätzlich liegt 
auch Österreich in der Reichweite dieser 
Systeme. Die Plutonrakete hat eine Reich­
weite von 400 bis 600 Kilometer, die ab 1992 
einsatzbereite neue Hades-Generation eine 
Reichweite von 1 000 bis 1 200 Kilometer. 

Herr Vizekanzler! Ich würde mir wünschen, 
daß wir bei der nächsten Vorlage des Frie­
densberichtes mehr über diese konkreten 
Sicherheits aspekte für Österreich nachlesen 
könnten. 

Ich würde mir wünschen, daß wir in der 
Diskussion dann auch konkreter darauf ein­
gehen, daß wir uns nicht nur über die große 
Weltpolitik ganz allgemein und ganz akade­
misch unterhalten, sondern daß wir uns über 
unsere eigenen Belange aussprechen. 
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Wir müssen uns, abgesehen von den eige­
nen Interessen der Landesverteidigung, auch 
darauf vorbereiten, was Österreich im weite­
ren Abrüstungsprozeß von sich aus für die 
Friedenssicherung in Europa und damit für 
die Friedenssicherung in Österreich beitragen 
kann. 

Es geht darum, daß wir als Österreicher uns 
stärker in den Prozeß der konventionellen 
Abrüstung einschalten, denn eine stärkere 
konventionelle Abrüstung würde ja auch die 
Gefahr verringern, daß jemand Österreich 
zum Durchmarschgebiet wählt und damit die 
Gefahr eines nuklearen Gegenschlages von 
der anderen Seite heraufbeschworen wird. 

Eine strukturelle Nichtangriffsfähigkeit ist 
es, die wir anstreben sollten, die wir mit unse­
ren Möglichkeiten bei internationalen Konfe­
renzen fördern müßten. 

Zum anderen, Herr Vizekanzler , wird es gut 
sein, in unsere Überlegungen über den Frie­
den auch die konkret sicherheitspolitischen 
Probleme stärker einzubeziehen. 

Frieden in Freiheit wird man auch in Öster­
reich nicht durch parlamentarische Rituale 
und fromme Wünsche sichern können. Was 
not tut, das sind ganz konkrete Bedrohungs­
analysen, das sind realistische Abrüstungs­
vorschläge, vor allem aber auch eine glaub­
würdige umfassende Landesverteidigung. 
Hoffentlich erfüllt der nächste Bericht auch 
diese Erwartungen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 21.16 

Präsident: Als nächste Rednerin zu Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Freda 
Blau-Meissner. Ich erteile es ihr. 

21.16 

Abgeordnete Freda Blau-Meissner (Grüne): 
Herr Präsident! Herr Vizekanzler! Meine 
Damen und Herren! Ich habe vor allem vom 
Herrn Dr. Höchtl jetzt sehr viel Österreichlob 
gehört. Ich habe auch sehr viel öster­
reichische) Selbstzufriedenheit gehört. 

Ich möchte eigentlich die Gelegenheit 
benützen, ganz kurz denjenigen Beamten des 
Außenamtes, die mit den KSZE-Verhandlun­
gen und auch mit den Genfer Verhandlungen 
beschäftigt waren, zu danken. 

Ich glaube, sie erfüllen eine sehr wichtige 
Rolle in der Außenpolitik Österreichs. 

Angesichts der sehr vorgeschrittenen 
Stunde werde ich mich nur kurz mit dem vor-

liegenden Bericht befassen und weder in die 
Vergangenheit noch in die Zukunft schauen. 
Ich finde es vor allem sehr erfreulich, daß 
Österreich die Forderung nach einem Atom­
waffen-Teststopp unterstützt hat. Das war 
eigentlich das Erfreulichste, das ich in diesem 
Bericht gefunden habe. 

Darüber hinaus muß ich den Bericht als 
eher dürftig bezeichnen. Er enthält überhaupt 
keine einzige fühlbare autonome Friedensin­
itiative Österreichs, er enthält nicht den eige­
nen österreichischen Weg, womöglich im 
Zusammenhang mit anderen neutralen Staa­
ten. Es kann doch nicht die alleinige öster­
reichische Friedensinitiative sein, bei großen 
internationalen Konferenzen als Briefträger, 
als Vermittler, bitte vielleicht auch noch als 
Konferenzredakteur zu dienen. 

Auch für unsere Beamten müßte da eine 
politische Legitimation für eigene öster­
reichische Friedensinitiativen von der Regie­
rung und vom Parlament ausgehen, sonst 
können sie wirklich nicht sehr viel mehr aus­
richten. Diese politische Legitimation fehlt 
jedoch. 

Ich muß feststellen, daß der Bericht sehr 
wenig konkret ist. Da heißt es unter anderem: 
Die österreichische Delegation hat eine Reihe 
substantieller Initiativen zu allen drei Körben 
der KSZE-Schlußakte eingebracht. Schmeckst 
Bitte was? Welche Initiativen? Die Leserin, 
der Leser würde sich schon sehr freuen, zu 
wissen, welche Initiativen Österreich einge­
bracht hat. Dann scheint es mir auch, daß 
Österreich im Begriff ist, frühere, viel klarere 
Positionen aufzugeben, friedenspolitische 
Positionen abzutreten. 

Ich meine da vor allem die KV AE, die 
besteht bekanntlich aus zwei Teilen. Die eine 
Gruppe ist die 35er-Gruppe, die N + N-Staa­
ten mit den blockfreien Staaten, die weiterhin 
an den vertrauensbildenden Maßnahmen 
arbeiten, und die andere Gruppe ist die, die 
die tatsächliche Abrüstung diskutiert, und das 
sind jetzt nur mehr die 23 NATO- und War­
schauer Pakt-Staaten, meine Damen und Her­
ren. 

Wir haben bisher immer darauf bestanden, 
daran teilzunehmen, und ich finde es eigent­
lich sehr bedauerlich, wie wenig jetzt Öster­
reich eingebunden ist. Werden wir lediglich 
informiert? Werden wir lediglich bilateral 
informiert? Darüber würde ich sehr gerne 
mehr Details hören. Aus dem vorliegenden 
Bericht geht das überhaupt nicht hervor. 
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Ich glaube, wir haben die Position ~ Herr 
Vizekanzler, da appelliere ich an Sie - des 
Mitredens und des Miteingebundenseins weit­
gehend aufgegeben, und zwar in Fragen der 
Sicherheit, die uns, und das ist ja schon 
gesagt worden von Dr. Jankowitsch und von 
Dr. Gugerbauer, zutiefst betrifft. Das ist 
uns e r e Sicherheit, um die es geht. 

Wir waren immer dar an interessiert, an 
allen Verhandlungen teilzunehmen, das nicht 
auf die 23er-Gruppe zu beschränken. Jetzt 
machen wir uns plötzlich klein, sind das 
schwache, arme, kleine Land, überlassen es 
den großen Staaten, über unser aller Sicher­
heit zu befinden. Ich glaube, Österreich ist in 
der Position, mehr Profil wagen zu können, 
und wir sollten es tun. 

Ich bin sehr dankbar über die Initiative, die 
vom Parlament ausgegangen ist. Ich wollte 
eigentlich auch sehr bedauern, daß das offi­
zielle Österreich immer noch nichts zur Dop­
pelnull-Lösung gesagt hat. Das wird jetzt 
zumindest nachgeholt. 

Die Genfer Abrüstungskonferenz: Wir 
möchten dabei sein. Ich finde das richtig, wir 
sollten dabei sein. 

Aber nach all den Informationen, die ich 
von dortigen Experten habe, springen wir 
sehr spät auf, der Zug ist eigentlich schon 
abgefahren. Wir sind offensichtlich sachlich 
- denn es handelt sich um eine äußerst diffi­
zile Materie - nicht genügend informiert. 
Falls wir Vollmitglied werden, wäre es ein 
großes Anliegen, daß nicht auch wir in die 
Krankheit des Raketenköpfezählens verfal­
len, sondern ein gesamtheitliches Friedens­
konzept österreichischerseits vorlegen. (Ruf 
bei der ÖVP: Können wir das?) Ja, das ist 
möglich. 

Vielleicht noch eine Sache, die allerdings 
nicht im Bericht aufscheint. Wir haben an den 
Minister bezüglich eines Themas interpelliert, 
das mich sehr bekümmert. Ich weiß es nur 
aus der Presse, vielleicht ist die Meldung 
falsch, daß der österreichische Delegierte in 
der Internationalen Atombehörde den arabi­
schen Antrag auf Kontrolle der Atomanlagen 
Israels durch die Atombehörde abgelehnt hat. 

Ich verstehe schon, daß dieser eine Punkt 
in einem größeren Kontext war, das ist ja 
immer sehr raffiniert. Aber es gibt ja Verfah­
rensmöglichkeiten, sich mit diesem einem 
Punkt zu befassen. 

Aufgrund der Bombardierung Israels, Sie 

erinnern sich, des Bagdad-Reaktors, muß die­
ser Region selbstverständlich daran liegen, 
daß zumindest Kontrollen durchgeführt wer­
den. 

Ich meine - meine Damen und Herren, es 
fällt mir ein, heute vor neun Jahren hat Öster­
reich mehrheitlich nein zur Atomenergie 
gesagt, wir haben heute den 5.November (Bei­
fall bei den Grünen) -, an diesem heutigen 
Tag sollte uns daran gelegen sein, diese Frage 
der Weltöffentlichkeit ins Bewußtsein zu brin­
gen. 

Ich würde mich freuen - mein Gott, ich 
würde mich freuen! -, könnte Österreich in 
die Schlußakte der KSZE nicht nur die 
nukleare Abrüstung, sondern auch den Aus­
stieg aus der sogenannten friedlichen - wie 
wir wissen, sehr unfriedlichen - Nutzung der 
Atomenergie einbringen. Das wäre für Öster­
reich und die österreichische Bevölkerung ein 
bedeutsamer Fortschritt. 

Unsere Initiativen zum UNO-Jahr des Frie­
dens - auch das ist erwähnt worden - habe 
ich als beschämend dürftig empfunden. Viel­
leicht bin ich ungerecht, aber es scheint mir, 
wir hätten mehr tun können. Ich glaube, wir 
haben uns wenig Lorbeeren verdient, meine 
Damen und Herren. Gerade im UNO-Jahr des 
Friedens hat der Nationalrat, statt aktive 
Friedenspolitik zu machen, am 3. Juli 1986 das 
Volksbegehren für eine Volksabstimmung 
über Abfangjäger abgelehnt, und zwar gegen 
die Meinung der Mehrheit der Bevölkerung, 
darüber gibt es sehr seriöse Umfragen. Ich 
glaube nicht, daß das ein Schritt in Richtung 
mehr Frieden war. 

Wie ernst nimmt eine Regierung das Jahr 
des Friedens, wenn sie selbst daran denkt, die 
eigene Rüstung anzukurbeln? Aber es geht 
nicht nur darum, meine beiden Vorredner von 
der SPÖ und ÖVP haben das angesprochen, 
und dafür bin ich dankbar, das bewegt mich 
auch sehr: Dorothea Sölle hat richtig gesagt: 
Die Bomben fallen täglich. Sie meinte nicht 
nur die tatsächlichen Bomben, sondern sie 
meinte auch die Bomben der Armut, der Not, 
des Elends in der dritten Welt. 

Wir haben uns in schandbarer Weise von 
unseren Verpflichtungen gegenüber den Ärm­
sten dieser Welt verabschiedet. Wir werden 
noch Gelegenheit haben, darüber zu· spre­
chen. 

Das ist wirklich ein Schritt weg vom Frie­
den unter den Völkern, denn wir wissen, 
Friede ist mehr als nur die Abwesenheit des 
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Krieges, auch wenn der Friede eine Voraus­
setzung dafür ist. 

Meine Damen und Herren! Elie Wiesel -
nachdem Aristid Briand zitiert worden ist, 
möchte ich auch mit einem Zitat schließen -, 
Eli Wiesel, der Nobelpreisträger, hat gemeint: 
Das Gegenteil von Liebe ist nicht Haß, son­
dern Gleichgültigkeit. Es ist an uns, nicht 
gleichgültig gegen Armut, Not und Angst in 
der Welt zu sein. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) 21.27 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Karas. Ich 
erteile es ihm. 

21.27 

Abgeordneter Karas (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Viezekanzler! Meine lie­
ben Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
vorweg nur einen Satz zum Kollegen Guger­
bauer sagen. Ich glaube, daß das eigentlich 
Alarmierende am Manöver "Kecker Spatz" 
die Einschätzung Österreichs, die Beurteilung 
unserer Verteidigungsfähigkeit und unseres 
Verteidigungswillens war. Ziehen wir anläß­
lich dieser Debatte daraus Konsequenzen -
wir müssen auch solche ziehen -, dann 
bedeutet dies Stärkung des Verteidigungswil­
lens und Stärkung der Verteidigungsbereit­
schaft unseres Bundesheers. (Beifall der Abg. 
Dr. Khol und Dr. Frischenschlager.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Bericht zur Erhaltung des Friedens in 
Freiheit ist ja nicht nur ein Bericht des 
Außenministeriums, sondern ein solcher der 
gesamten Bundesregierung. Für mich hat er 
eine größere Bedeutung, als es in dieser 
Debatte aufgrund der vorgeschrittenen Zeit 
jetzt zum Ausdruck kommt, weil Österreich 
aufgrund seiner geographischen Lage und sei­
ner immerwährenden Neutralität eine beson­
dere Verpflichtung hat, für Frieden und Frei­
heit tätig zu sein, aber auch eine besondere 
Chance. 

Es ist heute schon einmal gesagt worden, 
daß viele vom Frieden reden, aber nicht alle 
meinen den Frieden in Freiheit. Für uns, 
obwohl sich diese Debatte auch sehr viel mit 
der Abrüstung und mit der militärischen Ent­
wicklung auf der Welt beschäftigt, ist eben 
Frieden mehr als die Abwesenheit von Krieg, 
wie es bereits im Titel dieses Berichts zum 
Ausdruck kommt. Gerechtigkeit, menschen­
würdige Lebensbedingungen und Freiheit 
sind für uns der ethische Inhalt des Friedens. 

Abgeordneter Höchtl hat schon gesagt: 

Ohne Freiheit, ohne Menschenrechte, ohne 
Gerechtigkeit im Zusammenleben, ist für uns 
der Friede nur ein Scheinfriede. Ich halte das 
neben aller Rüstungsdiskussion für sehr 
wichtig, weil wir es bereits im Titel dieses 
Berichts ausgedrückt haben. 

Der Friedensbericht - und das möchte ich 
schon auch kritisch bemerken - läßt sich 
daher nicht ausschließlich reduzieren auf ·die 
drei Punkte KSZE-Prozeß, österreichische 
Mitwirkung bei der Genfer Abrüstungskonfe­
renz und Aktivitäten aus Anlaß des von den 
Vereinten Nationen ausgerufenen Jahres des 
Friedens, weil für uns Friede mehr ist als die 
Tätigkeit in diesen Bereichen. 

Papst Pius XII. hat in seiner Weihnachts­
Rundfunkansprache 1944 gesagt. Von der 
Achtung vor der menschlichen Würde hängt 
die Zukunft des Friedens ab. Keine Reform 
der Welt, keine Friedensgarantie kann davon 
absehen, ohne sich zu schwächen und sich 
selbst zu verneinen. 

Heute müßte bereits allen klar sein, daß der 
Weltfriede nur dann gesichert ist, wenn auch 
die Menschenrechte gesichert sind. Ich 
möchte betonen: die Rechte der kleinsten 
nationalen, ethnischen, religiösen oder sozia­
len Minderheit sowie die Rechte jedes einzel­
nen Menschen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn wir Friede so verstehen, dann sollten 
wir bei diesem Friedensbericht nicht nur dar­
über reden, was die Verpflichtung Österreichs 
in der Außenpolitik bei internationalen Kon­
ferenzen ist, sondern auch darüber, was wir 
im Inland tun können, um diesem Friedens­
standpunkt verstärkt zum Durchbruch zu ver­
helfen u~d damit auch im Ausland glaubwür­
dig zu sein. 

Wenn wir also von diesem Friedensbegriff, 
der sich im Titel so deutlich ausdrückt, ausge­
hen, und wenn wir diesen Friedensstand­
punkt von Papst Pius XII., den ich hier zitiert 
habe, vertreten - was meine Auffassung ist 
-, dann hat es eigentlich für uns bedrückend 
zu sein, daß es in Österreich zum Beispiel ein 
Diskussionsthema ist, ob wir unmißverständ­
lich in das Jugendwohlfahrtsgesetz schreiben, 
daß das menschliche Leben, das heißt die 
Würde eines Menschen, mit der Empfängnis 
beginnt. 

Wenn wir von dieser Würde des Menschen 
als eine wesentliche Voraussetzung für eine 
qualifizierte Friedenspolitik ausgehen, dann 
müssen wir, glaube ich, auch offen zugeste­
hen, daß zum Beispiel die Grundhaltung in 
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der Zeit des Bundespräsidenten-Wahlkamp­
fes im Widerspruch zu diesem Satz steht. 

Da müssen wir uns die Frage stellen: 
Warum ist eine ganze Partei ein Brechmittel, 
wenn einer sein Wort nicht hält? Warum steht 
am SPÖ-Parteitag niemand auf und sagt, daß 
die Erklärung von J osef Hindels nicht dem 
Frieden dient, sondern entzweit? Warum wird 
heute jemand aus einer Partei ausgeschlos­
sen, weil er vom Verfassungsgerichtshof recht 
bekommt. 

Ich glaube, wenn wir hier über Frieden in 
Freiheit reden - man könnte die Beispiele 
fortsetzen; nehmen wir nur die erschienene 
Ausgabe der "Kronen-Zeitung" für den morgi­
gen Tag her -, wenn wir unseren Frieden in 
Freiheit und die Achtung vor der Würde eines 
Menschen ernst nehmen, dann müssen wir in 
dieser Debatte auch solche Beispiele aufzäh­
len und offen zugeben, daß wir bei uns selbst 
oft zu weit gehen, wenn es um Macht, um 
kurzfristigen Vorteil einer Gruppe, die man 
vertritt, oder um die bessere Schlagzeile geht. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es ist ganz kurz 
auch die Entwicklungshilfe angeschnitten 
worden, die ein wesentlicher Teil einer akti­
ven Friedenspolitik ist. Johannes XXIII. 
schrieb 1961 in "Mater et Magistra": "Der 
neue Name für Friede heißt Entwicklung." 
Steigender Wohlstand - wir haben alle jetzt 
Karten bekommen, die das auch in Österreich 
deutlich sichtbar machen - führt in vielen 
Industriestaaten zu sinkenden Geburten und 
einer negativen Entwicklung der Bevölke­
rung. Bereits im Jahre 2025 werden 83 Pro­
zent der Weltbevölkerung in den Entwick­
lungsländern leben. 

Wie schaut es mit unserer Entwicklungs­
hilfe aus? Ich meine hier nicht nur jene der 
Regierung, sondern auch jene jedes einzelnen 
von uns. Wir wissen alle Bescheid über die 
UNO-Empfehlung, 0,7 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes zu erreichen. Wir haben sie 
noch lange nicht erreicht. 

Prälat Unger hat erst vor kurzem anläßlich 
der letzten Caritas-Sammlung bedauert, daß 
die Einkünfte kraß zurückgegangen sind. 
Trotz Absichtserklärungen, auch in einem 
parlamentarischen Ausschuß, ist der Entwick­
lungshilfeeinsatz noch immer nicht als Zivil­
dienst anerkannt. 

Es ist in unserem Land so - und das 
stimmt mich nachdenklich -, daß eine hun­
gernde Katze mehr wert ist als zum Beispiel 

ein ertrinkender Vietnamese oder daß ein ent­
flogener Wellensittich mehr wert ist als ein 
kranker Mann in den Slums. 

Ich glaube, wenn wir über Frieden in Frei­
heit, über unsere Auffassung von Friedenspo­
litik reden, dann kann das nicht auf die 
KSZE, auf die Genfer Konferenzen oder auf 
das Internationale Jahr des Friedens 
beschränkt sein, sondern dann müssen wir 
auch darüber reden, wie wir bei uns diesen 
Friedensstandpunkt glaubwürdiger leben. 

Meine Damen und Herren! Auf den letzten 
Seiten des Berichtes ist die Proklamation des 
Internationalen Jahres des Friedens ange­
schnitten. Hier sehen wir schon deutlich, daß 
es auf der einen Seite um Abrüstung, um 
Menschenrechte, um Entwicklungshilfe, um 
Umweltschutz, um die Bekämpfung der Ras­
sendiskriminierung, um den Schutz von 
religiösen und ethnischen Minderheiten geht, 
aber auch um Konfliktlösungsmodelle im In­
und Ausland. Bei uns wird jetzt oft der Streik 
als Modell der Konfliktlösung gesehen und 
nicht das Gespräch. Es muß uns schon nach­
denklich stimmen, warum es bei manchen 
Gruppen zu einer solchen Prioritätenverschie­
bung gekommen ist. Das hat meiner Ansicht 
nach schon etwas zu tun mit einer Vertrau­
enskrise, die wir oft untereinander haben, die 
aber auch oft die Bevölkerungsgruppen mit 
der Politik, mit Politikern haben. 

Ich glaube, es sollte hier auch nicht uner­
wähnt bleiben - wir haben es bei der Waffen­
export-Debatte über den Iran-Handel hier 
auch diskutiert -, daß unsere Auffassung von 
Frieden in Freiheit auch eine spezifische 
Rückwirkung auf die österreichische Waffen­
produktion und den Waffenexport zu haben 
hat. 

Ich möchte mit drei Wünschen schließen. 

Der erste ist, daß der nächste Bericht mehr 
Bereiche von Initiativen der Bundesregierung 
für Frieden in Freiheit erwähnt beziehungs­
weise auf alle Bausteine hinweist, die für eine 
qualifizierte Friedenspolitik notwendig sind. 

Zweitens, daß die heutige Debatte auch 
Aufruf ist, selbst mehr für den Frieden in 
Freiheit zu tun, geprägt vom Wissen und von 
der Verantwortung, daß Freiheit nicht Gren­
zen- und Zügellosigkeit bedeuten darf, son­
dern daß die Grenze unseres Handeins in der 
Verletzung der Würde eines Menschen liegt 
und daß wir auch hier sehr oft diese Grenzen 
überschritten haben. 
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Und drittens: daß von jedem von uns Maß­
nahmen ausgehen mögen, die das Mißtrauen 
reduzieren und das Vertrauen in die Politik 
und in die Politiker nach innen und nach 
außen stärken, und daß Friede in Freiheit 
keine Selbstverständlichkeit ist, sondern daß 
wir durch unser persönliches Handeln täglich 
dafür Sorge tragen müssen, daß dieser Friede 
in Freiheit geschützt und ausgebaut wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 21.40 

Präsident: Der nächste Redner auf der Red­
nerliste ist Herr Abgeordneter Hochmair. Ich 
erteile ihm das Wort. 

21.40 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Mich stört es nicht im 
geringsten, daß wir heute um 21.40 Uhr über 
die Friedensbemühungen Österreichs disku­
tieren, weil der Zeitfaktor nicht die geringste 
Rolle spielt beim Bewältigen dieses Problems. 
Für mich ist entscheidend - und für alle 
anderen auch -: Was leistet Österreich für 
den Frieden? Wir werden von den verschiede­
nen Ländern draußen nicht danach bewertet, 
ob wir um 9 Uhr vormittag diskutiert haben, 
um 15 Uhr nachmittag oder gegen 22 Uhr am 
Abend. 

Mich hat es allerdings gestört, daß, als ich 
heute in der Früh im Österreichischen Rund­
funk die Ankündigungen gehört habe, wie der 
laufende Parlamentstag aussieht: Sportbe­
richt, Bericht zur Landwirtschaft, der Frie­
densbericht nicht den Stellenwert gehabt hat, 
den ich mir vorgestellt hätte. Es wäre ganz 
interessant gewesen, hätten auch die Öster­
reicherinnen und Österreicher vom Öster­
reichischen Rundfunk erfahren, daß heute 
auch der Friedensbericht diskutiert wird. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Ich bin sehr froh, daß da gar kein Vater­
schaftsstreit ausbricht darüber, wer denn frü­
her mit der Friedenspolitik und der Friedens­
erziehung begonnen hat, weil das ein Gesamt­
interesse, ein Interesse von uns allen ist und 
Gott sei Dank in der Vergangenheit war und 
auch in der Zukunft sein muß. Die Bemühun­
gen um den Frieden sind ja schon uralt. Der 
große Redner aus Rom, Marcus Cicero, hat 
über den Frieden gesprochen und gemeint, 
der ungerechteste Friede ist noch immer bes­
ser als der gerechteste Krieg. 

Für uns stellt sich die Frage: Was kann 
Österreich leisten? Welchen Beitrag können 
wir leisten? Welche Signale und Flaggen kön­
nen wir setzen? Ich meine, Friedenspolitik 

kann nur dann Erfolg haben, wenn jeder 
immer zuerst bei sich selbst beginnt. 

Zu Ihnen, Kollege Karas, weil Sie verbal 
einige Dinge angezogen haben, die nicht pas­
sieren dürften: Ich habe einmal ein sehr net­
tes Erlebnis gehabt, als wir Gewerkschafter 
aus allen fünf Kontinenten bei uns in Wien 
gehabt haben, u~ über internationale 
Gewerkschaftspolitik zu diskutieren. Die afri­
kanischen Gewerkschafter entwickelten in 
einer Phase der Diskussion ungeheure 
Aggressionen gegeneinander, als es darum 
ging, wer denn von Zimbabwe ausgehend den 
Krieg begonnen hätte. 

Damals habe ich Ernest Bulle kennenge­
lernt. Er war dann Finanzminister und sitzt 
heute, glaube ich, irgendwo in einer großen 
Bank. Der hat gemeint: Wenn wir so aggressiv 
diskutieren und immer den anderen beschul­
digen, sollten wir in einer ganz stillen Minute 
unsere eigene Hand beobachten. Machen Sie 
es, Kollege Karas! Nur ein Finger zeigt auf 
den anderen, aber drei Finger zeigen auf uns 
selbst. 

Und das, Kollege Karas, sollten wir ein biß­
chen berücksichtigen, wenn wir verbal vertei­
len, wer schuld an diesem und jenem ist. Wir 
sollten wirklich wie beim Frieden bei uns 
selbst beginnen, wir hätten dann ein paar Pro­
bleme weniger. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Kar a s: Lesen Sie meine Rede durch!) 

Es ist unbestritten von uns allen, daß, wenn 
wir einen sehr breiten Konsens feststellen, 
der hohe Sicherheitsgrad Österreichs - wir 
kommen gleich nach der Schweiz - nicht auf 
die militärische Sicherheit allein zurückzu­
führen ist, sondern auch auf eine gute Außen­
politik und ein hohes Maß an innerer Stabili­
tät. Auf diese drei Bereiche ist der Friede 
zurückzuführen. 

Es war für uns immer ein Anliegen, daß 
diese drei Sicherheitsfaktoren auch gegeben 
sind, und es liegt uns daher etwas daran, 
diese drei Sicherheitsfaktoren auch weiterzu­
tragen in all die anderen Länder, in denen es 
zurzeit Konflikte gibt. 

Natürlich gehören die friedenserhaltenden 
Operationen der UNO dazu. Wir bekennen 
uns dazu. Kollege J ankowitsch und Kollege 
Höchtl haben darüber geredet. 

Etwas fehlt mir in diesem Bericht. Ich 
meine es als positive Kritik, Herr Vizekanz­
ler , weil wir vielleicht in der Zukunft den Feh­
ler nicht mehr begehen sollten. Wenn Außen-
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politik und Friedenspolitik unbestritten sind, 
meine ich, diese Idee einbringen zu müssen. 
Der Kritikpunkt: Es fehlt mir bei diesem 
Bericht das positive Signal. Was ist denn in 
der dritten Welt tatsächlich passiert? Haben 
wir für die dritte Welt tatsächlich bei unseren 
Friedensbemühungen die Signale gesetzt, die 
sie als positive versteht? 

Daß bei der internationalen Konferenz über 
Abrüstung und Entwicklung in New York 
keine österreichische Delegation anwesend 
war, war sicherlich kein positives Signal für 
die Länder der dritten Welt. 

Ich meine das nicht abwertend, aber der 
österreichische Generalsekretär Dr. Klestil 
war halt nur an zwei Tagen dort, hat seine 
Erklärung abgegeben und ist wieder nach 
Hause gefahren. Wir hätten es umgekehrt 
machen und dort wirklich als österreichische 
Delegation auftreten sollen, um positive Sig­
nale zu setzen, denn die Entwicklungsländer 
hätten es erwartet. 

Ein weiteres Signal - kein positives, aber 
Gott sei Dank jetzt bewältigt; Kollege J anko­
witsch hat sich damit auseinandergesetzt -: 
Die Entwicklungsländer haben registriert, 
daß in Österreich diskutiert wurde, in Afrika 
eine Botschaft zu schließen. Meine Damen 
und Herren! Es war wichtig, daß wir dieses 
Problem bewältigen konnten, weil es von den 
Afrikanern nicht als positives Signal verstan­
den werden konnte. 

Ich betone daher nochmals, daß die öster­
reichische Friedenspolitik nicht auf Europa 
allein ausgerichtet werden kann oder sich auf 
Ost und West beschränken darf, sondern daß 
unsere Friedenspolitik die globale Dimension 
behalten muß, da Krisen und Konflikte heute 
vor allem im Bereich der dritten Welt auftre­
ten. Wir spüren es ja, was es heißt, wenn diese 
Krisen und Konflikte dort auftreten, wir kön­
nen es bei uns im Land feststellen, und wir 
leiden auch darunter. Wir spüren es beim 
Krieg Iran - Irak oder bei den Krisenherden 
in Afrika oder in Lateinamerika. 

Herr Vizekanzler! Wir haben uns in der 
Zukunft - wiederum als Signal für die Län­
der der dritten Welt - über die Schuldenpoli­
tik oder über die Bewältigung der Schulden­
krise- zu unterhalten. Wir können das doch 
nicht den internationalen Banken überlassen. 
Ich meine, diese Sicherheitsfaktoren, nämlich 
die innere Sicherheit, aber auch die wirt­
schaftliche Stabilität, wären Garanten für den 
Frieden. Deshalb, so meine ich, haben wir bei 
diesem Bewältigen des Schuldenproblems als 

Österreicher und als jene, die sich mit der 
Außenpolitik beschäftigen, eine Aussage zu 
machen. 

Ein dritter Bereich. Ich habe den Bericht 
sehr aufmerksam gelesen. Auf Seite 9, Genfer 
Abrüstungskonferenz, berichten Sie: Öster­
reich ist Beobachter, wir sind Kandidat, und 
das Ziel wäre, Mitglied zu werden. Aber wie 
sollten wir denn vom Beobachterstatus weg­
kommen und tatsächlich Mitglied werden, 
wenn die personale Abdeckung der CD in 
Genf äußerst mangelhaft ist. Es wird halt 
registriert, Herr Vizekanzler, daß wir inder 
österreichischen Vertretung in Genf keinen 
hauptamtlich mit Abrüstungsfragen befaßten 
Bediensteten haben. 

Jetzt werden Sie dann sicher zur Antwort 
geben: Ja ich verfolge das Ziel der Bundesre­
gierung, und ich möchte meinen Beitrag zum 
Sparen leisten. Vielleicht besteht die Möglich­
keit, die Chance, daß wir in Genf aufstocken, 
wenn wir in Pretoria den einen oder anderen 
Beamten abziehen, denn da könnten wir auch 
Signale setzen, wie wir dieses dortige Regime 
verstehen. 

Um bei Genf zu bleiben: Noch am 
2. Februar dieses Jahres hat es in der Regie­
rungserklärung eine Passage gegeben - ich 
zitiere : " ... rasche Aufnahme von Verhand­
lungen und den baldigen Abschluß eines 
umfassenden Atomteststopp-Vertrages." 

Das ist ein wichtiger Bereich, wir bekennen 
uns dazu. Im Friedensbericht 1986 fand sich 
noch, dreimal unterstrichen, unsere Unter­
stützung für die Sechs-Staaten- oder die Fünf­
Kontinente-Initiative. Aber mittlerweile -
ich persönlich habe das Gefühl - ist da eini­
ges eingeschlafen. Man hört und sieht nichts. 

Wir haben in einem Bereich sehr aktiv, und 
zwar sieben Jahre lang, mitgearbeitet, im 
sogenannten CD-Ad-hoc-Komitee seismischer 
Experten. Es mag dies ein Randbereich sein, 
ich gebe das zu. Aber was ist in diesem 
Komitee tatsächlich passiert? Da haben öster­
reichische Experten ganz aktiv mitgearbeitet. 
Sie haben gewußt, warum sie so aktiv mitar­
beiten. Durch dieses seismische Meßnetz war 
man in der Lage, in der Welt ganz genau zu 
registrieren, wann unterirdische Atombom­
benversuche vor sich gehen. 

Ich frage mich, Herr Vizekanzler, und frage 
Sie: Wer hat das unterbunden? Warum gibt es 
dieses Komitee nicht mehr? Wer war der 
starke Motor, der zu der Meinung: Wir brau­
chen es nicht, wir stellen es ein, das können 

280 
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wir uns in der Zukunft unter Umständen 
nicht mehr leisten!, geführt hat? Auch hier, 
Herr Vize kanzler , meine ich, sollten wir ein 
Signal setzen und schauen, daß dieses Ad-hoc­
Komitee seismischer Experten wieder akti­
viert wird. 

Und weil ich gerade gesagt habe, ich hätte 
dazu nichts gehört und nichts gelesen, etwas 
zum Hören und Lesen. Ich stelle überhaupt 
fest - und ich bin auch davon überzeugt -: 
Wir müssen, wenn wir haben wollen, daß uns 
die Österreicher bei der Außenpolitik verste­
hen, auch darüber berichten. Ich habe in der 
letzten Zeit, in den letzten Monaten relativ 
wenig gesehen, relativ wenig gehört und rela­
tiv wenig gelesen, was diesen Bereich betrifft 
- ich finde das bedauerlich -, insbesondere, 
was den Bereich der Abrüstung und der 
Rüstungskontrolle anbelangt. Ich habe mir 
das, was darüber vom Außenamt und von 
Ihnen der Öffentlichkeit mitgeteilt wurde, 
ganz genau angesehen. Es war mir zu wenig. 

Oder, Herr Vizekanzler: Gestern war Herr 
Botschafter Lehmann, der US-Delegationslei­
ter der Startverhandlungen, bei Ihnen und 
hat berichtet; ein unheimlich wichtiger 
Bereich, der uns, aber auch die öster­
reichische Bevölkerung interessiert. 

Es taugt mir nicht sehr, daß ich von dem, 
was Ihnen gestern berichtet wurde, heute in 
den Zeitungen noch nichts lese, aber die ame­
rikanische Botschaft einige Abgeordnete für 
morgen einlädt und uns durch Botschafter 
Lehmann persönlich mitteilt, was Ihnen 
berichtet worden ist. Wir müssen das mehr 
aktivieren und koordinieren, damit wir nicht 
über Dritte erfahren, was Ihnen berichtet 
wurde. 

Und daher: Friedenspolitik, Friedenserzie­
hung, Abrüstung, Rüstungskontrolle müßten 
in der Zukunft hohen Stellenwert haben. 

Kollegin Blau hat über die N + N-Probleme 
berichtet. Ich teile ihre Meinung. Mich hätte 
es gefreut, wenn sie in Berlin bei der IDU­
Konferenz erfolgreich gewesen wären und 
Chirac hätten überzeugen können, damit wir 
endlich diese Konferenz als Gastgeber in 
Wien abhalten können. 

Meine Damen und Herren! Die Überlegun­
gen im Friedensbericht finden im großen und 
ganzen unsere Zustimmung. Wir erwarten, 
daß in Zukunft der Friedensbericht wieder 
umfassender vorgelegt wird. Ich urgiere die 
Berichte über die dritte Welt. - Wir stimmen 

dem Bericht zu. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 21.51 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­
ten Vizekanzler Dr. Mock. Herr Vizekanzler , 
bitte. 

21.51 

Vizekanzler Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Mock: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Darf ich zuerst auf eine ganze 
Reihe sehr wichtiger angeschnittener Fragen 
eingehen. 

Ich bin Ihnen, Herr Abgeordneter Hoch­
mair, sehr dankbar für die Feststellung, daß 
in der Frage der Sicherheitspolitik und der 
Sicherheit eines Landes sowohl die Außenpo­
litik wie die Landesverteidigungspolitik wie 
die innere Stabilität, gestützt auf wirtschaftli­
che Stärke und soziale Gerechtigkeit, eine 
starke Rolle spielen. 

Gerade für das Bekenntnis auch zur Lan­
desverteidigungspolitik im Rahmen eines 
Friedensberichtes scheint es mir sehr wichtig 
zu sein, zu betonen, daß man eben beides 
sehen muß: die langfristige Perspektive, wenn 
Sie so wollen, die Realutopie einer Welt ohne 
Waffen, und die Situation in der Gegenwart, 
die es 'noch für Generationen für die Sicher­
heit eines Landes wichtig macht, auch eine 
verläßliche Lande sverteidigungsp olitik zu 
haben. 

Sie haben nun eine ganze Reihe von Män­
geln des Berichtes erwähnt. Wo bleibt sozusa­
gen die dritte Welt? Wie ist unser Verhältnis 
zur dritten Welt? Welchen Beitrag leisten wir 
im Rahmen der Entwicklungshilfepolitik? 
Hier bitte ich Sie, meine Damen und Herren, 
um Verständnis. Es hat ja die Debatte gezeigt, 
wie breit ich das Bild oder den Begriff "Frie­
denspolitik" und "Frieden in Freiheit" aus­
dehnen kann: von der Problematik des 
Respekts vor dem menschlichen Leben im 
Zusammenhang mit dem Jugendwohlfahrts­
gesetz über nukleare Abschr~ckung bis hin zu 
Fragen freier Gewerkschaftsbewegungen, bis 
zur Entwicklungshilfepolitik. 

Das kann ich nicht alles in einem Papier 
zusammenfassen. Deswegen gibt es ja unter 
anderem auch einen Entwicklungshilfe be­
richt als Rechnungslegung gegenüber dem 
Parlament über Bemühungen der Bundesre­
gierung im Bereich der Entwicklungshilfe. 
Wenn es einen eigenen Friedensbericht und 
einen Außenpolitischen Bericht und einen 
Entwicklungshilfebericht gibt, wird sich im 
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Friedensbericht nicht alles finden können, 
was tatsächlich von Belang für den internatio­
nalen Frieden tatsächlich ist. Da bitte ich Sie 
um Verständnis. '> 

Was mir sehr wichtig erscheint in dem 
Zusammenhang, ist, worauf der Herr Abge­
ordnete Gugerbauer verwiesen hat. Mit from­
men Wünschen allein, und ich füge hinzu, nur 
mit Papieren und Resolutionen allein, werden 
wir das Problem Frieden auch nicht schaffen. 
Das Wichtige ist auch hier die Tat. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Ich möchte bei den vielen Möglichkeiten 
auf Taten verweisen, vor allem immer wieder 
auf die österreichische Teilnahme an den frie­
denserhaltenden Operationen der Vereinten 
Nationen verweisen. Es wird die Debatte über 
das Budget des Außenministeriums noch 
erlauben, sich mit dieser Frage eingehend 
auseinanderzusetzen. 

Der Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen hat mich ausdrücklich ersucht, auch dem 
österreichischen Parlament seinen Dank zu 
übermitteln, daß sich in einer schwierigen 
Situation auf Zypern das österreichische Bun­
desheer neuerdings zur Verfügung gestellt 
hat für eine konkrete friedenserhaltende Ope­
ration. Das sollten wir immer wieder betonen, 
denn das sind Taten in einem Bereich, wo 
man gelegentlich den Eindruck hat, es wird 
zuviel davon gesprochen und zuwenig für den 
Frieden getan. 

Der Herr Abgeordnete J ankowitsch hat auf 
den Stellenwert des neutralen Österreich ver­
wiesen. Auch hier, meine Damen und Herren, 
die langfristige Realutopie und die Perspek­
tive einer Welt ohne Waffen, von der die 
Menschheit schon lange träumt. Ich respek­
tiere jeden, der auch für diese Perspektive 
kämpft. Aber Neutralität, wie sie Österreich 
praktiziert, ist wieder eine Tat, eine konkrete 
Handlung zur Stabilisierung und zum Frieden 
in der Region, in der ein immerwährend neu­
traler Staat liegt. Er erklärt von vornherein, 
nicht an einer militärischen Allianz teilzuneh­
men. Er erklärt von vornherein, eine Politik 
der Kontinuität zu praktizieren, berechenbar 
zu sein, vorhersehbar zu sein, das heißt, zur 
Stabilität beizutragen. 

In dem Sinn sollten wir den hohen Wert 
unserer immerwährenden Neutralität immer 
wieder sehen und uns dazu bekennen. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich bin sehr dankbar - wenn ich die Red­
ner richtig registriert habe - für das uneinge-

schränkte Bekenntnis zu einer Friedenspoli­
tik, die Frieden in Freiheit sichert. Es ist für 
mich völlig undenkbar, auch für die Bundes­
regierung, daß diese beiden Begriffe getrennt 
werden, meine Damen und Herren. Es gibt 
langfristig nur einen Frieden, wenn die Men­
schen und die Völker politische Selbstbestim­
mung haben, soziale Gerechtigkeit haben, 
selbst ihr Schicksal bestimmen können. 

Bei aller Bedeutung militärischer Abru­
stungsmaßnahmen, die ich nicht unterschät­
zen möchte, ist es langfristig von zentraler 
Bedeutung, daß Menschen und Völker ihre 
Freiheit und ihre Selbstbestimmung prakti­
zieren können. Damit werden Konflikte lang­
fristig beseitigt, und solange es Unterdrük­
kung gibt, politische Unterdrückung gibt, 
soziale Unterdrückung, werden sich die Men­
schen dagegen wehren, gibt es Konfliktpoten­
tial und auch die Gefahr neuer kriegerischer 
Auseinandersetzung. 

Es ist ja kein Zufall, meine Damen und Her­
ren, daß gerade in jenen Ländern, wo diese 
Unterdrückung in den verschiedensten For­
men noch gegeben ist, auch ständig die 
Gefahr und das Risiko von kriegerischen Aus­
einandersetzungen viel größer sind, wenn wir 
uns die Weltlandkarte ansehen, als dort, wo 
die politische Freiheit und die Menschen­
rechte zumindest ein hohes Maß an prakti­
scher Anerkennung gefunden haben. 

Nun ist der Besuch des Herrn Botschafters 
Lehmann erwähnt worden. Herr Abgeordne­
ter Hochmair, ich habe heute die Gelegenheit, 
Sie von dieser Information in Kenntnis zu set­
zen. Ich möchte in dem Zusammenhang eben 
Stellung nehmen zu dem bevorstehenden 
Abschluß eines Abkommens zwischen den 
Vereinigten Staaten und der UdSSR über die 
Beseitigung von nuklearen Raketen mittlerer 
Reichweite, das heißt von rund 500 Kilome­
tern bis rund 5000 Kilometern. Ich mache die­
sen Bericht auch im Lichte der Information, 
die ich sowohl von seiten der Sowjetunion 
erhalten habe als auch von Sonderbotschafter 
Lehmann. 

Man kann davon ausgehen, meine Damen 
und Herren, daß dieses Abkommen mit hoher 
Sicherheit unterzeichnet wird. Das heißt, es 
ist das erste Mal, wie der Herr Abgeordnete 
Jankowitsch gesagt hat, daß es hier zu einer 
konkreten Abrüstungsmaßnahme, nicht nur 
Kontrollmaßnahme oder Stabilisierung, 
kommt, sondern zu einer Beseitigung von 
nuklearen Raketen. 

Das ist von ganz großer militärstrategischer 
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Bedeutung, aber sicher vor allem auch vorläu­
fig von großer politischer Bedeutung, weil 
damit ein Klima geschaffen wird, das es 
wahrscheinlich oder zumindest möglich 
macht, daß im kommenden Jahr bei Verhand­
lungen über strategische Offensivraketen, 
also solche mit einer Reichweite von weit 
über 5000 Kilometern, es möglicherweise zu 
einer 50prozentigen Reduzierung dieses 
Offensivpotentials kommt. 

Um aber gleichzeitig auch dem Begriff "rea­
listische Abrüstungspolitik und Friedenspoli­
tik" Rechnung zu tragen, darf man nicht ver­
gessen, meine Damen und Herren, daß mit 
dem INF-Abkommen, dem Abkommen über 
die Beseitigung von Nuklearraketen mittlerer 
Reichweite, nur ungefähr 2000 nukleare 
Sprengköpfe erfaßt werden, aber weit mehr 
als 18 000 nukleare Sprengköpfe bestehen 
bleiben. Das zeigt, daß ein Overkillpotential 
noch für eine sehr, sehr lange Zeit vorhanden 
ist. 

Es wird gelegentlich so diskutiert, als 
würde mit diesem INF-Abkommen eigentlich 
das Nuklearpotential entscheidend reduziert. 
Ich möchte das in eine richtige Perspektive 
bringen: 

Es wird zum erstenmal begonnen - nur bei 
den Mittelstreckenraketen -, konkret zu 
reduzieren. Es bleiben die Kurzstreckenrake­
ten, und es bleiben zumindest auch nach dem 
nächsten Jahr 50 Prozent, das heißt rund 
10000 Sprengköpfe auf Langstreckenraketen 
erhalten. 

Es ist ein bescheidener Beginn, es ist ein 
richtiger Beginn, es ist ein wertvoller Beginn, 
aber man muß die Dinge realistisch sehen, 
vor allem insofern - es ist auf die Kurzstrek­
kenraketen verwiesen worden -, als man 
aufgrund der Feststellungen der beiden Mili­
tärallianzen damit rechnen muß, daß es nach 
der Unterzeichnung dieses Vertrages und 
möglicherweise nach der Reduzierung der 
Langstreckenraketen um 50 Prozent keine 
weitere Denuklearisierung geben wird, bevor 
es nicht zu substantiellen Abrüstungsmaß­
nahmen im Bereich der konventionellen 
Abrüstung kommt, um das vom Abgeordneten 
J ankowitsch erwähnte Ungleichgewicht zwi­
schen Ost und West auf ein Gleichgewicht zu 
bringen. Die Feststellungen der NATO sind 
hier sehr eindeutig. 

Hier hake ich ein bei der Wiener KSZE­
Konferenz und bei der Bedeutung der beiden 
Nachfolgekonferenzen nach der Wiener 
KSZE-Konferenz. Die eine wahrscheinliche 

Nachfolgekonferenz, die sich mit vertrauens­
bildenden und sicherheitsbildenden Maßnah­
men beschäftigt, und die a~dere, die Konfe­
renz der 23, auf die Frau Klubobfrau Meiss­
ner-Blau verwiesen hat, bei der zwischen 
Warschauer Pakt und NATO über ein Mandat 
für offizielle Verhandlungen im Bereich der 
konventionellen Abrüstung verhandelt wird. 

Sie haben gesagt, da müssen wir auf alle 
Fälle dabeisein, und Österreich ist bei den 23 
Gesprächen nicht dabei. Erstens darf ich Sie 
davon in Kenntnis setzen, daß wir inoffiziell 
regelmäßig informiert werden. Ich sage Ihnen 
sehr offen, Frau Klubobfrau: Für mich ist es 
völlig sekundär, ob wir hier formell eingebun­
den sind. Für mich ist es wichtig, daß die bei­
den hochgerüsteten Allianzsysteme zur Über­
einstimmung kommen, tatsächlich Verhand­
lungen über die Abrüstung im konventionel­
len Bereich zu führen. Ob wir inoffiziell infor­
miert werden oder offiziell informiert werden, 
ob wir in größeren Abständen oder in kleine­
ren Abständen informiert werden - für mich 
ist wichtig, daß es zu konkreten Verhandlun­
gen im Bereich der konventionellen Abrü­
stung kommt, denn erst dann ist wieder eine 
Chance eröffnet, auch im Bereich der nuklea­
ren Kurzstreckenraketen zu Verhandlungen 
über Abrüstungsmaßnahmen zu kommen. 
Meine Damen und Herren! Das ist ein Prozeß, 
der sich über Jahre und - man muß auch 
ehrlich genug sein - noch über Jahrzehnte 
hinziehen wird. 

Das dispensiert uns nicht von einem Enga­
gement in dieser Richtung. Aber wir haben 
auch die Verpflichtung, der Öffentlichkeit zu 
sagen, wie es tatsächlich um die Chancen 
einer konkreten Abrüstung steht und wie 
lange es noch immer wichtig sein wird, daß in 
einer Welt, in der wir leben, auch ein Land 
wie Österreich eine glaubwürdige Landesver­
teididung besitzt. 

Zu Genf, Herr Abgeordneter Hochmair: Der 
erste Mitarbeiter des Botschafters beschäftigt 
sich fast ausschließlich mit Abrüstungsfra­
gen. Er hat eine längere fachliche Erfahrung 
in diesem Bereich. Er war vorher stellvertre­
tender Leiter der Abrüstungsabteilung. Es ist 
bei den wichtigen Sitzungen immer wieder 
auch ein militärischer Berater anwesend. 
Vielleicht gibt es hier ein Mißverständis, 
zumal Sie gemeint haben, daß das nicht mehr 
gegeben ist. 

Nun, meine Damen und Herren, im Zusam­
menhang mit der Entwicklungshilfe und Frie­
denspolitik in Entwicklungsländern zur Frage 
der vorläufigen Stillegung von Botschaften. 
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Ich glaube, daß der Frieden und die Entwick­
lungshilfepolitik nicht primär vom Vorhan­
densein bestimmter administrativer Einrich­
tungen abhängen. Entwicklungshilfe bedeutet 
für mich zuallererst und zuob~rst, alles zu 
tun, daß den Menschen, die dort hungern, 
geholfen wird, daß den Menschen, die eine zu 
geringe Ausbildung haben, bei der Ausbil­
dung mit praktischen Maßnahmen möglichst 
konkret geholfen wird. Und erst an der zwei­
ten oder dritten Stelle stehen bürokratische 
Einrichtungen, die das verwalten. Da muß es 
eine klare Priorität geben. 

Ich darf zum Beispiel darauf verweisen, daß 
es in Papua-Neuguinea eines der hervorra­
gendsten österreichischen, vor allem von 
kirchlichen Institutionen gefördertes Ent­
wicklungshilfeprojekt von einer besonderen 
Dimension gibt. Es gibt dort keine öster­
reichische Botschaft. Ich wäre froh, dort eine 
zu haben. Angesichts des Sanierungskurses 
aber müssen auch hier, glaube ich, klare Prio­
ritäten gesetzt werden. 

Ich habe vielleicht einen Gedanken verges­
sen, meine Damen und Herren, bei der Frage 
Rüstungskontrolle und Abrüstungsvereinba­
rungen im Zusammenhang mit der Gipfelkon­
ferenz vom 7. Dezember in Washington. Es 
wird auch notwendig sein, den Stellenwert 
und die Organisation unserer eigenen Lan­
desverteidigung neu zu analysieren, wenn es 
zu diesen Abrüstungsmaßnahmen im Bereich 
der nuklearen Mittelstreckenraketen kommt. 
Mir scheint es sehr, sehr wichtig zu sein, 
sicher zu gehen, daß in dem Moment, wo die 
nukleare Abschreckung schwächer wird, 
dadurch die Gefahr eines konventionellen 
Krieges nicht größer wird. Hier ist zweifellos 
ein Zusammenhang gegeben. 

Abschließend, meine Damen und Herren, 
seien Sie versichert, daß wir uns in allen 
Bereichen für Abrüstungsdiskussionen enga­
gieren, für einen Frieden mit weniger Waffen, 

. für konkrete Schritte in Richtung einer Welt 
ohne Waffen, daß wir auch mittun bei solchen 
Beratungen wie der Genfer Abrüstungskonfe­
renz. Wenn Sie gemeint haben, Herr Abgeord­
neter Hochmair, daß österreichische seismo­
logische Experten bei der Verifikation eines 
Atomteststopps nicht mehr mittun, muß ein 
Mißverständnis vorliegen: Wir arbeiten in 
dem Sinn mit, daß es im Jahre 1988 einen 
weltweiten Datenübertragungstest gibt, der 
sicherstellen soll, daß Abkommen über Ver­
zicht auf Atomtests lückenlos überwacht wer­
den können. 

Gerade die Genfer Abrüstungskonferenz ist 

aber wieder ein Beispiel, die Dinge realistisch 
zu sehen. Wir haben unser Interesse angemel­
det, dort nicht nur Beobachter, sondern auch 
Mitglied zu sein. Aber, meine Damen und 
Herren,' diese Konferenz tagt seit dem Jahre 
1962 - seit dem Jahre 1962! -, und trotzdem 
hat es bis in die achtziger Jahre gedauert, und 
zwar eigentlich nicht so sehr durch das Zutun 
dieser Konferenz, sondern durch Verhandlun­
gen auf anderer Ebene, daß es zum INF-Ver­
trag über die Abrüstung der nuklearen Mittel­
streckenraketen kommt. 

Das heißt, Abrüstungsmaßnahmen und 
Abrüstungskonferenzen sind eine unendlich 
mühselige und langfristige Perspektive, die 
wir realistisch einschätzen sollen. 

Ich möchte abschließend sagen, daß die 
KSZE-Konferenz für die. Friedenssicherung 
in Europa sicherlich einen besonderen Stel­
lenwert hat, und darf Ihnen, Frau Klubobfrau 
Meissner-Blau, auch versichern, daß das 
nächste Mal, auch wenn dadurch die Papiere 
etwas länger werden, auch die lange Liste 
österreichischer Vorschläge, die wir allein 
oder gemeinsam mit anderen Ländern einge­
bracht haben, diesem Friedensbericht ange­
schlossen wird. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 22.09 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Abgeordne­
ter Ing. Nedwed. Ich erteile es ihm. 

22.09 

Abgeordneter Ing. Nedwed (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
wir alle teilen die Auffassung des Vizekanz­
lers, daß das INF-Abkommen über die Abrü­
stung der Mittelstreckenraketen von großer 
Bedeutung ist, und zwar nicht nur, was die 
Zahl der Nuklearsprengköpfe betrifft - das 
sind nur zirka 2 bis 3 Prozent von dem, was es 
überhaupt in der Welt an Nuklearmaterial 
gibt -, sondern es ist eine Trendumkehr ein­
getreten, und es ist zu hoffen, daß die Ver­
handlungen weitergehen. Und das ist wichtig, 
nämlich daß es hier beim größten Waffenarse­
nal der Welt, in Europa, endlich einen Rück­
gang, eine Reduzierung von Atomwaffen gibt. 

Ich glaube, man soll auch die Hoffnung 
haben, daß man die günstige Zeit, die es jetzt 
durch die Entwicklung in der Sowjetunion, 
durch die Vorschläge, die von Generalsekre­
tär Gorbatschow kommen, gibt, nützt, um 
Verhandlungen positiv weiterzuführen. Das 
ist ja alles nicht vom Himmel gefallen, son­
dern wir wissen, daß es seit dem Jahre 1985 
eine Reihe von Vorschlägen von seiten der 
Sowjetunion gegeben hat: vom einseitigen 
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Moratorium für Atomtests über die Angebote 
der Nuklear-Abrüstung auf den verschiede­
nen Ebenen bis zur Ebene der konventionel­
len Waffen. 

Das sind Angebote, über die man verschie­
dener Meinung sein kann. Aber anscheinend 
sind nun auch die Vereinigten Staaten der 
Meinung gewesen, daß man jetzt verhandeln 
und Abschlüsse tätigen kann. Man weiß ja 
nicht, warum gerade jetzt Präsident Reagan 
zu einer friedlichen Regelung bei den Mittel­
streckenraketen kommen wollte. Die Motiv­
forschung ist, glaube ich, hier nicht so ent­
scheidend, sondern entscheidend ist der 
Erfolg. Und hier haben wir die ersten 
Ansätze, die sicherlich sehr wichtig sind. 

Wenn ich noch auf ein Problem zu sprechen 
kommen darf, das heute angeschnitten 
wurde, das französisch-deutsche Manöver 
"Kecker Spatz", dann möchte ich doch sagen: 
Ich glaube, daß dieses Manöver eine 
Annahme des Militärs und so gesehen natür­
lich ein Sandkastenspiel ist, daß aber dieses 
Manöver doch beweist, daß man sich einfach 
der gesamten Bedrohung, die über Europa 
lagert, nicht entziehen kann. Ich glaube, auch 
mit der besten Rüstung unseres Bundeshee­
res können wir diese Bedrohung nicht beseiti­
gen. Was wir tun müssen, ist, entschieden 
dafür einzutreten, daß weiterverhandelt wird 
und daß es zu positiven Ergebnissen in weite­
ren Abrüstungsfragen kommt. 

Wir müssen auch sehen, daß die Abrüstung 
in Europa beschleunigt wurde durch eine 
breite Massenbewegung, durch die Friedens­
bewegung, insbesondere in der Bundesrepu­
blik Deutschland, aber auch bei uns in Öster­
reich. Wir haben ja letzten Endes diese Forde­
rung der österreichischen Friedensbewegung 
nach dem Atomteststopp sogar in die Regie­
rungserklärung aufgenommen. Wir haben 
uns also aktiv eingeschaltet. 

Was wir hoffen, Herr Vizekanzler , ist, daß 
das weiterverfolgt wird und daß wir auf die­
sem Gebiet weitermachen. 

Ich darf auch erwähnen, daß es natürlich 
eine Reihe von anderen Aktivitäten gegeben 
hat, die in die Abrüstungsverhandlungen ein­
geflossen sind. Ich möchte zum Beispiel die 
Sozialistische Internationale erwähnen, die 
eine eigene Abrüstungsgruppe zu beiden 
Großmächten entsendet hat, nach Washing­
ton und nach Moskau, und sicherlich auch mit 
dazu beigetragen hat, daß es zu einem Abbau 
des Mißtrauens gekommen ist. Und nur im 
Zuge des Abba.us des Mißtrauens ist es auch 

möglich, entscheidende Verhandlungen zu 
führen und zu Ergebnissen zu kommen. 

Ich sehe eine gewisse Gefahr, die heute 
schon in einigen Zeitungen angedeutet wird, 
nämlich daß man jetzt sagt: Da sind 
bestimmte Waffen, die jetzt abgebaut werden 
sollen, dafür werden eben dann neue Waffen 
angeschafft. - Das ist eine Diskussion, die 
sich im Bereich der NATO abspielt. Es ist 
möglich, daß es natürlich auch ähnliche Dis­
kussionen auf der anderen Seite gibt. Aber es 
ist einfach nicht akzeptierbar, daß aufgrund 
des Abbaues der SS-20 und der Pershing 11-
Raketen dann wieder nur Kurzstreckenrake­
ten und Langstreckenraketen außerhalb des 
Abkommens angeschafft werden. Das wäre 
sicherlich gegen den Trend einer Friedensent­
wicklung. Da muß es wahrscheinlich auch 
eine Bewegung dafür geben, daß die Verhand­
lungen weitergeführt werden und daß es auch 
zu positiven Ergebnissen kommt. 

Ich glaube, wir brauchen ein Ziel, das wir 
uns setzen sollen. Das System der nuklearen 
Konfrontation muß durch ein System der kol­
lektiven Sicherheit ersetzt werden. Von die­
sem Ziel sind wir noch sehr weit entfernt. 
Aber ich glaube, daß wir es anpeilen und daß 
es heute in vielen Ländern diese Tendenzen 
gibt, weil man genau weiß, daß die Hochrü­
stung, daß das Drehen der Rüstungsspirale zu 
keinem Ergebnis führt, außer zu dem, daß 
vielleicht die Rüstungskonzerne Geschäfte 
machen und daß andererseits wieder viele 
Waffen vernichtet werden müssen, weil sie 
überholt sind und weil sie eigentlich nicht 
mehr gebraucht werden. 

Wir sollten die günstige Zeit auch nützen, 
um in den Krisenregionen, die heute schon 
Kollege J ankowitsch angeführt hat, die Frie­
densbemühungen zu unterstützen. 

Ich denke insbesondere an den zentralame­
rikanischen Raum, wo es die Friedensinitia­
tive von Präsident Oscar Arias gibt, und ich 
denke daran, daß es dort die Möglichkeit gibt, 
die Friedensbedingungen, die im Abkommen 
von Guatemala-City vorgeschlagen wurden, 
durchzusetzen. Einige Länder, wie zum Bei­
spiel Nicaragua, sind schon sehr weit, andere 
müssen sich wahrscheinlich auf diesem 
Gebiet noch bemühen. 

Auch ein zentralamerikanisches Parlament 
wäre unter Umständen ein Partner für viele 
Europäer, die sich in diesen Friedensprozeß 
miteinschalten wollen. Denn nichts ist heute 
getrennt voneinander, alle Regionen sind mit­
einander verbunden. Kommt es in einer 
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Region zu einer Auseinandersetzung, ist auch 
die andere bedroht, was wir insbesondere ja 
im Nahen Osten und im Golfkrieg sehen. 

Ich glaube, was wir in unserer Außenpolitik 
brauchen, ist, daß wir uns nicht in einen 
Schmollwinkel zurückziehen, weil es jetzt auf 
verschiedenen Gebieten doch Imageschwie­
rigkeiten gibt. Es hat keinen Zweck, da verbal 
entgegenzutreten, und es hat a\1ch keinen 
Zweck, Herr Abgeordneter Karas, daß Sie da 
- ich weiß schon, daß Sie das persönlich sehr 
betrifft - Hindels und Waldheim anführen. 
Das hat aber mit dem Friedensbericht nichts 
zu tun. Österreich sollte wieder eine schöpfe­
rische Außenpolitik machen, eine, die eine 
gewisse Ausstrahlung hat, so wie sie unsere 
Außenpolitik bis zum Jahre 1986 kennzeich­
nete. 

Ich bin davon überzeugt, wenn wir uns 
gemeinsam bemühen, dann werden wir wie­
der zu jener aktiven Neutralitäts- und Frie­
denspolitik kommen, die wir lange Zeit 
gekannt haben und mit der Österreich inter­
national auch erfolgreich gewesen ist. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 22.18 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Er wünscht kein Schlußwort. 

Dann gelangen wir zur A b s tim m u n g 
über den Antrag des Ausschusses, den vorlie­
genden Bericht III-14 der Beilagen zur Kennt­
nis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
dessen Kenntnisnahme eintreten, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist mit Me h r -
h e i t a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Jankowitsch, Dipl.-Vw. Dr. Steiner, Dr. Guger­
bauer, Freda Blau-Meissner und Genossen 
betreffend Bericht der Bundesregierung über 
fortgesetzte Bemühungen zur Erhaltung des 
Friedens in Freiheit. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
diesen Entschließungsantrag sind, um ein Zei­
chen der Zustimmung. Das ist ein s tim -
mig angenommen. (E 26.) 

9. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (113 der 
Beilagen): Fakultativprotokoll zum interna­
tionalen Pakt über bürgerliche und politische 

Rechte (337 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 9. Punkt der 
Tagesordnung: Fakultativprotokoll zum inter­
nationalen Pakt über bürgerliche und politi­
sche Rechte. 

Berichterstatter ist Frau Abgeordnete Mag. 
Waltraud Horvath. Ich bitte sie, die Debatte 
zu eröffnen. 

Berichterstatterin Mag. Waltraud Horvath: 
Meine Damen und Herren! Herr Präsident! 
Das vorliegende Fakultativprotokoll hat die 
grundsätzliche Zielsetzung, im Menschen­
rechtsausschuß der Vereinten Nationen ein 
Forum zur Verfügung zu stellen, vor dem jede 
Person mit der Behauptung, in einem sich aus 
dem internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte ergebenden Recht 
durch einen Staat verletzt zu sein, gegen die­
sen Staat Beschwerde erheben kann. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in Ver­
handlung genommen und einen Unteraus­
schuß zur Vorbehandlung des Fakultativpro­
tokolls eingesetzt. 

Es wurde vorgeschlagen, die Bestimmung 
des Artikels 5 Abs. 2 des Fakultativprotokolls 
durch einen österreichischen Vorbehalt zu 
ergänzen. 

Daher stellten die Abgeordneten DDr. 
Hesele, Dr. Khol und Dr. Gugerbauer im Aus­
schuß einen Antrag betreffend einen Vorbe­
halt zum Artikel 5 Abs. 2 des gegenständli­
chen Staatsvertrages. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig 
beschlossen, dem Nationalrat die Genehmi­
gung des Abschlusses des Fakultativproto­
kolls zu empfehlen. Der im Abänderungsan­
trag enthaltene Vorbehalt wurde mit Mehr­
heit angenommen. 

Ich stelle daher den An t rag, der Natio­
nalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Fakultativprotokolls zum 
internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (113 der Beilagen) mit der 
dem schriftlichen Ausschußbericht beige­
druckten Abänderung wird genehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel-
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dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zugehen. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichter­
statterin für ihre Ausführungen. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Schieder. Ich erteile es ihm. 

22.20 

Abgeordneter Schieder (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Meine Damen und 
Herren! Das Protokoll zum internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
mußte quasi volljährig werden, bis es in Öste­
reich Heimatrecht erhalten hat, denn im 
Dezember werden es 21 Jahre sein, daß das 
Protokoll in New York zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde. Im Dezember werden es 
auch 14 Jahre sein, daß es von Österreich 
unterzeichnet wurde. Es lag dann auf dem Eis 
wegen der Frage der Überschneidungen mit 
der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion. 

Mit dem Beschluß und Vorbehalt wird diese 
Frage nun endlich gültig erklärt. Es ist das 
ein Vorbehalt, den wir nicht zu eigenen Gun­
sten, quasi zur Abwehr von Interventionen 
der Bürger an den Staat Österreich beschlie­
ßen, sondern es ist ein Vorbehalt zugunsten 
Straßburgs, zugunsten des Europarates, 
zugunsten geordneter Verfahren beim Euro­
parat und hat nichts mit einer spezifisch 
österreichischen Position zu tun. 

Der Gedanke ist, daß jede Person das Recht 
haben soll, wegen vermeintlicher Verletzun­
gen der bürgerlichen und politischen Rechte, 
wie sie im Pakt festgeschrieben sind, 
Beschwerde zu führen gegen ihren Staat. Das 
ist nun auch für die Bürger Österreichs 
gegenüber dem Staat Österreich möglich~ Das 
ist gut so. 

Wir wissen, daß das Verfahren selbst natür­
lich nicht sehr, ich möchte sagen, tiefschür­
fend abgeführt wird. Es haben die Partei und 
der Staat ihre Bemerkungen und Vorhaltun­
gen zu machen. Es findet keine Untersu­
chung, keine eigenständige Prüfung statt, 
sondern nur aufgrund der Vorhaltungen und 
der Stellungnahmen wird dann eine Stellung­
nahme abgegeben, ich wage es gar nicht, 
Urteil zu nennen.· Es ist eher ein Menschen­
rechtssachverständigengutachten, das hier 
abgegeben wird, ohne mündliche Verhand­
lung. Aber es ist gut, daß es diese Möglichkeit 
gibt. 

Wir sollten uns überlegen, wie es internatio-

nal ausgebaut wird, wie es über die Möglich­
keiten der general comments, also der Anmer­
kungen zum Verfahren, hinaus ausgeweitet 
werden könnte. Für Österreich, glaube ich, 
bringt es die Verpflichtung, sich innerstaat­
lich zu überlegen, was man dann tut, wenn es 
zu so einer Feststellung betreffend Österreich 
kommt. 

Es ist ja sicherlich nicht so, daß halt dann 
der, der hier recht bekommen hat - nehmen 
wir an, der Bürger -, das als Urkunde nimmt 
und sie sich zu Hause an die Wand hängt. Es 
hat auch nicht jeder Zugang zu Zeitungen 
oder öffentlichen Medien, um dann zu sagen: 
Ich habe hier in meiner Sache recht bekom­
men. 

Es wäre zu überlegen, was dann innerstaat­
lich, parlamentarisch geschieht. Wir sollten 
uns das beizeiten überlegen, wie wir uns auch 
überlegen sollten, in welcher Form die jährli­
chen Berichte, die es gibt, dann auch ins Par­
lament selbst gebracht werden. Es muß das 
nicht ein spezifischer Bericht sein. Das 
könnte bei anderen Anlässen geschehen. 

Alles in allem ein Stück näher zu den Men­
schenrechten. Keine große weltbewegende 
Angelegenheit, aber doch ein Stück näher, 
eine Chance mehr für die Bürger, sich bei 
Verletzung ihrer Rechte an jemanden zu wen­
den und vielleicht auch bestätigt zu erhalten, 
daß sie recht haben und nicht der Staat. Das 
ist gut so, und dem stimmen wir so zu. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 22.25 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Khol. Ich 
erteile es ihm. 

22.25 

Abgeordneter Dr. KhoI (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Hohes Haus! Wir 
beschließen heute die Ausdehnung des Men­
schenrechtsschutzes in Österreich um ein 
weiteres internationales Maß. Es wird in 
Zukunft jedem Österreicher und jedem, der 
von österreichischem Organhandein betroffen 
ist, möglich sein, sich im Falle einer behaupte­
ten Menschenrechtsverletzung nicht nur an 
den österreichischen Verfassungsgerichtshof, 
nicht nur an die europäischen Menschen­
rechtsorgane in Straßburg zu wenden, son­
dern er wird sich auch wahlweise nunmehr an 
die Vereinten Nationen wenden können. 

Ich sage mit Absicht "wahlweise", denn wir 
haben einen Vorbehalt formuliert, der es 
unmöglich macht, daß man die Urteile aus 
Straßburg dann später in New York bei den 
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Dr. Khol 

Organen der Vereinten Nationen in Frage 
stellt. Wir Europäer sind stolz auf den euro­
päischen Menschenrechtsschutz, wir verste­
hen aber die Wichtigkeit unserer Rolle im 
Bereich der aktiven Friedenspolitik des Men­
schenrechtsschutzes auf universeller Ebene. 

Meine Damen und Herren! Wer Menschen­
rechte verletzt, begeht Aggressivität nach 
innen. Wer Aggressivität nach innen gegen 
die eigenen Bürger ausübt, wird auch leicht 
aggressiv nach außen. Das bedeutet, er ist 
auch oft ein Friedensstörer. 

Daher glauben wir, es ist ein Zeichen öster­
reichischer Solidarität, wenn wir dieses Werk 
des internationalen Menschenrechtsschutzes 
durch unsere Ratifikation unterstützen und 
damit die Tradition fortsetzen, daß wir im 
internationalen Menschenrechtsschutz feder­
führend und bahnbrechend sind. 

Die Volkspartei steht dazu. Sie sieht darin 
einen aktiven Beitrag zum Frieden, und ich 
persönlich möchte sagen: Es ist für uns sehr 
wichtig, daß wir nicht nur Friedensdemon­
strationen machen. Auch Demonstrationen 
können wichtig sein, aber der Ausbau des 
Menschenrechtsschutzes der Vereinten Natio­
nen ist auch eine Tat, eine jener Taten, von 
denen der Herr Vizekanzler beim Friedensbe­
richt 'gesprochen hat. 

Es ist also wichtig, daß wir uns bewußt sind: 
Für uns ist dies ein Zeichen der Solidarität. 
Und deswegen stimmt die Volkspartei diesem 
Vertragswerk zu. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 22.28 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Erma­
cora. Ich erteile es ihm. 

22.28 

Abgeordneter Dr. Ennacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Vizekanzler! Ich würde mich 
nicht ZU Wort gemeldet haben, wenn ich in 
diesem Gremium nicht fünf Jahre einen 
gewissen Dienst geleistet hätte. Es ist das 
fünfte internationale Instrument, das Öster­
reich ratifiziert. Der wahre Schutz liegt nach 
meiner Meinung in Straßburg. Hier hat dieses 
Instrument, gemessen an der Praxis, eher 
symbolischen Wert. In zehn Jahren nur 211 
Beschwerden. Es hat wenig Biß, aber große 
Symbolbedeutung. 

Für Österreich kann dieses Instrument viel­
leicht für den Minderheitenschutz - und das 
möge man, bitte, wenn man jetzt das Ja zu 
diesem Instrument spricht, nicht übersehen 

eine Bedeutung haben. Der Vorbehalt 
sichert Straßburg ab. Es ist noch eine Bemer­
kung zu machen: Die Beschwerden werden 
von einem Gremium behandelt, in dem auch 
kommunistische Staatenvertreter das Wort 
haben: kommunistische Staatenvertreter. 
Aber - hier darf ich aus der Erfahrung spre­
chen - sie bringen weniger Ideologie ein als 
einen eher bewußteren Souveränitätsstand­
punkt. Das scheint mir gewichtig zu sein. 

Ich glaube, mit diesem Beitritt zu diesem 
Fakultativprotokoll hilft Österreich die 
erschreckende Kluft zwischen der Lüge und 
der Realität, die erschreckende Kluft zwi­
schen der Theorie in der Proklamation und 
der menschenrechtlichen Wirklichkeit zu 
überbrücken. - Deshalb unsere Zustimmung. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 22.30 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist .Frau Abge­
ordnete Freda Blau-Meissner. Ich erteile es 
ihr. 

22.30 

Abgeordnete Freda Blau-Meissner (Grüne): 
Herr Präsident! Herr Vizekanzler! Meine 
Damen und Herren! Die beiden Menschen­
rechtspakte sind die wichtigsten Menschen­
rechtskonventionen im Rahmen der Verein­
ten Nationen. Österreich hat sie schon 1978 
unterzeichnet, hat ihnen aber relativ wenig 
Bedeutung beigemessen. In der Zwischenzeit 
haben sie 38 Staaten ratifiziert, davon 
10 Staaten des Europarates. 

Ich glaube, es ist keineswegs ein progressi­
ver Schritt, daß wir heute etwas tun, was wir 
vor zehn Jahren hätten tun sollen. 

Nun zum Vorbehalt. Ich habe schon im Aus­
schuß gesagt, ich bedaure ihn. Er wurde 1970 
vom Ministerkomitee des Europarates vorge­
schlagen und empfohlen. In den fast zwei 
Jahrzehnten, die inzwischen vergangen sind, 
hat sich völlig klar herausgestellt, daß die 
Befürchtungen und die Bedenken, daß sich 
die UNO zu einer Supermenschenrechtsinsti­
tution entwickeln und damit uns Europäern 
irgend etwas vorschreiben könnte, völlig 
unbegründet waren. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Khol.) Ich möchte klarmachen, warum ich 
gegen den Vorbehalt bin. Das geht ganz 
schnell. (Abg. Sc h i e der: Es hat ja auch nur 
fünf Fälle bei Europaratsstaaten gegeben!) 
Okay, aber es sind immerhin fünf. 

Bei dem Vorbehalt geht es um das soge­
nannte Kumulationsverbot zwischen den ver­
schiedenen internationalen Durchsetzungs­
verfahren. Also die Idee, daß ein Urteil des 
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Europäischen Gerichtshofes für Menschen­
rechte vom Ausschuß nun überprüft werden 
könnte, ist natürlich manchen Menschen 
unangenehm. Ich verstehe das, Herr Dr. KhoI, 
und deshalb ha:ben Sie sich auch mit Nach­
druck für den Vorbehalt eingesetzt. Aber 
dadurch wurde natürlich der Weg Österreich 
- Straßburg - Genf blockiert. Das ist klar. 

Ich bin Ihrer Meinung, der Vorbehalt ist 
bestimmt keine Katastrophe, er ist aber 
bedauerlich. Er ist aus optischen Gründen 
bedauerlich, aber auch aus prinzipiellen 
Erwägungen. Er vermittelt, daß die Men­
schenrechte im Rahmen des Europarats über­
haupt das Nonplusultra sind, eine Art Euro­
zentrismus, und daß dem Europäischen 
Gerichtshof nicht zuzumuten ist, daß seine 
Urteile von einem Organ im Rahmen der 
UNO, dem auch Dritte-Welt-Länder angehö­
ren, in Frage gestellt werden könnten. 

Es wäre vor allem bedauerlich, wenn dieses 
europäische Beispiel Schule machen würde, 
zum Beispiel in Lateinamerika, zum Beispiel 
in Mrika, daß sie dann auch ihre Vorbehalte 
abgeben. Das wäre eindeutig eine Schwä­
chung des universellen Charakters. 

Übrigens haben sich - ich habe das auch 
im Ausschuß erwähnt - aus diesen Gründen, 
gerade mit Blick auf die afrikanischen Länder 
und die südamerikanischen Länder, Portugal 
und die Niederlande entschieden, den Vorbe­
halt nicht zu ratifizieren. Es wäre Österreich 
gerade in der derzeitigen Identitätskrise sehr 
wohl angestanden, diesem Beispiel zu folgen 
und damit auch Teil dieser progressiven Min­
derheit zu sein. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) 22.34 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für auswärtige Angele­
genheiten Vizekanzler Dr. Mock. 

22.34 

Bundesminister für auswärtige Angelegen­
heiten Vizekanzler Dr. Mock: Hohes Haus! 
Ich möchte hier nur ganz kurz ergänzend zur 
Diskussion über den Friedensbericht feststel­
len, daß das österreichische Engagement für 
die Stärkung der Menschenrechte ein ganz 
wesentlicher Teil der Kontinuität unserer 
Außenpolitik ist. 

Ich möchte zweitens festhalten, daß der 
Vorbehalt ja nach einer längeren Diskussion 
im zuständigen Ausschuß gemacht wurde. Ich 
hatte ursprünglich für mein Ressort hier eine 
durchaus pragmatische Haltung eingenom­
men. 

Ich darf hinzufügen, daß ich letztlich sehr 
froh bin, daß dieser Vorbehalt gemacht 
wurde. 

Im Menschenrechtsausschuß der Vereinten 
Nationen sind naturgemäß aufgrund der 
Zusammensetzung der Vereinten Nationen 
eine ganze Reihe von Staatenvertretern, die 
sich um die Menschenrechte in ihren eigenen 
Ländern sehr wenig kümmern. Mit Recht ist 
daher gesagt worden, daß dieser Menschen­
rechtsausschuß zuerst eine symbolische 
Bedeutung hat, während die Menschenrechts­
organe des Europarates, der Gerichtshof, die 
Kommission, ein hohes Maß an Unabhängig­
keit haben. Ich glaube, daß der rechtliche 
Zwang auf Einhaltung der Menschenrechte in 
der Rechtsprechung der Organe des Europa­
rates viel, viel stärker ist, als er derzeit im 
Bereich der Vereinten Nationen sein kann. 

Frau Abgeordnete Meissner-Blau, Sie 
haben in den Ausschußberatungen - das 
schien mir ein wichtiger kritischer Gesichts­
punkt zu sein, den ich nicht teile - gemeint, 
in diesem Vorbehalt liege ein gewisser Ton 
der Überheblichkeit des Eurozentrismus. Ich 
verkenne in keiner Weise die zivilisatorischen 
Errungenschaften anderer nichteuropäischer 
Kulturen im Bereich der Wissenschaft, der 
Philosophie. Aber es ist eine der großen 
Errungenschaften der europäischen Kultur, 
das Rechtssystem mit dieser hohen Disziplin, 
wie das heute schon gegeben ist, zu entwik­
keIn und - ich sage - eine der großen Lei­
stungen, es durchaus auch in andere Konti­
nente zu exportieren. 

"Justitia fundamentum regnorum" ist eine 
der großen zivilisatorischen Errungenschaf­
ten Europas. Dazu sollten wir uns ohne Vorbe­
halte bekennen. (Allgemeiner Beifal1.) Und 
das ist derzeit stärker in Straßburg verankert. 
Daher bin ich dem Hohen Haus sehr dankbar 
für die Fixierung des Vorbehaltes. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 22.37 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Nein. 

Dann gelangen wir zur Ab sti m m u n g 
. über den Antrag des Ausschusses, dem 
Abschluß des gegenständlichen Staatsvertra­
ges in 113 der Beilagen unter Berücksichti­
gung der dem Ausschußbericht 337 der Beila­
gen beigedruckten Abänderung die Genehmi­
gung zu erteilen. 
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Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

10. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (173 der 
Beilagen): Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Republik Tunesien über 
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Kultur, Wissenschaft und Erziehung (338 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 10. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Republik Tune­
sien über die Zusammenarbeit auf den Gebie­
ten der Kultur, Wissenschaft und Erziehung. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Zernatto. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Dr. Zernatto: Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler! Hohes Haus! Mit dem 
vorliegenden Staatsvertrag soll die Zusam­
menarbeit auf den Gebieten der Kultur, der 
Wissenschaft und der Erziehung zwischen 
Österreich und Tunesien durch die Schaffung 
eines zwischenstatlichen Vertragsinstrumen­
tes intensiviert werden. 

Das Abkommen legt den Rahmen fest, in 
dem eine Zusammenarbeit zwischen Öster­
reich und Tunesien auf den Gebieten der Kul­
tur, der Wissenschaft und der Erziehung erfol­
gen soll. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 3. November 1987 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat die Genehmigung des Abschlus­
ses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Abkommens zwischen 
der Republik Österreich und der Republik 
Tunesien über die Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Kultur, Wissenschaft und Erzie­
hung wird genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter. 

Wortmeldungen liegen keine vor. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages in 173 
der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t 
an gen 0 m m e n. 

11. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (306 der 
Beilagen): Abkommen zwischen der Regie­
rung der Republik Österreich und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften 
über die Errichtung sowie die Privilegien und 
Immunitäten der Delegation der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in der 

Republik Österreich (339 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 11. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der 
Regierung der Republik Österreich und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten über die Errichtung sowie die Privilegien 
und Immunitäten der Delegation der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften in 
der Republik Österreich. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Windsteig. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Windsteig: Sehr verehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das eben 
vom Herrn Präsidenten genannte Abkommen 
bestimmt im wesentlichen, daß der Delega­
tion der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, ihrem Leiter und den Mit­
gliedern ihres Personals, einschließlich den 
zu ihrem Haushalt gehörenden Familienmit­
gliedern, in der Republik Österreich dieselben 
Privilegien und Immunitäten gewährt wer­
den, wie sie den in Österreich beglaubigten 
diplomatischen Vertretungen und deren Per­
sonal zukommen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß Österreich 
schon seit längerem bei der Europäischen 
Gemeinschaft in Brüssel durch eine ständige 
Kommission vertreten ist, der ebenfalls diplo­
matische Vorrechte eingeräumt werden. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 3. November 1987 in Verhandlung 
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genommen und nach entsprechender Diskus­
sion einstimmig beschlossen, dem Nationalrat 
die Genehmigung des Abschlusses dieses 
Staatsvertrages zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß ist der Auf­
fassung, daß im vorliegenden Fall die Erlas­
sung von Gesetzen zur Erfüllung dieses 
Staatsvertrages im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 Bundes-Verfassungsgesetz entbehrlich ist. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 
Der Abschluß des Abkommens zwischen der 
Regierung der Republik Österreich und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf- . 
ten über die Errichtung sowie die Privilegien 
und Immunitäten der Delegation der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften in 
der Republik Österreich (306 der Beilagen) 
wird genehmigt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, Herr Präsident, bitte ich, die Verhand­
lung weiter fortzuführen. - Danke. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dr. Nowotny. Ich erteile es ihm. 

22.42 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es geht hier die Ein­
richtung einer Delegation der Europäischen 
Gemeinschaften in Österreich. Es ist sicher­
lich jetzt nicht die Zeit und die Stunde, hier 
eine grundsätzliche Diskussion über Öster­
reich und die EG abzuführen. 

Ich möchte daher nur festhalten, daß diese 
Koalition, die sie tragenden Parteien interes­
siert sind an einer engeren Kooperation mit 
den Europäischen Gemeinschaften, daß wir 
alle wissen, daß das keine Sache ist, die mit 
bloßen Deklarationen erledigt ist, sondern 
etwas ist, was sehr vieler mühsamer Detailar­
beit bedarf. Die Einrichtung dieser Delegation 
in Wien wird diese Detailarbeiten zweifellos 
erleichtern. 

Wir begrüßen daher die Einrichtung dieser 
Delegation und werden dem Antrag zustim­
men. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 22.43 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Blenk. 
Ich erteile es ihm. 

22.43 

Abgeordneter Dr. Blenk (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Vize kanzler! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich bitte um Nachsicht 
und Verständnis dafür, daß ich doch einige 
etwas kommentierende Bemerkungen zu die­
sem Abkommen mache. Ich tue das nicht des­
wegen, um Sie aufzuhalten, sondern weil ich 
glaube, daß mit diesem Abkommen doch 
etwas mehr geschieht als die bloße Einrich­
tung einer Delegation mit internationalen 
Rechten in Wien. 

Ich gehe davon aus, daß das ein entschei­
dender Schritt ist, der auch die Bemühungen 
Österreichs um den EG-Binnenmarkt, um den 
Eintritt, um das Nahverhältnis zu den Euro­
päischen Gemeinschaften entsprechend sig­
nalisiert. Ich meine, daß das nicht nur politi­
sche Bedeutung hat, sondern daß es vor allem 
eine ganz entscheidende Bedeutung im Hin­
blick auf unsere wirtschaftlichen und damit 
auch Gesamtbemühungen hat, um ein mög­
lichst enges Nahverhältnis zu den EG zu 
haben. 

Wir wissen, daß wir in Brüssel bereits eine 
parallele Mission haben. Wir wissen auch, daß 
die Ambition Österreichs, ein möglichst enges 
Nahverhältnis zu den Gemeinschaften zu 
haben, nicht jungen Datums ist, sondern daß 
wir schon seinerzeit, als wir Mitbegründer der 
EFTA waren, dieses damals in der Absicht 
getan haben, die EFTA im Wege eines großen 
Brückenschlages möglichst nahe an die EG 
und in die EG hineinzuführen. Daß das nicht 
in diesem multilateralen Sinne gelungen ist, 
wissen wir, aber wir wissen auch, daß dann in 
der Folge vor allem im Wege bilateraler Ver­
träge Österreichs mit der EG dieses Nahver­
hältnis zunächst im Rahmen einer Freihan­
delszone vollzogen werden konnte. 

Die entscheidende Phase - und ich glaube, 
das muß hier bei dieser Gelegenheit erwähnt 
werden -, die eigentlich so richtig die Unab­
dingbarkeit einer Institutionalisierung unse­
rer Beziehung zur EG gekennzeichnet hat, 
war die Dynamik, die von der Einheitlichen 
Europäischen Akte ausging oder, konkret 
gesprochen, war die Deklaration der Errich­
tung des Binnenmarktes der EG bis zum 
Jahre 1992. 

Das ist eine Tatsache, die, glaube ich, auch 
für uns das bestimmende gesamteuropäische 
und vor allem EG-politische Element ist, näm­
lich die möglichst umfassende Teilnahme an 
der Konzeption der vier Freiheiten des Bin­
nenmarktes, Freiheit im Personenverkehr, 
Freiheit im Güterverkehr, im Dienstlei-
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stungs- und im Kapitalverkehr . Wir wissen, 
daß wir auch bezüglich des technologischen 
Bereiches, der ja eine ganz dominante Rolle 
spielt in der Gemeinschaft selbst, in der Wett­
bewerbsfähigkeit der EG und ihrer Mitglieds­
länder nach außen und auch in der Beziehung 
Österreichs zur EG, bereits unseren Rahmen­
vertrag unter Dach und Fach haben. Wir wer­
den bemüht sein müssen und sind es bereits 
sehr spürbar, auch in jene neue Technologie­
konzeption der EG eingebunden zu werden, 
die mit dem Rahmenvertrag 1987 bis 1991 
abgeschlossen wurde. 

Ich meine also, die Frage, die wir uns in die­
sem Zusammenhang stellen, ist nicht die, ob 
wir ein Nahverhältnis suchen, sondern nur 
mehr, wie wir die Absicht, ja die Notwendig­
keit vollziehen, uns gesichert in diesen kom­
menden Binnenmarkt einzubinden. Wir wis­
sen, daß er für die EG selbst ein schweres 
Stück Arbeit darstellt, nicht nur administrativ 
- es sind noch über 400 Beschlüsse und Rege­
lungen zu treffen -, sondern auch deshalb, 
weil - wir sind uns dessen bewußt - die 
nationalen Interessen, die immer wieder ein, 
sagen wir progressives Voranschreiten inner­
halb der EG in Richtung komplette Integra­
tion behindern, nach wie vor nicht ausge­
räumt sind. Das jüngste Beispiel dafür war 
die nicht zustande gekommene Vereinheitli­
chung der Strahlungswerte innerhalb der EG, 
obwohl das beabsichtigt war. 

Trotzdem möchte ich meinen: Im großen 
und ganzen haben wir unsere Option klar 
umrissen. Innerösterreichisch geht sie - das 
muß man auch sagen - von einer zum Teil 
sehr kritischen Haltung einzelner bis zu einer 
vorbehaltlosen Bejahung eines Beitrittes. Ich 
meine, wie immer das ausgeht, die umfas­
sende Einbindung in den Binnenmarkt ist das 
Ziel, nach dem Motto: "Wer sich nicht voll ein­
schließt, schließt sich aus." 

Daher ist es notwendig und richtig, daß wir 
alles fördern und tun und selbst in Angriff 
nehmen, was die Information über das, was in 
der EG geschieht, möglichst intensiviert, in 
möglichst früher Phase. Wir müssen unser 
Informations- und Kontaktsystem ausbauen 
und gehen mit Recht davon aus, daß diese 
Errichtung einer Delegation der Gemein­
schaften in Wien auch ein wesentliches Infor­
mations- und Kontaktinstitut sein wird, um 
uns eben bei allen laufenden Integrations­
schritten möglichst früh einzuschließen. 

Die Konzeption der österreichischen Bun­
desregierung ist an sich bekannt, nämlich das 
möglichste Ausnützen aller verschiedenen 

Aktionsebenen, von einer multilateralen EG­
EFTA-Verhandlungssituation über die bilate­
ralen Schritte in den Verhandlungen mit der 
EG bis zum autonomen Nachvollzug der EG­
internen Regelungen. 

Bei aller Erkenntnis der Tatsache, daß 
damit unter Umständen nicht die volle Ein­
bindung möglich ist, können wir doch davon 
ausgehen, daß die österreichische Legislative 
und vor allem die österreichischen zum Teil 
noch in Bearbeitung stehenden Gesetzesin­
itiativen sehr wohl darauf ausgerichtet sind, 
sich bereits an den Regeln der EG zu orientie­
ren. Ich erinnere an die Neuregelung der 
Wettbewerbsrechte - Kartellrecht, Urheber­
recht, Rabattgesetz, Gesetz gegen unlauteren 
Wettbewerb -, an die Fassung des zu behan­
delnden Produkthaftungsgesetzes, das sich 
praktisch fast vollinhaltlich dem EG-Recht 
nachbildet, an die Frage der Regelung des 
Technologietransfers, an das Rechnungsle­
gungsgesetz und so weiter. 

Ich möchte nicht zuletzt auch die für uns, 
glaube ich, integrativ sehr bedeutsame Tatsa­
che einer De-facto-Einbindung in das europäi­
sche Währungssystem, also in die Währungs­
schlange, erwähnen. 

Wir müssen, so meine ich, daher wirklich 
auf allen Ebenen bemüht sein, diese Kontakte 
und Informationen zu vertiefen, diplomatisch, 
auf Expertenebene und eben auch parlamen­
tarisch, wie das gerade derzeit wieder 
geschieht durch die Präsenz und die Kontakte 
mit einer EG-Delegation hier in diesem 
Hause. 

Ich meine aber, im Ergebnis, meine Damen 
und Herren, muß sich dann der Erfolg bestäti­
gen, ob der eingeschlagene Weg richtig ist, ob 
er hinreichend ist und ob die Maßnahmen, die 
wir angehen, auch tatsächlich zu dem führen, 
was wir alle brauchen und wollen - so nehme 
ich an -, nämlich einen wirklichen vollen 
Einschluß in die Bedingungen des Binnen­
marktes. Und da muß auch miteingeschlossen 
werden als Weg und Ziel in letzter Phase ein 
Vollbeitritt zur EG. Denn wir hören immer 
wieder in Gesprächen: Mitreden kann nur voll 
und auch frühzeitig, wer auch drin ist. 

Ich meine, daß die neutralitätsrechtliche 
und auch politische Position als eventuell 
großes Problem inzwischen weitgehend außer 
Streit gestellt ist. Die Frage scheint mir viel­
mehr zu sein, ob die EG selbst im Nachhang 
zu ihrer noch nicht sehr alten Süderweiterung 
all die Strukturprobleme schon verkraftet hat. 
Wir wissen, daß auch die sonstige Problem-
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kette noch ziemlich lang ist. Daher auch die 
Frage, ob es derzeit, wenn wir wollten, über­
haupt Chancen für einen Beitrittskandidaten 
gäbe. 

In der EG selbst hört man immer wieder 
den Satz: Wir sind in nächster Zeit noch mehr 
an einer Vertiefung als an einer Erweiterung 
interessiert. - Trotzdem möchte ich nicht 
ausschließen, daß wir für den letzten Fall 
eines solchen Beitrittsgesuches, den ich, wie 
schon gesagt, durchaus für realisierbar hielte, 
wenn die anderen Schritte nicht zu den 
gewünschten Erfolgen führen, tatsächlich 
auch das Ja oder gar das schnelle Ja der EG 
bekämen. 

Ich meine also - und ich komme damit 
zum Schluß -, wir sollen alle Möglichkeiten 
der frühzeitigen Information und auch der 
Verbesserung der Atmosphäre im bilateralen 
Verkehr mit den EG-Staaten nützen, das 
heißt, zur rechten Zeit die richtigen Schritte 
setzen, denn die Probleme unserer verschie­
denen Bereiche, vor allem der Wirtschaftsbe­
reiche, sind groß, die Exportwirtschaft fühlt 
sich zunehmend in der Diskriminierungs­
ebene. Wir kennen auch andere Probleme, die 
sicher auch innerhalb der EG noch nicht 
gelöst sind; ich zitiere etwa nur das Problem 
Landwirtschaft. Wir haben-andere Probleme, 
die wir ganz dringend gemeinsam mit der EG 
und mit unseren Nachbarstaaten lösen müs­
sen, die derzeit gerade in Bann vom Herrn 
Bundeskanzler verhandelt werden, und schon 
lange auf dem Tisch liegende Probleme des 
Transitverkehrs, wo ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! Ich unter­
breche nicht gerne. Aber ich glaube, ganz bei' 
der Sache sind Sie nicht mehr. Außer das 
Haus ist der Ansicht, ein Amtssitzabkommen, 
das es in Wirklichkeit ist, eröffnet die Mög­
lichkeit einer EG-Debatte. - Aber bitte, ich 
werde das gerne in der Präsidialkonferenz 
zur Sprache bringen. 

Abgeordneter Dr. Blenk (fortsetzend): Herr 
Präsident! Ich war jetzt persönlich wirklich 
der Meinung, daß die Schaffung einer EG­
Delegation in Wien denn doch am ehesten 
noch mit der Frage der EG-Beziehungen 
Österreichs oder der Beziehungen Öster­
reichs mit der EG zu tun hätte. Wenn Sie hier 
anderer Meinung sind, Herr Präsident, muß 
ich mich dem wohl füglieh anschließen. 

Ich meine trotzdem, abschließend, daß 
diese Errichtung der Delegation über das for­
male Problem der Immunitäts- und Privile­
gieneinräumung hinaus einen ganz entschei-

denden Markstein für das uns alle, hoffe ich, 
doch interessierende, ja entscheidend berüh­
rende Problem der Intensivierung, der Vertie­
fung und der Realisierung unserer möglichst 
engen Beziehungen zur EG darstellt. 
Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 22.54 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Guger­
bauer. Ich erteile es ihm. 

22.54 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Herr Vizekanzler! Hohes Haus! Die 
Freiheitliche Partei wird diesem Abkommen 
über die Einrichtung einer Delegation der 
Europäischen Kommission gerne zustimmen. 

Ich möchte die Freude über die Einrichtung 
dieser Delegation gar nicht trüben. Nur so 
viel: Das ist nicht der Standard der europäi­
schen Integration, den wir Freiheitliche uns 
vorstellen. Wir hoffen, daß die Einrichtung 
einer Delegation hier in Wien eine Über­
gangslösung ist, eine Übergangslösung zu 
einer offensiveren Europapolitik mit dem 
Ziel, daß Österreich der Europäischen 
Gemeinschaft als Vollmitglied beitritt. 

Wir begrüßen es, daß der Herr Bundeskanz­
ler in diesen Tagen in Bonn erklärt hat, daß 
er einen Vollbeitritt Österreichs zur Europäi­
schen Gemeinschaft nicht ausschließt. Das ist 
ein positiver Akzent. Wir wünschen uns nur, 
daß es nicht bei dieser Absichtserklärung 
oder bei dieser Einräumung einer Möglichkeit 
bleibt, sondern daß er aus dieser Möglichkeit 
eine offensive Politik macht - mit Ihrer 
Unterstützung, Herr Vizekanzler. Arbeiten 
Sie dafür, sorgen Sie dafür, daß Österreich 
möglichst bald Vollmitglied der Europäischen 
Gemeinschaft werden kann! (Beifall bei FPÖ 
und ÖVP.) 22.56 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Ing. Helbich. 
Ich erteile es ihm. 

22.56 

Abgeordneter lng. Helbich (ÖVP): Herr Prä­
sident! Herr Vizekanzler! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Keine Angst: drei 
Minuten! 

Österreich mißt seiner Europapolitik Priori­
tät zu. Mit der Errichtung einer Botschaft der 
Europäischen Gemeinschaft in Wien hat sich 
in der österreichischen Wirtschaft, der Politik 
und in der österreichischen Gesellschaft die 
Erkenntnis durchgesetzt, daß die Zukunft 
unseres Landes wesentlich davon abhängt, 
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daß wir immer näher zum großen europal­
sehen Wirtschafts raum kommen, daß wir 
eines Tages Teil der europäischen Arbeitstei­
lung werden und daß unsere Jugend, unsere 
Arbeitskräfte, unser Wissen und unsere 
Waren im großen Europa der 320 Millionen 
frei zirkulieren können. 

Ich begrüße es, wie die Bundesregierung, 
im wesentlichen das Außenministerium und 
das Wirtschaftsministerium, in rascher Weise 
auf diese neue Europapolitik eingegangen ist. 

Die gesamte österreichische Gesetzgebung 
wird in Zukunft abgestimmt werden. Es ist 
ein Signal für die Integrationsbemühungen 
Österreichs, weil der politische Wille zur Teil­
nahme am geeinten Europa dadurch voll 
unter Beweis gestellt wird. 

Die Zielsetzung Österreichs ist es, Mitglied 
des europäischen Binnenmarktes zu werden. 
Es liegt in unserem Interesse, weil wir nur so 
für unsere Wirtschaft billige Rohstoffe 
sichern können, aber für unsere Fertigpro­
dukte und Dienstleistungen einen riesigen 
Markt ungehindert bearbeiten können. 

Auf diesem Markt wird es für unsere Wirt­
schaft nicht leicht werden, denn der rauhe 
Wind des Wettbewerbs wird wehen. Unsere 
Konsumenten werden davon profitieren, das 
Warenangebot wird reicher und billiger wer­
den, aber auch die Wirtschaft wird letzten 
Endes in Europa ihre Sicherheit finden, da sie 
ja bereits in den vergangenen Jahrzehnten 
gezeigt hat, daß sie flexibel genug ist, ihren 
Platz in der europäischen Arbeitsteilung zu 
finden. 

Durch die Errichtung einer EG-Botschaft in 
Österreich wurde ein deutliches, sichtbares 
Unterpfand dieser österreichischen Euro­
papolitik geschaffen. Wir sehen darin einen 
ersten wichtigen Schritt, ein deutliches Si­
gnal, das wir begrüßen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 22.58 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Zernatto. 
Ich erteile es ihm. 

22.58 

Abgeordneter Dr. Zernatto (ÖVP): Herr Prä­
sident! Herr Vizekanzler! Hohes Haus! Das 
Vorbild meiner Vorredner und Ihre Anmer­
kungen, Herr Präsident, beim Abgeordneten 
Blenk versetzen mich in die angenehme 
Situation, meine an sich lichtvollen Äußerun­
gen, die ich heute zur EG-Problematik brin­
gen wollte, auf einen späteren Zeitpunkt ver-

schieben zu können (Beifall des Abg. Dr. 
Stumm voll), der sich vielleicht im Rahmen 
der Budgetdebatte ergeben wird. 

Ich möchte nur kurz auf die Gott sei Dank 
auch sehr kurzen Ausführungen unseres Kol­
legen Gugerbauer zurückkommen. Ich 
glaube, daß gerade die durchaus offensive 
Politik in Richtung Integration, in Richtung 
Teilnahme am EG-Binnenmarkt dazu geführt 
hat, daß es zu einer Installation einer offiziel­
len Vertretung der EG in Österreich gekom­
men ist. Das ist mit Sicherheit ein Signal, daß 
die Regierungspolitik, die Integration zu för­
dern und die volle Teilnahme am Binnen­
markt anzustreben, auch anerkannt wird. 

Ich hoffe, daß Sie alle mit mir einer Mei­
nung sind, daß dieses Abkommen von uns 
anzunehmen ist, und wünsche Ihnen allen 
eine gute Nacht. (Heiterkeit und Beifall bei 
ÖVP und SPÖ sowie Beifall des Abg. Dr. Krü­
nes.) 22.59 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen zur Abstimmung über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages in 306 
der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t 
angenomme n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Abstimmung über Fristsetzungsantrag 

Präsident: Wir kommen zur Abstimmung 
über den Antrag, dem Rechnungshofausschuß 
zur Berichterstattung über den Antrag 123/A 
der Abgeordneten Wabl und Genossen betref­
fend Sonderprüfung des Rechnungshofes 
über die Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
des Mitteleinsatzes bei der Überschußverwer­
tung von Milch, Getreide und Vieh/Fleisch 
eine Frist bis 5. Dezember 1987 zu setzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für 
den Fristsetzungsantrag sind, um ein Zeichen 
der Zustimmung. (Rufe bei der ÖVP: WO ist 
Wabl? - Abg. Res c h: Ihr müßt für den Wabl 
aufstehen!) Das ist die M i n der h e i t und 
ist a b gel e h n t. 
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Ich gebe bekannt, daß in dieser Sitzung die 
Anfragen 1179/J bis 1192/J eingelangt sind. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die geschäftsordnungsmäßigen Mitteilungen 

und Zuweisungen dient, berufe ich für 23 Uhr 
01 Minute ein, das ist sogleich im Anschluß an 
diese Sitzung. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 

Österreichische Staatsdruckerei. 2153 7 
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